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KAPITEL I 

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Geltungsbereich 

1. Diese Verordnung gilt für folgende Gruppen von Beihilfen: 

a) Regionalbeihilfen; 

b) Beihilfen für KMU in Form von Investitionsbeihilfen, Betriebsbei­
hilfen und Beihilfen zur Erschließung von KMU-Finanzierungen; 

c) Umweltschutzbeihilfen; 

d) Beihilfen für Forschung und Entwicklung und Innovation; 

e) Ausbildungsbeihilfen; 

f) Einstellungs- und Beschäftigungsbeihilfen für benachteiligte Arbeit­
nehmer und Arbeitnehmer mit Behinderungen; 

g) Beihilfen zur Bewältigung der Folgen bestimmter Naturkatastrophen; 

h) Sozialbeihilfen für die Beförderung von Einwohnern entlegener Ge­
biete; 

i) Beihilfen für Breitbandinfrastrukturen; 

j) Beihilfen für Kultur und die Erhaltung des kulturellen Erbes; 

▼M1 
k) Beihilfen für Sportinfrastrukturen und multifunktionale Freizeitinfra­

strukturen; 

l) Beihilfen für lokale Infrastrukturen; 

▼M4 
m) Beihilfen für Regionalflughäfen; 

n) Hafenbeihilfen; 

o) Beihilfen für Projekte der europäischen territorialen Zusammenarbeit; 
und 

p) Beihilfen im Rahmen von aus dem Fonds „InvestEU“ unterstützten 
Finanzprodukten. 

▼B 
2. Diese Verordnung gilt nicht für 

▼M6 
a) Regelungen, die unter Kapitel III Abschnitte 1 (ausgenommen Ar­

tikel 15), 2 (ausgenommen Artikel 19c und 19d), 3, 4, 7 (aus­
genommen Artikel 44) und 10 dieser Verordnung fallen, sofern 
die durchschnittliche jährliche Mittelausstattung je Mitgliedstaat 
150 Mio. EUR übersteigt, nach Ablauf von sechs Monaten nach 
ihrem Inkrafttreten, und Beihilfen, die in der Form von Finanzpro­
dukten nach Kapitel III Abschnitt 16 durchgeführt werden, sofern 
die durchschnittliche jährliche Mittelausstattung je Mitgliedstaat 
200 Mio. EUR übersteigt, nach Ablauf von sechs Monaten nach 
ihrem Inkrafttreten. Bei Beihilfen nach Kapitel III Abschnitt 16 
dieser Verordnung werden im Rahmen der Prüfung, ob die 

▼B
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durchschnittliche jährliche Mittelausstattung eines Mitgliedstaats für 
ein bestimmtes Finanzprodukt 200 Mio. EUR übersteigt, lediglich 
die für das jeweilige Finanzprodukt vorgesehenen Beiträge des Mit­
gliedstaats zu der in Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b der Verord­
nung (EU) 2021/523 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
genannten Mitgliedstaaten-Komponente der EU-Garantie berück­
sichtigt. Die Kommission kann beschließen, dass diese Verordnung 
für einen längeren Zeitraum für eine solche Beihilferegelung gilt, 
nachdem sie den entsprechenden Evaluierungsplan, der innerhalb 
von 20 Arbeitstagen nach Inkrafttreten der Regelung von dem Mit­
gliedstaat bei der Kommission angemeldet wurde, genehmigt hat. 
Hat die Kommission die Geltungsdauer dieser Verordnung für eine 
solche Regelung bereits über den anfänglichen Zeitraum von sechs 
Monaten hinaus verlängert, können die Mitgliedstaaten beschließen, 
die jeweilige Regelung bis zum Ablauf der Geltungsdauer dieser 
Verordnung zu verlängern, sofern der betreffende Mitgliedstaat im 
Einklang mit dem von der Kommission genehmigten Evaluierungs­
plan einen Evaluierungsbericht vorgelegt hat; 

▼B 
b) Änderungen zu unter Buchstabe a genannten Regelungen, bei denen 

es sich nicht um Änderungen handelt, die keine Auswirkungen auf 
die Vereinbarkeit der Beihilferegelung mit dieser Verordnung oder 
keine wesentlichen Auswirkungen auf den Inhalt des genehmigten 
Evaluierungsplans haben können; 

c) Beihilfen für Tätigkeiten im Zusammenhang mit Ausfuhren in Dritt­
länder oder Mitgliedstaaten, insbesondere Beihilfen, die unmittelbar 
mit den ausgeführten Mengen, dem Aufbau oder dem Betrieb eines 
Vertriebsnetzes oder anderen laufenden Kosten in Verbindung mit 
der Ausfuhrtätigkeit zusammenhängen; 

d) Beihilfen, die davon abhängig gemacht werden, dass einheimische 
Waren Vorrang vor eingeführten Waren erhalten. 

▼M1 
3. Diese Verordnung gilt nicht für 

▼M6 
a) Beihilfen für Fischerei und Aquakultur, die in den Anwendungs­

bereich der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 2 ) fallen, ausgenommen 

— Ausbildungsbeihilfen, 

— Beihilfen zur Erschließung von KMU-Finanzierungen, 

— Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen, 

▼M6 

( 1 ) Verordnung (EU) 2021/523 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. März 2021 zur Einrichtung des Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. L 107 vom 26.3.2021, S. 30). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die gemeinsame Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei und der 
Aquakultur, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1184/2006 und (EG) 
Nr. 1224/2009 des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 104/2000 des Rates (ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 1).
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— Innovationsbeihilfen für KMU, 

— Beihilfen für benachteiligte Arbeitnehmer und Arbeitnehmer mit 
Behinderungen, 

— regionale Investitionsbeihilfen für Gebiete in äußerster Rand­
lage, 

— regionale Betriebsbeihilferegelungen, 

— Beihilfen für Projekte der von der örtlichen Bevölkerung betrie­
benen lokalen Entwicklung („CLLD“), 

— Beihilfen für Projekte der europäischen territorialen Zusammen­
arbeit, 

— ab dem 1. Juli 2023 Beihilfen in Form von Umweltsteuerer­
mäßigungen nach Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe f und Arti­
kel 15 Absatz 3 der Richtlinie 2003/96/EG des Rates ( 1 ), 

— Beihilfen im Rahmen von aus dem Fonds „InvestEU“ unter­
stützten Finanzprodukten, mit Ausnahme der in Artikel 1 Ab­
satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission ( 2 ) 
aufgeführten Vorhaben, 

— Beihilfen für Kleinstunternehmen in Form öffentlicher Eingriffe 
bezüglich der Strom-, Erdgas- oder Wärmeversorgung im Sinne 
des Artikels 19c, 

— Beihilfen für KMU in Form befristeter öffentlicher Eingriffe 
bezüglich der Versorgung mit Strom, Gas oder aus Erdgas 
oder Strom erzeugter Wärme zur Abfederung der durch den 
russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine bedingten Preiserhö­
hungen im Sinne des Artikels 19d; 

b) Beihilfen für die Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, 
ausgenommen regionale Investitionsbeihilfen für Gebiete in äußers­
ter Randlage, regionale Betriebsbeihilferegelungen, KMU-Beihilfen 
für die Inanspruchnahme von Beratungsdiensten, Risikofinanzie­
rungsbeihilfen, Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen, Innovati­
onsbeihilfen für KMU, Umweltschutzbeihilfen, Ausbildungsbeihil­
fen, Beihilfen für benachteiligte Arbeitnehmer und Arbeitnehmer 
mit Behinderungen, Beihilfen für Projekte der von der örtlichen 
Bevölkerung betriebenen lokalen Entwicklung (CLLD), Beihilfen 
für Projekte der europäischen territorialen Zusammenarbeit, Beihil­
fen im Rahmen von aus dem Fonds „InvestEU“ unterstützten Fi­
nanzprodukten, Beihilfen für Kleinstunternehmen in Form öffent­
licher Eingriffe bezüglich der Strom-, Erdgas- oder Wärmeversor­
gung im Sinnes des Artikels 19c und Beihilfen für KMU in Form 
befristeter öffentlicher Eingriffe bezüglich der Versorgung mit 
Strom, Gas oder aus Erdgas oder Strom erzeugter Wärme zur Ab­
federung der Auswirkungen der durch den russischen Angriffskrieg 
gegen die Ukraine bedingten Preiserhöhungen im Sinne des Arti­
kels 19d; 

▼M6 

( 1 ) Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung 
der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energie­
erzeugnissen und elektrischem Strom (ABl. L 283 vom 31.10.2003, S. 51). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom 27. Juni 2014 über die 
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und Aquakultur­
sektor (ABl. L 190 vom 28.6.2014, S. 45).
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c) Beihilfen für die Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftli­
cher Erzeugnisse in folgenden Fällen: 

i) wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder der Menge der 
bei Primärerzeugern erworbenen oder von den betreffenden Un­
ternehmen vermarkteten Erzeugnisse richtet; 

ii) wenn die Beihilfe an die Bedingung geknüpft ist, dass sie ganz 
oder teilweise an die Primärerzeuger weitergegeben wird; 

d) Beihilfen zur Erleichterung der Stilllegung nicht wettbewerbsfähiger 
Steinkohlenbergwerke im Sinne des Beschlusses 2010/787/EU des 
Rates ( 1 ); 

e) die in Artikel 13 genannten Gruppen von Regionalbeihilfen. 

▼B 
Wenn ein Unternehmen sowohl in den in Unterabsatz 1 Buchstabe a, b 
oder c genannten ausgeschlossenen Bereichen als auch in Bereichen 
tätig ist, die in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallen, gilt diese 
Verordnung für Beihilfen, die für die letztgenannten Bereiche oder Tä­
tigkeiten gewährt werden, sofern die Mitgliedstaaten durch geeignete 
Mittel wie die Trennung der Tätigkeiten oder die Zuweisung der Kosten 
sicherstellen, dass die im Einklang mit dieser Verordnung gewährten 
Beihilfen nicht den Tätigkeiten in den ausgeschlossenen Bereichen 
zugutekommen. 

▼M4 
4. Diese Verordnung gilt nicht für 

a) Beihilferegelungen, in denen nicht ausdrücklich festgelegt ist, dass 
einem Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung aufgrund 
eines früheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Un­
zulässigkeit einer von demselben Mitgliedstaat gewährten Beihilfe 
und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekom­
men ist, keine Einzelbeihilfen gewährt werden dürfen, ausgenommen 
Beihilferegelungen zur Bewältigung der Folgen bestimmter Natur­
katastrophen und Beihilferegelungen, die unter Artikel 19b sowie 
Kapitel III Abschnitte 2a und 16 fallen; 

b) Ad-hoc-Beihilfen für ein Unternehmen im Sinne des Buchstaben a; 

c) Beihilfen für Unternehmen in Schwierigkeiten, ausgenommen Bei­
hilferegelungen zur Bewältigung der Folgen bestimmter Naturkata­
strophen, Beihilferegelungen für Unternehmensneugründungen, re­
gionale Betriebsbeihilferegelungen, Beihilferegelungen, die unter Ar­
tikel 19b fallen, Beihilfen für KMU nach Artikel 56f und Beihilfen 
für Finanzintermediäre nach den Artikeln 16, 21, 22 und 39 sowie 
nach Kapitel III Abschnitt 16, sofern Unternehmen in Schwierigkei­
ten nicht gegenüber anderen Unternehmen begünstigt werden. Ab­
weichend davon gilt diese Verordnung jedoch auch für Unterneh­
men, die am 31. Dezember 2019 keine Unternehmen in Schwierig­
keiten waren, aber während des Zeitraums vom 1. Januar 2020 bis 
zum 31. Dezember 2021 zu Unternehmen in Schwierigkeiten 
wurden. 

▼M1 

( 1 ) Beschluss 2010/787/EU des Rates vom 10. Dezember 2010 über staatliche 
Beihilfen zur Erleichterung der Stilllegung nicht wettbewerbsfähiger Stein­
kohlebergwerke (ABl. L 336 vom 21.12.2010, S. 24).
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5. Diese Verordnung gilt nicht für Beihilfemaßnahmen, die als sol­
che, durch die mit ihnen verbundenen Bedingungen oder durch ihre 
Finanzierungsmethode zu einem nicht abtrennbaren Verstoß gegen Uni­
onsrecht führen, insbesondere 

a) Beihilfemaßnahmen, bei denen die Gewährung der Beihilfe davon 
abhängig ist, dass der Beihilfeempfänger seinen Sitz in dem betref­
fenden Mitgliedstaat hat oder überwiegend in diesem Mitgliedstaat 
niedergelassen ist; es kann jedoch verlangt werden, dass der Beihilfe­
empfänger zum Zeitpunkt der Auszahlung der Beihilfe eine Betriebs­
stätte oder Niederlassung in dem die Beihilfe gewährenden Mitglied­
staat hat; 

b) Beihilfemaßnahmen, bei denen die Gewährung der Beihilfe davon 
abhängig ist, dass der Beihilfeempfänger einheimische Waren ver­
wendet oder einheimische Dienstleistungen in Anspruch nimmt; 

c) Beihilfemaßnahmen, mit denen die Möglichkeit eingeschränkt wird, 
dass die Beihilfeempfänger die Ergebnisse von Forschung, Entwick­
lung und Innovation in anderen Mitgliedstaaten nutzen. 

▼M6 
6. Kapitel III Abschnitt 7 dieser Verordnung gilt nicht für staatliche 
Beihilfen für die Erzeugung von Kernenergie. 

▼B 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmun­
gen: 

1. „Beihilfe“: Maßnahme, die alle Voraussetzungen des Artikels 
107 Absatz 1 AEUV erfüllt; 

2. „kleine und mittlere Unternehmen“ oder „KMU“: Unternehmen, 
die die Voraussetzungen des Anhangs I erfüllen; 

3. „Arbeitnehmer mit Behinderungen“: Personen, die 

a) nach nationalem Recht als Arbeitnehmer mit Behinderungen 
anerkannt sind oder 

b) langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeein­
trächtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit ver­
schiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleich­
berechtigten Teilhabe am Arbeitsleben hindern können; 

4. „benachteiligte Arbeitnehmer“: Personen, die 

a) in den vorangegangenen 6 Monaten keiner regulären bezahl­
ten Beschäftigung nachgegangen sind oder 

b) zwischen 15 und 24 Jahre alt sind oder 

c) über keinen Abschluss der Sekundarstufe II beziehungsweise 
keinen Berufsabschluss verfügen (Internationale Standard­
klassifikation für das Bildungswesen 3) oder deren Ab­
schluss einer Vollzeit-Bildungsmaßnahme noch keine zwei 
Jahre zurückliegt und die noch keine reguläre bezahlte Ers­
tanstellung gefunden haben oder 

d) älter als 50 Jahre sind oder 

▼B
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e) allein lebende Erwachsene mit mindestens einer unterhalts­
berechtigten Person sind oder 

f) in einem Mitgliedstaat in einem Wirtschaftszweig oder einem 
Beruf arbeiten, in dem das Ungleichgewicht zwischen Män­
nern und Frauen mindestens 25 % höher ist als das durch­
schnittliche Ungleichgewicht zwischen Männern und Frauen, 
das in dem betreffenden Mitgliedstaat in allen Wirtschafts­
zweigen insgesamt verzeichnet wird, und zu der unterreprä­
sentierten Geschlechtsgruppe gehören oder 

g) Angehörige einer ethnischen Minderheit in einem Mitglied­
staat sind und die ihre sprachlichen oder beruflichen Fertig­
keiten ausbauen oder mehr Berufserfahrung sammeln müs­
sen, damit sie bessere Aussichten auf eine dauerhafte Be­
schäftigung haben; 

5. „Beförderung“: Beförderung von Personen und Fracht im ge­
werblichen Luft-, See-, Straßen-, Schienen und Binnenschiffs­
verkehr; 

6. „Beförderungskosten“: die vom Beihilfeempfänger tatsächlich 
gezahlten Kosten der Beförderung im gewerblichen Verkehr 
pro Verbringung; sie umfassen 

a) Frachtkosten, Umladekosten und Zwischenlagerungskosten, 
insoweit sich diese Kosten auf die Verbringung beziehen, 

b) Frachtversicherungskosten, 

c) Steuern, Zölle oder sonstige Abgaben, die sowohl am 
Abgangs- als auch am Bestimmungsort auf die Fracht und 
gegebenenfalls auf die Tragfähigkeit erhoben werden, und 

d) Sicherheitskontrollkosten, Aufschläge für gestiegene Kraft­
stoffpreise; 

7. „entlegene Gebiete“: in äußerster Randlage gelegene Gebiete, 
Malta, Zypern, Ceuta und Melilla, Inseln im Staatsgebiet eines 
Mitgliedstaats und Gebiete mit geringer Bevölkerungsdichte; 

8. „Vermarktung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses“: der Be­
sitz oder die Ausstellung eines Erzeugnisses im Hinblick auf 
den Verkauf, das Angebot zum Verkauf, die Lieferung oder 
jede andere Art des Inverkehrbringens, ausgenommen der Erst­
verkauf durch einen Primärerzeuger an Wiederverkäufer oder 
Verarbeiter sowie jede Tätigkeit zur Vorbereitung eines Erzeug­
nisses für diesen Erstverkauf; der Verkauf durch einen Primär­
erzeuger an Endverbraucher gilt als Vermarktung, wenn er in 
gesonderten, eigens für diesen Zweck vorgesehenen Räumlich­
keiten erfolgt; 

9. „landwirtschaftliche Primärproduktion“: Erzeugung von in An­
hang I des AEUV aufgeführten Erzeugnissen des Bodens und 
der Viehzucht, ohne weitere Vorgänge, die die Beschaffenheit 
solcher Erzeugnisse verändern; 

▼B
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10. „Verarbeitung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses“: jede 
Einwirkung auf ein landwirtschaftliches Erzeugnis, deren Ergeb­
nis ebenfalls ein landwirtschaftliches Erzeugnis ist, ausgenom­
men Tätigkeiten eines landwirtschaftlichen Betriebs zur Vor­
bereitung eines tierischen oder pflanzlichen Erzeugnisses für 
den Erstverkauf; 

11. „landwirtschaftliche Erzeugnisse“: die in Anhang I des AEUV 
aufgeführten Erzeugnisse, ausgenommen Erzeugnisse der Fi­
scherei und Aquakultur, die in Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 1379/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Dezember 2013 aufgeführt sind; 

12. „Gebiete in äußerster Randlage“: die in Artikel 349 AEUV 
genannten Gebiete. Im Einklang mit dem Beschluss 
2010/718/EU des Europäischen Rates zählt die Insel 
Saint-Barthélemy seit dem 1. Januar 2012 nicht mehr zu den 
Gebieten in äußerster Randlage. Im Einklang mit dem Beschluss 
2012/419/EU des Europäischen Rates gilt Mayotte seit dem 
1. Januar 2014 als Gebiet in äußerster Randlage. 

13. „Steinkohle“ oder „Kohle“: die höher und mittel inkohlten Koh­
lesorten sowie die niedriger inkohlten „A“- und „B“-Sorten im 
Sinne des internationalen Kohle-Klassifizierungssystems der 
UN-Wirtschaftskommission für Europa, präzisiert durch den Be­
schluss des Rates vom 10. Dezember 2010 über staatliche Bei­
hilfen zur Erleichterung der Stilllegung nicht wettbewerbsfähiger 
Steinkohlebergwerke ( 1 ); 

14. „Einzelbeihilfe“: 

i) Ad-hoc-Beihilfen und 

ii) Beihilfen, die einzelnen Empfängern auf der Grundlage einer 
Beihilferegelung gewährt werden; 

15. „Beihilferegelung“: Regelung, nach der Unternehmen, die in der 
Regelung in einer allgemeinen und abstrakten Weise definiert 
sind, ohne nähere Durchführungsmaßnahmen Einzelbeihilfen ge­
währt werden können, beziehungsweise Regelung, nach der ei­
nem oder mehreren Unternehmen für unbestimmte Zeit und/oder 
in unbestimmter Höhe Beihilfen gewährt werden können, die 
nicht an ein bestimmtes Vorhaben gebunden sind; 

16. „Evaluierungsplan“: Dokument mit den folgenden Mindestanga­
ben: Ziele der zu evaluierenden Beihilferegelung, Evaluierungs­
fragen, Ergebnisindikatoren, vorgesehene Evaluierungsmethode, 
Datenerfassungskriterien, vorgesehener Zeitplan für die Evaluie­
rung einschließlich des Termins für die Vorlage des abschlie­
ßenden Berichts, Beschreibung des unabhängigen Gremiums, 
das die Evaluierung vornimmt, oder der für seine Auswahl he­
rangezogenen Kriterien sowie die Modalitäten für die Bekannt­
machung der Evaluierung; 

17. „Ad-hoc-Beihilfe“: Beihilfe, die nicht auf der Grundlage einer 
Beihilferegelung gewährt wird; 

▼B 

( 1 ) ABl. L 336 vom 21.12.2010, S. 24.
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18. „Unternehmen in Schwierigkeiten“: Unternehmen, auf das min­
destens einer der folgenden Umstände zutrifft: 

▼M6 
a) Im Falle von Gesellschaften mit beschränkter Haftung (aus­

genommen KMU, die noch keine drei Jahre bestehen, und – 
in Bezug auf Risikofinanzierungsbeihilfen – KMU, die die 
Voraussetzung des Artikels 21 Absatz 3 Buchstabe b erfül­
len und nach einer Due-Diligence-Prüfung durch den aus­
gewählten Finanzintermediär für Risikofinanzierungen in­
frage kommen): Mehr als die Hälfte des gezeichneten 
Stammkapitals ist infolge aufgelaufener Verluste verloren 
gegangen. Dies ist der Fall, wenn sich nach Abzug der 
aufgelaufenen Verluste von den Rücklagen (und allen sons­
tigen Elementen, die im Allgemeinen den Eigenmitteln des 
Unternehmens zugerechnet werden) ein negativer kumulati­
ver Betrag ergibt, der mehr als der Hälfte des gezeichneten 
Stammkapitals entspricht. Für die Zwecke dieser Bestim­
mung bezieht sich der Begriff „Gesellschaft mit beschränk­
ter Haftung“ insbesondere auf die in Anhang I der Richt­
linie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 1 ) genannten Arten von Unternehmen und der Begriff 
„Stammkapital“ umfasst gegebenenfalls alle Agios. 

b) Im Falle von Gesellschaften, bei denen zumindest einige 
Gesellschafter unbeschränkt für die Schulden der Gesell­
schaft haften (ausgenommen KMU, die noch keine drei 
Jahre bestehen, und – in Bezug auf Risikofinanzierungsbei­
hilfen – KMU, die die Voraussetzung des Artikels 21 Ab­
satz 3 Buchstabe b erfüllen und nach einer Due-Diligence- 
Prüfung durch den ausgewählten Finanzintermediär für Ri­
sikofinanzierungen infrage kommen): Mehr als die Hälfte 
der in den Geschäftsbüchern ausgewiesenen Eigenmittel ist 
infolge aufgelaufener Verluste verloren gegangen. Für die 
Zwecke dieser Bestimmung bezieht sich der Begriff „Gesell­
schaften, bei denen zumindest einige Gesellschafter unbe­
schränkt für die Schulden der Gesellschaft haften“ insbeson­
dere auf die in Anhang II der Richtlinie 2013/34/EU ge­
nannten Arten von Unternehmen. 

▼B 
c) Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insolvenzverfahrens 

oder erfüllt die im innerstaatlichen Recht vorgesehenen Vo­
raussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
auf Antrag seiner Gläubiger. 

d) Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe erhalten und der 
Kredit wurde noch nicht zurückgezahlt oder die Garantie ist 
noch nicht erloschen beziehungsweise das Unternehmen hat 
eine Umstrukturierungsbeihilfe erhalten und unterliegt im­
mer noch einem Umstrukturierungsplan. 

e) Im Falle eines Unternehmens, das kein KMU ist: In den 
letzten beiden Jahren 

1. betrug der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des Un­
ternehmens mehr als 7,5 und 

▼B 

( 1 ) Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und 
damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und 
zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG 
des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 19).
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2. das anhand des EBITDA berechnete Zinsdeckungsver­
hältnis des Unternehmens lag unter 1,0; 

19. „Verpflichtungen zur Territorialisierung der Ausgaben“: den 
Beihilfeempfängern von der Bewilligungsbehörde auferlegte 
Verpflichtungen, einen Mindestbetrag in einem bestimmten Ge­
biet auszugeben oder dort Produktionstätigkeiten in einem Min­
destumfang durchzuführen; 

▼M6 
20. „angepasster Beihilfebetrag“: zulässiger Beihilfehöchstbetrag für 

ein großes Investitionsvorhaben, der anhand folgender Formel 
berechnet wird: 

angepasster Beihilfebetrag = R × (A + 0,50 × B + 0 × C) 

Dabei entspricht R der in dem betreffenden Gebiet geltenden 
Beihilfehöchstintensität (ohne Anhebung der Beihilfeintensität 
für KMU). A steht für die ersten 55 Mio. EUR der beihilfe­
fähigen Kosten, B für den zwischen 55 Mio. EUR 
und 110 Mio. EUR liegenden Teil der beihilfefähigen Kosten 
und C für den über 110 Mio. EUR liegenden Teil; 

▼B 
21. „rückzahlbarer Vorschuss“: für ein Vorhaben gewährter Kredit, 

das in einer oder mehreren Tranchen ausgezahlt wird und dessen 
Rückzahlungsbedingungen vom Ergebnis des Vorhabens abhän­
gen; 

22. „Bruttosubventionsäquivalent“: Höhe der Beihilfe, wenn diese 
als Zuschuss für den Empfänger gewährt worden wäre, vor 
Abzug von Steuern und sonstigen Abgaben; 

23. „Beginn der Arbeiten“: entweder der Beginn der Bauarbeiten für 
die Investition oder die erste rechtsverbindliche Verpflichtung 
zur Bestellung von Ausrüstung oder eine andere Verpflichtung, 
die die Investition unumkehrbar macht, wobei der früheste die­
ser Zeitpunkte maßgebend ist; der Kauf von Grundstücken und 
Vorarbeiten wie die Einholung von Genehmigungen und die 
Erstellung vorläufiger Durchführbarkeitsstudien gelten nicht als 
Beginn der Arbeiten. Bei einer Übernahme ist der „Beginn der 
Arbeiten“ der Zeitpunkt des Erwerbs der unmittelbar mit der 
erworbenen Betriebsstätte verbundenen Vermögenswerte; 

24. „große Unternehmen“: Unternehmen, die die Voraussetzungen 
des Anhangs I nicht erfüllen; 

25. „steuerliche Folgeregelung“: Regelung in Form von Steuerver­
günstigungen, die eine geänderte Fassung einer früher bestehen­
den Regelung in Form von Steuervergünstigungen darstellt und 
diese ersetzt; 

26. „Beihilfeintensität“: in Prozent der beihilfefähigen Kosten aus­
gedrückte Höhe der Beihilfe vor Abzug von Steuern und sons­
tigen Abgaben; 

▼M6 
27. „Fördergebiete“: die Gebiete, die in einer in Anwendung des 

Artikels 107 Absatz 3 Buchstaben a und c AEUV genehmigten 
und am Tag der Beihilfegewährung geltenden Fördergebiets­
karte ausgewiesen sind; 

▼B
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28. „Tag der Gewährung der Beihilfe“: der Tag, an dem der Bei­
hilfeempfänger nach dem geltenden nationalen Recht einen 
Rechtsanspruch auf die Beihilfe erwirbt; 

29. „materielle Vermögenswerte“: Grundstücke, Gebäude und Anla­
gen, Maschinen und Ausrüstung; 

30. „immaterielle Vermögenswerte“: Vermögenswerte ohne physi­
sche oder finanzielle Verkörperung wie Patentrechte, Lizenzen, 
Know-how oder sonstige Rechte des geistigen Eigentums; 

31. „Lohnkosten“: alle Kosten, die der Beihilfeempfänger für den 
betreffenden Arbeitsplatz in einem bestimmten Zeitraum tatsäch­
lich tragen muss; sie umfassen den Bruttolohn vor Steuern und 
Pflichtbeiträgen wie Sozialversicherung, Kosten für die Betreu­
ung von Kindern und die Pflege von Eltern; 

▼M6 
32. „Nettoanstieg der Beschäftigtenzahl“: Nettoanstieg der Zahl der 

Beschäftigten in der betreffenden Betriebsstätte im Vergleich 
zum Durchschnitt eines bestimmten Zeitraums, wobei die in 
dem jeweiligen Zeitraum abgebauten Stellen von den geschaf­
fenen Stellen abzuziehen sind. Die Zahl der Vollzeit-, Teilzeit- 
und Saisonarbeitskräfte ist mit ihren Bruchteilen der jährlichen 
Arbeitseinheiten zu berücksichtigen; 

▼B 
33. „gewidmete Infrastruktur“: Infrastruktur, die für im Voraus er­

mittelbare Unternehmen errichtet wird und auf deren Bedarf 
zugeschnitten ist; 

▼M6 
34. „Finanzintermediär“: Finanzinstitute ungeachtet ihrer Form und 

Eigentumsverhältnisse, einschließlich Dachfonds, privater Inves­
titionsfonds, öffentlicher Investitionsfonds, Banken, Mikrofinan­
zierungsinstitute und Garantiegesellschaften; 

▼B 
35. „Verbringung“: Transport von Gütern vom Abgangsort zum Be­

stimmungsort einschließlich einzelner Streckenabschnitte oder 
Teilstrecken innerhalb oder außerhalb des betreffenden Mitglied­
staats unter Nutzung eines oder mehrerer Verkehrsträger; 

36. „angemessene Kapitalrendite (fair rate of return — FRR)“: die 
erwartete Kapitalrendite, die einem risikoberichtigtem Abzin­
sungssatz entspricht, der das Risiko eines Projekts sowie Art 
und Höhe des von privaten Investoren vorgesehenen Investiti­
onskapitals widerspiegelt; 

37. „Gesamtfinanzierung“: Betrag der Gesamtinvestition in ein nach 
Abschnitt 3 oder Artikel 16 oder 39 dieser Verordnung beihilfe­
fähiges Unternehmen oder Vorhaben; davon ausgenommen sind 
rein private Investitionen, die zu Marktbedingungen getätigt 
werden und nicht in den Anwendungsbereich der betreffenden 
staatlichen Beihilfe fallen; 

▼B
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38. „Ausschreibung“: diskriminierungsfreies Bieterverfahren, das 
die Beteiligung einer ausreichend großen Zahl von Unternehmen 
gewährleisten soll und bei dem die Beihilfe entweder auf der 
Grundlage des ursprünglichen Angebots des Bieters oder eines 
Clearingpreises gewährt wird. Zudem ist die Mittelausstattung 
oder das Volumen in Verbindung mit der Ausschreibung eine 
verbindliche Vorgabe, so dass nicht allen Bietern eine Beihilfe 
gewährt werden kann; 

▼M1 
39. „Betriebsgewinn aus der Investition“: Differenz zwischen den 

abgezinsten Einnahmen und den abgezinsten Betriebskosten im 
Laufe der wirtschaftlichen Lebensdauer der Investition, wenn 
die Differenz positiv ist. Zu den Betriebskosten zählen Kosten 
wie Personal-, Material-, Fremdleistungs-, Kommunikations-, 
Energie-, Wartungs-, Miet- und Verwaltungskosten, nicht aber 
die Abschreibungs- und Finanzierungskosten, wenn sie durch 
die Investitionsbeihilfe gedeckt werden. Durch Abzinsung der 
Einnahmen und Betriebskosten unter Verwendung eines geeig­
neten Abzinsungssatzes wird gewährleistet, dass ein angemesse­
ner Gewinn erzielt werden kann ; 

▼M6 
39a. „Fremdvergleichsgrundsatz“: Grundsatz, nach dem sich die Be­

dingungen des Rechtsgeschäfts zwischen den Vertragsparteien 
nicht von denen unterscheiden, die bei einem Rechtsgeschäft 
zwischen unabhängigen Unternehmen festgelegt würden, und 
keine wettbewerbswidrigen Absprachen vorliegen dürfen; für 
jedes auf der Grundlage eines offenen, transparenten und dis­
kriminierungsfreien Verfahrens geschlossene Rechtsgeschäft 
gilt, dass es dem Fremdvergleichsgrundsatz entspricht; 

39b. „schriftlich“: jede Form schriftlicher Dokumente, einschließlich 
elektronischer Dokumente, sofern solche elektronischen Doku­
mente nach den in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden 
Verwaltungsverfahren und Rechtsvorschriften als gleichwertig 
anerkannt sind. 

▼B 
Begriffsbestimmungen für Regionalbeihilfen 

▼M6 __________ 

▼B 
41. „Regionale Investitionsbeihilfen“: Regionalbeihilfen für Erst­

investitionen beziehungsweise Erstinvestitionen in eine neue 
Wirtschaftstätigkeit; 

▼M6 
42. „regionale Betriebsbeihilfen“: Beihilfen zur Senkung der laufen­

den Ausgaben eines Unternehmens, zu denen beispielsweise 
Personal-, Material-, Fremdleistungs-, Kommunikations-, 
Energie-, Wartungs-, Miet- und Verwaltungskosten zählen, nicht 
aber der Abschreibungsaufwand und die Finanzierungskosten im 
Zusammenhang mit einer Investition, für die bereits eine Inves­
titionsbeihilfe gewährt wurde; 

43. „Stahlindustrie“: Herstellung eines oder mehrerer der folgenden 
Erzeugnisse: 

a) Roheisen und Ferrolegierungen: 

Roheisen für die Erzeugung von Stahl, Gießereiroheisen und sons­
tige Roheisensorten, Spiegeleisen und Hochofen-Ferromangan, 
nicht einbegriffen sind die übrigen Ferrolegierungen; 

▼B
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b) Rohfertigerzeugnisse und Halbzeug aus Eisen, Stahl oder 
Edelstahl: 

flüssiger Stahl, gleichgültig ob in Blöcken gegossen oder 
nicht, darunter zu Schmiedezwecken bestimmte Blöcke, 
Halbzeug: vorgewalzte Blöcke (Luppen), Knüppel und 
Brammen, Platinen, warmgewalztes breites Bandeisen, mit 
Ausnahme der Erzeugung von Flüssigstahlguss für kleine 
und mittlere Gießereien; 

c) Walzwerksfertigerzeugnisse aus Eisen, Stahl oder Edelstahl: 

Schienen, Schwellen, Unterlagsplatten und Laschen, Träger, 
schwere Formeisen und Stabeisen von 80 mm und mehr, 
Stab- und Profileisen unter 80 mm sowie Flacheisen unter 
150 mm, Walzdraht, Röhrenrundstahl und Röhrenvierkant­
stahl, warmgewalztes Bandeisen (einschließlich der Streifen 
zur Röhrenherstellung), warmgewalzte Bleche (mit oder ohne 
Überzug), Grob- und Mittelbleche von 3 mm Stärke und 
mehr, Universaleisen von 150 mm und mehr, mit Ausnahme 
von Draht und Drahtprodukten, Blankstahl und Grauguss; 

d) kaltfertiggestellte Erzeugnisse: 

Weißblech, verbleites Blech, Schwarzblech, verzinkte Ble­
che, sonstige mit Überzug versehene Bleche, kaltgewalzte 
Bleche, Transformatoren- und Dynamobleche, zur Herstel­
lung von Weißblech bestimmtes Bandeisen; kaltgewalztes 
Blech, als Bund und als Streifen; 

e) Röhren: 

sämtliche nahtlosen Stahlröhren, geschweißte Stahlröhren mit 
einem Durchmesser von mehr als 406,4 mm; 

43a. „Braunkohle“: die niedrig inkohlten „C“-Sorten (Weichbraunkohle) 
und „B“-Sorten (Hartbraunkohle) im Sinne des internationalen 
Kohle-Klassifizierungssystems der UN-Wirtschaftskommission 
für Europa; 

__________ 

45. „Verkehrssektor“: Beförderung von Personen und Fracht im ge­
werblichen Luft-, See-, Straßen-, Schienen- und Binnenschiffs­
verkehr; der „Verkehrssektor“ umfasst insbesondere folgende 
Tätigkeiten im Sinne der statistischen Systematik der Wirt­
schaftszweige (NACE Rev. 2), die mit der Verordnung (EG) 
Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
aufgestellt wurde: 

▼M6 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung der statistischen Systematik der 
Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur Änderung der Verord­
nung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates sowie einiger Verordnungen der EG 
über bestimmte Bereiche der Statistik (ABl. L 393 vom 30.12.2006, S. 1).
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a) NACE 49: Landverkehr und Transport in Rohrfernleitungen, 
nicht aber Betrieb von Taxis (NACE 49.32), Betrieb von 
Standseilbahnen, Seilschwebebahnen und Skiliften, soweit 
diese nicht Teil von Orts- und Nahverkehrssystemen sind 
(NACE 49.39), Umzugstransporte (NACE 49.42), Transport 
in Rohrfernleitungen (NACE 49.5), 

b) NACE 50: Schifffahrt, 

c) NACE 51: Luftfahrt, nicht aber Raumtransport 
(NACE 51.22); 

▼B 
46. „Regelung für eine begrenzte Zahl bestimmter Wirtschafts­

zweige“: Regelung für Tätigkeiten, die unter weniger als fünf 
Klassen (vierstelliger numerischer Code) der Statistischen Sys­
tematik der Wirtschaftszweige NACE Rev. 2 fallen; 

47. „Tourismustätigkeiten“ im Sinne der NACE Rev. 2: 

a) NACE 55: Beherbergung, 

b) NACE 56: Gastronomie, 

c) NACE 79: Reisebüros, Reiseveranstalter, Erbringung sons­
tiger Reservierungsdienstleistungen, 

d) NACE 90: kreative, künstlerische und unterhaltende Tätig­
keiten, 

e) NACE 91: Bibliotheken, Archive, Museen, botanische und 
zoologische Gärten, 

f) NACE 93: Erbringung von Dienstleistungen des Sports, der 
Unterhaltung und der Erholung; 

▼M6 
47a. „Abschluss der Investition“: Zeitpunkt, zu dem die nationalen 

Behörden die Investition als abgeschlossen erachten oder, in 
Ermangelung dessen, zu dem drei Jahre nach Beginn der Ar­
beiten verstrichen sind; 

▼M1 
48. „Gebiete mit geringer Bevölkerungsdichte“: NUTS-II-Gebiete 

mit weniger als 8 Einwohnern pro km 
2 oder NUTS-III-Gebiete 

mit weniger als 12,5 Einwohnern pro km 
2 oder Gebiete, die von 

der Kommission in den einzelnen Beschlüssen über Förder­
gebietskarten der Mitgliedstaaten, die zum Zeitpunkt der Bei­
hilfegewährung galten, als Gebiete mit geringer Bevölkerungs­
dichte anerkannt wurden; 

48a. „Gebiete mit sehr geringer Bevölkerungsdichte“: NUTS-II-Ge­
biete mit weniger als 8 Einwohnern pro km 

2 oder Gebiete, die 
von der Kommission in den einzelnen Beschlüssen über Förder­
gebietskarten der Mitgliedstaaten, die zum Zeitpunkt der Bei­
hilfegewährung galten, als Gebiete mit sehr geringer Bevölke­
rungsdichte anerkannt wurden; 

▼M6 
49. „Erstinvestition“: eine der folgenden Arten von Investitionen: 

a) Investition in materielle und immaterielle Vermögenswerte 
zu mindestens einem der nachstehenden Zwecke: 

▼M6
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— zur Errichtung einer neuen Betriebsstätte, 

— zum Ausbau der Kapazitäten einer bestehenden Betriebs­
stätte, 

— zur Diversifizierung der Produktion einer Betriebsstätte 
durch vorher dort nicht hergestellte Produkte oder vorher 
dort nicht erbrachte Dienstleistungen oder 

— zur grundlegenden Änderung des gesamten Prozesses zur 
Herstellung der Produkte oder Erbringung der Dienstleis­
tungen, die von der Investition in die Betriebsstätte be­
troffen sind, 

b) Erwerb von Vermögenswerten einer Betriebsstätte, die ge­
schlossen wurde oder ohne diesen Erwerb geschlossen wor­
den wäre. Werden lediglich Unternehmensanteile erworben, 
so gilt dies nicht als Erstinvestition. 

Ersatzinvestitionen stellen somit keine Erstinvestitionen dar; 

50. „dieselbe oder eine ähnliche Tätigkeit“: Tätigkeit, die unter die­
selbe Klasse (vierstelliger numerischer Code) der statistischen 
Systematik der Wirtschaftszweige NACE Rev. 2 fällt; 

51. „Erstinvestition, die eine neue wirtschaftliche Tätigkeit begrün­
det“: 

a) Investition in materielle und immaterielle Vermögenswerte 
zu mindestens einem der nachstehenden Zwecke: 

— zur Errichtung einer neuen Betriebsstätte, 

— zur Diversifizierung der Tätigkeit einer Betriebsstätte, 
sofern die neue Tätigkeit nicht dieselbe oder eine ähn­
liche Tätigkeit wie die früher in der Betriebsstätte aus­
geübte Tätigkeit ist, oder 

b) Erwerb von Vermögenswerten einer Betriebsstätte, die ge­
schlossen wurde oder ohne diesen Erwerb geschlossen wor­
den wäre, sofern die neue Tätigkeit, die mit den erworbenen 
Vermögenswerten ausgeübt werden soll, nicht dieselbe oder 
eine ähnliche Tätigkeit wie die vor dem Erwerb in der Be­
triebsstätte ausgeübte Tätigkeit ist. 

Werden lediglich Unternehmensanteile erworben, so gilt dies 
nicht als Erstinvestition, die eine neue wirtschaftliche Tätig­
keit begründet; 

▼B 
52. „großes Investitionsvorhaben“: Erstinvestition mit beihilfefähi­

gen Kosten von über 50 Mio. EUR, berechnet auf der Grund­
lage der zum Tag der Gewährung geltenden Preise und Wech­
selkurse; 

53. „Bestimmungsort“: Ort, an dem die Güter entladen werden; 

54. „Abgangsort“: Ort, an dem die Güter für die Beförderung ge­
laden werden; 

▼M1 
55. „für Betriebsbeihilfen infrage kommende Gebiete“: Gebiete in 

äußerster Randlage im Sinne des Artikels 349 AEUV, Gebiete 
mit geringer Bevölkerungsdichte oder Gebiete mit sehr geringer 
Bevölkerungsdichte; 

▼M6
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56. „Verkehrsträger“: Schienenverkehr, Straßengüterverkehr, Bin­
nenschifffahrt, Seeschifffahrt, Luftverkehr und intermodaler Ver­
kehr; 

57. „Stadtentwicklungsfonds“ („SEF“): spezialisierter Investitions­
fonds, der für Investitionen in Stadtentwicklungsprojekte im 
Rahmen einer Stadtentwicklungsbeihilfemaßnahme eingerichtet 
wurde. Ein SEF wird von einem Stadtentwicklungsfondsmana­
ger verwaltet; 

58. „Stadtentwicklungsfondsmanager“: eine professionelle Verwal­
tungsgesellschaft mit Rechtspersönlichkeit, die Investitionen in 
beihilfefähige Stadtentwicklungsprojekte auswählt und tätigt; 

59. „Stadtentwicklungsprojekt“: Investitionsvorhaben, mit dem die 
Durchführung der in einem integrierten Plan für nachhaltige 
Stadtentwicklung vorgesehenen Maßnahmen gefördert und zur 
Verwirklichung der Ziele des Plans beigetragen werden kann; 
dazu zählen auch Projekte, deren Kapitalrendite möglicherweise 
nicht ausreicht, um Finanzierungen auf rein kommerzieller Basis 
zu erhalten. Ein Stadtentwicklungsprojekt kann als gesonderter 
Finanzierungsblock innerhalb der rechtlichen Strukturen des be­
günstigten privaten Investors oder als separate rechtliche Einheit 
(z. B. als Zweckgesellschaft) angelegt sein; 

60. „integrierter Plan für nachhaltige Stadtentwicklung“: eine von 
einer einschlägigen lokalen Behörde oder öffentlichen Stelle 
offiziell vorgeschlagene und bestätigte Strategie, die für ein be­
stimmtes städtisches Gebiet und einen bestimmten Zeitraum in­
tegrierte Maßnahmen zur Bewältigung der wirtschaftlichen, öko­
logischen, klimatischen, demografischen und sozialen Heraus­
forderungen umfasst; 

61. „Sachleistung“: die Einbringung von Grundstücken oder Immo­
bilien, wenn diese Teil des Stadtentwicklungsprojekts sind; 

▼M1 
61a. „Verlagerung“: Übertragung derselben oder einer ähnlichen Tä­

tigkeit oder eines Teils davon von einer im Gebiet einer Ver­
tragspartei des EWR-Abkommens gelegenen Betriebsstätte (ur­
sprüngliche Betriebsstätte) zu der im Gebiet einer anderen Ver­
tragspartei des EWR-Abkommens gelegenen Betriebsstätte, in 
der die geförderte Investition getätigt wird (geförderte Betriebs­
stätte). Eine Übertragung liegt vor, wenn das Produkt oder die 
Dienstleistung in der ursprünglichen und in der geförderten Be­
triebsstätte zumindest teilweise denselben Zwecken dient und 
der Nachfrage oder dem Bedarf desselben Typs von Verbrau­
chern gerecht wird und in einer der im EWR gelegenen ur­
sprünglichen Betriebsstätten des Beihilfeempfängers Arbeits­
plätze im Bereich derselben oder einer ähnlichen Tätigkeit ver­
loren gehen; 

▼B 
Begriffsbestimmungen für KMU-Beihilfen 

62. „direkt durch ein Investitionsvorhaben geschaffene Arbeits­
plätze“: Arbeitsplätze, die die Tätigkeit betreffen, auf die sich 
die Investition bezieht, einschließlich Arbeitsplätzen, die auf­
grund einer investitionsbedingten höheren Kapazitätsauslastung 
entstehen; 

▼B



 

02014R0651 — DE — 01.07.2023 — 006.001 — 18 

__________ 

▼B 
Begriffsbestimmungen für Beihilfen für die Erschließung 
von KMU-Finanzierungen 

66. „beteiligungsähnliche Investition“: eine zwischen Beteiligung 
und Kreditfinanzierung angesiedelte Finanzierungsform, die 
mit einem höheren Risiko als vorrangige Verbindlichkeiten 
und einem niedrigeren Risiko als die üblichen Beteiligungen 
verbunden ist, bei der sich die Rendite für den Inhaber über­
wiegend nach den Gewinnen oder Verlusten des Zielunterneh­
mens bemisst und die im Falle der Zahlungsunfähigkeit des 
Zielunternehmens nicht gesichert ist. Beteiligungsähnliche In­
vestitionen können als Verbindlichkeit (in der Regel ungesichert 
und nachrangig, einschließlich Mezzanin-Finanzierungen, und in 
einigen Fällen in eine Beteiligung umwandelbar) oder als Vor­
zugsanteile ausgestaltet sein; 

67. „Garantie“: für die Zwecke der Abschnitte 1, 3 und 7 der Ver­
ordnung eine schriftliche Zusage, die Haftung für die gesamte 
oder einen Teil der von einem Dritten neu bereitgestellten Kre­
ditfinanzierung (z. B. Kredit- oder Leasinginstrumente oder be­
teiligungskapitalähnliche Instrumente) zu übernehmen; 

68. „Garantiesatz“: Prozentsatz der Verlustdeckung durch einen öf­
fentlichen Investor für jede im Rahmen der betreffenden Bei­
hilfe beihilfefähige Transaktion; 

69. „Ausstieg“: Auflösung von Beteiligungen durch Finanzinterme­
diäre oder Investoren; hierzu zählen die Veräußerung des Unter­
nehmens als Ganzes oder in Teilen, Abschreibungen, die Rück­
zahlung von Anteilen oder Krediten sowie die Veräußerung an 
andere Finanzintermediäre oder Investoren, an Finanzinstitute 
und im Wege öffentlicher Zeichnungsangebote einschließlich 
Börsengang; 

70. „Dotation“: rückzahlbare öffentliche Investition in einen Finan­
zintermediär im Rahmen einer Risikofinanzierungsmaßnahme, 
wobei alle Erträge an den öffentlichen Investor zurückfließen; 

71. „Risikofinanzierung“: Beteiligungen oder beteiligungsähnliche 
Investitionen, Kredite einschließlich Leasing, Garantien oder ei­
ner Kombination dieser Instrumente zugunsten beihilfefähiger 
Unternehmen zwecks neuer Investitionen; 

▼M6 
72. „unabhängiger privater Investor“: privater und unabhängiger In­

vestor im Sinne dieser Nummer. „Private“ Investoren sind In­
vestoren, die unabhängig von ihrer Eigentumsstruktur ein rein 
kommerzielles Interesse verfolgen, ihre eigenen Mittel einsetzen 
und das volle Investitionsrisiko tragen; dazu zählen insbeson­
dere: Kreditinstitute, die auf eigenes Risiko eigene Mittel inves­
tieren, private Stiftungen, Family Offices und Business Angels, 
Unternehmensinvestoren, Versicherungsunternehmen, Pensions­
fonds und akademische Einrichtungen sowie natürliche Per­
sonen, die möglicherweise eine wirtschaftliche Tätigkeit aus­
üben. Die Europäische Investitionsbank, der Europäische Inves­
titionsfonds, internationale Finanzinstitutionen, an denen 

▼M4
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ein Mitgliedstaat beteiligt ist, oder juristische Personen, die im 
Rahmen ihrer gewerblichen Tätigkeit Finanzierungstätigkeiten 
durchführen und denen von einem Mitgliedstaat oder einer Ein­
richtung eines Mitgliedstaats – auf zentraler, regionaler oder 
lokaler Ebene – ein Auftrag zur Durchführung von 
Entwicklungs- oder Fördertätigkeiten erteilt wurde (nationale 
Förderbanken oder andere Förderinstitute), werden für die Zwe­
cke dieser Definition nicht als private Investoren angesehen. Ein 
„unabhängiger“ Investor ist ein Investor, der kein Anteilseigner 
des beihilfefähigen Unternehmens ist, in das er investiert. Bei 
Folgeinvestitionen bleibt ein Investor „unabhängig“, wenn er in 
einer früheren Investitionsrunde als unabhängig erachtet wurde. 
Bei der Gründung eines neuen Unternehmens werden alle pri­
vaten Investoren einschließlich der Gründer des neuen Unter­
nehmens als vom Unternehmen unabhängig betrachtet; 

73. „natürliche Person“: für die Zwecke der Artikel 21a und 23 eine 
Person, bei der es sich nicht um eine juristische Person handelt 
und die kein Unternehmen für die Zwecke des Artikels 107 
Absatz 1 AEUV ist; 

▼B 
74. „Beteiligung“: die Bereitstellung von Kapital für ein Unterneh­

men als direkte oder indirekte Investition, um das Eigentum an 
einem entsprechenden Anteil dieses Unternehmens zu erwerben; 

75. „erster kommerzieller Verkauf“: erster Verkauf eines Unterneh­
mens auf einem Produkt- oder Dienstleistungsmarkt, mit Aus­
nahme der begrenzten Zahl von Verkäufen im Rahmen der 
Markterprobung; 

76. „nicht börsennotierte KMU“: nicht zum amtlichen Handel an 
einer Börse zugelassene KMU mit Ausnahme alternativer Han­
delsplattformen; 

77. „Anschlussinvestition“: eine zusätzliche Risikofinanzierungs­
investition in ein Unternehmen nach einer oder mehreren voran­
gegangenen Finanzierungsrunden; 

78. „Ersatzkapital“: Erwerb vorhandener Unternehmensbeteiligun­
gen von einem früheren Investor oder Anteilseigner; 

▼M6 
79. „betraute Einrichtung“: die Europäische Investitionsbank, der Eu­

ropäische Investitionsfonds, eine internationale Finanzinstitution, 
an der ein Mitgliedstaat beteiligt ist, oder eine juristische Person, 
die im Rahmen ihrer gewerblichen Tätigkeit Finanzierungstätigkei­
ten durchführt und der von einem Mitgliedstaat oder einer Einrich­
tung eines Mitgliedstaats – auf zentraler, regionaler oder lokaler 
Ebene – ein Auftrag zur Durchführung von Entwicklungs- oder 
Fördertätigkeiten erteilt wurde (eine Förderbank oder ein anderes 
Förderinstitut). Die betraute Einrichtung kann im Einklang mit den 
Bestimmungen der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 1 ) bzw. mit Artikel 38 Absatz 4 Buchstabe b 

▼M6 

( 1 ) Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung 
der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65).



 

02014R0651 — DE — 01.07.2023 — 006.001 — 20 

Ziffer iii der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 1 ) bzw. Artikel 59 Absatz 3 der Verord­
nung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 2 ) ausgewählt oder direkt ernannt werden; 

80. „innovatives Unternehmen“: Unternehmen, das eine der folgen­
den Voraussetzungen erfüllt: 

a) Es kann anhand eines externen Gutachtens nachweisen, dass 
es in absehbarer Zukunft Produkte, Dienstleistungen oder 
Verfahren entwickeln wird, die neu oder verglichen mit 
dem Stand der Technik in dem jeweiligen Wirtschaftszweig 
wesentlich verbessert sind und die das Risiko eines tech­
nischen oder industriellen Misserfolgs in sich tragen. 

b) Seine Forschungs- und Entwicklungskosten machen in min­
destens einem der drei Jahre vor Gewährung der Beihilfe 
mindestens 10 % seiner gesamten Betriebskosten aus; im 
Falle eines neugegründeten Unternehmens ohne abgeschlos­
senes Geschäftsjahr ist dies im Rahmen des Audits des lau­
fenden Geschäftsjahres von einem externen Rechnungsprüfer 
zu testieren. 

c) In den drei Jahren vor Gewährung der Beihilfe i) wurde es vom 
Europäischen Innovationsrat im Einklang mit dem Arbeitspro­
gramm 2018-2020 für Horizont 2020, das von der Kommission 
mit dem Durchführungsbeschluss C(2017) 7124 ( 3 ) angenom­
men wurde, oder im Einklang mit Artikel 2 Nummer 23 und 

▼M6 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Euro­
päischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen 
Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen 
Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 320). 

( 2 ) Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. Juni 2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den 
Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerechten Übergang und den Europäi­
schen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschrif­
ten für diese Fonds und für den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den 
Fonds für die innere Sicherheit und das Instrument für finanzielle Hilfe im 
Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABl. L 231 vom 30.6.2021, 
S. 159). 

( 3 ) Durchführungsbeschluss C(2017) 7124 der Kommission vom 27. Oktober 
2017 zur Annahme des Arbeitsprogramms für 2018-2020 im Rahmen des 
spezifischen Programms zur Durchführung des Rahmenprogramms für For­
schung und Innovation „Horizont 2020“ (2014-2020) und zur Finanzierung 
des Arbeitsprogramms für 2018.
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Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2021/695 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates ( 1 ) mit dem Exzellenzsiegel 
ausgezeichnet oder ii) hat es aus dem Fonds des Europäischen 
Innovationsrats eine Investition (z. B. im Rahmen des in Arti­
kel 48 Absatz 7 der Verordnung (EU) 2021/695 genannten 
Accelerator-Programms) erhalten. 

d) In den drei Jahren vor Gewährung der Beihilfe hat es i) an 
einer Maßnahme der Weltrauminitiative der Kommission 
„CASSINI“ teilgenommen (z. B. Business Accelerator oder 
Matchmaking) ( 2 ) oder ii) eine Investition aus der 
CASSINI-Fazilität für Start- und Wachstumsfinanzierung 
oder im Rahmen des Programms InnovFin Space Equity 
Pilot erhalten oder iii) einen CASSINI-Preis erhalten oder 
iv) im Bereich der weltraumbezogenen Forschung eine För­
derung im Einklang mit der Verordnung (EU) 2021/695 er­
halten, was zur Gründung eines neuen Unternehmens geführt 
hat, oder v) als Begünstigter einer Forschungs- oder Ent­
wicklungsmaßnahme im Rahmen des Europäischen Verteidi­
gungsfonds eine Förderung im Einklang mit der Verord­
nung (EU) 2021/697 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 3 ) erhalten oder vi) im Rahmen des Europäischen Pro­
gramms zur industriellen Entwicklung im Verteidigungs­
bereich eine Förderung im Einklang mit der Verord­
nung (EU) 2018/1092 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 4 ) erhalten; 

81. „alternative Handelsplattform“: multilaterales Handelssystem im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 22 der Richt­
linie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 5 ), bei dem mindestens 50 % der für den Handel zugelas­
senen Finanzinstrumente von KMU begeben werden; 

▼B 
82. „Kredit“: Vereinbarung, nach der der Kreditgeber dem Kredit­

nehmer einen vereinbarten Betrag über einen vereinbarten Zeit­
raum zur Verfügung stellen und der Kreditnehmer den Betrag 
innerhalb der vereinbarten Frist zurückzahlen muss. Dabei kann 

▼M6 

( 1 ) Verordnung (EU) 2021/695 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
28. April 2021 zur Einrichtung von „Horizont Europa“, dem Rahmenpro­
gramm für Forschung und Innovation, sowie über dessen Regeln für die 
Beteiligung und die Verbreitung der Ergebnisse und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EU) Nr. 1290/2013 und (EU) Nr. 1291/2013 (ABl. L 170 
vom 12.5.2021, S. 1). 

( 2 ) Die CASSINI-Initiative, die erstmals in der „KMU-Strategie für ein nach­
haltiges und digitales Europa“ (COM(2020) 103 final vom 10.3.2020) ange­
kündigt wurde, umfasst eine Reihe konkreter Maßnahmen, die unter anderem 
darauf abzielen, im Weltraumsektor tätigen KMU den Zugang zu Risikoka­
pital für die Finanzierung ihrer Expansion zu erleichtern. 

( 3 ) Verordnung (EU) 2021/697 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2021 zur Einrichtung des Europäischen Verteidigungsfonds und zur 
Aufhebung der Verordnung (EU) 2018/1092 (ABl. L 170 vom 12.5.2021, 
S. 149). 

( 4 ) Verordnung (EU) 2018/1092 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Juli 2018 zur Einrichtung des Europäischen Programms zur indus­
triellen Entwicklung im Verteidigungsbereich zwecks Förderung der Wett­
bewerbsfähigkeit und der Innovation in der Verteidigungsindustrie der Union 
(ABl. L 200 vom 7.8.2018, S. 30). 

( 5 ) Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der 
Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, 
S. 349).
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es sich um einen Kredit oder andere Finanzierungsinstrumente 
einschließlich Leasing handeln, die dem Kreditgeber in erster 
Linie eine Mindestrendite sichern. Die Refinanzierung bestehen­
der Kredite ist kein beihilfefähiger Kredit. 

Begriffsbestimmungen für Beihilfen für Forschung und Ent­
wicklung und Innovation 

83. „Einrichtung für Forschung und Wissensverbreitung“: Einrich­
tungen wie Hochschulen oder Forschungsinstitute, 
Technologietransfer-Einrichtungen, Innovationsmittler, for­
schungsorientierte physische oder virtuelle Kooperationseinrich­
tungen, unabhängig von ihrer Rechtsform (öffentlich-rechtlich 
oder privatrechtlich) oder Finanzierungsweise, deren Hauptauf­
gabe darin besteht, unabhängige Grundlagenforschung, indus­
trielle Forschung oder experimentelle Entwicklung zu betreiben 
oder die Ergebnisse solcher Tätigkeiten durch Lehre, Veröffent­
lichung oder Wissenstransfer zu verbreiten. Übt eine solche 
Einrichtung auch wirtschaftliche Tätigkeiten aus, muss sie 
über deren Finanzierung, Kosten und Erlöse getrennt Buch füh­
ren. Unternehmen, die beispielsweise als Anteilseigner oder Mit­
glied bestimmenden Einfluss auf eine solche Einrichtung aus­
üben können, darf kein bevorzugter Zugang zu den von ihr 
erzielten Forschungsergebnissen gewährt werden; 

84. „Grundlagenforschung“: experimentelle oder theoretische Arbei­
ten, die in erster Linie dem Erwerb neuen Grundlagenwissens 
ohne erkennbare direkte kommerzielle Anwendungsmöglichkei­
ten dienen; 

▼M6 
85. „industrielle Forschung“: planmäßiges Forschen oder kritisches 

Erforschen zur Gewinnung neuer Kenntnisse und Fertigkeiten 
mit dem Ziel, in beliebigen Bereichen, Technologien, Branchen 
oder Wirtschaftszweigen (u. a. digitale Branchen und Technolo­
gien wie Hochleistungsrechnen, Quantentechnologien, 
Blockchain-Technologien, künstliche Intelligenz, Cybersicher­
heit, Big Data und Cloud-Technologien) neue oder erheblich 
verbesserte Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen ein­
schließlich digitaler Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen 
zu entwickeln. 

Hierzu zählen auch die Entwicklung von Teilen komplexer Sys­
teme und unter Umständen auch der Bau von Prototypen in 
einer Laborumgebung oder in einer Umgebung mit simulierten 
Schnittstellen zu bestehenden Systemen sowie von Pilotlinien, 
wenn dies für die industrielle Forschung und insbesondere die 
Validierung von technologischen Grundlagen notwendig ist; 

86. „experimentelle Entwicklung“: Erwerb, Kombination, Gestal­
tung und Nutzung vorhandener wissenschaftlicher, technischer, 
wirtschaftlicher und sonstiger einschlägiger Kenntnisse und Fer­
tigkeiten mit dem Ziel, in beliebigen Bereichen, Technologien, 
Branchen oder Wirtschaftszweigen (u. a. digitale Branchen und 
Technologien wie Hochleistungsrechnen, Quantentechnologien, 
Blockchain-Technologien, künstliche Intelligenz, Cybersicher­
heit, Big Data und Cloud-Technologien) neue oder verbesserte 

▼B
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Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen einschließlich digi­
taler Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen zu entwickeln. 
Dazu zählen zum Beispiel auch Tätigkeiten zur Konzeption, 
Planung und Dokumentation neuer Produkte, Verfahren und 
Dienstleistungen. 

Die experimentelle Entwicklung kann die Entwicklung von Pro­
totypen, Demonstrationsmaßnahmen, Pilotprojekte sowie die Er­
probung und Validierung neuer oder verbesserter Produkte, Ver­
fahren und Dienstleistungen in einem für die realen Einsatz­
bedingungen repräsentativen Umfeld umfassen, wenn das 
Hauptziel dieser Maßnahmen darin besteht, im Wesentlichen 
noch nicht feststehende Produkte, Verfahren oder Dienstleistun­
gen weiter zu verbessern. Die experimentelle Entwicklung kann 
die Entwicklung von kommerziell nutzbaren Prototypen und 
Pilotprojekten einschließen, wenn es sich dabei zwangsläufig 
um das kommerzielle Endprodukt handelt und dessen Herstel­
lung allein für Demonstrations- und Validierungszwecke zu 
teuer wäre. 

Die experimentelle Entwicklung umfasst keine routinemäßigen 
oder regelmäßigen Änderungen an bestehenden Produkten, Pro­
duktionslinien, Produktionsverfahren, Dienstleistungen oder an­
deren laufenden betrieblichen Prozessen, selbst wenn diese Än­
derungen Verbesserungen darstellen sollten; 

▼B 
87. „Durchführbarkeitsstudie“: Bewertung und Analyse des Potenzi­

als eines Vorhabens mit dem Ziel, die Entscheidungsfindung 
durch objektive und rationale Darlegung seiner Stärken und 
Schwächen sowie der mit ihm verbundenen Möglichkeiten 
und Gefahren zu erleichtern und festzustellen, welche Ressour­
cen für seine Durchführung erforderlich wären und welche Er­
folgsaussichten das Vorhaben hätte; 

88. „Personalkosten“: Kosten für Forscher, Techniker und sonstiges 
Personal, soweit diese für das betreffende Vorhaben beziehungs­
weise die betreffende Tätigkeit eingesetzt werden; 

▼M6 __________ 

▼B 
90. „wirksame Zusammenarbeit“: arbeitsteilige Zusammenarbeit von 

mindestens zwei unabhängigen Partnern mit Blick auf einen 
Wissens- oder Technologieaustausch oder auf ein gemeinsames 
Ziel, wobei die Partner den Gegenstand des Verbundprojekts 
gemeinsam festlegen, einen Beitrag zu seiner Durchführung leis­
ten und seine Risiken und Ergebnisse teilen. Die Gesamtkosten 
des Vorhabens können von einem oder mehreren Partnern ge­
tragen werden, so dass andere Partner von den finanziellen Ri­
siken des Vorhabens befreit sind. Auftragsforschung und die 
Erbringung von Forschungsleistungen gelten nicht als Formen 
der Zusammenarbeit; 

▼M6
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90a. „Nicht verteidigungsbezogene Anwendungen“: für die Zwecke 
des Artikels 25e Anwendungen in anderen Produkten als den 
Verteidigungsgütern, die im Anhang der Richtlinie 2009/43/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) aufgeführt sind; 

▼B 
91. „Forschungsinfrastruktur“: Einrichtungen, Ressourcen und damit 

verbundene Dienstleistungen, die von Wissenschaftlern für die 
Forschung auf ihrem jeweiligen Gebiet genutzt werden; unter 
diese Definition fallen Geräte und Instrumente für Forschungs­
zwecke, wissensbasierte Ressourcen wie Sammlungen, Archive 
oder strukturierte wissenschaftliche Informationen, Infrastruktu­
ren der Informations- und Kommunikationstechnologie wie 
GRID-Netze, Rechner, Software und Kommunikationssysteme 
sowie sonstige besondere Einrichtungen, die für die Forschung 
unverzichtbar sind. Solche Forschungsinfrastrukturen können 
nach Artikel 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 723/2009 
des Rates vom 25. Juni 2009 über den gemeinschaftlichen 
Rechtsrahmen für ein Konsortium für eine europäische 
Forschungsinfrastruktur (ERIC) ( 2 ) „an einem einzigen Standort 
angesiedelt“ oder „verteilt“ (ein organisiertes Netz von Ressour­
cen) sein; 

▼M6 
92. „Innovationscluster“: Einrichtungen oder organisierte Gruppen 

von unabhängigen Partnern (z. B. innovative Unternehmensneu­
gründungen, kleine, mittlere und große Unternehmen, Einrich­
tungen für Forschung und Wissensverbreitung, Forschungsinfra­
strukturen, Erprobungs- und Versuchsinfrastrukturen, Zentren 
für digitale Innovation, gemeinnützige Einrichtungen sowie an­
dere miteinander verbundene Wirtschaftsbeteiligte), die bei­
spielsweise durch digitale Mittel, die gemeinsame Nutzung und/ 
oder Förderung der gemeinsamen Nutzung von Anlagen, den 
Austausch von Wissen und Know-how und durch einen wirk­
samen Beitrag zum Wissenstransfer, zur Vernetzung, Informati­
onsverbreitung und Zusammenarbeit unter den Unternehmen 
und anderen Einrichtungen des Innovationsclusters die Innova­
tionstätigkeit und neue Arten der Zusammenarbeit anregen sol­
len. Zentren für digitale Innovation, einschließlich europäischer 
Zentren für digitale Innovation, die im Rahmen des mit der 
Verordnung (EU) 2021/694 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 3 ) aufgestellten zentral verwalteten Programms „Di­
gitales Europa“ finanziert werden, sollen die umfassende Nut­
zung digitaler Technologien wie künstliche Intelligenz, Cloud- 
und Edge-Computing sowie Hochleistungsrechnen und Cybersi­
cherheit durch die Industrie (insbesondere KMU) und öffent­
liche Einrichtungen vorantreiben. Zentren für digitale Innovation 
können als Innovationscluster für die Zwecke der vorliegenden 
Verordnung eingestuft werden; 

▼B 
93. „hochqualifiziertes Personal“: Personal mit Hochschulabschluss 

und mindestens fünf Jahren einschlägiger Berufserfahrung, zu 
der auch eine Promotion zählen kann; 

▼M6 

( 1 ) Richtlinie 2009/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
6. Mai 2009 zur Vereinfachung der Bedingungen für die innergemeinschaft­
liche Verbringung von Verteidigungsgütern (ABl. L 146 vom 10.6.2009, 
S. 1). 

( 2 ) ABl. L 206 vom 8.8.2009, S. 1. 
( 3 ) Verordnung (EU) 2021/694 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2021 zur Aufstellung des Programms „Digitales Europa“ und zur 
Aufhebung des Beschlusses (EU) 2015/2240 (ABl. L 166 vom 11.5.2021, 
S. 1).
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94. „Innovationsberatungsdienste“: Beratung, Unterstützung oder 
Schulung in den Bereichen Wissenstransfer, Erwerb, Schutz 
oder Verwertung immaterieller Vermögenswerte sowie Anwen­
dung von Normen und Vorschriften, in denen diese verankert 
sind, sowie Beratung, Unterstützung und Schulung hinsichtlich 
der Einführung oder Nutzung innovativer Technologien und 
Lösungen (einschließlich digitaler Technologien und Lösungen); 

95. „Innovationsunterstützende Dienste“: Bereitstellung von Büro­
flächen, Datenbanken, Cloud- und Datenspeicherdiensten, Bi­
bliotheken, Marktforschung, Laboratorien, Gütezeichen, Erpro­
bungen, Versuchen und Zertifizierung oder anderer damit ver­
bundener Dienste, einschließlich solcher, die durch Einrichtun­
gen für Forschung und Wissensverbreitung, Forschungsinfra­
strukturen, Erprobungs- und Versuchsinfrastrukturen oder Inno­
vationscluster erbracht werden, zum Zweck der Entwicklung 
effizienterer oder technologisch anspruchsvollerer Produkte, 
Verfahren oder Dienstleistungen, einschließlich der Umsetzung 
innovativer Technologien und Lösungen (auch digitaler Tech­
nologien und Lösungen); 

96. „Organisationsinnovation“: Anwendung neuer Organisations­
methoden auf Ebene des Unternehmens (auf Konzernebene in 
dem jeweiligen Wirtschaftszweig im EWR), im Bereich der 
Arbeitsabläufe oder der Geschäftsbeziehungen eines Unterneh­
mens, beispielsweise durch die Nutzung neuer oder innovativer 
digitaler Technologien. Nicht als Organisationsinnovation ange­
sehen werden Änderungen, die auf bereits in dem Unternehmen 
angewandten Organisationsmethoden beruhen, Änderungen in 
der Managementstrategie, Fusionen und Übernahmen, die Ein­
stellung der Anwendung eines Arbeitsablaufs, einfache Ersatz- 
oder Erweiterungsinvestitionen, allein aus Veränderungen bei 
den Faktorpreisen resultierende Änderungen, neue Kundenaus­
richtung, Lokalisierung, regelmäßige, saisonale oder sonstige 
zyklische Veränderungen sowie der Handel mit neuen oder er­
heblich verbesserten Produkten; 

97. „Prozessinnovation“: Anwendung einer neuen oder wesentlich 
verbesserten Methode für die Produktion oder die Erbringung 
von Leistungen einschließlich wesentlicher Änderungen in Be­
zug auf Technik, Ausrüstung oder Software auf Ebene des Un­
ternehmens (auf Konzernebene in dem jeweiligen Wirtschafts­
zweig im EWR), beispielsweise durch die Nutzung neuer oder 
innovativer digitaler Technologien oder Lösungen. Nicht als 
Prozessinnovationen angesehen werden geringfügige Änderun­
gen oder Verbesserungen, der Ausbau der Produktions- oder 
Dienstleistungskapazitäten durch zusätzliche Herstellungs- oder 
Logistiksysteme, die den bereits verwendeten sehr ähnlich sind, 
die Einstellung eines Arbeitsablaufs, einfache Ersatz- oder Er­
weiterungsinvestitionen, allein aus Veränderungen bei den Fak­
torpreisen resultierende Änderungen, neue Kundenausrichtung, 
Lokalisierung, regelmäßige, saisonale und sonstige zyklische 
Veränderungen sowie der Handel mit neuen oder erheblich ver­
besserten Produkten; 

▼B 
98. „Abordnung“: die vorübergehende Beschäftigung von Personal 

bei einem Beihilfeempfänger, wobei das Personal das Recht hat, 
anschließend zu seinem vorherigen Arbeitgeber zurückzukehren; 

▼M6
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98a. „Erprobungs- und Versuchsinfrastrukturen“: Einrichtungen, Aus­
rüstung, Kapazitäten und Ressourcen wie Prüfstände, Pilotlinien, 
Demonstrationsanlagen, Erprobungseinrichtungen oder Realla­
bore und damit zusammenhängende unterstützende Dienste, 
die überwiegend von Unternehmen, insbesondere KMU, genutzt 
werden, die Fortschritte durch industrielle Forschung und expe­
rimentelle Entwicklung anstreben und bei der Erprobung und 
Versuchen Unterstützung suchen, um neue oder verbesserte Pro­
dukte, Verfahren oder Dienste zu entwickeln und Technologien 
zu erproben und hochzuskalieren. Der Zugang zu aus öffent­
lichen Mitteln finanzierten Erprobungs- und Versuchsinfrastruk­
turen muss mehreren Nutzern offenstehen und auf transparente 
und diskriminierungsfreie Weise und zu marktüblichen Bedin­
gungen gewährt werden. Erprobungs- und Versuchsinfrastruktu­
ren werden zuweilen auch als Technologieinfrastrukturen ( 1 ) 
bezeichnet. 

▼B 
Begriffsbestimmungen für Beihilfen für benachteiligte Ar­
beitnehmer und für Arbeitnehmer mit Behinderungen 

99. „stark benachteiligte Arbeitnehmer“: Personen, die 

a) seit mindestens 24 Monaten keiner regulären bezahlten Be­
schäftigung nachgehen oder 

b) seit mindestens 12 Monaten keiner regulären bezahlten Be­
schäftigung nachgehen und zu einer der in der Definition der 
„benachteiligten Arbeitnehmer“ unter den Buchstaben b bis g 
genannten Gruppen gehören; 

100. „geschütztes Beschäftigungsverhältnis“: Beschäftigungsverhält­
nis in einem Unternehmen, in dem mindestens 30 % der Arbeit­
nehmer Menschen mit Behinderungen sind. 

Begriffsbestimmungen für Umweltschutzbeihilfen 

▼M6 
101. „Umweltschutz“: jede Maßnahme oder Aktivität, die darauf 

abzielt, eine Umweltverschmutzung, negative Auswirkung auf 
die Umwelt oder sonstige Beeinträchtigung der physischen Um­
gebung (einschließlich Luft, Wasser und Boden), von Ökosys­
temen oder natürlichen Ressourcen durch menschliche Tätig­
keiten zu verringern oder einer solchen vorzubeugen, das Ri­
siko einer solchen Beeinträchtigung zu vermindern, die Biodi­
versität zu schützen oder wiederherzustellen oder eine effizien­
tere Nutzung natürlicher Ressourcen (z. B. durch Energiespar­
maßnahmen, die Nutzung erneuerbarer Energiequellen und an­
dere Techniken zur Verringerung der Treibhausgasemissionen 
und anderer Schadstoffe) sowie den Übergang zu Modellen der 
Kreislaufwirtschaft mit Blick auf eine geringere Inanspruch­
nahme von Primärrohstoffen und höhere Effizienz zu fördern; 
dies schließt auch Klimaschutzmaßnahmen und Maßnahmen 
ein, die es ermöglichen, sich besser an Auswirkungen des Kli­
mawandels anzupassen und dagegen zu wappnen; 

▼M6 

( 1 ) Siehe die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen „Technology Infra­
structures“ (Technologieinfrastrukturen) (SWD(2019) 158 final vom 
8.4.2019).
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102. „Unionsnorm“: 

a) eine verbindliche Unionsnorm für das von einzelnen Unter­
nehmen zu erreichende Umweltschutzniveau, nicht jedoch 
auf Ebene der Union geltende Normen oder festgelegte 
Ziele, die für Mitgliedstaaten, aber nicht für einzelne Unter­
nehmen verbindlich sind, oder 

b) die Verpflichtung, die besten verfügbaren Techniken (BVT) 
im Sinne der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 1 ) einzusetzen und sicherzustellen, 
dass die Emissionswerte nicht über den Werten liegen, die 
aus dem Einsatz der BVT resultieren würden; sofern in 
Durchführungsrechtsakten zur Richtlinie 2010/75/EU oder 
zu anderen anwendbaren Richtlinien mit den BVT assozi­
ierte Emissionswerte festgelegt wurden, gelten diese Werte 
für die Zwecke dieser Verordnung; wenn diese Werte als 
Bandbreiten ausgedrückt werden, ist der Wert, bei dem die 
mit den BVT assoziierten Emissionswerte für das betref­
fende Unternehmen zuerst erreicht werden, anwendbar; 

102a. „Ladeinfrastruktur“: eine feste oder mobile Infrastruktur, die 
Fahrzeuge, mobile Terminalgeräte oder mobile Bodenabfer­
tigungsgeräte mit Strom versorgt; 

102b. „Tankinfrastruktur“: eine feste oder mobile Infrastruktur, die 
Fahrzeuge, mobile Terminalgeräte oder mobile Bodenabfer­
tigungsgeräte mit Wasserstoff versorgt; 

102c. „erneuerbarer Wasserstoff“: Wasserstoff, der – im Einklang mit 
den in der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 2 ) dargelegten Methoden für flüssige 
oder gasförmige erneuerbare Verkehrskraftstoffe nicht biogenen 
Ursprungs – aus erneuerbaren Energien gewonnen wurde; 

102d. „erneuerbarer Strom“: Strom aus erneuerbaren Energiequellen im 
Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001; 

102e. „intelligentes Laden“: Ladevorgang, bei dem die Stärke des an 
die Batterie abgegebenen Stroms anhand elektronisch übermit­
telter Informationen in Echtzeit angepasst wird; 

102f. „sauberes Fahrzeug“: 

a) in Bezug auf leichte Nutzfahrzeuge: ein sauberes Fahrzeug 
im Sinne des Artikels 4 Nummer 4 Buchstabe a der Richt­
linie 2009/33/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 3 ), 

▼M6 

( 1 ) Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABl. L 334 vom 17.12.2010, 
S. 17). 

( 2 ) Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82). 

( 3 ) Richtlinie 2009/33/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. April 2009 über die Förderung sauberer Straßenfahrzeuge zur Unterstüt­
zung einer emissionsarmen Mobilität (ABl. L 120 vom 15.5.2009, S. 5).
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b) in Bezug auf schwere Nutzfahrzeuge: 

— bis zum 31. Dezember 2025: ein emissionsarmes schwe­
res Nutzfahrzeug im Sinne des Artikels 3 Nummer 12 
der Verordnung (EU) 2019/1242 des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 1 ), 

— bis zum 31. Dezember 2025: ein sauberes Fahrzeug im 
Sinne des Artikels 4 Nummer 4 Buchstabe b der Richt­
linie 2009/33/EG, das nicht in den Anwendungsbereich 
der Verordnung (EU) 2019/1242 fällt, 

c) in Bezug auf Binnenschiffe: 

— ein Binnenschiff für den Personenverkehr mit Hybrid- 
oder Zweistoffmotor, das im Normalbetrieb mindestens 
50 % seiner Energie aus Kraftstoffen, die keine direkten 
CO 2 -Auspuffemissionen verursachen, oder Batteriestrom 
bezieht, 

— ein Binnenschiff für den Güterverkehr, dessen direkte 
CO 2 -Auspuffemissionen pro Tonnenkilometer (g CO 2 / 
tkm) nach der Berechnung (bzw. bei neuen Schiffen 
der Schätzung) anhand des Energieeffizienz- 
Betriebsindikators (EEOI) der Internationalen Seeschiff­
fahrtsorganisation 50 % unter dem durchschnittlichen 
Bezugswert für CO 2 -Emissionen schwerer Nutzfahr­
zeuge (Fahrzeuguntergruppe 5-LH) nach Artikel 11 der 
Verordnung (EU) 2019/1242 liegen, 

d) in Bezug auf Seeschiffe: 

— ein für den Personen- und Güterverkehr, für den Hafen­
betrieb oder für Hilfstätigkeiten eingesetztes See- und 
Küstenschiff i) mit Hybrid- oder Zweistoffmotor, das 
im Normalbetrieb auf See oder im Hafen mindestens 
25 % seiner Energie aus Kraftstoffen, die keine direkten 
CO 2 -Auspuffemissionen verursachen, oder Batteriestrom 
bezieht, oder ii) dessen Kennwert nach dem Energieef­
fizienzindex (EEDI) der Internationalen Seeschifffahrts­
organisation 10 % unter den am 1. April 2022 geltenden 
EEDI-Anforderungen liegt und das mit Kraftstoffen be­
trieben werden kann, die keine direkten CO 2 -Auspuff­
emissionen bewirken oder aus erneuerbaren Energiequel­
len erzeugt werden, 

— ein See- oder Küstenschiff für den Frachtverkehr, das aus­
schließlich für Küsten- und Kurzstreckenseeverkehrs­
dienste eingesetzt wird, die eine Verlagerung derzeitigen 
Güterverkehrs vom Landweg auf den Seeweg ermögli­
chen, und dessen direkte CO 2 -Auspuffemissionen gemäß 

▼M6 

( 1 ) Verordnung (EU) 2019/1242 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Juni 2019 zur Festlegung von CO 2 -Emissionsnormen für neue 
schwere Nutzfahrzeuge und zur Änderung der Verordnungen (EG) 
Nr. 595/2009 und (EU) 2018/956 des Europäischen Parlaments und des Rates 
sowie der Richtlinie 96/53/EG des Rates (ABl. L 198 vom 25.7.2019, 
S. 202).
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der Berechnung anhand des EEDI 50 % unter dem nach 
Artikel 11 der Verordnung (EU) 2019/1242 veröffentlich­
ten durchschnittlichen Bezugswert für CO 2 -Emissionen 
schwerer Nutzfahrzeuge (Fahrzeuguntergruppe 5-LH) 
liegen, 

e) in Bezug auf Schienenfahrzeuge: Schienenfahrzeuge, die 
keine direkten CO 2 -Auspuffemissionen verursachen, wenn 
sie auf Schienen mit der erforderlichen Infrastruktur betrie­
ben werden, und die einen herkömmlichen Motor einsetzen, 
wenn eine solche Infrastruktur nicht verfügbar ist (Zwei­
krafttriebwagen); 

102g. „emissionsfreies Fahrzeug“: 

a) in Bezug auf zwei- oder dreirädrige und vierrädrige Fahr­
zeuge: ein unter die Verordnung (EU) Nr. 168/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) fallendes Fahr­
zeug, das nach einer gemäß den in Artikel 24 und Anhang V 
der genannten Verordnung festgelegten Anforderungen 
durchgeführten Emissionsprüfung keine CO 2 -Auspuffemis­
sionen verursacht, 

b) in Bezug auf leichte Nutzfahrzeuge: ein Fahrzeug der 
Klasse M1, M2 oder N1, für das eine gemäß den Anforde­
rungen der Verordnung (EU) 2017/1151 der Kommission ( 2 ) 
durchgeführte Emissionsprüfung keine CO 2 -Auspuffemissio­
nen ergeben hat, 

c) in Bezug auf schwere Nutzfahrzeuge: ein emissionsfreies 
schweres Nutzfahrzeug im Sinne des Artikels 4 Nummer 5 
der Richtlinie 2009/33/EG, 

d) in Bezug auf Binnenschiffe: ein für den Personen- oder 
Güterverkehr eingesetztes Binnenschiff ohne direkte CO 2 - 
Auspuff-/Abgasemissionen, 

e) in Bezug auf Seeschiffe: ein für den Personen- oder Güter­
verkehr, den Hafenbetrieb oder Hilfstätigkeiten eingesetztes 
See- oder Küstenschiff, das keine direkten CO 2 -Auspuff­
emissionen verursacht, 

f) in Bezug auf Schienenfahrzeuge: Schienenfahrzeuge, die 
keine direkten CO 2 -Auspuffemissionen verursachen; 

102h. „Fahrzeug“: jede der folgenden Fahrzeugarten: 

a) ein Straßenfahrzeug der Klasse M1, M2, N1, M3, N2, N3 
oder L, 

b) ein für den Personen- oder Güterverkehr eingesetztes 
Binnen-, See- oder Küstenschiff, 

▼M6 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 168/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Januar 2013 über die Genehmigung und Marktüberwachung von 
zwei- oder dreirädrigen und vierrädrigen Fahrzeugen (ABl. L 60 vom 
2.3.2013, S. 52). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 2017/1151 der Kommission vom 1. Juni 2017 zur 
Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich 
der Emissionen von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 
und Euro 6) und über den Zugang zu Fahrzeugreparatur- und -wartungsinfor­
mationen (ABl. L 175 vom 7.7.2017, S. 1).
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c) Schienenfahrzeuge, 

d) Luftfahrzeuge; 

102i. „mobile Bodenabfertigungsgeräte“: mobile Geräte für Dienst­
leistungen im Bereich des Luft- oder Seeverkehrs; 

102j. „mobile Terminalgeräte“: für das Be-, Ent- und Umladen von 
Gütern und intermodalen Ladeeinheiten sowie für Frachtbewe­
gungen im Terminalbereich genutzte mobile Geräte; 

103. „Energieeffizienz“: Energieeffizienz im Sinne des Artikels 2 
Nummer 4 der Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 1 ); 

103a. „Primärenergie“: Energie aus erneuerbaren und nicht erneuer­
baren Quellen, die keinem Umwandlungsprozess unterzogen 
wurde; 

__________ 

▼M4 
103c. „Digitalisierung“: Einführung von Technologien für elektro­

nische Geräte und/oder Systeme, die die Erweiterung von Pro­
duktfunktionen, die Entwicklung von Online-Diensten, die Mo­
dernisierung von Verfahren oder die Umstellung auf Geschäfts­
modelle, die auf der Disintermediation der Produktion von Gü­
tern oder der Erbringung von Dienstleistungen basieren, ermög­
lichen und schließlich Transformationen bewirken; 

▼M6 
103d. „Intelligenzfähigkeit“: Fähigkeit von Gebäuden oder Gebäude­

teilen, ihren Betrieb an die Erfordernisse des Nutzers anzupas­
sen, einschließlich der Optimierung der Energieeffizienz und 
der Gesamtleistung, und beim Betrieb auf Signale aus dem 
Netz zu reagieren; 

103e. „kleines Unternehmen mittlerer Kapitalisierung“ Unternehmen, 
bei dem es sich nicht um ein KMU handelt und das auf der 
Grundlage einer Berechnung nach Anhang I Artikel 3 bis 6 
nicht mehr als 499 Mitarbeiter beschäftigt, dessen Jahresumsatz 
100 Mio. EUR nicht übersteigt oder dessen Jahresbilanzsumme 
86 Mio. EUR nicht übersteigt; mehrere Einrichtungen werden 
als ein Unternehmen betrachtet, sofern eine der in Anhang I 
Artikel 3 Absatz 3 genannten Voraussetzungen erfüllt ist. Für 
die Zwecke der Anwendung des Artikels 56e Absatz 10 und 
des Artikels 56f ist ein kleines Unternehmen mittlerer Kapita­
lisierung ein Unternehmen, das kein KMU ist und bis zu 
499 Mitarbeiter beschäftigt; 

103f. „Energieeinsparungen“: Energieeinsparungen im Sinne des Ar­
tikels 2 Nummer 5 der Richtlinie 2012/27/EU; 

▼M6 

( 1 ) Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Änderung der Richt­
linien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richt­
linien 2004/8/EG und 2006/32/EG (ABl. L 315 vom 14.11.2012, S. 1).
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104. „Energieeffizienzprojekt“: Investitionsvorhaben zur Steigerung 
der Energieeffizienz eines Gebäudes; 

▼M6 
105. „Energieeffizienzfonds“ oder „EEF“: spezielles Investmentvehi­

kel für Investitionen in Energieeffizienzprojekte zur Verbes­
serung der Energieeffizienz von Gebäuden; ein EEF wird von 
einem Energieeffizienzfondsmanager verwaltet; 

▼B 
106. „Energieeffizienzfondsmanager“: professionelle Verwaltungs­

gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit, die Investitionen in bei­
hilfefähige Energieeffizienzprojekte auswählt und tätigt; 

107. „hocheffiziente Kraft-Wärme-Kopplung“: KWK, die die Krite­
rien des Artikels 2 Nummer 34 der Richtlinie 2012/27/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 
zur Energieeffizienz, zur Änderung der Richtlinien 
2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richt­
linien 2004/8/EG und 2006/32/EG ( 1 ) erfüllt; 

▼M6 
108. „Kraft-Wärme-Kopplung“ oder „KWK“: Kraft-Wärme-Kopp­

lung im Sinne des Artikels 2 Nummer 30 der Richt­
linie 2012/27/EU; 

108a. „erneuerbare Kraft-Wärme-Kopplung“: Kraft-Wärme-Kopplung, 
bei der zu 100 % Energie aus erneuerbaren Quellen für die 
Wärme- und Stromerzeugung genutzt wird; 

108b. „Wärmepumpe“: eine Maschine, ein Gerät oder eine Anlage, 
die die Wärmeenergie der natürlichen Umgebung (wie Luft, 
Wasser oder Boden) auf Gebäude oder industrielle Anlagen 
überträgt, indem sie den natürlichen Wärmestrom so umkehrt, 
dass dieser von einem Ort tieferer Temperatur zu einem Ort 
höherer Temperatur fließt. Bei reversiblen Wärmepumpen 
kann auch die Wärme von dem Gebäude an die natürliche 
Umgebung abgegeben werden; 

109. „Energie aus erneuerbaren Quellen“ oder „erneuerbare Ener­
gie“: Energie aus erneuerbaren Quellen im Sinne des Artikels 2 
Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001, die in Anlagen er­
zeugt wird, in denen ausschließlich erneuerbare Energiequellen 
eingesetzt werden, sowie bezogen auf den Heizwert der Anteil 
der Energie, der aus erneuerbaren Energiequellen in Hybrid­
anlagen, die auch konventionelle Energiequellen einsetzen, er­
zeugt wird; dies schließt Strom aus erneuerbaren Energiequellen 
ein, der zum Auffüllen von nach dem Zähler angeschlossenen 
Speichersystemen (die mit der Anlage zur Erzeugung erneuer­
barer Energien oder zusätzlich dazu installiert wurden) genutzt 
wird, aber nicht den Strom, der als Ergebnis der Speicherung in 
Speichersystemen gewonnen wird; 

109a. „Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft“: Erneuerbare-Energie- 
Gemeinschaft im Sinne des Artikels 2 Nummer 16 der Richt­
linie 2018/2001/EU; 

▼B 

( 1 ) ABl. L 315 vom 14.11.2012, S. 1.



 

02014R0651 — DE — 01.07.2023 — 006.001 — 32 

__________ 

114. „innovative Technologie“: im Vergleich zum Stand der Technik 
neue, vor Kurzem validierte Technologie, die das Risiko eines 
technischen oder industriellen Misserfolgs birgt und keine Op­
timierung einer bestehenden Technologie oder deren Weiterent­
wicklung zur industriellen Reife darstellt; 

114a. „Demonstrationsvorhaben“: Demonstrationsvorhaben im Sinne 
des Artikels 2 Nummer 24 der Verordnung (EU) 2019/943 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ); 

114b. „Differenzvertrag“: Beihilfeinstrument, bei dem der Beihilfe­
empfänger Anspruch auf eine Zahlung in Höhe der Differenz 
zwischen einem festen Ausübungspreis und einem Referenz­
preis (z. B. einem Marktpreis pro Produktionseinheit) hat; 

115. „Systemausgleich“: im Zusammenhang mit Strom: Systemaus­
gleich im Sinne des Artikels 2 Nummer 10 der Verord­
nung (EU) 2019/943; 

116. „Standardbilanzkreisverantwortung“: diskriminierungsfreie, 
technologieübergreifende Bilanzkreisverantwortung, von der 
nach Artikel 5 der Verordnung (EU) 2019/943 kein Erzeuger 
ausgenommen ist; 

116a. „Bilanzkreisverantwortlicher (BKV)“: Bilanzkreisverantwort­
licher im Sinne des Artikels 2 Nummer 14 der Verord­
nung (EU) 2019/943; 

117. „Biomasse“: biologisch abbaubarer Teil von Produkten, Abfäl­
len und Reststoffen biologischen Ursprungs im Sinne des Ar­
tikels 2 Nummer 24 der Richtlinie (EU) 2018/2001; 

117a. „Biokraftstoffe“: Biokraftstoffe im Sinne des Artikels 2 Num­
mer 33 der Richtlinie (EU) 2018/2001; 

117b. „Biogas“: Biogas im Sinne des Artikels 2 Nummer 28 der 
Richtlinie (EU) 2018/2001; 

117c. „flüssige Biobrennstoffe“: flüssige Biobrennstoffe im Sinne des 
Artikels 2 Nummer 32 der Richtlinie (EU) 2018/2001; 

117d. „Biomasse-Brennstoffe“: Biomasse-Brennstoffe im Sinne des 
Artikels 2 Nummer 27 der Richtlinie (EU) 2018/2001; 

118. „Finanzierungslücke“: die Nettomehrkosten, die sich bestimmen 
anhand eines Vergleichs der Differenz zwischen den erwirt­
schafteten Einnahmen und den Kosten (einschließlich Investi­
tionen und Betrieb) des unterstützten Vorhabens und der ent­
sprechenden Differenz bei dem Vorhaben, das der Beihilfeemp­
fänger aller Wahrscheinlichkeit nach ohne Beihilfe durchführen 

▼M6 

( 1 ) Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
5. Juni 2019 über den Elektrizitätsbinnenmarkt (ABl. L 158 vom 14.6.2019, 
S. 54).
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würde. Zur Ermittlung der Finanzierungslücke muss der Mit­
gliedstaat für das tatsächliche Szenario und für ein plausibles 
kontrafaktisches Szenario alle wesentlichen Kosten und Einnah­
men, die geschätzten gewichteten durchschnittlichen Kapital­
kosten (weighted average cost of capital – „WACC“) der Bei­
hilfeempfänger zur Abzinsung künftiger Zahlungsströme sowie 
den Kapitalwert (net present value – „NPV“) für das tatsäch­
liche und das kontrafaktische Szenario während der Lebens­
dauer des Vorhabens quantifizieren. Die typischen Nettomehr­
kosten können als Differenz zwischen dem NPV bei dem tat­
sächlichen Szenario und dem NPV bei dem kontrafaktischen 
Szenario während der Lebensdauer des Referenzvorhabens ge­
schätzt werden; 

119. „Umweltsteuer oder umweltsteuerähnliche Abgabe“: Steuer 
oder Abgabe, deren Gegenstand – Produkte oder Dienstleistun­
gen – eine eindeutig negative Auswirkung auf die Umwelt hat 
oder die bestimmte Tätigkeiten, Waren oder Dienstleistungen 
belasten soll, damit die Umweltkosten in deren Preis einfließen 
oder damit die Hersteller und die Verbraucher zu umwelt­
freundlicherem Verhalten angeregt werden; 

▼B 
120. „Mindeststeuerbeträge der Union“: im Unionsrecht vorgesehene 

Mindeststeuerbeträge; für Energieerzeugnisse und Strom gelten 
als Mindeststeuerbeträge der Union die Beträge in Anhang I der 
Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur 
Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften 
zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem 
Strom ( 1 ); 

▼M6 __________ 

121a. „Sanierung“: Umweltmanagementmaßnahmen wie die Entgif­
tung, Entfernung von Schadstoffbelastungen oder überschüssi­
gen Nährstoffen aus Boden und Wasser, um Ursachen einer 
Schädigung zu beseitigen; 

121b. „Rehabilitierung“: Umweltmanagementmaßnahmen zur Wieder­
herstellung eines Grads des Funktionierens von Ökosystemen 
an geschädigten Standorten, die nicht auf die Biodiversität und 
die Integrität eines bestimmten natürlichen oder halbnatürlichen 
Referenzökosystems abzielen, sondern auf erneute und dauer­
hafte Ökosystemdienstleistungen; 

121c. „Ökosystem“: Ökosystem im Sinne des Artikels 2 Nummer 13 
der Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 2 ); 

121d. „Biodiversität“: Biodiversität im Sinne des Artikels 2 Num­
mer 15 der Verordnung (EU) 2020/852; 

▼M6 

( 1 ) ABl. L 283 vom 31.10.2003, S. 51. 
( 2 ) Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

18. Juni 2020 über die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nach­
haltiger Investitionen und zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/2088 
(ABl. L 198 vom 22.6.2020, S. 13).
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122. „Verursacherprinzip“: Grundsatz, nach dem die Kosten für die 
Beseitigung von Umweltschäden von den Verursachern zu tra­
gen sind; 

123. „Umweltschaden“: Schaden, den der Verursacher dadurch her­
beigeführt hat, dass er die Umwelt direkt oder indirekt belastet 
oder die Voraussetzungen für eine Belastung der natürlichen 
Umwelt oder der natürlichen Ressourcen geschaffen hat; 

▼M6 
123a. „Schadstoff“: Schadstoff im Sinne des Artikels 2 Nummer 10 

der Verordnung (EU) 2020/852; 

123b. „Umweltverschmutzung“: Umweltverschmutzung im Sinne des 
Artikels 3 Nummer 2 der Richtlinie 2010/75/EU; 

123c. „naturbasierte Lösung“: Maßnahme zum Schutz, zur Erhaltung, 
zur Wiederherstellung bzw. zur nachhaltigen Nutzung und Be­
wirtschaftung natürlicher oder veränderter Land-, Süßwasser-, 
Küsten- und Meeresökosysteme, mit der soziale, wirtschaftliche 
und ökologische Herausforderungen wirksam und adaptiv an­
gegangen werden und gleichzeitig das Wohlergehen der Men­
schen, Ökosystemleistungen, Resilienz und biologische Vielfalt 
gefördert werden; 

123d. „Wiederherstellung“: Prozess der Unterstützung der Erholung 
eines Ökosystems als Mittel zur Erhaltung der Biodiversität 
und zur Stärkung der Resilienz eines Ökosystems insbesondere 
gegen den Klimawandel. Die Wiederherstellung von Ökosyste­
men umfasst Maßnahmen, um den Zustand eines Ökosystems 
zu verbessern, um ein Ökosystem, das nicht mehr in gutem 
Zustand ist, neu aufzubauen oder wiederherzustellen, und um 
die Resilienz eines Ökosystems und die Anpassung an den 
Klimawandel zu verbessern; 

124. „effiziente Fernwärme- und Fernkälteversorgung“: effiziente 
Fernwärme- und Fernkälteversorgung im Sinne des Artikels 2 
Nummer 41 der Richtlinie 2012/27/EU; 

124a. „Fernwärme“ und „Fernkälte“: Fernwärme bzw. Fernkälte im 
Sinne des Artikels 2 Nummer 19 der Richtlinie 2010/31/EU; 

124b. „Fernwärme- und Fernkältesysteme“: Wärme- und/oder Kälteer­
zeugungsanlagen, Wärme-/Kältespeicher und ein Verteilnetz, 
das sowohl ein Primär- (Transport-) als auch ein Sekundärnetz 
von Rohrleitungen umfasst, für die Wärme- oder Kälteversor­
gung von Verbrauchern. Bezugnahmen auf „Fernwärme“ sind 
als Bezugnahmen auf Fernwärme- bzw. Fernkältesysteme zu 
verstehen, je nachdem, ob über die Netze sowohl Wärme als 
auch Kälte bereitgestellt werden oder nur eines von beiden 
bereitgestellt wird; 

▼B 
125. „Verursacher“: derjenige, der die Umwelt direkt oder indirekt 

belastet oder eine Voraussetzung für die Umweltbelastung 
schafft; 

▼B
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126. „Wiederverwendung“: Wiederverwendung im Sinne des Arti­
kels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 1 ); 

127. „Vorbereitung zur Wiederverwendung“: Vorbereitung zur Wie­
derverwendung im Sinne des Artikels 3 Nummer 16 der Richt­
linie 2008/98/EG; 

128. „Recycling“: Recycling im Sinne des Artikels 3 Nummer 17 
der Richtlinie 2008/98/EG; 

128a. „Ressourceneffizienz“: Verringerung der Menge der für eine 
Produktionseinheit benötigten Inputs oder Ersatz der Primärin­
puts durch Sekundärinputs; 

128b. „Abfall“: Abfall im Sinne des Artikels 3 Nummer 1 der Richt­
linie 2008/98/EG; 

128c. „Abwärme“: Abwärme im Sinne des Artikels 2 Nummer 9 der 
Richtlinie (EU) 2018/2001; 

128d. „Behandlung“: Behandlung im Sinne des Artikels 3 Nummer 14 
der Richtlinie 2008/98/EG sowie die Behandlung anderer Pro­
dukte, Materialien oder Stoffe; 

128e. „Verwertung“: Verwertung im Sinne des Artikels 3 Nummer 15 
der Richtlinie 2008/98/EG sowie die Verwertung anderer Pro­
dukte, Materialien oder Stoffe; 

128f. „Beseitigung“: Beseitigung im Sinne des Artikels 3 Nummer 19 
der Richtlinie 2008/98/EG; 

128g. „andere Produkte, Materialien oder Stoffe“: Materialien, Pro­
dukte und Stoffe, die keine Abfälle sind, einschließlich Neben­
produkten im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 2008/98/EG, 
Rückstände aus Land- und Forstwirtschaft, Abwasser, Regen­
wasser und Ablaufwasser, Mineralien, Nährstoffe, Restgase aus 
Produktionsprozessen sowie überflüssige Produkte, Teile und 
Materialien; 

128h. „überflüssige Produkte, Teile und Materialien“: Produkte, Teile 
und Materialien, die nicht mehr benötigt werden oder für ihren 
Besitzer nicht mehr von Nutzen sind, sich aber für die Wieder­
verwendung eignen; 

128i. „getrennte Sammlung“: getrennte Sammlung im Sinne des Ar­
tikels 3 Nummer 11 der Richtlinie 2008/98/EG; 

__________ 

▼M6 

( 1 ) Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. November 2008 über Abfälle und zur Aufhebung bestimmter Richtlinien 
(ABl. L 312 vom 22.11.2008, S. 3).
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130. „Energieinfrastruktur“: jede materielle Ausrüstung oder Anlage, 
die sich in der Union befindet oder die Union mit einem Dritt­
land oder mehreren Drittländern verbindet und unter eine der 
folgenden Kategorien fällt: 

a) Strom: 

i) Übertragungs- und Verteilernetze, wobei „Übertragung“ 
den Transport (Onshore und Offshore) von elektrischer 
Energie über ein Höchstspannungs- und Hochspan­
nungsverbundnetz zur Belieferung von Endkunden 
oder Verteilern, jedoch mit Ausnahme der Versorgung 
bezeichnet, während „Verteilung“ den Transport (Ons­
hore und Offshore) von elektrischer Energie mit Hoch-, 
Mittel- oder Niederspannung über Verteilernetze zur Be­
lieferung von Kunden, jedoch mit Ausnahme der Ver­
sorgung bezeichnet, 

ii) jede Ausrüstung oder Anlage, die für den sicheren und 
effizienten Betrieb der unter Ziffer i genannten Netze 
unentbehrlich ist, einschließlich der Schutz-, Über­
wachungs- und Steuerungssysteme auf allen Spannungs­
ebenen und in allen Umspannwerken, 

iii) vollständig integrierte Netzkomponenten im Sinne des 
Artikels 2 Nummer 51 der Richtlinie (EU) 2019/944 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ), 

iv) intelligente Stromnetze, d. h. Systeme und Komponen­
ten für die Integration von Informations- und Kommuni­
kationstechnologien über operative digitale Plattformen, 
Steuerungssysteme und Sensortechnologien sowohl auf 
Übertragungs- als auch auf Verteilerebene für ein siche­
reres, effizienteres und intelligenteres Stromübertra­
gungs- und -verteilernetz, höhere Kapazität für die Inte­
gration neuer Erzeugungs-, Speicher- und Verbrauchs­
formen und die Förderung neuer Geschäftsmodelle und 
Marktstrukturen, 

v) Offshore-Stromnetze, d. h. alle Ausrüstungen oder An­
lagen einer Stromübertragungs- oder Stromverteilungs­
infrastruktur im Sinne der Ziffer i, die zwei Zwecken 
dienen: dem Verbund und der Übertragung oder Vertei­
lung von erneuerbarem Offshore-Strom aus den 
Offshore-Erzeugungsanlagen in mindestens zwei Länder. 
Dies schließt intelligente Netze sowie küstennahe 
Offshore-Ausrüstungen oder -Anlagen ein, die für den 
sicheren und effizienten Betrieb unentbehrlich sind, z. B. 

▼M6 

( 1 ) Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt 
und zur Änderung der Richtlinie 2012/27/EU (ABl. L 158 vom 14.6.2019, 
S. 125).
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Schutz-, Überwachungs- und Steuerungssysteme und er­
forderliche Umspannwerke, sofern sie auch die tech­
nologische Interoperabilität, etwa die Interoperabilität 
der Schnittstellen verschiedener Technologien, gewähr­
leisten; 

b) Gas (Erdgas, Biogas – einschließlich Biomethan – und/oder 
erneuerbares Gas nicht biogenen Ursprungs): 

i) Fern- und Verteilerleitungen für den Transport von Gas, 
die Bestandteil eines Netzes sind, ausgenommen Hoch­
druckrohrleitungen, die für die vorgelagerte Verteilung 
von Erdgas verwendet werden, 

ii) an die unter Ziffer i genannten Hochdruck-Gasleitungen 
angeschlossene Untergrundspeicher, 

iii) Anlagen für die Übernahme, Speicherung und Rückver­
gasung oder Dekomprimierung von verflüssigtem oder 
komprimiertem Gas, 

iv) alle Ausrüstungen oder Anlagen, die für den sicheren 
und effizienten Betrieb des Systems oder für die Ermög­
lichung der bidirektionalen Kapazität unentbehrlich sind, 
einschließlich Verdichterstationen, 

v) intelligente Gasnetze, d. h. jede der folgenden Ausrüs­
tungen oder Anlagen, mit denen die Integration erneuer­
barer und CO 2 -armer Gase (z. B. Wasserstoff oder Gase 
nicht biogenen Ursprungs) in das Netz ermöglicht und 
erleichtert werden soll: digitale Systeme und Komponen­
ten für die Integration von Informations- und Kommuni­
kationstechnologien, Steuerungssystemen und Sensor­
technologien, die die interaktive und intelligente Über­
wachung, Messung, Qualitätssteuerung und Verwaltung 
der Gaserzeugung, -fernleitung, und -verteilung sowie 
des Gasverbrauchs innerhalb eines Gasnetzes ermögli­
chen. Intelligente Netze können auch Ausrüstung umfas­
sen, die Umkehrflüsse von der Verteilerebene bis zur 
Fernleitungsebene und die dafür erforderlichen Moder­
nisierungen des bestehenden Netzes ermöglicht; 

c) Wasserstoff: 

i) Hochdruckfernleitungen für den Wasserstofftransport so­
wie Verteilerleitungen für die lokale Verteilung von 
Wasserstoff, die zahlreichen Netznutzern transparent 
und diskriminierungsfrei Zugang ermöglichen, 

ii) Speicheranlagen, d. h. Anlagen, die zur Speicherung von 
hochreinem Wasserstoff genutzt werden; diese umfassen 
den für die Speicherung (nicht aber den für die Produk­
tion) genutzten Teil eines Wasserstoffterminals sowie 
Anlagen, die ausschließlich den Betreibern von Wasser­
stoffnetzen für die Ausübung ihrer Tätigkeiten vorbehal­
ten sind. Zu den Wasserstoffspeicheranlagen zählen 

▼M6
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auch an die unter Ziffer i genannten Hochdruckfernlei­
tungen für Wasserstoff angeschlossene Untergrundspei­
cher, 

iii) Anlagen für die Einspeisung, Übernahme, Speicherung 
und Rückvergasung oder Dekomprimierung von Was­
serstoff oder in anderen chemischen Stoffen gebunde­
nem Wasserstoff, um ihn in das Gas- oder Wasserstoff­
netz einzuspeisen, 

iv) Terminals, d. h. Anlagen, in denen flüssiger Wasserstoff 
in gasförmigen Wasserstoff umgewandelt wird, um ihn 
in das Wasserstoffnetz einzuspeisen. Terminals umfas­
sen die Zusatzeinrichtungen und die vorübergehende 
Speicherung, die für den Umwandlungsprozess und die 
anschließende Einspeisung in das Wasserstoffnetz erfor­
derlich sind, nicht aber die für die Speicherung genutz­
ten Teile des Terminals, 

v) Verbindungsleitungen, d. h. ein Wasserstoffnetz (oder 
ein Teil davon), das (der) eine Grenze zwischen Mit­
gliedstaaten quert oder überspannt, oder ein Wasserstoff­
netz zwischen einem Mitgliedstaat und einem Drittland 
bis zum Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten oder zum 
Küstenmeer dieses Mitgliedstaats, 

vi) jede Ausrüstung oder Anlage, die unentbehrlich ist, um 
ein Wasserstoffnetz sicher und effizient zu betreiben 
oder bidirektionale Kapazität zu ermöglichen, ein­
schließlich Verdichterstationen. 

Bei all den unter den Ziffern i bis vi aufgeführten Ausrüs­
tungen und Anlagen kann es sich entweder um neu gebaute 
oder um von Erdgas auf Wasserstoff umgerüstete Ausrüs­
tungen und Anlagen oder um eine Kombination aus beiden 
handeln. Unter den Ziffern i bis vi aufgeführte Ausrüstungen 
und Anlagen, zu denen Dritte Zugang haben, sind als Ener­
gieinfrastruktur einzustufen; 

d) Kohlendioxid: 

i) Rohrleitungen mit Ausnahme des vorgelagerten Rohr­
leitungsnetzes, die verwendet werden, um Kohlendioxid 
aus mehr als einer Quelle – das heißt von Industrieanla­
gen (einschließlich Kraftwerken), in denen durch Ver­
brennung oder andere chemische Reaktionen, an denen 
fossile oder nichtfossile kohlenstoffhaltige Komponenten 
beteiligt sind, Kohlendioxidgas erzeugt wird – im Hin­
blick auf die dauerhafte geologische Speicherung von 
Kohlendioxid im Sinne des Artikels 3 der Richt­
linie 2009/31/EG des Europäischen Parlaments und 

▼M6
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des Rates ( 1 ) oder im Hinblick auf die Nutzung von 
Kohlendioxid als Rohstoff oder auf die Steigerung der 
Erträge biologischer Prozesse zu transportieren, 

ii) Anlagen für die Verflüssigung und Pufferspeicherung 
von Kohlendioxid im Hinblick auf dessen Transport 
oder Speicherung. Darin nicht enthalten sind Infrastruk­
tur innerhalb einer geologischen Formation, die für die 
dauerhafte geologische Speicherung von Kohlendioxid 
im Sinne des Artikels 3 der Richtlinie 2009/31/EG ver­
wendet wird, sowie damit zusammenhängende Flächen 
und Injektionsanlagen, 

iii) alle Ausrüstungen und Anlagen, die für den ordnungs­
gemäßen, sicheren und effizienten Betrieb des betreffen­
den Systems unentbehrlich sind, einschließlich der 
Schutz-, Überwachungs- und Steuerungssysteme. Dies 
kann spezifische mobile Ausrüstungen und Anlagen 
für den Transport oder die Speicherung von Kohlen­
dioxid umfassen, sofern diese der Definition eines sau­
beren Fahrzeugs entsprechen. 

Unter den Ziffern i, ii und iii aufgeführte Ausrüstungen und 
Anlagen, zu denen Dritte Zugang haben, sind als Energie­
infrastruktur einzustufen; 

e) Infrastruktur für die Übertragung und Verteilung von ther­
mischer Energie in Form von Dampf, heißem Wasser oder 
kalten Flüssigkeiten von zahlreichen Erzeugern/Nutzern un­
ter Nutzung erneuerbarer Energie oder industrieller Ab­
wärme; 

f) Vorhaben von gemeinsamem Interesse im Sinne des Arti­
kels 2 Nummer 4 der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) und Vorhaben 
von gegenseitigem Interesse im Sinne des Artikels 171 
AEUV; 

g) andere Infrastrukturkategorien, die eine physische oder 
drahtlose Übertragung von erneuerbarer oder ohne CO 2 - 
Emissionen erzeugter Energie zwischen Erzeugern und Nut­
zern über zahlreiche Einspeise- und Ausspeisepunkte ermög­
lichen und zu denen Dritte Zugang haben, die nicht zu den 
Unternehmen des Eigentümers oder Verwalters der Infra­
struktur gehören. 

Wenn unter den Buchstaben a bis g aufgeführte Ausrüstungen 
und Anlagen für eine kleine Gruppe vorab festgelegter Nutzer 
errichtet werden und auf deren Bedarf zugeschnitten sind („ge­
widmete, d. h. nutzergebundene Infrastruktur“), sind diese nicht 
als Energieinfrastruktur einzustufen; 

▼M6 

( 1 ) Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. April 2009 über die geologische Speicherung von Kohlendioxid und 
zur Änderung der Richtlinie 85/337/EWG des Rates sowie der Richt­
linien 2000/60/EG, 2001/80/EG, 2004/35/EG, 2006/12/EG und 2008/1/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 1013/2006 (ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 114). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 347/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. April 2013 zu Leitlinien für die transeuropäische Energieinfrastruk­
tur (ABl. L 115 vom 25.4.2013, S. 39).
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130a. „Verteilernetzbetreiber“ (VNB): Verteilernetzbetreiber im Sinne 
des Artikels 2 Nummer 29 der Richtlinie (EU) 2019/944; 

130b. „Übertragungsnetzbetreiber“ (ÜNB): Übertragungsnetzbetreiber 
im Sinne des Artikels 2 Nummer 35 der Richt­
linie (EU) 2019/944; 

130c. „Stromspeicherung“: die Verschiebung der endgültigen Nut­
zung elektrischer Energie auf einen späteren Zeitpunkt als den 
ihrer Erzeugung oder die Umwandlung elektrischer Energie in 
eine speicherbare Energieform, die Speicherung solcher Energie 
und ihre anschließende Rückumwandlung in elektrische Ener­
gie; 

130d. „Wärmespeicherung“: die Verschiebung der endgültigen Nut­
zung thermischer Energie auf einen späteren Zeitpunkt als 
den ihrer Erzeugung oder die Umwandlung elektrischer oder 
thermischer Energie in eine speicherbare Energieform, die Spei­
cherung solcher Energie und gegebenenfalls ihre anschließende 
Umwandlung oder Rückumwandlung in thermische Energie für 
die endgültige Nutzung (d. h. Wärme- oder Kälteversorgung); 

131. „Energiebinnenmarktvorschriften“: die Richtlinie (EU) 2019/944, 
die Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 1 ), die Verordnung (EU) 2019/943 und die Verord­
nung (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 2 ); 

131a. „CO 2 -Abscheidung und -Speicherung“ oder „CCS“ (carbon 
capture and storage): Technologien, mit denen CO 2 aus den 
Emissionen von Industrieanlagen (einschließlich prozessinhä­
renter Emissionen) oder direkt aus der Umgebungsluft abge­
schieden, zu einer Speicherstätte transportiert und zur dauerhaf­
ten Speicherung in eine geeignete unterirdische geologische 
Formation injiziert werden kann; 

131b. „CO 2 -Abscheidung und -Nutzung“ oder „CCU“ (carbon capture 
and use): Technologien, mit denen CO 2 aus den Emissionen 
von Industrieanlagen (einschließlich prozessinhärenter Emissio­
nen) oder direkt aus der Umgebungsluft abgeschieden und an 
einen Ort transportiert werden kann, an dem das CO 2 vollstän­
dig verbraucht bzw. genutzt wird; 

▼B 
Begriffsbestimmungen für Sozialbeihilfen für die Beför­
derung von Einwohnern entlegener Gebiete 

132. „Gewöhnlicher Wohnsitz“: Ort, an dem eine natürliche Person 
wegen persönlicher und beruflicher Bindungen mindestens 185 
Tage im Kalenderjahr wohnt; bei einer Person, deren berufliche 
Bindungen an einem anderen Ort als ihre persönlichen Bindun­
gen liegen und die in zwei oder mehr Mitgliedstaaten wohnt, 

▼M6 

( 1 ) Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt 
und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/55/EG (ABl. L 211 vom 14.8.2009, 
S. 94). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Juli 2009 über die Bedingungen für den Zugang zu den Erdgas­
fernleitungsnetzen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1775/2005 
(ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 36).
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gilt als gewöhnlicher Wohnsitz der Ort ihrer persönlichen Bin­
dungen, sofern sie regelmäßig dorthin zurückkehrt; wenn eine 
Person zur Erfüllung einer bestimmten Aufgabe für einen fest­
gelegten Zeitraum in einem anderen Mitgliedstaat lebt, gilt als 
gewöhnlicher Wohnsitz auch dann der Ort ihrer persönlichen 
Bindungen, wenn sie während ihrer Tätigkeit nicht dorthin zu­
rückkehrt; der Besuch einer Schule oder Universität in einem 
anderen Mitgliedstaat hat keine Verlegung des gewöhnlichen 
Wohnsitzes zur Folge; ansonsten hat der Begriff „gewöhnlicher 
Wohnsitz“ die Bedeutung, die ihm in den nationalen Rechts­
vorschriften des Mitgliedstaats zugeordnet ist. 

Begriffsbestimmungen für Breitbandinfrastrukturen 

▼M4 __________ 

▼M6 __________ 

▼B 
135. „Leerrohre“: unterirdische Leitungsrohre, Kabelkanäle oder 

Durchführungen zur Unterbringung von Leitungen (Glasfaser-, 
Kupfer- oder Koaxialkabel) eines Breitbandnetzes; 

136. „physische Entbündelung“: Entbündelung, die den Zugang zur 
Teilnehmerleitung ermöglicht und die Übertragungssysteme von 
Wettbewerbern in die Lage versetzt, direkt darüber zu übertra­
gen; 

▼M6 
137. „Breitbandinfrastruktur“: ein Breitbandnetz ohne aktive Kom­

ponenten, das die physische Infrastruktur wie Leerrohre, Pfähle, 
Masten, Türme, unbeschaltete Glasfaserleitungen, Straßenvertei­
lerkästen und Kabel (einschließlich unbeschalteter Glasfaserlei­
tungen und Kupferkabeln) umfasst; 

137a. „Backhaul-Netz“: der Teil eines Breitbandnetzes, der das Zu­
gangsnetz mit dem Backbone-Netz verbindet, ohne den Endnut­
zern einen direkten Zugang zu bieten. Es ist der Teil des Net­
zes, in dem der Verkehr der Endnutzer gebündelt wird; 

137b. „Backbone-Netz“: das Kernnetz, das Backhaul-Netze aus ver­
schiedenen Gebieten oder Regionen miteinander verbindet; 

137c. „Zugangsnetz“: der Teil eines Breitbandnetzes, der das 
Backhaul-Netz mit den Räumlichkeiten oder Geräten des End­
nutzers verbindet; 

▼M4 __________ 

▼M6 
139. „Zugang auf Vorleistungsebene“: Zugang, der es einem Betreiber 

ermöglicht, die Einrichtungen eines anderen Betreibers zu nut­
zen. Der Zugang auf Vorleistungsebene umfasst beim jetzigen 
Stand der Technik mindestens folgende Netzzugangsprodukte: 
i) bei FTTx-Netzen: Zugang zur Breitbandinfrastruktur, entbün­
delter Zugang und Bitstromzugang; ii) bei Kabelnetzen: Zugang 
zur Breitbandinfrastruktur und Zugang zu aktiven Diensten; 
iii) bei FWA-Netzen (fixed wireless access networks): Zugang 
zur Breitbandinfrastruktur und Zugang zu aktiven Diensten; 
iv) bei Mobilfunknetzen: Zugang zur Breitbandinfrastruktur 

▼B
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und Zugang zu aktiven Diensten (mindestens Roaming); v) bei 
Satellitenplattformen: Zugang zu aktiven Diensten; vi) bei 
Backhaul-Netzen: Zugang zur Breitbandinfrastruktur und Zugang 
zu aktiven Diensten; 

139a. „erschlossene Räumlichkeiten“: Räumlichkeiten von Endnut­
zern, in denen ein Betreiber auf Antrag von Endnutzern inner­
halb von vier Wochen ab dem Datum des Antrags Breitband­
dienste anbieten kann (unabhängig davon, ob die betreffenden 
Räumlichkeiten bereits an das Netz angeschlossen sind oder 
nicht). Der für die Bereitstellung von Breitbanddiensten in 
den Räumlichkeiten der Endnutzer berechnete Preis darf in die­
sem Fall nicht höher sein als die normale Anschlussgebühr, 
d. h., er darf im Vergleich zur üblichen Geschäftspraxis keine 
Zusatz- oder Sonderkosten beinhalten und in keinem Fall den in 
dem betreffenden Mitgliedstaat üblichen Preis übersteigen. Die­
ser Preis muss von der zuständigen einzelstaatlichen Behörde 
festgelegt werden; 

▼M4 
139b. „sozioökonomische Schwerpunkte“: Einrichtungen, die auf­

grund ihres Auftrags, ihrer Natur oder ihres Standorts direkt 
oder indirekt einen großen sozioökonomischen Nutzen für Bür­
ger, Unternehmen und Kommunen in ihrem Umfeld oder ihrem 
Einflussbereich erbringen können, einschließlich z. B. öffent­
licher Stellen, öffentlicher oder privater Unternehmen, die be­
traut sind mit der Erbringung von Dienstleistungen von allge­
meinem Interesse oder von Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse im Sinne des Artikels 106 Absatz 2 
AEUV, sowie stark digitalisierter Unternehmen; 

139c. „5G-Korridor“: Verkehrsweg, Straße, Bahnstrecke oder Binnen­
wasserstraße, der bzw. die vollständig mit digitaler Vernet­
zungsinfrastruktur und insbesondere mit 5G-Systemen abge­
deckt ist, die eine lückenlose Bereitstellung synergetischer digi­
taler Dienste im Sinne der Verordnung (EU) 2021/1153 des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) wie vernetzter und 
automatisierter Mobilitätsdienste, ähnlicher intelligenter Mobili­
tätsdienste für den Schienenverkehr oder die digitale Netzanbin­
dung auf den Binnenwasserstraßen ermöglichen; 

▼M6 
139d. „Spitzenlastzeit“: Tageszeit mit einer typischen Dauer von einer 

Stunde, in der die Netzauslastung in der Regel ihren Höchst­
stand erreicht; 

139e. „Spitzenlastzeitbedingungen“: die Bedingungen, unter denen 
das Netz in der „Spitzenlastzeit“ voraussichtlich betrieben wird; 

139f. „relevanter Zeithorizont“: Zeithorizont, der für die Überprüfung 
geplanter privater Investitionen verwendet wird und der dem 
vom Mitgliedstaat für den Ausbau des geplanten staatlich ge­
förderten Netzes veranschlagten Zeitrahmen entspricht, begin­
nend mit der Veröffentlichung der öffentlichen Konsultation 
über die geplante staatliche Maßnahme bis zur Inbetriebnahme 
des Netzes (d. h. bis zum Beginn der Bereitstellung von 

▼M6 

( 1 ) Verordnung (EU) 2021/1153 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. Juli 2021 zur Schaffung der Fazilität „Connecting Europe“ und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 1316/2013 und (EU) Nr. 283/2014 
(ABl. L 249 vom 14.7.2021, S. 38).
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Vorleistungs- oder Endkundendiensten über das staatlich geför­
derte Netz). Der relevante Zeithorizont darf nicht weniger als 
zwei Jahre betragen; 

▼B 
Begriffsbestimmungen für Beihilfen für Kultur und die Er­
haltung des kulturellen Erbes 

140. „Schwierige audiovisuelle Werke“: Werke, die von den Mit­
gliedstaaten im Rahmen der Einrichtung von Beihilferegelungen 
oder der Gewährung von Beihilfen anhand vorab festgelegter 
Kriterien ausgewiesen werden, zum Beispiel Filme, deren ein­
zige Originalfassung in der Sprache eines Mitgliedstaats mit 
kleinem Staatsgebiet, geringer Bevölkerungszahl oder begrenz­
tem Sprachraum gedreht wurde, Kurzfilme, Erst- und Zweit­
filme von Regisseuren, Dokumentarfilme, Low-Budget-Produk­
tionen oder sonstige aus kommerzieller Sicht schwierige Werke; 

141. „Liste des Ausschusses für Entwicklungshilfe (DAC) der 
OECD“: alle Länder und Gebiete, die für öffentliche Entwick­
lungshilfe in Betracht kommen und in der von der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
erstellten Liste aufgeführt sind; 

142. „angemessener Gewinn“: wird anhand des im betreffenden 
Wirtschaftszweig üblichen Gewinns bestimmt; eine Kapitalren­
dite, die den relevanten Swap-Satz zuzüglich eines Aufschlags 
von 100 Basispunkten nicht überschreitet, gilt als angemessen. 

Begriffsbestimmungen für Beihilfen für Sportinfrastruktu­
ren und multifunktionale Freizeitinfrastrukturen 

143. „Profisport“: Ausübung von Sport als entgeltliche Arbeits- oder 
Dienstleistung (ungeachtet dessen, ob zwischen dem Profisport­
ler/der Profisportlerin und dem betreffenden Sportverband ein 
formeller Arbeitsvertrag geschlossen wurde), bei der der Aus­
gleich höher ist als die Teilnahmekosten und einen erheblichen 
Teil des Einkommens des Sportlers/der Sportlerin ausmacht. 
Reise- und Übernachtungskosten für die Teilnahme an Sport­
veranstaltungen werden für die Zwecke dieser Verordnung 
nicht als Ausgleich betrachtet. 

▼M1 
Begriffsbestimmungen für Beihilfen für Regionalflughäfen 

144. „Flughafeninfrastruktur“: Infrastruktur und Ausrüstung für die 
Erbringung von Flughafendienstleistungen durch den Flughafen 
für Luftverkehrsgesellschaften und die verschiedenen Dienst­
leister; der Begriff umfasst Start- und Landebahnen, Terminals, 
Vorfeldflächen, Rollbahnen, zentralisierte Bodenabfertigungs­
infrastruktur sowie alle anderen Einrichtungen, die die Erbrin­
gung von Flughafendienstleistungen direkt unterstützen; er um­
fasst nicht Infrastruktur und Ausrüstung, die in erster Linie für 
nicht luftverkehrsbezogene Tätigkeiten benötigt wird; 

▼M6
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145. „Luftverkehrsgesellschaft“: Luftverkehrsgesellschaften mit gül­
tiger, von einem Mitgliedstaat oder einem Mitglied des gemein­
samen europäischen Luftverkehrsraums nach der 
Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 1 ) erteilter Betriebsgenehmigung; 

146. „Flughafen“: Einheit oder Gruppe von Einheiten, die als wirt­
schaftliche Tätigkeit Flughafendienstleistungen für Luftver­
kehrsgesellschaften erbringt; 

147. „Flughafendienstleistungen“: Dienstleistungen, die ein Flugha­
fen oder eine seiner Tochtergesellschaften für Luftverkehrs­
gesellschaften erbringt, um die Abfertigung von Luftfahrzeugen 
von der Landung bis zum Start sowie von Fluggästen und 
Fracht zu gewährleisten, damit Luftverkehrsgesellschaften Luft­
verkehrsdienstleistungen erbringen können; darunter fällt auch 
die Erbringung von Bodenabfertigungsdiensten und die Bereit­
stellung zentralisierter Bodenabfertigungsinfrastruktur; 

148. „durchschnittliches jährliches Passagieraufkommen“: Berech­
nungsgrundlage sind die ankommenden und abfliegenden Pas­
sagiere während der beiden Geschäftsjahre, die dem Geschäfts­
jähr der Beihilfegewährung vorausgehen; 

149. „zentralisierte Bodenabfertigungsinfrastruktur“: Infrastruktur, 
die in der Regel vom Flughafenbetreiber betrieben und den 
verschiedenen Anbietern von Bodenabfertigungsdiensten am 
Flughafen gegen Entgelt zur Verfügung gestellt wird, mit Aus­
nahme der Ausrüstung, die im Eigentum der Anbieter von Bo­
denabfertigungsdiensten steht oder von diesen betrieben wird; 

150. „Hochgeschwindigkeitszug“: Zug, der Geschwindigkeiten von 
über 200 km/h erreichen kann; 

151. „Bodenabfertigungsdienste“: an Flughäfen für die Flughafen­
nutzer erbrachte Dienste im Sinne des Anhangs der Richtlinie 
96/67/EG des Rates ( 2 ); 

152. „nicht luftverkehrsbezogene Tätigkeiten“: gewerbliche Dienst­
leistungen für Luftverkehrsgesellschaften oder andere Nutzer 
des Flughafens, so zum Beispiel Nebendienstleistungen für Pas­
sagiere, Spediteure oder andere Dienstleister, die Vermietung 
von Büro- und Verkaufsräumen, Parkplätze und Hotels; 

153. „Regionalflughafen“: Flughafen mit einem durchschnittlichen 
jährlichen Passagieraufkommen von bis zu 3 Mio. Passagieren; 

Begriffsbestimmungen für Beihilfen für Häfen 

154. „Hafen“: Gebiet mit Land- und Wasseranteilen, bestehend aus 
Infrastruktur und Ausrüstung, die die Aufnahme von Wasser­
fahrzeugen sowie deren Beladen und Löschen, die Lagerung 
von Gütern, die Übernahme und die Anlieferung dieser Güter 
oder das Ein- und Ausschiffen von Fahrgästen, der Schiffs­
besatzung und anderer Personen ermöglichen, und jeder sons­
tigen Infrastruktur, die Verkehrsunternehmen im Hafen benöti­
gen; 

▼M1 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. September 2008 über gemeinsame Vorschriften für die Durchfüh­
rung von Luftverkehrsdiensten in der Gemeinschaft (ABl. L 293 vom 
31.10.2008, S. 3). 

( 2 ) Richtlinie 96/67/EG des Rates vom 15. Oktober 1996 über den Zugang zum 
Markt der Bodenabfertigungsdienste auf den Flughäfen der Gemeinschaft 
(ABl. L 272 vom 25.10.1996, S. 36).
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155. „Seehafen“: Hafen, der in erster Linie zur Aufnahme von See­
schiffen bestimmt ist; 

156. „Binnenhafen“: Hafen, der kein Seehafen ist, und zur Auf­
nahme von Binnenschiffen bestimmt ist; 

▼M6 
157. „Hafeninfrastruktur“: Infrastruktur und Einrichtungen für die 

Erbringung von verkehrsbezogenen Hafendiensten, wie zum 
Beispiel Liegeplätze zum Festmachen von Schiffen, Kaimauern, 
Molen und Schwimmpontons in Tidegebieten, Hafenbecken, 
Aufschüttungen und Landgewinnung, Infrastruktur für das Sam­
meln von Schiffsabfällen und Ladungsrückständen sowie Lade- 
und Tankinfrastruktur in Häfen, über die Fahrzeuge, mobile 
Terminalgeräte und mobile Bodenabfertigungsgeräte mit Strom, 
Wasserstoff, Ammoniak und Methanol versorgt werden; 

▼M1 
158. „Hafensuprastruktur“: auf der Infrastruktur befindliche Anlagen 

(z. B. für die Lagerung) sowie feste Ausrüstungen (z. B. La­
gerhäuser und Terminalgebäude) und mobile Ausrüstungen (z. 
B. Krananlagen), die sich in einem Hafen befinden und für die 
Erbringung verkehrsbezogener Hafendienste bestimmt sind; 

159. „Zugangsinfrastruktur“: jede Art von Infrastruktur, die für den 
Zugang der Nutzer zu einem Hafen bzw. die Einfahrt der Nut­
zer in einen Hafen von Land, von See oder von Flüssen aus 
erforderlich ist, wie etwa Straßen, Schienen, Kanäle und 
Schleusen; 

160. „Ausbaggerung“: die Beseitigung von Sedimenten vom Boden 
der Zugangswasserstraße zu einem Hafen oder in einem Hafen; 

▼M6 __________ 

▼M1 
162. „Schiff“: schwimmendes Gerät mit oder ohne Eigenantrieb, das 

einen oder mehrere Verdrängungskörper aufweist; 

163. „Seeschiff“: Schiff, das nicht ausschließlich oder vorwiegend 
auf Binnengewässern oder auf geschützten Gewässern oder in 
deren unmittelbarer Nähe verkehrt; 

164. „Binnenschiff“: Schiff, das ausschließlich oder vorwiegend für 
den Verkehr auf Binnengewässern oder auf geschützten Gewäs­
sern oder in deren unmittelbarer Nähe bestimmt ist; 

165. „Infrastruktur für das Sammeln von Schiffsabfällen und La­
dungsrückständen“: feste, schwimmende oder mobile Hafenein­
richtungen, mit denen Schiffsabfälle oder Ladungsrückstände 
im Sinne der Richtlinie 2000/59/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 1 ) aufgefangen werden können. 

▼M1 

( 1 ) Richtlinie 2000/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. November 2000 über Hafenauffangeinrichtungen für Schiffsabfälle und 
Ladungsrückstände (ABl. L 332 vom 28.12.2000, S. 81).
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Begriffsbestimmungen für Beihilfen im Rahmen von aus 
dem Fonds „InvestEU“ unterstützten Finanzprodukten (Be­
griffe, die unter anderen Überschriften dieses Artikels be­
stimmt werden, haben die dort festgelegte Bedeutung, auch 
in Bezug auf Beihilfen im Rahmen von aus dem Fonds 
„InvestEU“ unterstützten Finanzprodukten) 

166. ‚Fonds „InvestEU“, „EU-Garantie“, „Finanzprodukt“, „natio­
nale Förderbanken oder -institute“ und „Durchführungspartner“ 
haben die in Artikel 2 der Verordnung (EU) 2021/523 fest­
gelegte Bedeutung; 

167. „Finanzintermediär“: für die Zwecke des Abschnitts 16 ein 
Finanzintermediär im Sinne der Nummer 34, mit Ausnahme 
von Durchführungspartnern; 

168. „gewerblicher Finanzintermediär“: Finanzintermediär, der einen 
Erwerbszweck verfolgt und ohne staatliche Garantie das volle 
Risiko trägt, wobei nationale Förderbanken oder -institute nicht 
als gewerbliche Finanzintermediäre anzusehen sind; 

169. „städtischer Knoten im TEN-V“: städtischer Knoten im TEN-V 
im Sinne des Artikels 3 Buchstabe p der Verordnung (EU) 
Nr. 1315/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ); 

170. „neuer Marktteilnehmer“: Eisenbahnunternehmen im Sinne des 
Artikels 3 Nummer 1 der Richtlinie 2012/34/EU des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 2 ), das die folgenden Voraus­
setzungen erfüllt: 

a) Es hat weniger als zwanzig Jahre vor der Gewährung der 
Beihilfe eine Genehmigung nach Artikel 17 Absatz 3 der 
Richtlinie 2012/34/EU für das einschlägige Marktsegment 
erhalten; 

b) es ist nicht im Sinne des Anhangs I Artikel 3 Absatz 3 
dieser Verordnung verbunden mit einem Eisenbahnunterneh­
men, dem vor dem 1. Januar 2010 eine Genehmigung im 
Sinne des Artikels 3 Nummer 14 der Richtlinie 2012/34/EU 
erteilt wurde; 

171. „Stadtverkehr“: Verkehr innerhalb einer Stadt oder eines Bal­
lungsgebiets und der zugehörigen Pendelgebiete; 

172. „Ökosystem“, „Biodiversität“ und „guter Zustand eines Öko­
systems“ haben die in Artikel 2 der Verordnung (EU) 2020/852 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 3 ) über die Ein­
richtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger Investi­
tionen angegebene Bedeutung. 

▼M4 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2013 über Leitlinien der Union für den Aufbau eines 
transeuropäischen Verkehrsnetzes und zur Aufhebung des Beschlusses 
Nr. 661/2010/EU (ABl. L 348 vom 20.12.2013, S. 1). 

( 2 ) Richtlinie 2012/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
21. November 2012 zur Schaffung eines einheitlichen europäischen Eisen­
bahnraums (ABl. L 343 vom 14.12.2012, S. 32). 

( 3 ) Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18 Juni 2020 über die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nach­
haltiger Investitionen und zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/2088 
(ABl. L 198 vom 22.6.2020, S. 13).
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Artikel 3 

Freistellungsvoraussetzungen 

Beihilferegelungen, Einzelbeihilfen auf der Grundlage von Beihilferege­
lungen und Ad-hoc-Beihilfen sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 2 
oder 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern diese Bei­
hilfen alle Voraussetzungen des Kapitels I dieser Verordnung sowie die 
für die betreffende Gruppe von Beihilfen geltenden Voraussetzungen 
des Kapitels III erfüllen. 

Artikel 4 

Anmeldeschwellen 

1. Diese Verordnung gilt nicht für Beihilfen, die die folgenden 
Schwellen überschreiten: 

▼M6 
a) regionale Investitionsbeihilfen: bei einer Investition mit beihilfefähi­

gen Kosten von 110 Mio. EUR oder mehr die nachstehend auf­
geführten Beihilfebeträge pro Unternehmen und Investitionsvor­
haben: 

— bei einer Höchstintensität von 10 % für Regionalbeihilfen: 
8,25 Mio. EUR; 

— bei einer Höchstintensität von 15 % für Regionalbeihilfen: 
12,38 Mio. EUR; 

— bei einer Höchstintensität von 20 % für Regionalbeihilfen: 
16,5 Mio. EUR; 

— bei einer Höchstintensität von 25 % für Regionalbeihilfen: 
20,63 Mio. EUR; 

— bei einer Höchstintensität von 30 % für Regionalbeihilfen: 
24,75 Mio. EUR; 

— bei einer Höchstintensität von 35 % für Regionalbeihilfen: 
28,88 Mio. EUR; 

— bei einer Höchstintensität von 40 % für Regionalbeihilfen: 
33 Mio. EUR; 

— bei einer Höchstintensität von 50 % für Regionalbeihilfen: 
41,25 Mio. EUR; 

— bei einer Höchstintensität von 60 % für Regionalbeihilfen: 
49,5 Mio. EUR; 

— bei einer Höchstintensität von 70 % für Regionalbeihilfen: 
57,75 Mio. EUR; 

b) regionale Stadtentwicklungsbeihilfen: 22 Mio. EUR nach Artikel 16 
Absatz 3; 

c) Investitionsbeihilfen für KMU: 8,25 Mio. EUR pro Unternehmen 
und Investitionsvorhaben; 

d) KMU-Beihilfen für die Inanspruchnahme von Beratungsdiensten: 
2,2 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben; 

▼B
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e) KMU-Beihilfen für die Teilnahme an Messen: 2,2 Mio. EUR pro 
Unternehmen und Jahr; 

ea) Beihilfen für Kleinstunternehmen in Form öffentlicher Eingriffe 
bezüglich der Strom-, Erdgas- oder Wärmeversorgung im Sinne 
des Artikels 19c: 200 000 EUR pro Empfänger und Kalenderjahr. 
Diese Grenze liegt bei in der landwirtschaftliche Primärproduktion 
tätigen Kleinstunternehmen bei 25 000 EUR pro Empfänger und 
Kalenderjahr und bei in Fischerei und Aquakultur tätigen Kleinst­
unternehmen bei 30 000 EUR pro Empfänger und Kalenderjahr; 

eb) Beihilfen für KMU in Form befristeter öffentlicher Eingriffe bezüg­
lich der Versorgung mit Strom, Gas oder aus Erdgas oder Strom 
erzeugter Wärme zur Abfederung der durch den russischen An­
griffskrieg gegen die Ukraine bedingten Preiserhöhungen im Sinne 
des Artikels 19d: 2 Mio. EUR pro Empfänger und Kalenderjahr. 
Diese Grenze liegt bei in der landwirtschaftliche Primärproduktion 
tätigen KMU bei 250 000 EUR pro Empfänger und Jahr und bei in 
Fischerei und Aquakultur tätigen KMU bei 300 000 EUR pro Emp­
fänger und Kalenderjahr. Beihilfen für Unternehmen, die in der 
Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tä­
tig sind, sind an die Bedingung geknüpft, dass sie nicht ganz oder 
teilweise an die Primärerzeuger weitergegeben werden; 

f) Beihilfen für Unternehmen, die an Projekten der europäischen ter­
ritorialen Zusammenarbeit teilnehmen: bei Beihilfen nach Arti­
kel 20: 2,2 Mio. EUR pro Unternehmen und Projekt; bei Beihilfen 
nach Artikel 20a: die in Artikel 20a Absatz 2 festgesetzten Beträge 
pro Unternehmen und Projekt; 

g) Risikofinanzierungsbeihilfen: 16,5 Mio. EUR pro beihilfefähiges 
Unternehmen im Einklang mit Artikel 21 Absatz 8 und Artikel 21a 
Absatz 2; 

h) Beihilfen für Unternehmensneugründungen: die in Artikel 22 Ab­
sätze 3, 4, 5 und 7 genannten Beträge pro Unternehmen; 

i) Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen: 

i) bei Vorhaben, die überwiegend die Grundlagenforschung be­
treffen: 55 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben; dies 
ist der Fall, wenn mehr als die Hälfte der beihilfefähigen 
Kosten des Vorhabens aufgrund von Tätigkeiten in der Grund­
lagenforschung anfallen; 

ii) bei Vorhaben, die überwiegend die industrielle Forschung be­
treffen: 35 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben; dies 
ist der Fall, wenn mehr als die Hälfte der beihilfefähigen 
Kosten des Vorhabens aufgrund von Tätigkeiten in der indus­
triellen Forschung oder von Tätigkeiten in der industriellen 
Forschung und der Grundlagenforschung anfallen; 

▼M6
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iii) bei Vorhaben, die überwiegend die experimentelle Entwick­
lung betreffen: 25 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben; 
dies ist der Fall, wenn mehr als die Hälfte der beihilfefähigen 
Kosten des Vorhabens aufgrund von Tätigkeiten in der expe­
rimentellen Entwicklung anfallen; 

iv) bei EUREKA-Projekten oder Projekten, die von einem nach 
Artikel 185 oder Artikel 187 AEUV gegründeten gemein­
samen Unternehmen durchgeführt werden oder die die Vo­
raussetzungen des Artikels 25 Absatz 6 Buchstabe d erfüllen, 
werden die unter den Ziffern i bis iii genannten Beträge 
verdoppelt; 

v) werden die Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen in Form 
rückzahlbarer Vorschüsse gewährt, die mangels einer akzep­
tierten Methode für die Berechnung ihres Bruttosubventions­
äquivalents als Prozentsatz der beihilfefähigen Kosten aus­
gedrückt sind, und ist in der Maßnahme vorgesehen, dass 
die Vorschüsse im Falle des Erfolgs des Vorhabens, der auf 
der Grundlage einer schlüssigen und vorsichtigen Hypothese 
definiert ist, zu einem Zinssatz zurückgezahlt werden, der 
mindestens dem zum Gewährungszeitpunkt geltenden Abzin­
sungssatz entspricht, so werden die unter den Ziffern i bis iv 
genannten Beträge um 50 % erhöht; 

vi) Beihilfen für Durchführbarkeitsstudien zur Vorbereitung von 
Forschungstätigkeiten: 8,25 Mio. EUR pro Studie; 

vii) Beihilfen für KMU für Forschungs- und Entwicklungsvor­
haben, die mit einem Exzellenzsiegel ausgezeichnet wurden 
und nach Artikel 25a durchgeführt werden: der in Artikel 25a 
genannte Betrag; 

viii) Beihilfen für Marie-Skłodowska-Curie-Maßnahmen und vom 
ERC geförderte Maßnahmen für den Konzeptnachweis, die 
nach Artikel 25b durchgeführt werden: die in Artikel 25b 
genannten Beträge; 

ix) Beihilfen für kofinanzierte Forschungs- und Entwicklungsvor­
haben, die nach Artikel 25c durchgeführt werden: die in Ar­
tikel 25c genannten Beträge; 

x) Beihilfen für Teaming-Maßnahmen: die in Artikel 25d ge­
nannten Beträge; 

xi) Beihilfen für kofinanzierte Vorhaben, die aus dem Europäi­
schen Verteidigungsfonds oder dem Europäischen Programm 
zur industriellen Entwicklung im Verteidigungsbereich nach 
Artikel 25e unterstützt werden: 80 Mio. EUR pro Unterneh­
men und Vorhaben; 

j) Investitionsbeihilfen für Forschungsinfrastrukturen: 35 Mio. EUR 
pro Infrastruktur; 

ja) Investitionsbeihilfen für Erprobungs- und Versuchsinfrastrukturen: 
25 Mio. EUR pro Infrastruktur; 

k) Beihilfen für Innovationscluster: 10 Mio. EUR pro Innovationsclus­
ter; 

l) Innovationsbeihilfen für KMU: 10 Mio. EUR pro Unternehmen und 
Vorhaben; 

▼M6
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m) Beihilfen für Prozess- und Organisationsinnovationen: 12,5 Mio. EUR 
pro Unternehmen und Vorhaben; 

n) Ausbildungsbeihilfen: 3 Mio. EUR pro Ausbildungsvorhaben; 

o) Beihilfen für die Einstellung benachteiligter Arbeitnehmer: 
5,5 Mio. EUR pro Unternehmen und Jahr; 

p) Beihilfen in Form von Lohnkostenzuschüssen für die Beschäftigung 
von Arbeitnehmern mit Behinderungen: 11 Mio. EUR pro Unter­
nehmen und Jahr; 

q) Beihilfen zum Ausgleich der durch die Beschäftigung von Arbeit­
nehmern mit Behinderungen verursachten Mehrkosten: 11 Mio. EUR 
pro Unternehmen und Jahr; 

r) Beihilfen zum Ausgleich der Kosten für die Unterstützung benach­
teiligter Arbeitnehmer: 5,5 Mio. EUR pro Unternehmen und Jahr; 

s) Investitionsbeihilfen für den Umweltschutz, sofern nichts anderes 
bestimmt ist: 30 Mio. EUR pro Unternehmen und Investitionsvor­
haben; 

sa) Beihilfen für gewidmete, d. h. nutzergebundene Infrastruktur und 
Speicher im Sinne des Artikels 36 Absatz 4: 25 Mio. EUR pro 
Vorhaben; 

sb) Investitionsbeihilfen für Lade- oder Tankinfrastruktur im Sinne des 
Artikels 36a Absätze 1 und 2: 30 Mio. EUR pro Unternehmen und 
Vorhaben, bei Regelungen eine durchschnittliche jährliche Mittel­
ausstattung von 300 Mio. EUR; 

sc) Investitionsbeihilfen zur kombinierten Verbesserung der Gesamt­
energieeffizienz und der Umweltbilanz von Gebäuden im Sinne 
des Artikels 38a Absatz 7 und des Artikels 39 Absatz 2a: 
30 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben; 

sd) Beihilfen für die Begünstigung von Energieleistungsverträgen im 
Sinne des Artikels 38b: 30 Mio. EUR des Nominalbetrags der 
gesamten ausstehenden Finanzmittel pro Empfänger; 

se) Investitionsbeihilfen für gebäudebezogene Energieeffizienzprojekte 
in Form von Finanzinstrumenten: die in Artikel 39 Absatz 5 fest­
gelegten Beträge; 

sf) Beihilfen in Form der Ermäßigung von Umweltsteuern oder Um­
weltabgaben im Sinne des Artikels 44a: 50 Mio. EUR pro Rege­
lung und Jahr; 

__________ 

v) Betriebsbeihilfen zur Förderung von Strom aus erneuerbaren Ener­
gien im Sinne des Artikels 42 und Betriebsbeihilfen zur Förderung 
von erneuerbarer Energie und erneuerbarem Wasserstoff im Rah­
men von kleinen Vorhaben und von Erneuerbare-Energie-Gemein­
schaften im Sinne des Artikels 43: 30 Mio. EUR pro Unternehmen 
und Vorhaben; die Summe der Mittelausstattungen aller unter Ar­
tikel 42 fallenden Regelungen und die Summe der Mittelausstattun­
gen aller unter Artikel 43 fallenden Regelungen dürfen jeweils 
300 Mio. EUR pro Jahr nicht übersteigen; 

▼M6
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w) Beihilfen für Fernwärme- und/oder Fernkältesysteme im Sinne des 
Artikels 46: 50 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben; 

x) Beihilfen für Energieinfrastrukturen im Sinne des Artikels 48: 
70 Mio. EUR pro Unternehmen und Vorhaben; 

y) in Form eines Zuschusses gewährte Beihilfen für den Ausbau fester 
Breitbandnetze: 100 Mio. EUR Gesamtkosten pro Vorhaben; bei 
Beihilfen für feste Breitbandnetze, die in Form eines Finanzinstru­
ments gewährt werden, darf der Nominalbetrag der Gesamtmittel, 
die einem Endempfänger pro Vorhaben gewährt werden, 
150 Mio. EUR nicht überschreiten; 

ya) in Form eines Zuschusses gewährte Beihilfen für den Ausbau von 
4G- oder 5G-Mobilfunknetzen: 100 Mio. EUR Gesamtkosten pro 
Vorhaben; bei Beihilfen für 4G- oder 5G-Mobilfunknetze, die in 
Form eines Finanzinstruments gewährt werden, darf der Nominal­
betrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger pro Vorhaben 
gewährt werden, 150 Mio. EUR nicht überschreiten; 

yb) in Form eines Zuschusses gewährte Beihilfen für bestimmte Vor­
haben von gemeinsamem Interesse im Bereich transeuropäischer 
digitaler Vernetzungsinfrastruktur, die nach der Verordnung (EU) 
2021/1153 finanziert werden oder mit einem Exzellenzsiegel nach 
der genannten Verordnung ausgezeichnet wurden: 100 Mio. EUR 
Gesamtkosten pro Vorhaben; bei Beihilfen für bestimmte Vorhaben 
von gemeinsamem Interesse im Bereich transeuropäischer digitaler 
Vernetzungsinfrastruktur, die in Form eines Finanzinstruments ge­
währt werden, darf der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die einem 
Endempfänger pro Vorhaben gewährt werden, 150 Mio. EUR nicht 
überschreiten; 

yc) in Form von Konnektivitätsgutscheinen gewährte Beihilfen: die 
Gesamtmittelausstattung für staatliche Beihilfen für alle Konnekti­
vitätsgutscheinregelungen darf in einem Mitgliedstaat in einem 
Zeitraum von 24 Monaten 50 Mio. EUR (Gesamtbetrag einschließ­
lich nationaler und regionaler bzw. lokaler Gutscheinregelungen) 
nicht übersteigen; 

yd) in Form eines Zuschusses gewährte Beihilfen für den Ausbau von 
Backhaul-Netzen: 100 Mio. EUR Gesamtkosten pro Vorhaben; bei 
Beihilfen für den Ausbau von Backhaul-Netzen, die in Form eines 
Finanzierungsinstruments gewährt werden, darf der Nominalbetrag 
der Gesamtmittel, die einem Endempfänger pro Vorhaben gewährt 
werden, 150 Mio. EUR nicht überschreiten; 

z) Investitionsbeihilfen für Kultur und die Erhaltung des kulturellen 
Erbes: 165 Mio. EUR pro Vorhaben; Betriebsbeihilfen für Kultur 
und die Erhaltung des kulturellen Erbes: 82,5 Mio. EUR pro Un­
ternehmen und Jahr; 

aa) Beihilferegelungen für audiovisuelle Werke: 55 Mio. EUR pro Re­
gelung und Jahr; 

bb) Investitionsbeihilfen für Sportinfrastrukturen und multifunktionale 
Freizeitinfrastrukturen: 33 Mio. EUR oder die Gesamtkosten über 
110 Mio. EUR pro Vorhaben; Betriebsbeihilfen für Sportinfrastruk­
turen: 2,2 Mio. EUR pro Infrastruktur und Jahr; 

cc) Investitionsbeihilfen für lokale Infrastrukturen: 11 Mio. EUR oder 
die Gesamtkosten über 22 Mio. EUR für dieselbe Infrastruktur; 

▼M6
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dd) Beihilfen für Regionalflughäfen: die in Artikel 56a festgelegten 
Beihilfeintensitäten und Beihilfebeträge; 

▼M6 
ee) Beihilfen für Seehäfen: beihilfefähige Kosten von 143 Mio. EUR 

pro Vorhaben (oder 165 Mio. EUR pro Vorhaben in einem See­
hafen, der in dem Arbeitsplan für einen Kernnetzkorridor im Sinne 
des Artikels 47 der Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 1 ) enthalten ist); in Bezug auf die 
Ausbaggerung ist ein Vorhaben definiert als die gesamte innerhalb 
eines Kalenderjahres durchgeführte Ausbaggerung; 

ff) Beihilfen für Binnenhäfen: beihilfefähige Kosten von 44 Mio. EUR 
pro Vorhaben (oder 55 Mio. EUR pro Vorhaben in einem Binnen­
hafen, der in dem Arbeitsplan für einen Kernnetzkorridor im Sinne 
des Artikels 47 der Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 enthalten ist); 
in Bezug auf die Ausbaggerung ist ein Vorhaben definiert als die 
gesamte innerhalb eines Kalenderjahres durchgeführte Ausbagge­
rung; 

▼M4 
gg) Beihilfen im Rahmen von aus dem Fonds „InvestEU“ unterstützten 

Finanzprodukten: die in Kapitel III Abschnitt 16 festgesetzten Be­
träge; 

▼M6 
hh) Beihilfen für KMU für Kosten aus der Teilnahme an Projekten der 

von der örtlichen Bevölkerung betriebenen lokalen Entwicklung 
(„CLLD“): bei Beihilfen nach Artikel 19a: 2 Mio. EUR pro Unter­
nehmen und Projekt; bei Beihilfen nach Artikel 19b: die in Arti­
kel 19b Absatz 2 festgesetzten Beträge pro Projekt. 

▼B 
2. Die in Absatz 1 dargelegten oder genannten Schwellen dürfen 
nicht durch eine künstliche Aufspaltung der Beihilferegelungen oder 
Fördervorhaben umgangen werden. 

Artikel 5 

Transparenz der Beihilfe 

1. Diese Verordnung gilt nur für Beihilfen, deren Bruttosubventions­
äquivalent sich im Voraus genau berechnen lässt, ohne dass eine Risiko­
bewertung erforderlich ist („transparente Beihilfen“). 

2. Als transparent gelten folgende Gruppen von Beihilfen: 

a) Beihilfen in Form von Zuschüssen und Zinszuschüssen; 

b) Beihilfen in Form von Krediten, wenn das Bruttosubventionsäqui­
valent auf der Grundlage des zum Gewährungszeitpunkt geltenden 
Referenzzinssatzes berechnet wurde; 

▼M1 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2013 über Leitlinien der Union für den Aufbau eines 
transeuropäischen Verkehrsnetzes und zur Aufhebung des Beschlusses 
Nr. 661/2010/EU (ABl. L 348 vom 20.12.2013, S. 1).
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c) Beihilfen in Form von Garantien, 

i) wenn das Bruttosubventionsäquivalent (BSÄ) auf der Grundlage 
von SAFE-Harbour-Prämien berechnet wurde, die in einer Mit­
teilung der Kommission festgelegt sind, oder 

ii) wenn vor der Durchführung der Maßnahme die Methode für die 
Berechnung des BSÄ der Garantie nach einer zum Zeitpunkt der 
Anmeldung einschlägigen Verordnung der Kommission im Be­
reich der staatlichen Beihilfen angemeldet und sie auf der 
Grundlage der Mitteilung der Kommission über die Anwendung 
der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen 
in Form von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften ( 1 ) oder 
einer Folgemitteilung von der Kommission genehmigt wurde, 
und wenn sich die genehmigte Methode ausdrücklich auf die 
Art der Garantie und die Art der zugrunde liegenden Trans­
aktion bezieht, um die es im Zusammenhang mit der Anwen­
dung der vorliegenden Verordnung geht; 

d) Beihilfen in Form von Steuervergünstigungen, wenn darin eine 
Obergrenze vorgesehen ist, damit die geltenden Schwellenwerte 
nicht überschritten werden; 

e) regionale Stadtentwicklungsbeihilfen, sofern die Voraussetzungen 
des Artikels 16 erfüllt sind; 

▼M4 
ea) Beihilfen an Unternehmen für ihre Teilnahme an Projekten der 

europäischen territorialen Zusammenarbeit nach Artikel 20a, wenn 
darin eine Obergrenze vorgesehen ist, damit der in Artikel 20a fest­
gelegte Schwellenwert nicht überschritten wird; 

▼M6 
f) Beihilfen in Form von Risikofinanzierungsmaßnahmen, sofern die 

Voraussetzungen der Artikel 21 und 21a erfüllt sind; 

▼B 
g) Beihilfen für Unternehmensneugründungen, sofern die Vorausset­

zungen des Artikels 22 erfüllt sind; 

▼M6 
ga) Beihilfen für KMU in Form ermäßigter Zugangsentgelte oder eines 

kostenlosen Zugangs zu Innovationsberatungsdiensten und innova­
tionsunterstützenden Diensten im Sinne des Artikels 2 Nummern 94 
bzw. 95, die beispielsweise von Forschungs- und Wissensverbrei­
tungseinrichtungen, Forschungsinfrastrukturen, Erprobungs- und 
Versuchsinfrastrukturen oder Innovationsclustern auf der Grundlage 
einer Beihilferegelung angeboten werden, sofern folgende Voraus­
setzungen erfüllt sind: 

i) der Vorteil, der sich aus ermäßigten Zugangsentgelten oder 
einem kostenlosen Zugang ergibt, ist quantifizierbar und 
nachweisbar; 

ii) die Preisnachlässe für Dienstleistungen (Nachlass des gesamten 
oder eines Teils des Preises) und die Regeln, nach denen KMU 
Preisnachlässe beantragen, dafür ausgewählt werden und erhal­
ten können, werden (über Websites oder andere geeignete Mit­
tel) öffentlich zugänglich gemacht, bevor der Dienstleister be­
ginnt, die Preisnachlässe anzubieten; 

▼B 

( 1 ) ABl. C 155 vom 20.6.2008, S. 10.
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iii) der Dienstleister führt Aufzeichnungen über die Beihilfebeträge, 
die den einzelnen KMU in Form von Preisnachlässen gewährt 
wurden, um sicherzustellen, dass die in Artikel 28 Absätze 3 
und 4 festgelegten Obergrenzen eingehalten werden. Der 
Dienstleister bewahrt diese Aufzeichnungen ab dem Tag der 
Gewährung der letzten Beihilfe zehn Jahre lang auf; 

▼B 
h) Beihilfen für Energieeffizienzprojekte, sofern die Voraussetzungen 

des Artikels 39 erfüllt sind; 

i) Beihilfen in Form von zusätzlich zum Marktpreis gezahlten Prä­
mien, sofern die Voraussetzungen des Artikels 42 erfüllt sind; 

j) Beihilfen in Form rückzahlbarer Vorschüsse, sofern der nominale 
Gesamtbetrag des rückzahlbaren Vorschusses die nach dieser Ver­
ordnung geltenden Schwellenwerte nicht übersteigt oder sofern vor 
der Durchführung der Maßnahme die Methode für die Berechnung 
des Bruttosubventionsäquivalents des rückzahlbaren Vorschusses 
bei der Kommission angemeldet und von ihr genehmigt wurde ; 

▼M1 
k) Beihilfen in Form eines Verkaufs oder einer Vermietung materieller 

Vermögenswerte unter dem Marktpreis, sofern der Wert entweder 
durch das Gutachten eines unabhängigen Sachverständigen vor dem 
Verkauf beziehungsweise der Vermietung oder anhand einer öffent­
lich zugänglichen, regelmäßig aktualisierten und allgemein an­
erkannten Benchmark ermittelt wird ; 

▼M6 
l) Beihilfen im Rahmen von aus dem Fonds „InvestEU“ unterstützten 

Finanzprodukten, sofern die Voraussetzungen des Kapitels III Ab­
schnitt 16 erfüllt sind; 

m) Beihilfen für Kleinstunternehmen in Form öffentlicher Eingriffe 
bezüglich der Strom-, Erdgas- oder Wärmeversorgung, sofern die 
Voraussetzungen des Artikels 19c erfüllt sind; 

n) Beihilfen für KMU in Form befristeter öffentlicher Eingriffe bezüg­
lich der Versorgung mit Strom, Gas oder aus Erdgas oder Strom 
erzeugter Wärme zur Abfederung der Auswirkungen der durch den 
russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine bedingten Preiserhöhun­
gen, sofern die Voraussetzungen des Artikels 19d erfüllt sind. 

▼B 

Artikel 6 

Anreizeffekt 

1. Diese Verordnung gilt nur für Beihilfen, die einen Anreizeffekt 
haben. 

2. Beihilfen gelten als Beihilfen mit Anreizeffekt, wenn der Beihilfe­
empfänger vor Beginn der Arbeiten für das Vorhaben oder die Tätigkeit 
einen schriftlichen Beihilfeantrag in dem betreffenden Mitgliedstaat ge­
stellt hat. Der Beihilfeantrag muss mindestens die folgenden Angaben 
enthalten: 

a) Name und Größe des Unternehmens, 

b) Beschreibung des Vorhabens mit Angabe des Beginns und des Ab­
schlusses, 

c) Standort des Vorhabens, 

▼M6
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d) die Kosten des Vorhabens, 

e) Art der Beihilfe (z. B. Zuschuss, Kredit, Garantie, rückzahlbarer 
Vorschuss oder Kapitalzuführung) und Höhe der für das Vorhaben 
benötigten öffentlichen Finanzierung; 

3. Ad-hoc-Beihilfen für große Unternehmen gelten als Beihilfen mit 
Anreizeffekt, wenn die Voraussetzung von Absatz 2 erfüllt ist und sich 
der Mitgliedstaat zudem vor der Gewährung der betreffenden Beihilfe 
anhand der Unterlagen des Beihilfeempfängers vergewissert hat, dass 
die Beihilfe Folgendes ermöglicht: 

a) Im Falle regionaler Investitionsbeihilfen: Durchführung eines Vor­
habens, das ohne die Beihilfe in dem betreffenden Gebiet nicht 
durchgeführt worden wäre oder für den Beihilfeempfänger in dem 
betreffenden Gebiet nicht rentabel genug gewesen wäre. 

b) In allen anderen Fällen muss Folgendes belegt werden: 

— eine signifikante Erweiterung des Gegenstands des Vorhabens 
oder der Tätigkeit aufgrund der Beihilfe oder 

— eine signifikante Zunahme der Gesamtausgaben des Beihilfeemp­
fängers für das Vorhaben oder die Tätigkeit aufgrund der Bei­
hilfe oder 

— ein signifikant beschleunigter Abschluss des betreffenden Vor­
habens oder der betreffenden Tätigkeit. 

4. Abweichend von den Absätzen 2 und 3 gelten Maßnahmen in 
Form von Steuervergünstigungen als Beihilfen mit Anreizeffekt, sofern 
folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die Maßnahme begründet einen auf objektiven Kriterien beruhenden 
Anspruch auf die Beihilfe, ohne dass es zusätzlich einer Ermessens­
entscheidung des Mitgliedstaats bedarf, und 

b) die Maßnahme ist vor Beginn der Arbeiten für das geförderte Vor­
haben oder die geförderte Tätigkeit eingeführt worden und in Kraft 
getreten; dies gilt jedoch nicht für steuerliche Folgeregelungen, wenn 
die Tätigkeit bereits unter Vorläuferregelungen in Form von Steuer­
vergünstigungen fiel. 

5. Abweichend von den Absätzen 2, 3 und 4 wird für die folgenden 
Gruppen von Beihilfen kein Anreizeffekt verlangt beziehungsweise wird 
von einem Anreizeffekt ausgegangen: 

▼M1 
a) regionale Betriebsbeihilfen und regionale Stadtentwicklungsbeihil­

fen, sofern die einschlägigen Voraussetzungen der Artikel 15 und 
16 erfüllt sind; 

▼M6 
b) Beihilfen zur Erschließung von KMU-Finanzierungen, sofern die 

einschlägigen Voraussetzungen der Artikel 21, 21a und 22 erfüllt 
sind; 

▼B 
c) Beihilfen in Form von Lohnkostenzuschüssen für die Einstellung 

benachteiligter Arbeitnehmer und Beihilfen in Form von Lohnkos­
tenzuschüssen für die Beschäftigung von Arbeitnehmern mit Behin­
derungen, sofern die einschlägigen Voraussetzungen der Artikel 32 
und 33 erfüllt sind; 

▼M1 
d) Beihilfen zum Ausgleich der durch die Beschäftigung von Arbeit­

nehmern mit Behinderungen verursachten Mehrkosten und Beihil­
fen zum Ausgleich der Kosten für die Unterstützung benachteiligter 
Arbeitnehmer, sofern die einschlägigen Voraussetzungen der Arti­
kel 34 und 35 erfüllt sind; 

▼B
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e) Beihilfen in Form von Umweltsteuerermäßigungen nach der Richt­
linie 2003/96/EG, sofern die Voraussetzungen des Artikels 44 die­
ser Verordnung erfüllt sind; 

f) Beihilfen zur Bewältigung der Folgen bestimmter Naturkatastro­
phen, sofern die Voraussetzungen des Artikels 50 erfüllt sind; 

g) Sozialbeihilfen für die Beförderung von Einwohnern entlegener Ge­
biete, sofern die Voraussetzungen des Artikels 51 erfüllt sind; 

h) Beihilfen für Kultur und die Erhaltung des kulturellen Erbes, sofern 
die Voraussetzungen des Artikels 53 erfüllt sind ; 

▼M4 
i) Beihilfen für Unternehmen, die an Projekten der europäischen ter­

ritorialen Zusammenarbeit teilnehmen, sofern die einschlägigen Vo­
raussetzungen des Artikels 20 oder des Artikels 20a erfüllt sind; 

j) Beihilfen für mit einem Exzellenzsiegel ausgezeichnete Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben, Marie-Skłodowska-Curie-Maßnahmen 
und vom ERC geförderte Maßnahmen für den Konzeptnachweis, 
die mit einem Exzellenzsiegel ausgezeichnet wurden, Beihilfen im 
Rahmen von kofinanzierten Vorhaben und kofinanzierten 
Teaming-Maßnahmen, sofern die einschlägigen Voraussetzungen 
des Artikels 25a, des Artikels 25b, des Artikels 25c oder des Ar­
tikels 25d erfüllt sind; 

k) Beihilfen im Rahmen von aus dem Fonds „InvestEU“ unterstützten 
Finanzprodukten, sofern die Voraussetzungen des Kapitels III Ab­
schnitt 16 erfüllt sind; 

▼M6 
l) Beihilfen für KMU, die an Projekten der von der örtlichen Bevöl­

kerung betriebenen lokalen Entwicklung („CLLD“) teilnehmen oder 
davon profitieren, sofern die einschlägigen Voraussetzungen des 
Artikels 19a oder 19b erfüllt sind; 

m) Beihilfen für die Beseitigung von Umweltschäden und die Rehabi­
litierung natürlicher Lebensräume und Ökosysteme, wenn die 
Sanierungs- oder Rehabilitierungskosten den Wertzuwachs des 
Grundstücks oder der Liegenschaft übersteigen und die Vorausset­
zungen des Artikels 45 erfüllt sind; 

n) Beihilfen zum Schutz der Biodiversität und zur Umsetzung natur­
basierter Lösungen für die Anpassung an den Klimawandel und den 
Klimaschutz, sofern die Voraussetzungen des Artikels 45 erfüllt 
sind; 

o) Beihilfen zur Förderung erneuerbarer Energien nach den Arti­
keln 41, 42 und 43, wenn die Beihilfen automatisch nach objekti­
ven und diskriminierungsfreien Kriterien und ohne weitere Ermes­
sensausübung durch den Mitgliedstaat gewährt werden und die 
Maßnahme vor Beginn der Arbeiten an dem geförderten Vorhaben 
oder der geförderten Tätigkeit eingeführt wurde und in Kraft getre­
ten ist; 

p) Beihilfen für Kleinstunternehmen in Form öffentlicher Eingriffe 
bezüglich der Strom-, Erdgas- oder Wärmeversorgung, sofern die 
Voraussetzungen des Artikels 19c erfüllt sind; 

▼B
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q) Beihilfen für KMU in Form befristeter öffentlicher Eingriffe bezüg­
lich der Versorgung mit Strom, Gas oder aus Erdgas oder Strom 
erzeugter Wärme zur Abfederung der Auswirkungen der durch den 
russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine bedingten Preiserhöhun­
gen, sofern die Voraussetzungen des Artikels 19d erfüllt sind. 

▼B 

Artikel 7 

Beihilfeintensität und beihilfefähige Kosten 

▼M6 
1. Für die Berechnung der Beihilfeintensität und der beihilfefähigen 
Kosten werden die Beträge vor Abzug von Steuern und sonstigen Ab­
gaben herangezogen. Auf die beihilfefähigen Kosten oder Ausgaben 
erhobene Mehrwertsteuer, die nach dem geltenden nationalen Steuer­
recht erstattungsfähig ist, wird jedoch bei der Ermittlung der Beihilf­
eintensität und der beihilfefähigen Kosten nicht berücksichtigt. Die bei­
hilfefähigen Kosten sind durch schriftliche Unterlagen zu belegen, die 
klar, spezifisch und aktuell sein müssen. Die beihilfefähigen Kosten 
können anhand vereinfachter Kostenoptionen ermittelt werden, sofern 
ein Vorhaben zumindest teilweise aus einem Unionsfonds finanziert 
wird, bei dem die Anwendung vereinfachter Kostenoptionen zulässig 
ist, und die Kostenkategorie nach der entsprechenden Freistellungs­
bestimmung beihilfefähig ist. In diesem Fall sind die vereinfachten 
Kostenoptionen anwendbar, die in den für den Unionsfonds geltenden 
einschlägigen Vorschriften vorgesehen sind. Darüber hinaus können bei 
Vorhaben, die im Einklang mit vom Rat nach der Verord­
nung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
genehmigten Aufbau- und Resilienzplänen durchgeführt werden, die 
beihilfefähigen Kosten anhand vereinfachter Kostenoptionen ermittelt 
werden, sofern die in der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 oder der 
Verordnung (EU) 2021/1060 dargelegten vereinfachten Kostenoptionen 
verwendet werden. Zudem können bei Beihilfen nach den Artikeln 25a 
und 25b die indirekten Kosten nach den Bestimmungen des Artikels 25a 
Absatz 3 bzw. des Artikels 25b Absatz 3 berechnet werden. 

▼B 
2. Werden Beihilfen nicht in Form von Zuschüssen gewährt, so ent­
spricht der Beihilfebetrag ihrem Bruttosubventionsäquivalent. 

3. ►M1 Zukünftig zu zahlende Beihilfen, u. a. in mehreren 
Tranchen zu zahlende Beihilfen, werden auf ihren Wert zum Gewäh­
rungszeitpunkt abgezinst. ◄ Die beihilfefähigen Kosten werden auf ih­
ren Wert zum Gewährungszeitpunkt abgezinst. Für die Abzinsung wird 
der zum Gewährungszeitpunkt geltende Abzinsungssatz zugrunde 
gelegt. 

▼M1 __________ 

▼B 
5. Werden Beihilfen in Form rückzahlbarer Vorschüsse gewährt, die 
mangels einer akzeptierten Methode für die Berechnung ihres Bruttosub­
ventionsäquivalents als Prozentsatz der beihilfefähigen Kosten ausgedrückt 

▼M6 

( 1 ) Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilität 
(ABl. L 57 vom 18.2.2021, S. 17).
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sind, und ist in der Maßnahme vorgesehen, dass die Vorschüsse im Falle des 
Erfolgs des Vorhabens, der auf der Grundlage einer schlüssigen und vor­
sichtigen Hypothese definiert ist, zu einem Zinssatz zurückgezahlt werden, 
der mindestens dem zum Gewährungszeitpunkt geltenden Abzinsungssatz 
entspricht, so können die in Kapitel III festgelegten Beihilfehöchstintensi­
täten um 10 Prozentpunkte angehoben werden. 

6. Werden Regionalbeihilfen in Form rückzahlbarer Zuschüsse ge­
währt, so dürfen die Beihilfehöchstintensitäten, die in der zum Gewäh­
rungszeitpunkt geltenden Fördergebietskarte festgelegt sind, nicht an­
gehoben werden. 

Artikel 8 

Kumulierung 

1. Bei der Prüfung, ob die in Artikel 4 festgelegten Anmeldeschwel­
len und die in Kapitel III festgelegten Beihilfehöchstintensitäten einge­
halten sind, werden die für die geförderte Tätigkeit, das geförderte Vor­
haben oder das geförderte Unternehmen insgesamt gewährten staatlichen 
Beihilfen berücksichtigt. 

▼M6 
2. Werden Unionsmittel, die von Organen, Einrichtungen, gemein­
samen Unternehmen oder sonstigen Stellen der Union zentral verwaltet 
werden und nicht direkt oder indirekt der Kontrolle der Mitgliedstaaten 
unterstehen, mit staatlichen Beihilfen kombiniert, so werden bei der 
Feststellung, ob die Anmeldeschwellen und Beihilfehöchstintensitäten 
oder Beihilfehöchstbeträge eingehalten werden, nur die staatlichen Bei­
hilfen berücksichtigt, sofern der Gesamtbetrag der für dieselben beihilfe­
fähigen Kosten gewährten öffentlichen Mittel den in den einschlägigen 
Vorschriften des Unionsrechts festgelegten günstigsten Finanzierungs­
satz nicht überschreitet. Abweichend hiervon können sich die für ein 
aus dem Europäischen Verteidigungsfonds unterstütztes Projekt ins­
gesamt gewährten öffentlichen Mittel, ungeachtet des Höchstsatzes für 
Förderungen aus diesem Fonds, auf einen Betrag bis hin zum Gesamt­
betrag der beihilfefähigen Kosten des Vorhabens belaufen, sofern die 
Anmeldeschwellen und Beihilfehöchstintensitäten oder Beihilfehöchst­
beträge gemäß dieser Verordnung eingehalten werden. 

▼B 
3. Nach dieser Verordnung freigestellte Beihilfen, bei denen sich die 
beihilfefähigen Kosten bestimmen lassen, können kumuliert werden mit 

a) anderen staatlichen Beihilfen, sofern diese Maßnahmen unterschied­
liche bestimmbare beihilfefähige Kosten betreffen; 

▼M4 
b) anderen staatlichen Beihilfen für dieselben, sich teilweise oder voll­

ständig überschneidenden beihilfefähigen Kosten, jedoch nur, wenn 
durch diese Kumulierung die höchste nach dieser Verordnung für 
diese Beihilfen geltende Beihilfeintensität bzw. der höchste nach 
dieser Verordnung für diese Beihilfen geltende Beihilfebetrag nicht 
überschritten wird. 

Finanzierungen, die den Endempfängern im Rahmen der Unterstüt­
zung aus dem Fonds „InvestEU“ im Einklang mit Kapitel III Ab­
schnitt 16 gewährt werden, und die durch diese Finanzierungen ge­
deckten Kosten werden bei der Prüfung der Einhaltung der in Satz 1 
dieses Buchstabens festgelegten Kumulierungsvorschriften nicht be­
rücksichtigt. Stattdessen wird der für die Einhaltung der in Satz 1 
dieses Buchstabens festgelegten Kumulierungsvorschriften relevante 
Betrag wie folgt berechnet. Zunächst wird der Nominalbetrag der aus 
dem Fonds „InvestEU“ unterstützten Finanzierung von den gesamten 
beihilfefähigen Projektkosten abgezogen, wodurch sich die gesamten 
verbleibenden beihilfefähigen Kosten ergeben; anschließend wird 

▼B
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zur Berechnung des Beihilfehöchstbetrags die einschlägige Beihilfe­
höchstintensität bzw. der einschlägige Beihilfehöchstbetrag aus­
schließlich auf die gesamten verbleibenden beihilfefähigen Kosten 
angewendet. 

Auch in Fällen von Artikeln, in denen die Anmeldeschwelle als 
Beihilfehöchstbetrag ausgedrückt ist, wird der Nominalbetrag der 
den Endempfängern im Rahmen der Unterstützung aus dem Fonds 
„InvestEU“ bereitgestellten Finanzierungen bei der Prüfung, ob die 
Anmeldeschwelle in Artikel 4 eingehalten wird, nicht berücksichtigt. 

Alternativ kann bei vorrangigen Darlehen oder Garantien für vor­
rangige Darlehen, die aus dem Fonds „InvestEU“ im Einklang mit 
Kapitel III Abschnitt 16 unterstützt werden, das Bruttosubventions­
äquivalent der in solchen Darlehen oder Garantien enthaltenen Bei­
hilfe für die Endempfänger auch nach Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b 
bzw. c berechnet werden. Anhand des Bruttosubventionsäquivalents 
der Beihilfe kann sichergestellt werden, dass die Kumulierung mit 
anderen Beihilfen für dieselben bestimmbaren beihilfefähigen Kosten 
im Einklang mit Satz 1 dieses Buchstabens nicht zu einer Über­
schreitung der Beihilfehöchstintensität oder des Beihilfehöchstbetrags 
für die Beihilfe nach dieser Verordnung oder zur Überschreitung der 
einschlägigen Anmeldeschwelle nach dieser Verordnung führt. 

4. Nach Artikel 19b, Artikel 20a, Artikel 21, Artikel 21a, Artikel 22 
oder Artikel 23, Artikel 56e Absatz 5 Buchstabe a Ziffer ii, iii oder iv, 
Artikel 56e Absatz 10 und Artikel 56f freigestellte Beihilfen, bei denen 
sich die beihilfefähigen Kosten nicht bestimmen lassen, können mit 
jeglichen anderen staatlichen Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähi­
gen Kosten bestimmen lassen, kumuliert werden. Beihilfen, bei denen 
sich die beihilfefähigen Kosten nicht bestimmen lassen, können mit 
jeglichen anderen staatlichen Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähi­
gen Kosten nicht bestimmen lassen, kumuliert werden, und zwar bis zu 
der für den jeweiligen Sachverhalt einschlägigen Obergrenze für die 
Gesamtfinanzierung, die im Einzelfall in dieser oder einer anderen 
Gruppenfreistellungsverordnung oder in einem Beschluss der Kommis­
sion festgelegt ist. Nach dieser Verordnung freigestellte Beihilfen, bei 
denen sich die beihilfefähigen Kosten nicht bestimmen lassen, können 
mit anderen Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten nicht 
bestimmen lassen, kumuliert werden, sofern diese Beihilfen der Behe­
bung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines Mitglied­
staats im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV dienen 
und durch einen Beschluss der Kommission genehmigt wurden. Nach 
Artikel 56e Absatz 5 Buchstabe a Ziffer ii, iii oder iv, Artikel 56e 
Absatz 10 und Artikel 56f freigestellte Beihilfen, bei denen sich die 
beihilfefähigen Kosten nicht bestimmen lassen, können mit anderen 
Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten nicht bestimmen 
lassen und die nach diesen Artikeln freigestellt sind, kumuliert werden. 

▼B 
5. Nach dieser Verordnung freigestellte staatliche Beihilfen dürfen 
nicht mit De-minimis-Beihilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten 
kumuliert werden, wenn durch diese Kumulierung die in Kapitel III 
festgelegten Beihilfeintensitäten oder Beihilfehöchstbeträge überschritten 
werden. 

6. Abweichend von Absatz 3 Buchstabe b können die in den Artikeln 
33 und 34 vorgesehenen Beihilfen zugunsten von Arbeitnehmern mit 
Behinderungen mit anderen nach dieser Verordnung freigestellten Bei­
hilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten über die höchste nach dieser 
Verordnung geltende Obergrenze hinaus kumuliert werden, solange 
diese Kumulierung nicht zur einer Beihilfeintensität führt, die 100 % 
der einschlägigen, während der Beschäftigung der betreffenden Arbeit­
nehmer anfallenden Kosten übersteigt. 

▼M4
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7. Abweichend von den Absätzen 1 bis 6 werden bei der Prüfung, ob 
die in Artikel 15 Absatz 4 festgesetzten Obergrenzen für regionale 
Betriebsbeihilfen für Gebiete in äußerster Randlage eingehalten werden, 
nur die im Rahmen dieser Verordnung durchgeführten regionalen Be­
triebsbeihilfen für Gebiete in äußerster Randlage berücksichtigt. 

Artikel 9 

Veröffentlichung und Information 

▼M6 
1. Der betreffende Mitgliedstaat stellt sicher, dass die folgenden In­
formationen in der Beihilfentransparenzdatenbank (transparency award 
module) ( 1 ) der Kommission oder auf einer umfassenden nationalen oder 
regionalen Beihilfe-Website veröffentlicht werden: 

a) die in Artikel 11 genannten Kurzbeschreibungen in dem in Anhang II 
festgelegten Standardformat oder ein Link, der Zugang dazu bietet; 

b) der in Artikel 11 verlangte volle Wortlaut jeder Beihilfemaßnahme 
oder ein Link, der Zugang dazu bietet; 

c) die in Anhang III genannten Informationen über jede Einzelbeihilfe 
von über 100 000 EUR bzw. – bei Beihilfen im Rahmen von aus 
dem Fonds „InvestEU“ unterstützten Finanzprodukten nach Ab­
schnitt 16 – über jede Einzelbeihilfe von über 500 000 EUR bzw. 
– bei in der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse oder 
in der Fischerei und Aquakultur tätigen Empfängern, die nicht unter 
Abschnitt 2a fallen, – über jede Einzelbeihilfe von mehr als 
10 000 EUR. 

Bei Beihilfen für Projekte der europäischen territorialen Zusammen­
arbeit nach Artikel 20 sind die in diesem Absatz genannten Informatio­
nen auf der Website des Mitgliedstaats zu veröffentlichen, in dem die 
zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des Artikels 21 der Verord­
nung (EU) Nr. 1299/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 2 ) bzw. des Artikels 45 der Verordnung (EU) 2021/1059 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates ( 3 ) ihren Sitz hat. Alternativ können 
die teilnehmenden Mitgliedstaaten beschließen, dass jeder Mitgliedstaat 
die Informationen über die Beihilfemaßnahmen in seinem Gebiet auf 
seiner einschlägigen Website bereitstellt. 

Die in Unterabsatz 1 festgelegten Veröffentlichungspflichten gelten we­
der für Beihilfen für Projekte der europäischen territorialen Zusammen­
arbeit nach Artikel 20a noch für Projekte der von der örtlichen Bevöl­
kerung betriebenen lokalen Entwicklung („CLLD“) nach Artikel 19b. 

▼M1 

( 1 ) Öffentliche Suche in der Beihilfentransparenzdatenbank, verfügbar unter 
https://webgate.ec.europa.eu/competition/transparency/public?lang=de. 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Dezember 2013 mit besonderen Bestimmungen zur Unterstützung 
des Ziels „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 259). 

( 3 ) Verordnung (EU) 2021/1059 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. Juni 2021 über besondere Bestimmungen für das aus dem Europäi­
schen Fonds für regionale Entwicklung sowie aus Finanzierungsinstrumenten 
für das auswärtige Handeln unterstützte Ziel „Europäische territoriale Zusam­
menarbeit“ (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 94).
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2. Bei Regelungen in Form von Steuervergünstigungen und bei Re­
gelungen, die unter die Artikel 16, 21a und 22 ( 1 ) fallen, gelten die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c dieses Ar­
tikels als erfüllt, wenn der Mitgliedstaat die erforderlichen Informatio­
nen über die einzelnen Beihilfebeträge in den folgenden Spannen (in 
Mio. EUR) veröffentlicht: 

0,01-0,1 (nur für Fischerei und Aquakultur sowie Primärerzeugung land­
wirtschaftlicher Erzeugnisse), 

0,1-0,5, 

0,5-1, 

1-2, 

2-5, 

5-10, 

10-30 und 

30 und mehr. 

▼B 
3. Bei Regelungen, die unter Artikel 51 dieser Verordnung fallen, 
gelten die in diesem Artikel dargelegten Veröffentlichungspflichten 
nicht für Endverbraucher. 

▼M4 
3a. Wurde ein Finanzprodukt von einem Mitgliedstaat im Rahmen 
der Mitgliedstaaten-Komponente des Fonds „InvestEU“ oder von einer 
nationalen Förderbank in ihrer Rolle als Durchführungspartner oder als 
Finanzintermediär im Rahmen des Fonds „InvestEU“ durchgeführt, ist 
der Mitgliedstaat dennoch verpflichtet, die Veröffentlichung von Infor­
mationen im Einklang mit Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c zu 
gewährleisten. Diese Verpflichtung gilt jedoch als erfüllt, wenn der 
Durchführungspartner der Kommission spätestens am 30. Juni des Jah­
res, das auf das Geschäftsjahr folgt, in dem die Beihilfe gewährt wurde, 
die Informationen nach Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c übermittelt 
und wenn in der von der Kommission und dem Durchführungspartner 
unterzeichneten Garantievereinbarung die Anforderung festgelegt ist, der 
Kommission die Informationen nach Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c 
zu übermitteln. 

▼M6 
4. Die in Absatz 1 Buchstabe c genannten Informationen müssen wie 
in Anhang III beschrieben in standardisierter Form strukturiert und zu­
gänglich gemacht werden und mit effizienten Such- und Downloadfunk­
tionen abgerufen werden können. Sie sind innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Tag der Gewährung der Beihilfe bzw. für Beihilfen in Form 
von Steuervergünstigungen innerhalb eines Jahres nach dem Abgabe­
termin für die Steuererklärung zu veröffentlichen und müssen mindes­
tens zehn Jahre ab dem Tag der Gewährung der Beihilfe zur Verfügung 
stehen. Besteht bei Beihilfen in Form von Steuervergünstigungen keine 
förmliche Verpflichtung zur Abgabe einer jährlichen Erklärung, so gilt 
für die Zwecke dieses Absatzes der 31. Dezember des Jahres, für das 
die Beihilfe gewährt wird, als Tag der Gewährung. 

▼B 
5. Die Kommission veröffentlicht auf ihrer Website 

a) die Links zu den in Absatz 1 genannten Beihilfe-Websites, 

▼M6 

( 1 ) Bei Regelungen nach den Artikeln 16, 21a oder 22 dieser Verordnung kann 
bei KMU, die noch keinen kommerziellen Verkauf getätigt haben, auf die 
Pflicht zur Veröffentlichung von Informationen über jede Einzelbeihilfe von 
mehr als 100 000 EUR verzichtet werden.
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b) die in Artikel 11 genannten Kurzbeschreibungen. 

6. Die Mitgliedstaaten kommen den Bestimmungen dieses Artikels 
spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung nach. 

KAPITEL II 

MONITORING 

Artikel 10 

Entzug des Rechtsvorteils der Gruppenfreistellung 

Gewährt ein Mitgliedstaat angeblich nach dieser Verordnung von der 
Anmeldepflicht befreite Beihilfen, ohne dass die Voraussetzungen der 
Kapitel I bis III erfüllt sind, so kann die Kommission, nachdem sie dem 
Mitgliedstaat Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben hat, einen Be­
schluss erlassen, nach dem alle oder einige der künftigen Beihilfemaß­
nahmen des betreffenden Mitgliedstaats, die ansonsten die Vorausset­
zungen dieser Verordnung erfüllen würden, nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV bei der Kommission anzumelden sind. Die anzumeldenden Maß­
nahmen können auf Maßnahmen, bei denen bestimmte Arten von Bei­
hilfen gewährt werden, auf Maßnahmen zugunsten bestimmter Beihilfe­
empfänger oder auf Beihilfemaßnahmen bestimmter Behörden des 
betreffenden Mitgliedstaats beschränkt werden. 

▼M2 

Artikel 11 

Berichterstattung 

▼M4 
1. Die Mitgliedstaaten bzw. im Falle von Beihilfen für Projekte der 
europäischen territorialen Zusammenarbeit nach Artikel 20 der Mitglied­
staat, in dem die Verwaltungsbehörde im Sinne des Artikels 21 der 
Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 bzw. Artikel 45 der Verordnung (EU) 
2021/1059 ihren Sitz hat, übermitteln der Kommission 

a) über das elektronische Anmeldesystem der Kommission die Kurz­
beschreibung jeder auf der Grundlage der vorliegenden Verordnung 
freigestellten Maßnahme in dem in Anhang II festgelegten Standard­
format zusammen mit einem Link, der Zugang zum vollen Wortlaut 
der Beihilfemaßnahme einschließlich Änderungen bietet, und zwar 
innerhalb von 20 Arbeitstagen nach deren Inkrafttreten, und 

b) im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommis­
sion ( 1 ) einen Jahresbericht in elektronischer Form über die Anwen­
dung der vorliegenden Verordnung mit den nach der genannten Ver­
ordnung für jedes volle Jahr oder jeden Teil eines Jahres, in dem die 
vorliegende Verordnung gilt, anzugebenden Informationen. Für Fi­
nanzprodukte, die von einem Mitgliedstaat im Rahmen der 
Mitgliedstaaten-Komponente des Fonds „InvestEU“ oder von einer 
nationalen Förderbank in ihrer Rolle als Durchführungspartner oder 
als Finanzintermediär im Rahmen des Fonds „InvestEU“ durch­
geführt werden, gilt diese Pflicht des Mitgliedstaats als erfüllt, 
wenn der Durchführungspartner der Kommission die Jahresberichte 
im Einklang mit den einschlägigen, in der von der Kommission und 
dem Durchführungspartner unterzeichneten Garantievereinbarung 
festgelegten Berichtspflichten übermittelt. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 2004 zur 
Durchführung der Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates über besondere 
Vorschriften für die Anwendung von Artikel 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 140 vom 30.4.2004, S. 1).
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Unterabsatz 1 gilt weder für Beihilfen für Projekte der europäischen 
territorialen Zusammenarbeit nach Artikel 20a noch für Projekte der 
von der örtlichen Bevölkerung betriebenen lokalen Entwicklung 
(„CLLD“) nach Artikel 19b. 

▼M2 
2. Wenn ein Mitgliedstaat aufgrund der Verlängerung der Geltungs­
dauer dieser Verordnung bis zum 31. Dezember 2023 durch die Ver­
ordnung (EU) 2020/972 ( 1 ) Maßnahmen verlängern möchte, zu denen 
der Kommission im Einklang mit Absatz 1 eine Kurzbeschreibung über­
mittelt wurde, aktualisiert er die Kurzbeschreibung in Bezug auf die 
Verlängerung dieser Maßnahmen und übermittelt der Kommission die 
Aktualisierung innerhalb von 20 Arbeitstagen nach Inkrafttreten des 
Akts, mit dem er die betreffende Maßnahme verlängert hat. 

▼M1 

Artikel 12 

Monitoring 

▼M4 
1. Damit die Kommission die nach dieser Verordnung von der An­
meldepflicht freigestellten Beihilfen prüfen kann, führen die Mitglied­
staaten bzw. im Falle von Beihilfen für Projekte der europäischen ter­
ritorialen Zusammenarbeit nach Artikel 20 der Mitgliedstaat, in dem die 
Verwaltungsbehörde ihren Sitz hat, ausführliche Aufzeichnungen mit 
den Informationen und einschlägigen Unterlagen, die notwendig sind, 
um feststellen zu können, dass alle Voraussetzungen dieser Verordnung 
erfüllt sind. Diese Aufzeichnungen werden ab dem Tag, an dem die 
Ad-hoc-Beihilfe oder die letzte Beihilfe auf der Grundlage der Regelung 
gewährt wurde, 10 Jahre lang aufbewahrt. 

Unterabsatz 1 gilt weder für Beihilfen für Projekte der europäischen 
territorialen Zusammenarbeit nach Artikel 20a noch für Projekte opera­
tioneller Gruppen der Europäischen Innovationspartnerschaft „Landwirt­
schaftliche Produktivität und Nachhaltigkeit“ oder Projekte der von der 
örtlichen Bevölkerung betriebenen lokalen Entwicklung („CLLD“) nach 
Artikel 19b. 

▼M1 
2. Im Falle von Beihilferegelungen, nach denen steuerliche Beihilfen, 
z. B. auf der Grundlage der Steuererklärungen der Beihilfeempfänger, 
automatisch gewährt werden und bei denen nicht ex ante geprüft wird, 
ob bei jedem Beihilfeempfänger alle Vereinbarkeitsvoraussetzungen er­
füllt sind, prüfen die Mitgliedstaaten regelmäßig zumindest ex post und 
anhand einer Stichprobe, ob alle Vereinbarkeitsvoraussetzungen erfüllt 
sind, und ziehen die notwendigen Schlussfolgerungen. Die Mitgliedstaa­
ten führen ausführliche Aufzeichnungen über die Prüfungen und bewah­
ren sie ab dem Tag der Kontrollen mindestens 10 Jahre lang auf. 

3. Die Kommission kann jeden Mitgliedstaat um alle Informationen 
und einschlägigen Unterlagen ersuchen, die sie als notwendig ansieht, um 
die Anwendung dieser Verordnung prüfen zu können, so zum Beispiel 

▼M6 

( 1 ) Verordnung (EU) 2020/972 der Kommission vom 2. Juli 2020 zur Änderung 
der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 hinsichtlich ihrer Verlängerung und zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 hinsichtlich ihrer Verlängerung 
und relevanter Anpassungen (ABl. L 215 vom 7.7.2020, S. 3).
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die in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen. Der betreffende 
Mitgliedstaat übermittelt der Kommission die angeforderten Informatio­
nen und einschlägigen Unterlagen innerhalb von 20 Arbeitstagen nach 
Eingang des Auskunftsersuchens oder innerhalb eines in dem Auskunfts­
ersuchen festgesetzten längeren Zeitraums. 

▼B 

KAPITEL III 

BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR EINZELNE BEIHILFEGRUPPEN 

ABSCHNITT 1 

Regionalbeihilfen 

U n t e r a b s c h n i t t A 

R e g i o n a l e I n v e s t i t i o n s b e i h i l f e n u n d r e g i o n a l e 
B e t r i e b s b e i h i l f e n 

▼M6 

Artikel 13 

Anwendungsbereich der Regionalbeihilfen 

Dieser Abschnitt gilt nicht für 

a) Beihilfen für den Stahl-, Braunkohle- oder Steinkohlesektor; 

b) Beihilfen für den Verkehrssektor und für damit verbundene Infra­
strukturen, Beihilfen für die Erzeugung, Speicherung, Übertragung 
oder Verteilung von Energie oder für Energieinfrastrukturen, mit 
Ausnahme von regionalen Investitionsbeihilfen in Gebieten in äu­
ßerster Randlage und regionalen Betriebsbeihilferegelungen sowie 
Beihilfen im Breitbandsektor, ausgenommen regionale Betriebsbei­
hilferegelungen; 

c) Regionalbeihilfen in Form von Regelungen, die auf eine begrenzte 
Zahl von bestimmten Wirtschaftszweigen ausgerichtet sind; Regelun­
gen, die auf Tourismustätigkeiten oder die Verarbeitung und Ver­
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse ausgerichtet sind, gelten 
nicht als auf bestimmte Wirtschaftszweige ausgerichtet; 

d) regionale Betriebsbeihilfen zugunsten von Unternehmen, deren 
Haupttätigkeit unter Abschnitt K „Erbringung von Finanz- und Ver­
sicherungsdienstleistungen“ der NACE Rev. 2 fällt, oder zugunsten 
von Unternehmen, die konzerninterne Tätigkeiten ausüben und deren 
Haupttätigkeit unter die Klasse 70.10 „Verwaltung und Führung von 
Unternehmen und Betrieben“ oder die Klasse 70.22 „Unternehmens­
beratung“ der NACE Rev. 2 fällt. 

▼B 

Artikel 14 

Regionale Investitionsbeihilfen 

1. Regionale Investitionsbeihilfen sind im Sinne des Artikels 107 
Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in 
diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

2. Die Beihilfen werden in Fördergebieten gewährt. 

▼M1
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3. In Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV 
können Beihilfen für Erstinvestitionen jeder Art unabhängig von der 
Größe des Beihilfeempfängers gewährt werden. In Fördergebieten 
nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV können KMU Beihilfen 
für Erstinvestition jeder Art gewährt werden, großen Unternehmen aber 
nur für Erstinvestitionen, die in dem betreffenden Gebiet eine neue 
wirtschaftliche Tätigkeit begründen. 

4. Beihilfefähig sind eine oder mehrere der folgenden Kostenarten: 

a) die Kosten einer Investition in materielle und immaterielle Ver­
mögenswerte oder 

b) die für einen Zeitraum von zwei Jahren berechneten voraussicht­
lichen Lohnkosten für die durch eine Erstinvestition geschaffenen 
Arbeitsplätze oder 

c) eine Kombination aus Teilen der unter den Buchstaben a und b 
genannten Kosten, wobei jedoch der höhere der nach den Buchsta­
ben a und b in Betracht kommenden Beträge nicht überschritten 
werden darf. 

5. Die Investition muss nach ihrem Abschluss mindestens fünf Jahre 
(bei KMU mindestens drei Jahre) in dem betreffenden Gebiet erhalten 
bleiben. Anlagen und Ausrüstungen, die innerhalb des betreffenden 
Zeitraums veralten oder defekt werden, können jedoch ersetzt werden, 
sofern die betreffende Wirtschaftstätigkeit während des Mindestzeit­
raums in der Region aufrechterhalten wird. 

6. Außer bei KMU oder im Falle des Erwerbs einer Betriebsstätte 
müssen die erworbenen Vermögenswerte neu sein. 

Kosten im Zusammenhang mit dem Leasing materieller Vermögens­
werte können unter folgenden Voraussetzungen berücksichtigt werden: 

a) Leasingverträge für Grundstücke oder Gebäude müssen nach dem 
voraussichtlichen Abschluss des Investitionsvorhabens bei großen 
Unternehmen noch mindestens fünf Jahre, bei KMU mindestens 
drei Jahre weiterlaufen; 

b) Leasingverträge für Anlagen oder Maschinen müssen die Form eines 
Finanzierungsleasings haben und die Verpflichtung enthalten, dass 
der Beihilfeempfänger den betreffenden Vermögenswert zum Lauf­
zeitende erwirbt. 

Bei Erstinvestitionen im Sinne des Artikels 2 Nummer 49 Buchstabe b 
oder Nummer 51 Buchstabe b sind grundsätzlich nur die Kosten des 
Erwerbs der Vermögenswerte von Dritten, die in keiner Beziehung zum 
Käufer stehen, zu berücksichtigen. Bei der Übernahme eines kleinen 
Unternehmens durch Familienmitglieder der ursprünglichen Eigentümer 
oder durch einen oder mehrere Beschäftigte entfällt jedoch die Voraus­
setzung, dass die Vermögenswerte von Dritten, die in keiner Beziehung 
zum Käufer stehen, erworben werden müssen. Das Rechtsgeschäft muss 
zu Marktbedingungen erfolgen. Wenn der Erwerb der Vermögenswerte 
einer Betriebsstätte mit einer zusätzlichen Investition einhergeht, für die 
eine Regionalbeihilfe gewährt werden kann, sind die beihilfefähigen 
Kosten dieser zusätzlichen Investition zu den Kosten für den Erwerb 
der Vermögenswerte der Betriebsstätte hinzuzurechnen. Wenn bereits 
vor dem Kauf Beihilfen für den Erwerb von Vermögenswerten gewährt 
wurden, werden die Kosten dieser Vermögenswerte von den beihilfe­
fähigen Kosten für den Erwerb einer Betriebsstätte abgezogen. 

▼M6
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7. Bei großen Unternehmen gewährten Beihilfen für grundlegende 
Änderungen des Produktionsprozesses müssen die beihilfefähigen Kos­
ten höher sein als die in den drei vorangegangenen Geschäftsjahren 
erfolgten Abschreibungen für die mit der zu modernisierenden Tätigkeit 
verbundenen Vermögenswerte. Bei großen Unternehmen oder KMU 
gewährten Beihilfen für die Diversifizierung der Produktion einer be­
stehenden Betriebsstätte müssen die beihilfefähigen Kosten mindestens 
200 % über dem Buchwert liegen, der in dem Geschäftsjahr vor Beginn 
der Arbeiten für die wiederverwendeten Vermögenswerte verbucht 
wurde. 

▼B 
8. Immaterielle Vermögenswerte können bei der Berechnung der In­
vestitionskosten berücksichtigt werden, wenn sie folgende Vorausset­
zungen erfüllen: 

a) Sie dürfen nur in der Betriebsstätte genutzt werden, die die Beihilfe 
erhält; 

b) sie müssen abschreibungsfähig sein; 

c) sie müssen von Dritten, die in keiner Beziehung zum Käufer stehen, 
zu Marktbedingungen erworben werden, und 

▼M6 
d) sie müssen auf der Aktivseite des Unternehmens, das die Beihilfe 

erhält, bilanziert werden und mindestens fünf Jahre lang (bei KMU 
drei Jahre) mit dem Vorhaben, für das die Beihilfe gewährt wurde, 
verbunden bleiben. 

Bei großen Unternehmen werden die Kosten immaterieller Vermögens­
werte nur bis zu einer Obergrenze von 50 % der gesamten beihilfe­
fähigen Investitionskosten der Erstinvestition berücksichtigt. Bei KMU 
werden die vollen Kosten immaterieller Vermögenswerte berücksichtigt. 

▼B 
9. Werden die beihilfefähigen Kosten nach Absatz 4 Buchstabe b auf 
der Grundlage der prognostizierten Lohnkosten berechnet, müssen fol­
gende Voraussetzungen erfüllt sein: 

▼M6 
a) das Investitionsvorhaben führt zu einem in jährlichen Arbeitseinhei­

ten ausgedrückten Nettoanstieg der Zahl der in der betreffenden 
Betriebsstätte beschäftigten Arbeitnehmer im Vergleich zum Durch­
schnitt der vorangegangenen 12 Monate, wobei die in dem jeweili­
gen Zeitraum abgebauten Stellen von den geschaffenen Stellen ab­
zuziehen sind; 

b) jede Stelle wird innerhalb von drei Jahren nach Abschluss der In­
vestition besetzt; 

▼M4 
c) jede durch die Investition geschaffene Stelle verbleibt ab dem Zeit­

punkt ihrer Besetzung mindestens fünf Jahre (drei Jahre bei KMU) 
in dem betreffenden Gebiet, es sei denn, die Stelle geht im Zeitraum 
vom 1. Januar 2020 bis zum 30. Juni 2021 verloren. 

▼M6 __________ 

▼M6
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12. ►M6 Die Beihilfeintensität darf die Beihilfehöchstintensität, die 
in der zum Gewährungszeitpunkt für das betreffende Fördergebiet gel­
tenden Fördergebietskarte festgelegt ist, nicht überschreiten. ◄ Wenn 
die Beihilfeintensität auf der Grundlage des Absatzes 4 Buchstabe c 
berechnet wird, darf die Beihilfehöchstintensität den günstigsten Betrag, 
der sich aus der Anwendung dieser Intensität auf der Grundlage der 
Investitions- oder der Lohnkosten ergibt, nicht überschreiten. Bei großen 
Investitionsvorhaben darf die Beihilfe nicht über den angepassten Bei­
hilfehöchstsatz hinausgehen, der nach dem in Artikel 2 Nummer 20 
definierten Mechanismus berechnet wird. 

13. ►M6 Eine Erstinvestition desselben Beihilfeempfängers (auf 
Unternehmensgruppen-Ebene) in dieselbe oder eine ähnliche Tätigkeit 
in einem Zeitraum von drei Jahren ab Beginn der Arbeiten an einer 
anderen durch eine Beihilfe geförderten Investition in derselben 
NUTS-3-Region gilt als Teil einer Einzelinvestition. ◄ Wenn es sich 
bei der betreffenden Einzelinvestition um ein großes Investitionsvor­
haben handelt, darf die insgesamt für die Einzelinvestition gewährte 
Beihilfe nicht über dem angepassten Beihilfehöchstsatz für große Inves­
titionsvorhaben liegen. 

▼M6 
14. Der Beihilfeempfänger leistet aus eigenen oder aus fremden Mit­
teln einen Eigenbeitrag von mindestens 25 % der beihilfefähigen Kos­
ten; dieser Eigenbetrag darf keinerlei öffentliche Förderung enthalten. 
Die Vorgabe eines Eigenbeitrags von 25 % gilt nicht für Investitions­
beihilfen in Gebieten in äußerster Randlage, sofern ein geringerer Bei­
trag erforderlich ist, um die Beihilfehöchstintensität voll auszuschöpfen. 

15. Bei Erstinvestitionen im Zusammenhang mit Projekten der euro­
päischen territorialen Zusammenarbeit, die unter die Verordnung (EU) 
Nr. 1299/2013 oder die Verordnung (EU) 2021/1059 fallen, gilt für alle 
an dem Projekt beteiligten Beihilfeempfänger die Beihilfeintensität für 
das Gebiet, in dem die Erstinvestition angesiedelt ist. Wenn die Erst­
investition in zwei oder mehreren Fördergebieten angesiedelt ist, gilt die 
Beihilfehöchstintensität, die in dem Fördergebiet anzuwenden ist, in 
dem die meisten beihilfefähigen Kosten anfallen. In Fördergebieten 
nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV gilt diese Bestimmung 
für große Unternehmen nur dann, wenn mit der Erstinvestition eine neue 
wirtschaftliche Tätigkeit begründet wird. 

▼M1 
16. Der Beihilfeempfänger bestätigt, dass er in den beiden Jahren vor 
der Beantragung der Beihilfe keine Verlagerung hin zu der Betriebs­
stätte vorgenommen hat, in der die Erstinvestition, für die die Beihilfe 
beantragt wird, getätigt werden soll, und verpflichtet sich, dies auch in 
den beiden Jahren nach Abschluss der Erstinvestition, für die die Bei­
hilfe beantragt wird, nicht zu tun. ►M2 In Bezug auf vor dem 31. De­
zember 2019 eingegangene Verpflichtungen werden zwischen dem 1. Ja­
nuar 2020 und dem 30. Juni 2021 eingetretene Arbeitsplatzverluste in 
derselben oder einer ähnlichen Tätigkeit in einer ursprünglichen Be­
triebsstätte des Beihilfeempfängers im EWR nicht als Übertragung im 
Sinne des Artikels 2 Nummer 61a erachtet. ◄ 

17. In der Fischerei und Aquakultur werden für Unternehmen, die 
einen oder mehrere der in Artikel 10 Absatz 1 Buchstaben a bis d und 
Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 1 ) genannten Verstöße begangen ha­
ben, und für in Artikel 11 der genannten Verordnung aufgeführte Vor­
haben keine Beihilfen gewährt. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 15. Mai 2014 über den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und 
zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 2328/2003, (EG) 
Nr. 861/2006, (EG) Nr. 1198/2006 und (EG) Nr. 791/2007 des Rates und 
der Verordnung (EU) Nr. 1255/2011 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 149 vom 20.5.2014, S. 1).



 

02014R0651 — DE — 01.07.2023 — 006.001 — 68 

Artikel 15 

Regionale Betriebsbeihilfen 

1. Regionale Betriebsbeihilferegelungen in Gebieten in äußerster 
Randlage, Gebieten mit geringer Bevölkerungsdichte und Gebieten mit 
sehr geringer Bevölkerungsdichte sind im Sinne des Artikels 107 Ab­
satz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in 
diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

2. In Gebieten mit geringer Bevölkerungsdichte bieten regionale Be­
triebsbeihilferegelungen einen Ausgleich für die Beförderungsmehrkos­
ten von Waren, die in für Betriebsbeihilfen infrage kommenden Gebie­
ten hergestellt oder weiterverarbeitet werden, wenn folgende Vorausset­
zungen erfüllt sind: 

a) Die Beihilfe kann vorab auf der Grundlage eines Festbetrags oder 
nach Tonnenkilometern oder einer anderen relevanten Einheit objek­
tiv quantifiziert werden; 

▼M6 
b) die Beförderungsmehrkosten werden auf der Grundlage der Verbrin­

gung der Waren im Gebiet des betreffenden Mitgliedstaats mit dem 
für den Beihilfeempfänger kostengünstigsten Verkehrsmittel berech­
net. Der Mitgliedstaat kann vorschreiben, dass der Verkehrsträger 
Umweltstandards erfüllen muss; wenn dem Empfänger solche Stan­
dards auferlegt werden, kann er bei der Berechnung der Beför­
derungsmehrkosten von den geringsten Kosten für die Erfüllung 
dieser Umweltstandards ausgehen. 

▼M1 
Die Beihilfeintensität darf 100 % der in diesem Absatz festgelegten 
Beförderungsmehrkosten nicht überschreiten. 

▼M6 
3. In Gebieten mit geringer oder sehr geringer Bevölkerungsdichte 
dienen Betriebsbeihilferegelungen unter folgenden Voraussetzungen der 
Verhinderung oder Verringerung der Abwanderung: 

▼M1 
a) Die Beihilfeempfänger sind in dem betreffenden Gebiet wirtschaft­

lich tätig; 

b) der jährliche Beihilfebetrag pro Empfänger aus allen Betriebsbeihil­
feregelungen liegt nicht über 20 % der jährlichen Arbeitskosten des 
Beihilfeempfängers in dem betreffenden Gebiet. 

4. In Gebieten in äußerster Randlage bieten Betriebsbeihilferegelun­
gen einen Ausgleich für Betriebsmehrkosten, die in diesen Gebieten als 
direkte Folge eines oder mehrerer der in Artikel 349 AEUV genannten 
dauerhaften Nachteile erwachsen, sofern die Beihilfeempfänger in einem 
Gebiet in äußerster Randlage wirtschaftlich tätig sind und der jährliche 
Beihilfebetrag pro Empfänger aus allen auf der Grundlage dieser Ver­
ordnung durchgeführten Betriebsbeihilferegelungen nicht über einem der 
folgenden Fördersätze liegt: 

▼M1
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a) 35 % der durch den Beihilfeempfänger in dem betreffenden Gebiet 
in äußerster Randlage geschaffenen jährlichen Bruttowertschöpfung; 

b) 40 % der jährlichen Arbeitskosten des Beihilfeempfängers in dem 
betreffenden Gebiet in äußerster Randlage; 

c) 30 % des Jahresumsatzes des Beihilfeempfängers in dem betreffen­
den Gebiet in äußerster Randlage. 

▼B 

U n t e r a b s c h n i t t B 

S t a d t e n t w i c k l u n g s b e i h i l f e n 

Artikel 16 

Regionale Stadtentwicklungsbeihilfen 

1. Regionale Stadtentwicklungsbeihilfen sind im Sinne des Artikels 
107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der 
Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern 
die in diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

2. Stadtentwicklungsprojekte müssen die folgenden Kriterien erfül­
len: 

a) Sie werden über Stadtentwicklungsfonds in Fördergebieten durch­
geführt; 

b) sie werden aus den Europäischen Struktur- und Investitionsfonds 
kofinanziert; 

c) sie fördern die Umsetzung einer „integrierten Strategie für nachhal­
tige Stadtentwicklung“. 

▼M6 
3. Die Gesamtinvestition in ein Stadtentwicklungsprojekt im Rahmen 
einer Stadtentwicklungsbeihilfe darf 22 Mio. EUR nicht überschreiten. 

▼M4 
4. Die beihilfefähigen Kosten sind die Gesamtkosten des Stadtent­
wicklungsprojekts, soweit sie die Kriterien der Artikel 37 und 65 der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 bzw. der Artikel 67 und 68 der Ver­
ordnung (EU) 2021/1060 erfüllen. 

▼B 
5. Beihilfen eines Stadtentwicklungsfonds für beihilfefähige Stadtent­
wicklungsprojekte können in Form von Beteiligungen, beteiligungsähn­
lichen Instrumenten, Krediten, Garantien oder einer Kombination daraus 
gewährt werden. 

▼M6 
6. Die Stadtentwicklungsbeihilfen müssen zusätzliche Investitionen 
unabhängiger privater Investoren im Sinne des Artikels 2 Nummer 72 
auf Ebene der Stadtentwicklungsfonds oder der Stadtentwicklungspro­
jekte mobilisieren, sodass ein Gesamtbetrag von mindestens 20 % der 
Gesamtfinanzierung eines Stadtentwicklungsprojekts gesichert ist. 

▼B 
7. Private und öffentliche Investoren können für die Durchführung 
des Stadtentwicklungsprojekts Geld- oder Sachbeiträge oder beides leis­
ten. Bei Sachleistungen wird der Marktwert zugrunde gelegt, der von 
einem unabhängigen qualifizierten Sachverständigen oder einer ord­
nungsgemäß zugelassenen amtlichen Stelle zu testieren ist. 

▼M1
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8. Stadtentwicklungsmaßnahmen müssen die folgenden Kriterien er­
füllen: 

a) Die Stadtentwicklungsfondsmanager werden im Rahmen einer offe­
nen, transparenten und diskriminierungsfreien Ausschreibung im 
Einklang mit dem geltenden Unionsrecht und nationalen Recht aus­
gewählt. Die Stadtentwicklungsfondsmanager dürfen nicht aufgrund 
ihres Sitzes oder ihrer Eintragung im Handelsregister eines Mitglied­
staats unterschiedlich behandelt werden. Stadtentwicklungsfonds­
manager müssen gegebenenfalls durch die Art der Investition objek­
tiv gerechtfertigte, vorab festgelegte Kriterien erfüllen; 

b) die unabhängigen privaten Investoren werden im Rahmen einer of­
fenen, transparenten und diskriminierungsfreien Ausschreibung aus­
gewählt, die mit dem geltenden Unionsrecht und nationalen Recht in 
Einklang steht und mit Blick auf den Abschluss geeigneter Verein­
barungen über die Risiko-Nutzen-Teilung durchgeführt wird; dabei 
wird bei Investitionen, die keine Garantien sind, einer asymmetri­
schen Gewinnverteilung der Vorzug vor einer Absicherung nach 
unten gegeben. Wenn die privaten Investoren nicht im Rahmen einer 
solchen Ausschreibung ausgewählt werden, wird die angemessene 
Rendite der privaten Investoren durch einen unabhängigen Sachver­
ständigen bestimmt, der im Zuge einer offenen, transparenten und 
diskriminierungsfreien Ausschreibung ausgewählt wird; 

c) bei einer asymmetrischen Verlustteilung zwischen öffentlichen und 
privaten Investoren ist der Erstverlust, den der öffentliche Investor 
übernimmt, auf 25 % der Gesamtinvestition zu begrenzen; 

d) im Falle von Garantien für private Investitionen in Stadtentwick­
lungsprojekte wird der Garantiesatz auf 80 % und der vom Mitglied­
staat übernommene Gesamtverlust auf höchstens 25 % des zugrunde 
liegenden garantierten Portfolios begrenzt; 

e) die Investoren dürfen in den Leitungsgremien des Stadtentwicklungs­
fonds (z. B. Aufsichtsrat oder Beirat) vertreten sein; 

f) der Stadtentwicklungsfonds wird im Einklang mit den geltenden 
Rechtsvorschriften eingerichtet. Die Mitgliedstaaten tragen für eine 
Due-Diligence-Prüfung Sorge, um eine solide Anlagestrategie für die 
Zwecke der Durchführung der Stadtentwicklungsbeihilfe 
sicherzustellen. 

9. Stadtentwicklungsfonds werden nach wirtschaftlichen Grundsätzen 
verwaltet und gewährleisten gewinnorientierte Finanzierungsentschei­
dungen. Diese Voraussetzung gilt als erfüllt, wenn die Manager der 
Stadtentwicklungsfonds die folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

a) Die Manager von Stadtentwicklungsfonds sind gesetzlich oder ver­
traglich verpflichtet, mit der Sorgfalt eines professionellen Managers 
und in gutem Glauben zu handeln und dabei Interessenkonflikte zu 
vermeiden. Sie haben bewährte Verfahren anzuwenden und unterlie­
gen der Aufsicht der Regulierungsbehörden; 

b) die Stadtentwicklungsfondsmanager erhalten eine marktübliche Ver­
gütung. Diese Voraussetzung gilt als erfüllt, wenn der Manager im 
Rahmen eines offenen, transparenten und diskriminierungsfreien 
Verfahrens anhand objektiver Kriterien in Bezug auf Erfahrung, 
Fachwissen sowie operative und finanzielle Leistungsfähigkeit aus­
gewählt wird; 

▼B
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c) die Manager von Stadtentwicklungsfonds erhalten eine leistungs­
bezogene Vergütung oder tragen einen Teil des Investitionsrisikos, 
indem sie sich mit eigenen Mittel an der Investition beteiligen, so 
dass sichergestellt ist, dass ihre Interessen ständig mit den Interessen 
der öffentlichen Investoren im Einklang stehen; 

d) die Manager von Stadtentwicklungsfonds legen eine Investmentstra­
tegie sowie Kriterien und einen Zeitplan für die Investitionen in 
Stadtentwicklungsprojekte fest und ermitteln vorab die finanzielle 
Tragfähigkeit und die voraussichtlichen Auswirkungen der Investi­
tionen auf die Stadtentwicklung; 

e) für jede Beteiligungsinvestition und beteiligungsähnliche Investition 
gibt es eine klare und realistische Ausstiegsstrategie. 

10. Wenn durch einen Stadtentwicklungsfonds Kredite oder Garan­
tien für Stadtentwicklungsprojekte bereitgestellt werden, müssen fol­
gende Voraussetzungen erfüllt sein: 

a) Bei Krediten wird der Nennwert des Kredits bei der Berechnung des 
Höchstbetrags der Investition für die Zwecke des Absatzes 3 dieses 
Artikels berücksichtigt; 

b) bei Garantien wird der Nennwert des zugrunde liegenden Kredits bei 
der Berechnung des Höchstbetrags der Investition für die Zwecke 
des Absatzes 3 dieses Artikels berücksichtigt. 

11. Der Mitgliedstaat kann die Durchführung der Stadtentwicklungs­
beihilfe einer betrauten Einrichtung übertragen. 

ABSCHNITT 2 

Beihilfen für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

Artikel 17 

Investitionsbeihilfen für KMU 

1. Investitionsbeihilfen für in oder außerhalb der Union tätige KMU 
sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt 
vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV freigestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel I fest­
gelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

▼M6 
2. Beihilfefähig sind eine oder mehrere der folgenden Kostenarten: 

a) die Kosten von Investitionen in materielle und immaterielle Ver­
mögenswerte, einschließlich einmaliger nicht amortisierbarer Kosten, 
die direkt mit der Investition und ihrer Erstinstallation verbunden 
sind, 

b) die über einen Zeitraum von zwei Jahren berechneten voraussicht­
lichen Lohnkosten für direkt durch das Investitionsvorhaben geschaf­
fene Arbeitsplätze und/oder 

c) eine Kombination aus Teilen der unter den Buchstaben a und b 
genannten Kosten, wobei jedoch der höhere der nach den Buchsta­
ben a und b in Betracht kommenden Beträge nicht überschritten 
werden darf. 

3. Als beihilfefähige Kosten im Sinne dieses Artikels gelten folgende 
Investitionen: 

▼B



 

02014R0651 — DE — 01.07.2023 — 006.001 — 72 

a) Investitionen in materielle und immaterielle Vermögenswerte zur Er­
richtung einer neuen Betriebsstätte, zum Ausbau einer bestehenden 
Betriebsstätte, zur Diversifizierung der Produktion einer Betriebs­
stätte durch vorher dort nicht hergestellte Produkte oder vorher 
dort nicht erbrachte Dienstleistungen, oder zur grundlegenden Ände­
rung des gesamten Prozesses zur Herstellung der Produkte oder Er­
bringung der Dienstleistungen, die von der Investition in die Be­
triebsstätte betroffen sind, oder 

b) der Erwerb von Vermögenswerten einer Betriebsstätte, die geschlos­
sen wurde oder ohne diesen Erwerb geschlossen worden wäre. Wer­
den lediglich Unternehmensanteile erworben, so gilt dies nicht als 
Investition. Das Rechtsgeschäft muss zu Marktbedingungen erfolgen. 
Grundsätzlich werden nur die Kosten für den Erwerb der Ver­
mögenswerte von Dritten, die nicht mit dem Käufer in Verbindung 
stehen, berücksichtigt. Bei der Übernahme eines kleinen Unterneh­
mens durch Familienmitglieder der ursprünglichen Eigentümer oder 
durch einen oder mehrere Beschäftigte entfällt jedoch die Voraus­
setzung, dass die Vermögenswerte von Dritten, die in keiner Bezie­
hung zum Käufer stehen, erworben werden müssen. 

Eine Ersatzinvestition stellt somit keine Investition im Sinne dieses 
Absatzes dar. 

3a. Kosten im Zusammenhang mit dem Leasing materieller Ver­
mögenswerte können unter folgenden Voraussetzungen berücksichtigt 
werden: 

a) Leasingverträge für Grundstücke oder Gebäude müssen nach dem 
voraussichtlichen Abschluss des Investitionsvorhabens noch mindes­
tens drei Jahre weiterlaufen. 

b) Leasingverträge für Anlagen oder Maschinen müssen die Form eines 
Finanzierungsleasings haben und die Verpflichtung enthalten, dass 
der Beihilfeempfänger den betreffenden Vermögenswert zum Lauf­
zeitende erwirbt. 

▼B 
4. Immaterielle Vermögenswerte müssen alle folgenden Vorausset­
zungen erfüllen: 

a) Sie dürfen nur in der Betriebsstätte genutzt werden, die die Beihilfe 
erhält; 

▼M6 
b) sie sind abschreibungsfähig; 

▼B 
c) sie müssen von Dritten, die in keiner Beziehung zum Käufer stehen, 

zu Marktbedingungen erworben werden; 

▼M6 
d) sie müssen mindestens drei Jahre auf der Aktivseite des Unterneh­

mens, das die Beihilfe erhält, bilanziert werden. 

▼B 
5. Bei direkt durch ein Investitionsvorhaben geschaffenen Arbeits­
plätzen müssen folgende Voraussetzungen vorliegen: 

a) sie müssen innerhalb von drei Jahren nach Abschluss der Investition 
geschaffen werden; 

b) in der betreffenden Betriebsstätte muss ein Nettoanstieg der Beschäf­
tigtenzahl im Vergleich zum Durchschnitt der vorangegangenen 12 
Monate erfolgen; 

c) die geschaffenen Arbeitsplätze müssen mindestens drei Jahre ab dem 
Zeitpunkt ihrer Besetzung bestehen bleiben. 

▼M6
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6. Die Beihilfeintensität darf folgende Sätze nicht überschreiten: 

a) 20 % der beihilfefähigen Kosten bei kleinen Unternehmen, 

b) 10 % der beihilfefähigen Kosten bei mittleren Unternehmen. 

Artikel 18 

KMU-Beihilfen für die Inanspruchnahme von Beratungsdiensten 

1. Beihilfen zugunsten von KMU für die Inanspruchnahme von Be­
ratungsdiensten sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit 
dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht des Artikels 
108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in diesem Artikel und in 
Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Die Beihilfeintensität darf 50 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

3. Beihilfefähig sind die Kosten für Beratungsleistungen externer 
Berater. 

4. Bei den betreffenden Dienstleistungen darf es sich nicht um 
Dienstleistungen handeln, die fortlaufend oder in regelmäßigen Abstän­
den in Anspruch genommen werden oder die zu den gewöhnlichen 
Betriebskosten des Unternehmens gehören wie laufende Steuerberatung, 
regelmäßige Rechtsberatung oder Werbung. 

Artikel 19 

KMU-Beihilfen für die Teilnahme an Messen 

1. Beihilfen für die Teilnahme von KMU an Messen sind im Sinne 
des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und 
von der Anmeldepflicht des nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV frei­
gestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten Vo­
raussetzungen erfüllt sind. 

2. Beihilfefähig sind die Kosten für Miete, Aufbau und Betrieb eines 
Stands bei Teilnahme eines Unternehmens an einer bestimmten Messe 
oder Ausstellung. 

3. Die Beihilfeintensität darf 50 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

▼M6 

Artikel 19a 

Beihilfen für die Kosten von KMU, die an Projekten der von der 
örtlichen Bevölkerung betriebenen lokalen Entwicklung („CLLD“) 

teilnehmen 

1. Beihilfen für Kosten von KMU, die an unter die Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 oder die Verordnung (EU) 2021/1060 fallenden 
CLLD-Projekten teilnehmen, sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzun­
gen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

▼B
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2. Nachstehende, in Artikel 35 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 bzw. Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 
aufgeführte Kosten sind bei CLLD-Projekten beihilfefähig: 

a) Kosten für vorbereitende Unterstützung, Kapazitätsaufbau, Schulung 
und Vernetzung im Hinblick auf die Vorbereitung und Umsetzung 
einer CLLD-Strategie; 

b) Umsetzung genehmigter Vorhaben; 

c) Vorbereitung und Durchführung von Kooperationsmaßnahmen; 

d) mit der Verwaltung der Durchführung der CLLD-Strategie verbun­
dene laufende Kosten; 

e) Sensibilisierung für eine CLLD-Strategie, damit der Austausch zwi­
schen den Beteiligten im Hinblick auf die Bereitstellung von Infor­
mationen und die Förderung der Strategie und der Vorhaben erleich­
tert wird und damit potenzielle Begünstigte im Hinblick auf die 
Entwicklung von Vorhaben und die Stellung von Anträgen unter­
stützt werden. 

3. Die Beihilfeintensität darf die in den fondsspezifischen Verord­
nungen zur Förderung von CLLD-Projekten festgelegten Förderhöchst­
sätze nicht überschreiten. 

Artikel 19b 

Begrenzte Beihilfebeträge für KMU, die von Projekten der von der 
örtlichen Bevölkerung betriebenen lokalen Entwicklung („CLLD“) 

profitieren 

1. Beihilfen für Unternehmen, die an CLLD-Projekten nach Arti­
kel 19a Absatz 1 teilnehmen oder davon profitieren, sind im Sinne 
des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar 
und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV frei­
gestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Artikels und des 
Kapitels I erfüllt sind. 

2. Der Gesamtbetrag der nach dem vorliegenden Artikel je Projekt 
gewährten Beihilfe darf 200 000 EUR nicht überschreiten. 

Artikel 19c 

Beihilfen für Kleinstunternehmen in Form öffentlicher Eingriffe 
bezüglich der Strom-, Erdgas- oder Wärmeversorgung 

1. Beihilfen für Kleinstunternehmen in Form öffentlicher Eingriffe 
bezüglich der Strom-, Erdgas- oder Wärmeversorgung sind im Sinne 
des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar 
und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV frei­
gestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Artikels und des 
Kapitels I erfüllt sind. Dieser Artikel gilt für 

a) öffentliche Eingriffe in die Preisfestsetzung zur Senkung der Preise, 
die Versorger Kleinstunternehmen pro Strom-, Gas- oder Wärmeein­
heit in Rechnung stellen, 

b) direkt oder über Versorger erfolgende Zahlungen an Kleinstunterneh­
men pro verbrauchter Strom-, Gas- oder Wärmeeinheit zum Aus­
gleich eines Teils der Kosten dieses Verbrauchs. 

▼M6
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2. Die Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 

a) dürfen weder eine unterschiedliche Behandlung von Versorgern noch 
eine unterschiedliche Behandlung von Kleinstunternehmen bewirken, 

b) müssen vorsehen, dass alle Versorger auf derselben Grundlage An­
gebote für die Versorgung von Kleinstunternehmen mit Strom, Gas 
oder Wärme abgeben dürfen, 

c) müssen einen Mechanismus vorsehen, der bei Gewährung der Bei­
hilfe über einen Versorger sicherstellt, dass die Beihilfe so weit wie 
möglich an den Endempfänger weitergegeben wird, und 

d) müssen zu einem über den Kosten liegenden Preis führen, dessen 
Höhe einen wirksamen Preiswettbewerb ermöglicht. 

3. Der Beihilfebetrag entspricht der gewährten Zahlung bzw. ist im 
Falle eines öffentlichen Eingriffs in die Preisfestsetzung nicht höher als 
die Differenz zwischen dem Marktpreis, der für den gesamten Strom-, 
Gas- und/oder Wärmeverbrauch eines Empfängers zu zahlen gewesen 
wäre, und dem Preis, der nach dem öffentlichen Eingriff für diesen 
Verbrauch zu zahlen ist. 

Artikel 19d 

KMU-Beihilfen in Form befristeter öffentlicher Eingriffe bezüglich 
der Versorgung mit Strom, Gas oder aus Erdgas oder Strom 
erzeugter Wärme zur Abfederung der Auswirkungen der durch 
den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine bedingten 

Preiserhöhungen 

1. Beihilfen für KMU in Form öffentlicher Eingriffe bezüglich der 
Versorgung mit Strom, Gas oder aus Erdgas oder Strom erzeugter 
Wärme sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 
Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegen­
den Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. Dieser Artikel gilt für 

a) öffentliche Eingriffe in die Preisfestsetzung zur Senkung der Preise, 
die Versorger KMU pro Strom-, Gas- oder Wärmeeinheit in Rech­
nung stellen, 

b) direkt oder über Versorger gewährte Zahlungen an KMU pro ver­
brauchter Strom-, Gas- oder Wärmeeinheit zum Ausgleich eines 
Teils der Kosten dieses Verbrauchs. 

2. Die Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 

a) sind auf 70 % des Verbrauchs des Empfängers von Strom, Gas oder 
aus Erdgas oder Strom erzeugter Wärme in dem von der Beihilfe­
maßnahme abgedeckten Zeitraum begrenzt, 

b) dürfen weder eine unterschiedliche Behandlung von Versorgern noch 
eine unterschiedliche Behandlung von KMU bewirken, 

c) müssen einen Ausgleich für Versorger vorsehen, wenn sie aufgrund 
des öffentlichen Eingriffs zu unter den Kosten liegenden Preise lie­
fern müssen, 

▼M6
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d) müssen vorsehen, dass alle Versorger auf derselben Grundlage An­
gebote für die Versorgung mit Strom, Gas oder Wärme abgeben 
dürfen, 

e) müssen einen Mechanismus vorsehen, der bei Gewährung der Bei­
hilfe über einen Versorger sicherstellt, dass die Beihilfe so weit wie 
möglich an den Endempfänger weitergegeben wird, und 

f) müssen zu einem Durchschnittspreis pro Versorgungseinheit führen, 
der mindestens dem Durchschnittspreis pro Einheit Strom, Gas oder 
Wärme entspricht, der den Endkunden in dem betreffenden Mitglied­
staat im Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 in 
Rechnung gestellt wurde. 

3. Zahlungen an Versorger für Lieferungen an KMU, die der Ver­
sorger aufgrund eines öffentlichen Eingriffs in die Preisfestsetzung zu 
unter den Kosten liegenden Preisen durchführen muss, sind im Sinne 
des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und 
von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, 
sofern 

a) der öffentliche Eingriff in die Preisfestsetzung den Anforderungen 
des Absatzes 2 Rechnung trägt und 

b) die Ausgleichszahlung nicht höher ist als die Differenz zwischen 
dem Preis, den der Versorger ohne den Eingriff bei Anwendung 
marktbasierter Versorgungspreise voraussichtlich erzielt hätte, und 
dem infolge des öffentlichen Eingriffs nicht kostendeckenden Preis. 

4. Dieser Artikel gilt für Beihilfen für die Kosten des Strom-, Gas- 
oder Wärmeverbrauchs in einem Zeitraum, in dem öffentliche Eingriffe 
in die Preisfestsetzung zugunsten von KMU, die mit Gas, Strom oder 
Wärme versorgt werden, nach Vorschriften des aus Artikel 122 AEUV 
abgeleiteten Rechts ausdrücklich zulässig sind. Die Beihilfen werden 
spätestens 12 Monate nach dem Ende dieses Zeitraums gewährt. 

5. Der Beihilfebetrag entspricht dem Betrag der Zahlung an das 
KMU oder den Versorger bzw. ist im Falle eines öffentlichen Eingriffs 
in die Preisfestsetzung nicht höher als die Differenz zwischen dem 
Marktpreis, der für den gesamten Energieverbrauch eines Empfängers 
zu zahlen gewesen wäre, und dem Preis, der infolge des öffentlichen 
Eingriffs für diesen Verbrauch zu zahlen ist. 

▼M4 
ABSCHNITT 2A 

Beihilfen für die europäische territoriale Zusammenarbeit 

Artikel 20 

Beihilfen für Kosten von Unternehmen, die an Projekten der 
europäischen territorialen Zusammenarbeit teilnehmen 

1. Beihilfen für Kosten von Unternehmen, die an unter die 
Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 oder die Verordnung (EU) 2021/1059 
fallenden Projekten der europäischen territorialen Zusammenarbeit teil­
nehmen, sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 
Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegen­
den Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

▼M6
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2. Soweit sie mit dem Kooperationsprojekt in Zusammenhang stehen, 
sind die folgenden Kosten im Sinne der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 481/2014 der Kommission ( 1 ) bzw. der Artikel 38 bis 44 der Ver­
ordnung (EU) 2021/1059 beihilfefähig: 

a) Personalkosten, 

b) Büro- und Verwaltungskosten, 

c) Reise- und Unterbringungskosten, 

d) Kosten für externe Expertise und Dienstleistungen, 

e) Ausrüstungskosten, 

f) Kosten für Infrastruktur und Bauarbeiten. 

3. Die Beihilfeintensität darf die in der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013 oder der Verordnung (EU) 2021/1060 und/oder der Ver­
ordnung (EU) 2021/1059 festgelegten Höchstsätze für die Kofinanzie­
rung nicht überschreiten. 

Artikel 20a 

Geringe Beihilfen für Unternehmen zur Teilnahme an Projekten der 
europäischen territorialen Zusammenarbeit 

1. Beihilfen für Unternehmen für ihre Teilnahme an unter die 
Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 oder die Verordnung (EU) 2021/1059 
fallenden Projekten der europäischen territorialen Zusammenarbeit sind 
im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt ver­
einbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
freigestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Artikels und 
des Kapitels I erfüllt sind. 

▼M6 
2. Der Gesamtbetrag der einem Unternehmen im Rahmen dieses Ar­
tikels pro Vorhaben gewährten Beihilfe darf 22 000 EUR nicht über­
schreiten. 

▼B 

ABSCHNITT 3 

Beihilfen zur Erschließung von KMU-Finanzierungen 

▼M6 

Artikel 21 

Risikofinanzierungsbeihilfen 

1. Risikofinanzierungsbeihilferegelungen zugunsten von KMU sind 
nach Artikel 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar 
und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV frei­
gestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Artikels und des 
Kapitels I erfüllt sind. 

▼M4 

( 1 ) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 481/2014 der Kommission vom 4. März 
2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates im Hinblick auf besondere Regeln für die Förder­
fähigkeit von Ausgaben für Kooperationsprogramme (ABl. L 138 vom 
13.5.2014, S. 45).
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2. Die Mitgliedstaaten führen Risikofinanzierungsmaßnahmen, ent­
weder direkt oder mittels einer betrauten Einrichtung, über einen oder 
mehrere Finanzintermediäre durch. Die Mitgliedstaaten oder die betrau­
ten Einrichtungen stellen gemäß den Absätzen 9 bis 13 Finanzinterme­
diären einen öffentlichen Beitrag zur Verfügung, und die Finanzinter­
mediäre stellen gemäß den Absätzen 14 bis 17 Risikofinanzierungen 
nach den Absätzen 4 bis 8 für beihilfefähige Unternehmen, die die 
Kriterien in Absatz 3 erfüllen, bereit. Weder die Mitgliedstaaten noch 
die betrauten Einrichtungen dürfen ohne Beteiligung eines Finanzinter­
mediärs direkt in die beihilfefähigen Unternehmen investieren. 

3. Beihilfefähige Unternehmen sind Unternehmen, die nicht börsen­
notiert sind und zu Beginn der Bereitstellung einer Risikofinanzierung 
mindestens eines der folgenden Kriterien erfüllen: 

a) Sie sind noch auf keinem Markt tätig gewesen. 

b) Eine der folgenden Angaben trifft zu: 

i) Sie sind seit ihrer Eintragung ins Handelsregister noch nicht zehn 
Jahre auf einem Markt tätig gewesen, oder 

ii) sie sind seit ihrem ersten kommerziellen Verkauf noch nicht 
sieben Jahre auf einem Markt tätig gewesen. 

Wurde auf ein bestimmtes Unternehmen einer der unter Ziffern i und 
ii genannten für die Beihilfefähigkeit maßgeblichen Zeiträume ange­
wandt, so kann auch auf spätere Risikofinanzierungsbeihilfen für 
dasselbe Unternehmen nur dieser Zeitraum angewandt werden. Bei 
Unternehmen, die ein anderes Unternehmen übernommen haben oder 
aus einem Zusammenschluss hervorgegangen sind, umfasst der für 
die Beihilfefähigkeit maßgebliche Zeitraum auch die Tätigkeiten des 
übernommenen Unternehmens bzw. der am Zusammenschluss betei­
ligten Unternehmen, es sei denn, der Umsatz des übernommenen 
Unternehmens bzw. der am Zusammenschluss beteiligten Unterneh­
men macht weniger als 10 % des Umsatzes des übernehmenden 
Unternehmens im Geschäftsjahr vor der Übernahme bzw. bei aus 
einem Zusammenschluss hervorgegangenen Unternehmen weniger 
als 10 % des Gesamtumsatzes aus, den die am Zusammenschluss 
beteiligten Unternehmen im Geschäftsjahr vor dem Zusammen­
schluss erzielt haben. Wird der unter Ziffer i) genannte für die Bei­
hilfefähigkeit maßgebliche Zeitraum bei Unternehmen zugrunde ge­
legt, die nicht zur Eintragung ins Handelsregister verpflichtet sind, so 
beginnt der für die Beihilfefähigkeit maßgebliche Zeitraum zum frü­
heren der beiden folgenden Zeitpunkte: entweder zu dem Zeitpunkt, 
zu dem das Unternehmen seine Geschäftstätigkeit aufnimmt, oder zu 
dem Zeitpunkt, zu dem es für seine Geschäftstätigkeit steuerpflichtig 
wird. 

c) Sie benötigen eine Erstinvestition, die ausgehend von einem mit 
Blick auf eine neue Wirtschaftstätigkeit erstellten Geschäftsplan 
mehr als 50 % ihres durchschnittlichen Jahresumsatzes in den voran­
gegangenen fünf Jahren ausmacht. Abweichend von Satz 1 ist dieser 
Schwellenwert bei den folgenden Investitionen, die als Erstinvesti­
tionen in eine neue wirtschaftliche Tätigkeit gelten, auf 30 % be­
grenzt: 

i) Investitionen, die die Umweltbilanz der Tätigkeit gemäß Arti­
kel 36 Absatz 2 erheblich verbessern; 
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ii) andere ökologisch nachhaltige Investitionen im Sinne des Arti­
kels 2 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2020/852; 

iii) Investitionen, die auf eine Steigerung der Kapazitäten für Ge­
winnung, Trennung, Raffination, Verarbeitung oder Recycling 
eines in Anhang IV aufgeführten kritischen Rohstoffs abzielen. 

4. Sofern alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sind, kann sich die 
Risikofinanzierungsmaßnahme auch auf Anschlussinvestitionen in bei­
hilfefähige Unternehmen beziehen, selbst wenn sie nach Ablauf des in 
Absatz 3 Buchstabe b genannten für die Beihilfefähigkeit maßgeblichen 
Zeitraums getätigt werden: 

a) Der in Absatz 8 genannte Gesamtbetrag der Risikofinanzierung wird 
nicht überschritten; 

b) die Möglichkeit von Anschlussinvestitionen war im ursprünglichen 
Geschäftsplan vorgesehen; 

c) das Unternehmen, in das die Anschlussinvestitionen getätigt werden, 
ist kein „verbundenes Unternehmen“ im Sinne des Anhangs I Ar­
tikel 3 Absatz 3 eines anderen Unternehmens geworden, bei dem es 
sich nicht um den Finanzintermediär oder den unabhängigen privaten 
Investor handelt, der im Rahmen der Maßnahme eine Risikofinan­
zierung bereitstellt, es sei denn, die neue Einheit ist ein KMU. 

5. Risikofinanzierungen für beihilfefähigen Unternehmen können in 
Form von Beteiligungen, beteiligungsähnlichen Investitionen, Krediten, 
Garantien oder einer Kombination dieser Instrumente erfolgen. 

6. Bereitgestellte Garantien dürfen nicht über 80 % des zugrunde 
liegenden Kredits an das beihilfefähige Unternehmen hinausgehen. 

7. Bei Risikofinanzierungen in Form von Beteiligungen und betei­
ligungsähnlichen Investitionen darf dem beihilfefähigen Unternehmen 
nur dann Ersatzkapital zur Verfügung gestellt werden, wenn ihm auch 
frisches Kapital zugeführt wird, das mindestens 50 % jeder Investitions­
runde entspricht. 

8. Der ausstehende Gesamtbetrag der in Absatz 5 genannten Risiko­
finanzierungen darf bei keiner Risikofinanzierungsmaßnahme über 
16,5 Mio. EUR pro beihilfefähigem Unternehmen liegen. Bei der Be­
rechnung dieses Höchstbetrags der Risikofinanzierung wird Folgendes 
berücksichtigt: 

a) bei Krediten und als Verbindlichkeit ausgestalteten beteiligungsähn­
lichen Investitionen: der ausstehende Nominalbetrag des Instruments; 

b) bei Garantien: der ausstehende Nominalbetrag des zugrunde liegen­
den Kredits. 

9. Der öffentliche Beitrag für Finanzintermediäre kann in einer der 
folgenden Formen erfolgen: 

a) Beteiligungen, beteiligungsähnliche Investitionen oder Dotationen 
zur direkten oder indirekten Bereitstellung von Risikofinanzierungen 
für beihilfefähige Unternehmen; 

b) Kredite zur direkten oder indirekten Bereitstellung von Risikofinan­
zierungen für beihilfefähige Unternehmen; 

▼M6



 

02014R0651 — DE — 01.07.2023 — 006.001 — 80 

c) Garantien zur Deckung von Verlusten aus direkten oder indirekten 
Risikofinanzierungen für beihilfefähige Unternehmen. 

10. Die zwischen dem Mitgliedstaat (oder der betrauten Einrichtung) 
einerseits und privaten Investoren, Finanzmittlern oder Fondsmanagern 
andererseits geschlossene Vereinbarung über die Risiko-Nutzen-Teilung 
muss angemessen sein und folgende Anforderungen erfüllen: 

a) Bei Risikofinanzierungsbeihilfen, die keine Garantien sind, wird 
Vorzugsrenditen aus Erträgen (asymmetrische Gewinnverteilung 
oder Anreize durch Vorzugsrenditen) der Vorzug vor dem Schutz 
vor möglichen Verlusten (Absicherung nach unten) gegeben; 

b) bei einer asymmetrischen Verlustteilung zwischen öffentlichen und 
privaten Investoren ist der vom öffentlichen Investor zu tragende 
Erstverlust auf 25 % der Risikofinanzierung begrenzt; 

c) bei Risikofinanzierungsbeihilfen in Form von Garantien ist der Ga­
rantiesatz auf 80 % und der vom Mitgliedstaat übernommene Ge­
samtverlust auf höchstens 25 % des zugrunde liegenden garantierten 
Portfolios begrenzt. Nur Garantien zur Deckung erwarteter Verluste 
des zugrunde liegenden garantierten Portfolios können unentgeltlich 
gestellt werden. Wenn eine Garantie auch unerwartete Verluste 
deckt, zahlt der Finanzintermediär für den Teil der Garantie, der 
die unerwarteten Verluste deckt, ein marktübliches Garantieentgelt. 

11. Bei den in Absatz 9 Buchstabe a genannten öffentlichen Beiträ­
gen für den Finanzintermediär in Form von Beteiligungen und betei­
ligungsähnlichen Investitionen dürfen höchstens 30 % des insgesamt 
eingebrachten Kapitals und des noch nicht eingeforderten zugesagten 
Kapitals des Finanzintermediärs für die Liquiditätssteuerung genutzt 
werden. 

12. Bei Risikofinanzierungsmaßnahmen, mit denen beihilfefähigen 
Unternehmen Risikofinanzierungen in Form von Beteiligungen, betei­
ligungsähnlichen Investitionen oder Krediten bereitgestellt werden sol­
len, muss der dem Finanzintermediär zur Verfügung gestellte öffentliche 
Beitrag zusätzliche Finanzmittel von unabhängigen privaten Investoren 
auf Ebene der Finanzintermediäre oder der beihilfefähigen Unternehmen 
mobilisieren, sodass die private Beteiligung insgesamt mindestens eine 
der folgenden Schwellenwerte erreicht: 

a) 10 % der Risikofinanzierung, die für beihilfefähige Unternehmen im 
Sinne des Absatzes 3 Buchstabe a bereitgestellt wird; 

b) 40 % der Risikofinanzierung, die für beihilfefähige Unternehmen im 
Sinne des Absatzes 3 Buchstabe b bereitgestellt wird; 

c) 60 % der Risikofinanzierung für beihilfefähige Unternehmen im 
Sinne des Absatzes 3 Buchstabe c und für Anschlussinvestitionen, 
die für beihilfefähige Unternehmen nach Ablauf des in Absatz 3 
Buchstabe b genannten für die Beihilfefähigkeit maßgeblichen Zeit­
raums bereitgestellt wird. 
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Finanzierungen, die von unabhängigen privaten Investoren bereitgestellt 
werden, die Risikofinanzierungsbeihilfen in Form von Steueranreizen 
gemäß Artikel 21a erhalten, werden bei den in Unterabsatz 1 dieses 
Absatzes genannten Sätzen für die private Beteiligung insgesamt nicht 
berücksichtigt. 

Die in Unterabsatz 1 Buchstaben b und c genannten Sätze für die pri­
vate Beteiligung insgesamt werden auf 20 % (Satz unter Buchstabe b) 
bzw. auf 30 % (Satz unter Buchstabe c) gesenkt bei Investitionen, die 
entweder in Fördergebieten getätigt werden, die in Anwendung des 
Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV in einer genehmigten und 
zum Zeitpunkt der Bereitstellung der Risikofinanzierung geltenden För­
dergebietskarte ausgewiesen sind, oder die Unterstützung auf der Grund­
lage des vom Rat gebilligten Aufbau- und Resilienzplans des jeweiligen 
Mitgliedstaats erhalten, oder die Unterstützung aus dem Europäischen 
Verteidigungsfonds nach der Verordnung (EU) 2021/697 oder aus dem 
Weltraumprogramm der Union nach der Verordnung (EU) 2021/696 des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) erhalten, oder die Unterstüt­
zung aus Unionsfonds mit geteilter Mittelverwaltung nach der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013, der Verordnung (EU) 2021/1060 
oder der Verordnung (EU) 2021/2115 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 2 ) erhalten. 

13. Wenn eine auf beihilfefähige Unternehmen in den in den Absät­
zen 3 und 4 genannten Entwicklungsphasen ausgerichtete Risikofinan­
zierungsmaßnahme über einen Finanzintermediär durchgeführt wird, 
muss der Finanzintermediär für eine private Beteiligung sorgen, die 
mindestens dem gewichteten Durchschnitt entspricht, der sich aus dem 
Umfang der einzelnen Investitionen in dem zugrunde liegenden Portfo­
lio und der Anwendung der in Absatz 12 für solche Investitionen ge­
nannten Mindestsätze ergibt, es sei denn die erforderliche Beteiligung 
unabhängiger privater Investoren wird auf Ebene der beihilfefähigen 
Unternehmen erreicht. 

14. Die Finanzintermediäre und die Fondsmanager werden im Rah­
men eines offenen, transparenten und diskriminierungsfreien Verfahrens 
im Einklang mit dem geltenden Unionsrecht und nationalen Recht aus­
gewählt. Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass die in Betracht 
kommenden Finanzintermediäre und Fondsmanager vorab festgelegte 
Kriterien erfüllen müssen, die durch die Art der Investitionen objektiv 
gerechtfertigt sind; Das Verfahren stützt sich auf objektive Kriterien in 
Bezug auf Erfahrung, Fachwissen sowie operative und finanzielle Leis­
tungsfähigkeit und erfüllt alle folgenden Voraussetzungen: 

a) Das Verfahren stellt sicher, dass die in Betracht kommenden Finan­
zintermediäre und Fondsverwalter im Einklang mit den geltenden 
Rechtsvorschriften eingerichtet werden; 
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b) die Finanzintermediäre und die Fondsmanager werden nicht auf­
grund ihres Sitzes oder ihrer Eintragung im Handelsregister eines 
Mitgliedstaats unterschiedlich behandelt; 

c) das Verfahren zielt darauf ab, dass angemessene Vereinbarungen 
über die Risiko-Nutzen-Teilung im Sinne des Absatzes 10 geschlos­
sen und gewinnorientierte Entscheidungen im Sinne des Absatzes 15 
getroffen werden. 

15. Durch Risikofinanzierungsmaßnahmen wird sichergestellt, dass 
die Finanzintermediäre, die den öffentlichen Beitrag erhalten, bei der 
Bereitstellung von Risikofinanzierungen für beihilfefähige Unternehmen 
gewinnorientierte Entscheidungen treffen. Diese Verpflichtung ist er­
füllt, wenn alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Der Mitgliedstaat oder die mit der Durchführung der Maßnahme 
betraute Einrichtung trägt für eine Due-Diligence-Prüfung Sorge, 
um eine solide Anlagestrategie für die Zwecke der Durchführung 
der Risikofinanzierungsmaßnahme sicherzustellen, einschließlich ei­
ner geeigneten Risikodiversifizierungsstrategie, die in Bezug auf 
Umfang und geografische Verteilung der Investitionen sowohl auf 
Rentabilität als auch auf Effizienzgewinne abzielt; 

b) die für beihilfefähige Unternehmen bereitgestellten Risikofinanzie­
rungen stützen sich auf tragfähige Geschäftspläne, die detaillierte 
Angaben zur Produkt-, Absatz- und Rentabilitätsentwicklung enthal­
ten und vorab die wirtschaftliche Tragfähigkeit belegen; 

c) für jede Beteiligung und beteiligungsähnliche Investition gibt es eine 
klare und realistische Ausstiegsstrategie. 

16. Die Finanzintermediäre müssen nach wirtschaftlichen Grundsät­
zen verwaltet werden. Diese Anforderung ist erfüllt, wenn der Finan­
zintermediär und, je nach Art der Risikofinanzierungsmaßnahme, der 
Fondsmanager alle folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

a) Sie sind gesetzlich oder vertraglich verpflichtet, im Einklang mit 
bewährten Verfahren, mit der Sorgfalt eines professionellen Mana­
gers und nach Treu und Glauben zu handeln und dabei Interessen­
konflikte zu vermeiden; sie unterliegen gegebenenfalls der Aufsicht 
durch die Regulierungsbehörden; 

b) sie erhalten eine marktübliche Vergütung; diese Voraussetzung gilt 
als erfüllt, wenn sie im Rahmen eines offenen, transparenten und 
diskriminierungsfreien Auswahlverfahrens nach Absatz 14 aus­
gewählt werden; 

c) sie tragen einen Teil des Investitionsrisikos, indem sie sich entweder 
mit ihren eigenen Mitteln an der Investition beteiligen oder eine 
leistungsbezogene Vergütung erhalten, sodass sichergestellt ist, 
dass ihre Interessen stets mit den Interessen der Mitgliedstaaten 
oder der von diesen betrauten Einrichtungen im Einklang stehen; 

d) sie stellen eine Investmentstrategie sowie Kriterien und einen Zeit­
plan für die Investitionen auf; 

e) die Investoren dürfen gegebenenfalls in den Leitungsgremien des 
Investitionsfonds (z. B. Aufsichtsrat oder Beirat) vertreten sein. 
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17. Bei einer Risikofinanzierungsmaßnahme, mit der beihilfefähigen 
Unternehmen Risikofinanzierungen in Form von Garantien, Krediten 
oder als Verbindlichkeit ausgestalteten beteiligungsähnlichen Investitio­
nen gewährt werden, stellt der Finanzintermediär für beihilfefähige Un­
ternehmen Risikofinanzierungen bereit, die ohne die Beihilfe nicht oder 
nur in beschränktem Umfang oder auf andere Weise bereitgestellt wor­
den wären. Der Finanzintermediär muss nachweisen können, dass er 
anhand eines Mechanismus sicherstellt, dass alle Vorteile – in Form 
umfangreicherer Finanzierungen, riskanterer Portfolios, geringerer Besi­
cherungsanforderungen, niedrigerer Garantieentgelte oder niedrigerer 
Zinssätze – so weit wie möglich an die beihilfefähigen Unternehmen 
weitergegeben werden. 

18. Risikofinanzierungsmaßnahmen, mit denen KMU Risikofinanzie­
rungen zur Verfügung gestellt werden, die nicht die Voraussetzungen 
des Absatzes 3 erfüllen, sind mit dem Binnenmarkt nach Artikel 107 
Absatz 3 AEUV vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 
Absatz 3 AEUV freigestellt, wenn alle folgenden Voraussetzungen er­
füllt sind: 

a) Auf Ebene der KMU erfüllt die Beihilfe die Voraussetzungen der 
Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission ( 1 ), der Verord­
nung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission ( 2 ) bzw. der Verord­
nung (EU) Nr. 717/2014; 

b) alle Voraussetzungen dieses Artikels, mit Ausnahme der in den Ab­
sätzen 3, 4, 8, 12 und/oder 13 genannten Voraussetzungen, sind 
erfüllt; 

c) bei Risikofinanzierungsmaßnahmen zur Bereitstellung von Risiko­
finanzierungen in Form von Beteiligungen, beteiligungsähnlichen 
Investitionen oder Investitionskrediten für beihilfefähige Unterneh­
men: die Maßnahme auf Ebene der Finanzintermediäre oder der 
KMU zusätzliche Finanzmittel von unabhängigen privaten Investoren 
mobilisiert, sodass die private Beteiligung insgesamt mindestens 
60 % der für die KMU bereitgestellten Risikofinanzierungen 
entspricht. 

Der in Unterabsatz 1 Buchstabe c genannte Satz für die private Betei­
ligung insgesamt wird auf 30 % gesenkt bei Investitionen, die entweder 
in Fördergebieten getätigt werden, die in Anwendung des Artikels 107 
Absatz 3 Buchstabe a AEUV in einer genehmigten und zum Zeitpunkt 
der Bereitstellung der Risikofinanzierung geltenden Fördergebietskarte 
ausgewiesen sind, oder die Unterstützung auf der Grundlage des vom 
Rat gebilligten Aufbau- und Resilienzplans des jeweiligen Mitgliedstaats 
erhalten, oder die Unterstützung aus dem Europäischen Verteidigungs­
fonds nach der Verordnung (EU) 2021/697 oder aus dem Weltraum­
programm der Union nach der Verordnung (EU) 2021/696 oder aus 
Unionsfonds mit geteilter Mittelverwaltung nach der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/2013, der Verordnung (EU) 2021/1060 oder der Verord­
nung (EU) 2021/2115 erhalten. 
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Artikel 21a 

Risikofinanzierungsbeihilfen für KMU in Form von Steueranreizen 
für private Investoren, die natürliche Personen sind 

1. Risikofinanzierungsbeihilferegelungen zugunsten von KMU in 
Form von Steueranreizen für unabhängige private Investoren, die natür­
liche Personen sind, und für beihilfefähige Unternehmen direkt oder 
indirekt Risikofinanzierungen bereitstellen, sind nach Artikel 107 Ab­
satz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraus­
setzungen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Beihilfefähig sind Unternehmen, die die Voraussetzungen des Ar­
tikels 21 Absatz 3 erfüllen. Die nach Artikel 21 und dem vorliegenden 
Artikel für jedes beihilfefähige Unternehmen insgesamt bereitgestellte 
Risikofinanzierung darf den in Artikel 21 Absatz 8 festgelegten Höchst­
betrag nicht überschreiten. 

3. Stellt der unabhängige private Investor eine Risikofinanzierung 
indirekt über einen Finanzintermediär bereit, so erfolgt die beihilfefähige 
Investition in Form des Erwerbs von Anteilen oder Beteiligungen an 
dem Finanzintermediär, der wiederum Risikofinanzierungen für beihilfe­
fähige Unternehmen gemäß Artikel 21 Absätze 5 bis 8 bereitstellt. Für 
die Dienstleistungen des Finanzintermediärs oder seiner Manager darf 
kein Steueranreiz gewährt werden. 

4. Wenn der unabhängige private Investor dem beihilfefähigen Un­
ternehmen eine Risikofinanzierung direkt zur Verfügung stellt, gilt nur 
der Erwerb von Stammaktien mit vollem Risiko, die von dem beihilfe­
fähigen Unternehmen neu begeben werden, als beihilfefähige Investi­
tion. Diese Aktien müssen mindestens drei Jahre lang gehalten werden. 
Ersatzkapital kommt nur unter den in Artikel 21 Absatz 7 festgelegten 
Voraussetzungen in Betracht. Was die möglichen Formen von Steuer­
anreizen betrifft, so können Verluste aus der Veräußerung der Aktien 
von der Einkommensteuer abgesetzt werden. Im Falle von Vergüns­
tigungen bei der Besteuerung von Dividenden können für beihilfefähige 
Aktien erhaltene Dividenden (in vollem Umfang oder teilweise) von der 
Einkommensteuer befreit werden. Gewinne aus dem Verkauf beihilfe­
fähiger Aktien können (in vollem Umfang oder teilweise) von der Ka­
pitalertragsteuer befreit werden, oder die Steuerschulden in Bezug auf 
solche Gewinne können gestundet werden, wenn diese Gewinne inner­
halb eines Jahres in neue beihilfefähige Aktien reinvestiert werden. 

5. Stellt der unabhängige private Investor dem beihilfefähigen Unter­
nehmen Risikofinanzierungen direkt zur Verfügung, um eine angemes­
sene Beteiligung des unabhängigen privaten Investors nach Artikel 21 
Absatz 12 zu gewährleisten, darf die Steuervergünstigung, die in der 
kumulierten maximalen Steuervergünstigung für alle Steueranreize zu­
sammengenommen besteht, folgende Obergrenzen nicht überschreiten: 

a) 50 % der beihilfefähigen Investition des unabhängigen privaten In­
vestors in beihilfefähige Unternehmen im Sinne des Artikels 21 Ab­
satz 3 Buchstabe a; 

b) 35 % der beihilfefähigen Investition des unabhängigen privaten In­
vestors in beihilfefähige Unternehmen im Sinne des Artikels 21 Ab­
satz 3 Buchstabe b; 
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c) 20 % der beihilfefähigen Investition des unabhängigen privaten In­
vestors in beihilfefähige Unternehmen im Sinne des Artikels 21 Ab­
satz 3 Buchstabe c oder einer beihilfefähigen Folgeinvestition in ein 
beihilfefähiges Unternehmen, die nach Ablauf des in Artikel 21 Ab­
satz 3 Buchstabe b genannten für die Beihilfefähigkeit maßgeblichen 
Zeitraums getätigt wird. 

Die Obergrenzen für Steuervergünstigungen für die in Unterabsatz 1 ge­
nannten Direktinvestitionen können auf bis zu 65 % (Obergrenze unter 
Buchstabe a), auf bis zu 50 % (Obergrenze unter Buchstabe b) und auf 
bis zu 35 % (Obergrenze unter Buchstabe c) angehoben werden bei 
Investitionen, die entweder in Fördergebieten getätigt werden, die in 
Anwendung des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV in einer 
genehmigten und zum Zeitpunkt der Bereitstellung der Risikofinanzie­
rung geltenden Fördergebietskarte ausgewiesen sind, oder die Unterstüt­
zung auf der Grundlage des vom Rat gebilligten Aufbau- und Resilienz­
plans des jeweiligen Mitgliedstaats erhalten, oder die Unterstützung aus 
dem Europäischen Verteidigungsfonds nach der Verord­
nung (EU) 2021/697 oder aus dem Weltraumprogramm der Union 
nach der Verordnung (EU) 2021/696 erhalten, oder die Unterstützung 
aus Unionsfonds mit geteilter Mittelverwaltung nach der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013, der Verordnung (EU) 2021/1060 
oder der Verordnung (EU) 2021/2115 erhalten. 

6. Stellt der unabhängige private Investor Risikofinanzierungen indi­
rekt über einen Finanzintermediär und gemäß Artikel 21 Absatz 12 
bereit, darf die Steuervergünstigung, die in der kumulierten maximalen 
Steuervergünstigung aus allen Steueranreizen zusammengenommen be­
steht, 30 % der beihilfefähigen Investition des unabhängigen privaten 
Investors in ein beihilfefähiges Unternehmen im Sinne des Artikels 21 
Absatz 3 nicht übersteigen. Diese Obergrenze für die Steuervergüns­
tigung kann auf bis zu 50 % angehoben werden bei Investitionen, die 
entweder in Fördergebieten getätigt werden, die in Anwendung des 
Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV in einer genehmigten und 
zum Zeitpunkt der Bereitstellung der Risikofinanzierung geltenden För­
dergebietskarte ausgewiesen sind, oder die Unterstützung auf der Grund­
lage des vom Rat gebilligten Aufbau- und Resilienzplans des jeweiligen 
Mitgliedstaats erhalten, oder die Unterstützung aus dem Europäischen 
Verteidigungsfonds nach der Verordnung (EU) 2021/697 oder aus dem 
Weltraumprogramm der Union nach der Verordnung (EU) 2021/696 
erhalten, oder die Unterstützung aus Unionsfonds mit geteilter Mittel­
verwaltung nach der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013, der Verord­
nung (EU) 2021/1060 oder der Verordnung (EU) 2021/2115 erhalten. 

▼B 

Artikel 22 

Beihilfen für Unternehmensneugründungen 

1. Beihilfen für Unternehmensneugründungen sind im Sinne des Ar­
tikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der 
Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die 
in diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

▼M6 
2. Beihilfefähig sind nicht börsennotierte kleine Unternehmen, deren 
Eintragung ins Handelsregister höchstens fünf Jahre zurückliegt und die 
alle folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

▼M6
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a) Sie haben nicht die Tätigkeit eines anderen Unternehmens übernom­
men, es sei denn, der Umsatz der übernommenen Tätigkeit macht 
weniger als 10 % des Umsatzes aus, den das beihilfefähige Unter­
nehmen im Geschäftsjahr vor der Übernahme erzielt hat; 

b) sie haben noch keine Gewinne ausgeschüttet; 

c) sie haben kein anderes Unternehmen übernommen bzw. sind nicht 
aus einem Zusammenschluss hervorgegangen, es sei denn, der Um­
satz des übernommenen Unternehmens macht weniger als 10 % des 
Umsatzes des beihilfefähigen Unternehmens im Geschäftsjahr vor 
der Übernahme aus oder der Umsatz des aus einem Zusammen­
schluss hervorgegangenen Unternehmens ist um weniger als 10 % 
höher als der Gesamtumsatz, den die beiden sich zusammenschlie­
ßenden Unternehmen im Geschäftsjahr vor dem Zusammenschluss 
erzielt haben. 

Bei beihilfefähigen Unternehmen, die nicht zur Eintragung ins Handels­
register verpflichtet sind, so beginnt der für die Beihilfefähigkeit maß­
gebliche Fünfjahreszeitraum zum früheren der beiden folgenden Zeit­
punkte: entweder zu dem Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen seine 
Geschäftstätigkeit aufnimmt, oder zu dem Zeitpunkt, zu dem es im 
Hinblick auf seine Geschäftstätigkeit steuerpflichtig wird. 

Abweichend von Unterabsatz 1 Buchstabe c werden Unternehmen, die 
aus einem Zusammenschluss von nach diesem Artikel beihilfefähigen 
Unternehmen hervorgegangen sind, bis fünf Jahre nach dem Tag der 
Handelsregistereintragung des ältesten am Zusammenschluss beteiligten 
Unternehmens ebenfalls als beihilfefähige Unternehmen erachtet. 

3. Anlaufbeihilfen können gewährt werden: 

a) als Kredit zu nicht marktüblichen Zinssätzen, mit einer Laufzeit von 
zehn Jahren und einem Nennbetrag von höchstens 1,1 Mio. EUR 
beziehungsweise 1,65 Mio. EUR bei Unternehmen mit Sitz in einem 
Fördergebiet nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV bezie­
hungsweise 2,2 Mio. EUR bei Unternehmen mit Sitz in einem För­
dergebiet nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV. Bei Kre­
diten mit einer Laufzeit zwischen fünf und zehn Jahren können die 
Höchstbeträge durch Multiplikation der oben genannten Beträge mit 
dem Faktor angepasst werden, der dem Verhältnis zwischen einer 
Laufzeit von zehn Jahren und der tatsächlichen Laufzeit des Kredits 
entspricht. Bei Krediten mit einer Laufzeit unter fünf Jahren gilt 
derselbe Höchstbetrag wie bei Krediten mit einer Laufzeit von fünf 
Jahren; 

b) als Garantien mit nicht marktüblichen Entgelten, einer Laufzeit von 
zehn Jahren und einer Garantiesumme von höchstens 1,65 Mio. EUR 
beziehungsweise 2,48 Mio. EUR bei Unternehmen mit Sitz in einem 
Fördergebiet nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV bezie­
hungsweise 3,3 Mio. EUR bei Unternehmen mit Sitz in einem För­
dergebiet nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV. Bei Garan­
tien mit einer Laufzeit zwischen fünf und zehn Jahren können die 
Höchstbeträge für die Garantiesummen durch Multiplikation der 
oben genannten Beträge mit dem Faktor angepasst werden, der 
dem Verhältnis zwischen einer Laufzeit von zehn Jahren und der 
tatsächlichen Laufzeit der Garantie entspricht. Bei Garantien mit 
einer Laufzeit unter fünf Jahren gilt derselbe Höchstbetrag wie bei 
Garantien mit einer Laufzeit von fünf Jahren. Die Garantie darf nicht 
über 80 % des zugrunde liegenden Kredits hinausgehen; 

c) als Zuschüsse, einschließlich Beteiligungen oder beteiligungsähn­
licher Investitionen, Zinssenkungen oder Verringerungen des Garan­
tieentgelts von bis zu 0,5 Mio. EUR Bruttosubventionsäquivalent 
beziehungsweise 0,75 Mio. EUR für Unternehmen mit Sitz in einem 
Fördergebiet nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV bezie­
hungsweise 1 Mio. EUR für Unternehmen mit Sitz in einem Förder­
gebiet nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV; 

▼M6
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d) als Steueranreize von bis zu 0,5 Mio. EUR Bruttosubventionsäquiva­
lent für beihilfefähige Unternehmen beziehungsweise von 
0,75 Mio. EUR für Unternehmen mit Sitz in einem Fördergebiet 
nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV beziehungsweise 
1 Mio. EUR für Unternehmen mit Sitz in einem Fördergebiet nach 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV. 

▼B 
4. Ein Beihilfeempfänger kann durch eine Kombination der in Absatz 
3 dieses Artikels genannten Beihilfeinstrumente Unterstützung erhalten, 
wenn der Anteil der durch ein Beihilfeinstrument gewährten Unterstüt­
zung, der auf der Grundlage des für des betreffenden Instruments zu­
lässigen Beihilfehöchstbetrags berechnet wird, bei der Ermittlung des 
restlichen Anteils an dem für die anderen in einer solchen Kombination 
enthaltenen Beihilfeinstrumente zulässigen Beihilfehöchstbetrag berück­
sichtigt wird. 

5. Bei kleinen und innovativen Unternehmen dürfen die in Absatz 
3 genannten Höchstbeträge verdoppelt werden. 

▼M6 
6. Wird eine Beihilferegelung für Unternehmensneugründungen über 
einen oder mehrere Finanzintermediäre durchgeführt, so gelten die in 
Artikel 21 Absätze 10, 14, 15, 16 und 17 genannten Kriterien für Fi­
nanzintermediäre. 

7. Zusätzlich zu den in den Absätzen 3, 4 und 5 genannten Beträgen 
können Beihilferegelungen für Unternehmensneugründungen entweder 
die Übertragung von geistigem Eigentum oder die Einräumung der 
damit verbundenen Zugangsrechte – entweder unentgeltlich oder unter 
dem Marktwert – vorsehen. Die Übertragung an ein beihilfefähiges 
Unternehmen im Sinne des Absatzes 2 bzw. die Einräumung damit 
verbundener Rechte erfolgt durch eine Einrichtung für Forschung und 
Wissensverbreitung im Sinne des Artikels 2 Nummer 83, die das zu­
grunde liegende geistige Eigentum im Rahmen ihrer eigenen oder im 
Verbund durchgeführten Forschungs- und Entwicklungstätigkeit ent­
wickelt hat. Die Übertragung bzw. die Einräumung muss alle folgenden 
Voraussetzungen erfüllen: 

a) Ziel der Übertragung des geistigen Eigentums oder der Einräumung 
damit verbundener Zugangsrechte ist es, ein neues Produkt oder eine 
neue Dienstleistung auf den Markt zu bringen, und 

b) der Wert des geistigen Eigentums wird zu dessen Marktpreis fest­
gesetzt, was der Fall ist, wenn dafür eine der folgenden Methoden 
angewendet wurde: 

i) Der Betrag wurde im Wege eines offenen, transparenten und 
diskriminierungsfreien wettbewerblichen Verfahrens festgelegt; 

ii) das Gutachten eines unabhängigen Sachverständigen bestätigt, 
dass der Betrag mindestens dem Marktpreis entspricht; 

iii) im Falle eines Vorkaufsrechts des beihilfefähigen Unternehmens 
in Bezug auf das geistige Eigentum, das im Rahmen der Koope­
ration mit der Einrichtung für Forschung und Wissensverbreitung 
begründet wird: die Einrichtung für Forschung und Wissensver­
breitung übt ein beidseitiges Recht aus, wirtschaftlich günstigere 
Angebote von Dritten einzuholen, sodass das an der Kooperation 
beteiligte beihilfefähige Unternehmen sein Angebot entsprechend 
anpassen muss. 

▼M6
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Der Wert der finanziellen wie nichtfinanziellen Beiträge des beihilfe­
fähigen Unternehmens zu den Kosten der Tätigkeiten der Einrich­
tung für Forschung und Wissensverbreitung, die zu dem jeweiligen 
geistigen Eigentum geführt haben, kann vom Wert des geistigen 
Eigentums nach diesem Buchstaben abgezogen werden. 

c) Der Beihilfebetrag für die Übertragung des geistigen Eigentums bzw. 
die Einräumung der damit verbundenen Zugangsrechte gemäß die­
sem Absatz darf 1 Mio. EUR nicht überschreiten. Der Beihilfebetrag 
entspricht dem Wert des geistigen Eigentums nach Buchstabe b, 
abzüglich des im letzten Satz unter Buchstabe b genannten Abzugs 
und abzüglich des vom Empfänger für dieses geistige Eigentum 
möglicherweise zu entrichtenden Entgelts. Der Wert des geistigen 
Eigentums nach Buchstabe b kann 1 Mio. EUR übersteigen; in 
diesem Fall kann das beihilfefähige Unternehmen den darüber hi­
nausgehenden Betrag durch Eigenmittel oder auf andere Weise 
decken. 

▼B 

Artikel 23 

Beihilfen für auf KMU spezialisierte alternative Handelsplattformen 

1. Beihilfen für auf KMU spezialisierte alternative Handelsplattfor­
men sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnen­
markt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV freigestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel I fest­
gelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Wenn der Plattformbetreiber ein kleines Unternehmen ist, können 
die Beihilfen unter Berücksichtigung der in Artikel 22 genannten Vo­
raussetzungen als Anlaufbeihilfen für den Plattformbetreiber gewährt 
werden. 

▼M6 
Die Beihilfen können in Form von Steueranreizen für unabhängige pri­
vate Investoren gewährt werden, die in Bezug auf die Risikofinanzie­
rungen, die sie über alternative Handelsplattformen in nach Artikel 21a 
Absätze 2 und 5 beihilfefähige Unternehmen tätigen, als natürliche Per­
sonen betrachtet werden. 

▼B 

Artikel 24 

Beihilfen für Scouting-Kosten 

1. Beihilfen für Scouting-Kosten sind im Sinne des Artikels 107 
Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in 
diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

▼M6 
2. Beihilfefähig sind: 

a) die Kosten einer ersten gezielten Suche und einer förmlichen 
Due-Diligence-Prüfung, die von Managern von Finanzintermediären 
oder Investoren vorgenommen werden, um beihilfefähige Unterneh­
men im Sinne der Artikel 21, 21a und 22 zu ermitteln, 

▼M6
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b) die Kosten für Finanzanalysen im Sinne des Artikels 36 Absatz 1 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 der Kommission ( 1 ), die sich 
auf ein nach den Artikeln 21, 21a und 22 beihilfefähiges einzelnes 
Unternehmen beziehen, sofern die jeweilige Analyse öffentlich ver­
breitet wird, wobei sie, wenn sie vor der öffentlichen Verbreitung an 
Kunden des Finanzanalysenanbieters weitergeben wurde, spätestens 
drei Monate nach der ersten Weitergabe an Kunden in derselben 
Form öffentlich verbreitet werden muss. 

3. Die in Absatz 2 Buchstabe b des vorliegenden Artikels genannten 
Finanzanalysen erfüllen die Anforderungen der Artikel 36 und 37 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2017/565. 

4. Die Beihilfeintensität darf 50 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

▼B 

ABSCHNITT 4 

Beihilfen für Forschung und Entwicklung und Innovation 

Artikel 25 

Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 

▼M4 
1. Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, einschließ­
lich Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, die im Rahmen des Pro­
gramms Horizont 2020 oder des Programms Horizont Europa mit einem 
Exzellenzsiegel ausgezeichnet wurden, kofinanzierte Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben sowie gegebenenfalls Beihilfen für kofinanzierte 
Teaming-Maßnahmen sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV 
mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Ar­
tikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen des 
vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

▼B 
2. Der geförderte Teil des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens 
muss vollständig einer oder mehreren der folgenden Kategorien zu­
zuordnen sein: 

a) Grundlagenforschung, 

b) industrielle Forschung, 

c) experimentelle Entwicklung, 

d) Durchführbarkeitsstudien. 

3. Die beihilfefähigen Kosten von Forschungs- und Entwicklungsvor­
haben sind einer dieser Forschungs- und Entwicklungskategorien zu­
zuordnen. Dabei handelt es sich um 

a) Personalkosten: Kosten für Forscher, Techniker und sonstiges Per­
sonal, soweit diese für das Vorhaben eingesetzt werden; 

▼M6 

( 1 ) Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 der Kommission vom 25. April 2016 
zur Ergänzung der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates in Bezug auf die organisatorischen Anforderungen an Wertpapier­
firmen und die Bedingungen für die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug 
auf die Definition bestimmter Begriffe für die Zwecke der genannten Richt­
linie (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 1).
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b) Kosten für Instrumente und Ausrüstung, soweit und solange sie für 
das Vorhaben genutzt werden. Wenn diese Instrumente und Ausrüs­
tungen nicht während ihrer gesamten Lebensdauer für das Vorhaben 
verwendet werden, gilt nur die nach den Grundsätzen ordnungs­
gemäßer Buchführung ermittelte Wertminderung während der Dauer 
des Vorhabens als beihilfefähig; 

c) Kosten für Gebäude und Grundstücke, soweit und solange sie für das 
Vorhaben genutzt werden. Bei Gebäuden gilt nur die nach den 
Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung ermittelte Wertmin­
derung während der Dauer des Vorhabens als beihilfefähig. Bei 
Grundstücken sind die Kosten des wirtschaftlichen Übergangs oder 
die tatsächlich entstandenen Kapitalkosten beihilfefähig; 

d) Kosten für Auftragsforschung, Wissen und für unter Einhaltung des 
Arm's-length-Prinzips von Dritten direkt oder in Lizenz erworbene 
Patente sowie Kosten für Beratung und gleichwertige Dienstleistun­
gen, die ausschließlich für das Vorhaben genutzt werden; 

▼M6 
e) zusätzliche Gemeinkosten und sonstige Betriebskosten (unter ande­

rem für Material, Bedarfsartikel und dergleichen), die unmittelbar 
durch das Vorhaben entstehen; unbeschadet des Artikels 7 Absatz 1 
Satz 3 können diese Kosten von Forschungs- und Entwicklungsvor­
haben alternativ anhand eines vereinfachten Kostenansatzes in Form 
eines pauschalen Aufschlags von bis zu 20 % auf den Gesamtbetrag 
der beihilfefähigen Kosten des Forschungs- und Entwicklungsvor­
habens nach den Buchstaben a bis d berechnet werden. In diesem 
Fall werden die für die Bestimmung der indirekten Kosten heran­
gezogenen Kosten des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens an­
hand der üblichen Rechnungslegungsverfahren ermittelt und umfas­
sen ausschließlich die beihilfefähigen Kosten des Forschungs- und 
Entwicklungsvorhabens nach den Buchstaben a bis d. 

▼B 
4. Die beihilfefähigen Kosten von Durchführbarkeitsstudien sind die 
Kosten der Studie. 

5. Die Beihilfeintensität pro Beihilfeempfänger darf folgende Sätze 
nicht überschreiten: 

a) 100 % der beihilfefähigen Kosten für Grundlagenforschung, 

b) 50 % der beihilfefähigen Kosten für industrielle Forschung, 

c) 25 % der beihilfefähigen Kosten für experimentelle Entwicklung, 

d) 50 % der beihilfefähigen Kosten für Durchführbarkeitsstudien. 

▼M6 
6. Die Beihilfeintensitäten für industrielle Forschung und experimen­
telle Entwicklung können im Einklang mit den Buchstaben a bis d auf 
bis zu 80 % der beihilfefähigen Kosten angehoben werden, wobei die 
Buchstaben b, c und d nicht miteinander kombiniert werden dürfen: 

a) um 10 Prozentpunkte bei mittleren Unternehmen und um 20 Prozent­
punkte bei kleinen Unternehmen; 

b) um 15 Prozentpunkte, wenn eine der folgenden Voraussetzungen 
erfüllt ist: 

i) das Vorhaben beinhaltet die wirksame Zusammenarbeit 

— zwischen Unternehmen, von denen mindestens eines ein 
KMU ist, oder wird in mindestens zwei Mitgliedstaaten 
oder einem Mitgliedstaat und einer Vertragspartei des 
EWR-Abkommens durchgeführt, wobei kein einzelnes Unter­
nehmen mehr als 70 % der beihilfefähigen Kosten bestreitet, 
oder 

▼B
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— zwischen einem Unternehmen und einer oder mehreren Ein­
richtungen für Forschung und Wissensverbreitung, wobei 
letztere mindestens 10 % der beihilfefähigen Kosten trägt/tra­
gen und das Recht hat/haben, ihre eigenen Forschungsergeb­
nisse zu veröffentlichen; 

ii) die Ergebnisse des Vorhabens finden durch Konferenzen, Ver­
öffentlichung, Open-Access-Repositorien oder durch gebühren­
freie Software beziehungsweise Open-Source-Software weite 
Verbreitung; 

iii) der Beihilfeempfänger verpflichtet sich, für Forschungsergeb­
nisse geförderter Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, die 
durch Rechte des geistigen Eigentums geschützt sind, zeitnah 
nichtausschließliche Lizenzen für die Nutzung durch Dritte im 
EWR zu Marktpreisen diskriminierungsfrei zu erteilen; 

iv) das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wird in einem För­
dergebiet durchgeführt, das die Voraussetzungen des Artikels 107 
Absatz 3 Buchstabe a AEUV erfüllt; 

c) um 5 Prozentpunkte, wenn das Forschungs- und Entwicklungsvor­
haben in einem Fördergebiet durchgeführt wird, das die Vorausset­
zungen des Artikels 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV erfüllt; 

d) um 25 Prozentpunkte, wenn das Forschungs- und Entwicklungsvor­
haben 

i) von einem Mitgliedstaat im Anschluss an ein offenes Verfahren 
ausgewählt wurde, um Teil eines Vorhabens zu werden, das von 
mindestens drei Mitgliedstaaten oder Vertragsparteien des 
EWR-Abkommens gemeinsam konzipiert wurde, und 

ii) eine wirksame Zusammenarbeit zwischen Unternehmen in min­
destens zwei Mitgliedstaaten oder Vertragsparteien des 
EWR-Abkommens beinhaltet, wenn es sich bei dem Beihilfe­
empfänger um ein KMU handelt, oder in mindestens drei Mit­
gliedstaaten oder Vertragsparteien des EWR-Abkommens, wenn 
es sich bei dem Beihilfeempfänger um ein großes Unternehmen 
handelt, und 

iii) mindestens eine der beiden folgenden Voraussetzungen erfüllt: 

— die Ergebnisse des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens 
finden in mindestens drei Mitgliedstaaten oder Vertragspar­
teien des EWR-Abkommens durch Konferenzen, Veröffent­
lichung, Open-Access-Repositorien oder durch gebührenfreie 
Software beziehungsweise Open-Source-Software weite Ver­
breitung oder 

— der Beihilfeempfänger verpflichtet sich, für Forschungsergeb­
nisse geförderter Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, 
die durch Rechte des geistigen Eigentums geschützt sind, 
zeitnah nichtausschließliche Lizenzen für die Nutzung durch 
Dritte im EWR zu Marktpreisen diskriminierungsfrei zu 
erteilen. 

▼B 
7. Die Beihilfeintensität für Durchführbarkeitsstudien kann bei mitt­
leren Unternehmen um 10 Prozentpunkte und bei kleinen Unternehmen 
um 20 Prozentpunkte erhöht werden. 

▼M6
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Artikel 25a 

Beihilfen für mit einem Exzellenzsiegel ausgezeichnete Vorhaben 

1. Beihilfen für KMU für Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
oder für Durchführbarkeitsstudien, die im Rahmen des Programms Ho­
rizont 2020 oder des Programms Horizont Europa mit einem Exzellenz­
siegel ausgezeichnet wurden, sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzun­
gen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Die beihilfefähigen Tätigkeiten der geförderten Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben oder Durchführbarkeitsstudien entsprechen den­
jenigen, die gemäß den Vorschriften für das Programm Horizont 2020 
oder das Programm Horizont Europa beihilfefähig sind, umfassen je­
doch keine Tätigkeiten, die über den Rahmen der experimentellen Ent­
wicklung hinausgehen. 

3. Die Kategorien, Höchstbeträge und Methoden zur Berechnung der 
beihilfefähigen Kosten der geförderten Forschungs- und Entwicklungs­
vorhaben oder Durchführbarkeitsstudien entsprechen denjenigen, die ge­
mäß den Vorschriften für das Programm Horizont 2020 oder das Pro­
gramm Horizont Europa beihilfefähig sind. 

4. Der Beihilfehöchstbetrag darf 2,5 Mio. EUR je KMU und je 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben bzw. Durchführbarkeitsstudie 
nicht überschreiten. 

5. Der Gesamtbetrag der je Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
oder Durchführbarkeitsstudie gewährten öffentlichen Mittel darf den 
gemäß den Vorschriften für das Programm Horizont 2020 oder das 
Programm Horizont Europa für das jeweilige Vorhaben oder die jewei­
lige Studie geltenden Finanzierungssatz nicht überschreiten. 

Artikel 25b 

Beihilfen für Marie-Skłodowska-Curie-Maßnahmen und vom ERC 
geförderte Maßnahmen für den Konzeptnachweis 

1. Beihilfen für Marie-Skłodowska-Curie-Maßnahmen und für vom 
ERC geförderte Maßnahmen für den Konzeptnachweis, die im Rahmen 
des Programms Horizont 2020 oder des Programms Horizont Europa 
mit einem Exzellenzsiegel ausgezeichnet wurden, sind im Sinne des 
Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und 
von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, 
sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I 
erfüllt sind. 

2. Die beihilfefähigen Tätigkeiten der geförderten Maßnahme ent­
sprechen denjenigen, die gemäß den Vorschriften für das Programm 
Horizont 2020 oder das Programm Horizont Europa beihilfefähig sind. 

3. Die Kategorien, Höchstbeträge und Methoden zur Berechnung der 
beihilfefähigen Kosten der geförderten Maßnahme entsprechen denjeni­
gen, die gemäß den Vorschriften für das Programm Horizont 2020 oder 
das Programm Horizont Europa beihilfefähig sind. 

4. Der Gesamtbetrag der je geförderten Maßnahme gewährten öffent­
lichen Mittel darf den Höchstbetrag für die Förderung der jeweiligen 
Maßnahme im Rahmen des Programms Horizont 2020 oder des Pro­
gramms Horizont Europa nicht überschreiten. 

▼M4
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Artikel 25c 

Beihilfen im Rahmen von kofinanzierten Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben 

1. Beihilfen für kofinanzierte Forschungs- und Entwicklungsvor­
haben oder für Durchführbarkeitsstudien (einschließlich Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben, die im Rahmen einer institutionellen euro­
päischen Partnerschaft auf der Grundlage des Artikels 185 oder des 
Artikels 187 AEUV oder im Rahmen einer Kofinanzierungsmaßnahme 
im Sinne der Vorschriften für das Programm Horizont Europa durch­
geführt werden), die von mindestens drei Mitgliedstaaten oder alternativ 
von zwei Mitgliedstaaten und mindestens einem assoziierten Staat 
durchgeführt und die im Anschluss an länderübergreifende Aufforderun­
gen zur Einreichung von Vorschlägen auf der Grundlage der von un­
abhängigen Sachverständigen nach den Vorschriften für das Programm 
Horizont 2020 oder das Programm Horizont Europa erstellten Bewer­
tung und Rangliste ausgewählt werden, sind im Sinne des Artikels 107 
Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraus­
setzungen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Die beihilfefähigen Tätigkeiten der geförderten Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben oder Durchführbarkeitsstudien entsprechen den­
jenigen, die gemäß den Vorschriften für das Programm Horizont 2020 
oder das Programm Horizont Europa beihilfefähig sind, umfassen je­
doch keine Tätigkeiten, die über den Rahmen der experimentellen Ent­
wicklung hinausgehen. 

3. Die Kategorien, Höchstbeträge und Methoden zur Berechnung der 
beihilfefähigen Kosten entsprechen denjenigen, die gemäß den Vor­
schriften für das Programm Horizont 2020 oder das Programm Horizont 
Europa beihilfefähig sind. 

4. Der Gesamtbetrag der gewährten öffentlichen Mittel darf den Fi­
nanzierungssatz, der für das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
oder die Durchführbarkeitsstudie nach der Auswahl, Erstellung einer 
Rangliste und Bewertung gemäß den Vorschriften für das Programm 
Horizont 2020 oder das Programm Horizont Europa gilt, nicht über­
schreiten. 

5. Die im Rahmen des Programms Horizont 2020 oder Horizont 
Europa bereitgestellten Mittel decken mindestens 30 % der gesamten 
beihilfefähigen Kosten einer Forschungs- und Innovationsmaßnahme 
oder einer Innovationsmaßnahme im Sinne des Programms Horizont 
2020 oder Horizont Europa. 

Artikel 25d 

Beihilfen für Teaming-Maßnahmen 

1. Beihilfen für kofinanzierte Teaming-Maßnahmen, an denen min­
destens zwei Mitgliedstaaten beteiligt sind und die im Anschluss an 
länderübergreifende Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen 
auf der Grundlage der von unabhängigen Sachverständigen nach den 
Vorschriften für das Programm Horizont 2020 oder das Programm Ho­
rizont Europa erstellten Bewertung und Rangliste ausgewählt werden, 
sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt 
vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Arti­
kels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Die beihilfefähigen Tätigkeiten der kofinanzierten Teaming-Maßnahme 
entsprechen denjenigen, die gemäß den Vorschriften für das Programm Hori­
zont 2020 oder das Programm Horizont Europa beihilfefähig sind. Aus­
geschlossen sind Tätigkeiten, die über den Rahmen der experimentellen Ent­
wicklung hinausgehen. 

▼M4
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3. Die Kategorien, Höchstbeträge und Methoden zur Berechnung der 
beihilfefähigen Kosten entsprechen denjenigen, die gemäß den Vor­
schriften für das Programm Horizont 2020 oder das Programm Horizont 
Europa beihilfefähig sind. Darüber hinaus sind die Kosten für Investi­
tionen in projektbezogene materielle und immaterielle Vermögenswerte 
beihilfefähig. 

4. Der Gesamtbetrag der gewährten öffentlichen Mittel darf den Fi­
nanzierungssatz, der für die Teaming-Maßnahme nach der Auswahl, 
Erstellung einer Rangliste und Bewertung gemäß den Vorschriften für 
das Programm Horizont 2020 oder das Programm Horizont Europa gilt, 
nicht überschreiten. Zudem darf die Beihilfe bei Investitionen in pro­
jektbezogene materielle und immaterielle Vermögenswerte 70 % der 
Investitionskosten nicht überschreiten. 

5. Für Investitionsbeihilfen für Infrastruktur im Rahmen einer 
Teaming-Maßnahme gelten zudem folgende Voraussetzungen: 

a) Wenn die Infrastruktur sowohl wirtschaftliche als auch nichtwirt­
schaftliche Tätigkeiten ausübt, müssen für die Finanzierung, Kosten 
und Erlöse für jede Art der Tätigkeit getrennte Bücher nach einheit­
lich angewandten und sachlich zu rechtfertigenden Kostenrechnungs­
grundsätzen geführt werden; 

b) der für den Betrieb oder die Nutzung der Infrastruktur berechnete 
Preis muss dem Marktpreis entsprechen; 

c) die Infrastruktur muss mehreren Nutzern offenstehen und der Zugang 
zu transparenten und diskriminierungsfreien Bedingungen gewährt 
werden. Unternehmen, die mindestens 10 % der Investitionskosten 
der Infrastruktur finanziert haben, können einen bevorzugten Zugang 
zu günstigeren Bedingungen erhalten. Um Überkompensationen zu 
verhindern, muss der Zugang in einem angemessenen Verhältnis 
zum Investitionsbeitrag des Unternehmens stehen; ferner werden 
die Vorzugsbedingungen öffentlich zugänglich gemacht; 

d) wenn die Infrastruktur sowohl für wirtschaftliche als auch für nicht­
wirtschaftliche Tätigkeiten öffentliche Mittel erhält, richtet der Mit­
gliedstaat einen Monitoring- und Rückforderungsmechanismus ein, 
um sicherzustellen, dass die zulässige Beihilfeintensität nicht über­
schritten wird, weil der Anteil der wirtschaftlichen Tätigkeiten höher 
ist als zum Zeitpunkt der Gewährung der Beihilfe geplant. 

▼M6 

Artikel 25e 

Beihilfen im Rahmen der Kofinanzierung von Vorhaben, die aus 
dem Europäischen Verteidigungsfonds oder dem Europäischen 
Programm zur industriellen Entwicklung im Verteidigungsbereich 

unterstützt werden 

1. Beihilfen zur Kofinanzierung von Forschungs- und Entwicklungs­
vorhaben, die über den Europäischen Verteidigungsfonds oder das Eu­
ropäischen Programm zur industriellen Entwicklung im Verteidigungs­
bereich unterstützt und gemäß den für den Europäischen Verteidigungs­
fonds oder das Europäische Programm zur industriellen Entwicklung im 
Verteidigungsbereich geltenden Vorschriften bewertet, in eine Rang­
folge gebracht und ausgewählt werden, sind im Sinne des Artikels 107 
Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraus­
setzungen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Die beihilfefähigen Kosten des geförderten Vorhabens sind die 
Kosten, die gemäß den Vorschriften des Europäischen Verteidigungs­
fonds oder des Europäischen Programms zur industriellen Entwicklung 
im Verteidigungsbereich beihilfefähig sind. 

▼M4
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3. Die insgesamt bereitgestellten öffentlichen Mittel können sich auf 
bis zu 100 % der beihilfefähigen Kosten des Vorhabens belaufen, d. h., 
die Kosten des Vorhabens, die nicht durch eine Finanzierung aus Uni­
onsmitteln gedeckt werden, können durch staatliche Beihilfen gedeckt 
werden. 

4. Übersteigt die Beihilfeintensität die in Artikel 25 Absätze 5, 6 
und 7 genannte Beihilfehöchstintensität, so muss der Beihilfeempfänger 
der Bewilligungsbehörde für die Nutzung der aus dem Vorhaben resul­
tierenden Rechte des geistigen Eigentums oder Prototypen für jede An­
wendung außerhalb des Verteidigungsbereichs den Marktpreis zahlen. 
Der für diese Nutzung an die Bewilligungsbehörde zu zahlende Höchst­
betrag darf in keinem Fall höher sein als die Differenz zwischen der 
Beihilfe, die der Empfänger erhalten hat, und dem Beihilfehöchstbetrag, 
den er gemäß der nach Artikel 25 Absätze 5, 6 und 7 zulässigen Bei­
hilfehöchstintensität erhalten dürfte. 

▼B 

Artikel 26 

Investitionsbeihilfen für Forschungsinfrastrukturen 

1. Beihilfen für den Bau oder Ausbau von Forschungsinfrastrukturen, 
die wirtschaftliche Tätigkeiten ausüben, sind im Sinne des Artikels 107 
Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in 
diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

2. Wenn eine Forschungsinfrastruktur sowohl wirtschaftliche als auch 
nichtwirtschaftliche Tätigkeiten ausübt, muss sie für die Finanzierung, 
Kosten und Erlöse für jede Art der Tätigkeit getrennte Bücher nach 
einheitlich angewandten und sachlich zu rechtfertigenden Kostenrech­
nungsgrundsätzen führen. 

3. Der für den Betrieb oder die Nutzung der Infrastruktur berechnete 
Preis muss dem Marktpreis entsprechen. 

4. Die Infrastruktur muss mehreren Nutzern offenstehen und der Zu­
gang zu transparenten und diskriminierungsfreien Bedingungen gewährt 
werden. Unternehmen, die mindestens 10 % der Investitionskosten der 
Infrastruktur finanziert haben, können einen bevorzugten Zugang zu 
günstigeren Bedingungen erhalten. Um Überkompensationen zu verhin­
dern, muss der Zugang in einem angemessenen Verhältnis zum Inves­
titionsbeitrag des Unternehmens stehen; ferner werden die Vorzugs­
bedingungen öffentlich zugänglich gemacht. 

5. Beihilfefähige Kosten sind die Kosten der Investitionen in mate­
rielle und immaterielle Vermögenswerte. 

▼M6 
6. Die Beihilfeintensität darf 50 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. Die Beihilfeintensität kann auf bis zu 60 % angehoben 
werden, sofern die öffentlichen Mittel von mindestens zwei Mitglied­
staaten oder für eine auf Unionsebene bewertete und ausgewählte For­
schungsinfrastruktur bereitgestellt werden. 

▼B 
7. Wenn eine Forschungsinfrastruktur sowohl für wirtschaftliche als 
auch für nichtwirtschaftliche Tätigkeiten öffentliche Mittel erhält, richtet 
der Mitgliedstaat einen Monitoring- und Rückforderungsmechanismus 
ein, um sicherzustellen, dass die zulässige Beihilfeintensität nicht über­
schritten wird, weil der Anteil der wirtschaftlichen Tätigkeiten höher ist 
als zum Zeitpunkt der Gewährung der Beihilfe geplant. 

▼M6
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Artikel 26a 

Investitionsbeihilfen für Erprobungs- und Versuchsinfrastrukturen 

1. Beihilfen für den Bau oder die Modernisierung von Erprobungs- 
und Versuchsinfrastrukturen sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzun­
gen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Der für den Betrieb oder die Nutzung der Infrastruktur berechnete 
Preis muss dem Marktpreis entsprechen oder, sollte es keinen Markt­
preis geben, die Kosten zuzüglich einer angemessenen Gewinnspanne 
widerspiegeln. 

3. Die Infrastruktur muss mehreren Nutzern offenstehen und der Zu­
gang zu transparenten und diskriminierungsfreien Bedingungen gewährt 
werden. Unternehmen, die mindestens 10 % der Investitionskosten der 
Infrastruktur finanziert haben, können einen bevorzugten Zugang zu 
günstigeren Bedingungen erhalten. Um Überkompensationen zu verhin­
dern, muss der Zugang in einem angemessenen Verhältnis zu dem 
Investitionsbeitrag des Unternehmens stehen; ferner werden die Vor­
zugsbedingungen öffentlich zugänglich gemacht. 

4. Beihilfefähig sind die Kosten der Investitionen in materielle und 
immaterielle Vermögenswerte. 

5. Die Beihilfeintensität darf 25 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

6. Die Beihilfeintensität kann bei großen, mittleren und kleinen Un­
ternehmen gemäß den folgenden Vorgaben auf eine Beihilfehöchstinten­
sität von 40 %, 50 % bzw. 60 % der beihilfefähigen Investitionskosten 
angehoben werden: 

a) um 10 Prozentpunkte bei mittleren Unternehmen und um 20 Prozent­
punkte bei kleinen Unternehmen; 

b) um weitere 10 Prozentpunkte bei grenzübergreifenden Erprobungs- 
und Versuchsinfrastrukturen, für die mindestens zwei Mitgliedstaaten 
öffentliche Mittel bereitstellen, oder bei auf Unionsebene bewerteten 
und ausgewählten Erprobungs- und Versuchsinfrastrukturen; 

c) um weitere 5 Prozentpunkte bei Erprobungs- und Versuchsinfra­
strukturen, bei denen mindestens 80 % der jährlichen Kapazitäten 
KMU zugewiesen werden. 

▼B 

Artikel 27 

Beihilfen für Innovationscluster 

1. Beihilfen für Innovationscluster sind im Sinne des Artikels 107 
Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in 
diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

▼M6 
2. Dem Eigentümer des Innovationsclusters können Investitionsbei­
hilfen gewährt werden. Dem Betreiber des Innovationsclusters können 
Betriebsbeihilfen gewährt werden. Wenn der Betreiber nicht mit dem 
Eigentümer identisch ist, kann er eine eigene Rechtspersönlichkeit ha­
ben oder ein Unternehmenskonsortium ohne eigene Rechtspersönlich­
keit sein. Die Kosten und Einnahmen jeder Tätigkeit (Eigentum, Betrieb 
und Nutzung des Clusters) müssen in jedem Fall von jedem Unterneh­
men gemäß den geltenden Rechnungslegungsstandards getrennt ver­
bucht werden. 

▼M6
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3. Die Räumlichkeiten, Anlagen und Tätigkeiten des Clusters müssen 
mehreren Nutzern offenstehen und der Zugang muss zu transparenten 
und diskriminierungsfreien Bedingungen gewährt werden. Unternehmen, 
die mindestens 10 % der Investitionskosten des Innovationsclusters fi­
nanziert haben, können einen bevorzugten Zugang zu günstigeren Be­
dingungen erhalten. Um Überkompensationen zu verhindern, muss der 
Zugang in einem angemessenen Verhältnis zum Investitionsbeitrag des 
Unternehmens stehen; ferner werden die Vorzugsbedingungen öffentlich 
zugänglich gemacht. 

▼M6 
4. Entgelte für die Nutzung der Einrichtungen und die Beteiligung an 
Tätigkeiten des Clusters müssen dem Marktpreis entsprechen bzw. die 
Kosten einschließlich einer angemessenen Gewinnspanne widerspiegeln. 

▼B 
5. Investitionsbeihilfen können für den Auf- oder Ausbau des Inno­
vationsclusters gewährt werden. Beihilfefähige Kosten sind die Kosten 
der Investitionen in materielle und immaterielle Vermögenswerte. 

6. Die Beihilfeintensität von Investitionsbeihilfen für Innovation­
scluster darf höchstens 50 % der beihilfefähigen Kosten betragen. Die 
Beihilfeintensität kann bei Innovationsclustern in Fördergebieten nach 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV um 15 % und bei Innovati­
onsclustern in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c 
AEUV um 5 % erhöht werden. 

7. Für den Betrieb von Innovationsclustern können Betriebsbeihilfen 
gewährt werden. Dies ist für einen Zeitraum von bis zu zehn Jahren 
möglich. 

8. Beihilfefähige Kosten von Betriebsbeihilfen für Innovationscluster 
sind die Kosten für Personal und Verwaltung (einschließlich Gemein­
kosten) für 

a) die Betreuung des Innovationsclusters zwecks Erleichterung der Zu­
sammenarbeit, des Informationsaustauschs und der Erbringung und 
Weiterleitung von spezialisierten und maßgeschneiderten Unterstüt­
zungsdienstleistungen für Unternehmen; 

b) Werbemaßnahmen, die darauf abzielen, neue Unternehmen oder Ein­
richtungen zur Beteiligung am Innovationscluster zu bewegen und 
die Sichtbarkeit des Innovationsclusters zu erhöhen; 

c) die Verwaltung der Einrichtungen des Innovationsclusters, die Orga­
nisation von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, Workshops und 
Konferenzen zur Förderung des Wissensaustauschs, die Vernetzung 
und die transnationale Zusammenarbeit. 

9. Die Beihilfeintensität von Betriebsbeihilfen darf im Gewährungs­
zeitraum höchstens 50 % der beihilfefähigen Gesamtkosten betragen. 

Artikel 28 

Innovationsbeihilfen für KMU 

1. Innovationsbeihilfen für KMU sind im Sinne des Artikels 107 
Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in 
diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

▼B



 

02014R0651 — DE — 01.07.2023 — 006.001 — 98 

2. Beihilfefähige Kosten sind: 

a) Kosten für die Erlangung, die Validierung und Verteidigung von 
Patenten und anderen immateriellen Vermögenswerten; 

b) Kosten für die Abordnung hochqualifizierten Personals einer Einrich­
tung für Forschung und Wissensverbreitung oder eines großen Unter­
nehmens für Tätigkeiten im Bereich Forschung, Entwicklung oder 
Innovation in einer neu geschaffenen Funktion innerhalb des begüns­
tigten KMU, wodurch jedoch kein anderes Personal ersetzt wird; 

▼M6 
c) Kosten für Innovationsberatungsdienste und innovationsunterstüt­

zende Dienste, einschließlich Diensten, die von Einrichtungen für 
Forschung und Wissensverbreitung, Forschungsinfrastrukturen, 
Erprobungs- und Versuchsinfrastrukturen oder Innovationsclustern 
erbracht werden. 

▼B 
3. Die Beihilfeintensität darf 50 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

▼M6 
4. In dem besonderen Fall von Beihilfen für Innovationsberatungs­
dienste und innovationsunterstützende Dienste kann die Beihilfeintensi­
tät auf bis zu 100 % der beihilfefähigen Kosten angehoben werden, 
sofern der Gesamtbetrag der Beihilfe für Innovationsberatungsdienste 
und innovationsunterstützende Dienste innerhalb von drei Jahren nicht 
mehr als 220 000 EUR pro Unternehmen beträgt. 

▼B 

Artikel 29 

Beihilfen für Prozess- und Organisationsinnovationen 

1. Beihilfen für Prozess- und Organisationsinnovationen sind im 
Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar 
und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV frei­
gestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten Vo­
raussetzungen erfüllt sind. 

2. Beihilfen für große Unternehmen sind nur mit dem Binnenmarkt 
vereinbar, wenn diese bei der geförderten Tätigkeit tatsächlich mit KMU 
zusammenarbeiten und die beteiligten KMU mindestens 30 % der ge­
samten beihilfefähigen Kosten tragen. 

3. Beihilfefähige Kosten sind: 

a) Personalkosten, 

b) Kosten für Instrumente, Ausrüstung, Gebäude und Grundstücke, so­
weit und solange sie für das Vorhaben genutzt werden, 

c) Kosten für Auftragsforschung, Wissen und unter Einhaltung des 
Arm's-length-Prinzips von Dritten direkt oder in Lizenz erworbene 
Patente, 

d) zusätzliche Gemeinkosten und sonstige Betriebskosten (unter ande­
rem für Material, Bedarfsartikel und dergleichen), die unmittelbar 
durch das Vorhaben entstehen. 

4. Die Beihilfeintensität darf bei großen Unternehmen höchstens 
15 % und bei KMU höchstens 50 % der beihilfefähigen Kosten 
betragen. 

▼B



 

02014R0651 — DE — 01.07.2023 — 006.001 — 99 

Artikel 30 

Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen für Fischerei und 
Aquakultur 

1. Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen für Fischerei und Aqua­
kultur sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Bin­
nenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Ab­
satz 3 AEUV freigestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel I 
festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Das geförderte Vorhaben muss für alle Wirtschaftsbeteiligten in 
dem betreffenden Wirtschaftszweig oder Teilsektor von Interesse sein. 

3. Vor Beginn des geförderten Vorhabens sind folgende Informatio­
nen im Internet zu veröffentlichen: 

a) die Tatsache, dass das geförderte Vorhaben durchgeführt wird; 

b) die Ziele des geförderten Vorhaben; 

c) der voraussichtliche Termin und Ort der Veröffentlichung der von 
dem geförderten Vorhaben erwarteten Ergebnisse im Internet; 

d) der Hinweis darauf, dass die Ergebnisse des geförderten Vorhabens 
allen in dem betreffenden Wirtschaftszweig oder Teilsektor tätigen 
Unternehmen unentgeltlich zur Verfügung stehen. 

4. Die Ergebnisse des geförderten Vorhabens werden ab dem Tag, an 
dem das Vorhaben endet, oder an dem Tag, an dem Mitglieder einer 
Einrichtung über diese Ergebnisse informiert werden, im Internet zur 
Verfügung gestellt, wobei der frühere der beiden Zeitpunkte maßgeblich 
ist. Die Ergebnisse bleiben mindesten 5 Jahre ab dem Abschluss des 
geförderten Vorhabens im Internet verfügbar. 

5. Die Beihilfen werden der Einrichtung für Forschung und Wissens­
verbreitung direkt gewährt; die direkte Gewährung nichtforschungsbezo­
gener Beihilfen an ein Unternehmen, das landwirtschaftliche Erzeug­
nisse produziert, verarbeitet oder vermarktet, ist dabei nicht zulässig. 

6. Beihilfefähige Kosten sind die in Artikel 25 Absatz 3 genannten 
Kosten. 

7. Die Beihilfeintensität darf 100 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

ABSCHNITT 5 

Ausbildungsbeihilfen 

Artikel 31 

Ausbildungsbeihilfen 

1. Ausbildungsbeihilfen sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in diesem 
Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Für Ausbildungsmaßnahmen von Unternehmen zur Einhaltung 
verbindlicher Ausbildungsnormen der Mitgliedstaaten dürfen keine Bei­
hilfen gewährt werden. 

▼B
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3. Beihilfefähige Kosten sind: 

a) die Personalkosten für Ausbilder, die für die Stunden anfallen, in 
denen sie die Ausbildungsmaßnahme durchführen; 

▼M1 
b) die direkt mit der Ausbildungsmaßnahme verbundenen Aufwendun­

gen von Ausbildern und Ausbildungsteilnehmern, zum Beispiel di­
rekt mit der Maßnahme zusammenhängende Reisekosten, Unterbrin­
gungskosten, Materialien und Bedarfsartikel sowie die Abschreibung 
von Werkzeugen und Ausrüstungsgegenständen, soweit sie aus­
schließlich für die Ausbildungsmaßnahme verwendet werden; 

▼B 
c) Kosten für Beratungsdienste, die mit der Ausbildungsmaßnahme zu­

sammenhängen; 

d) die Personalkosten für Ausbildungsteilnehmer und allgemeine indi­
rekte Kosten (Verwaltungskosten, Miete, Gemeinkosten), die für die 
Stunden anfallen, in denen die Ausbildungsteilnehmer an der Aus­
bildungsmaßnahme teilnehmen. 

4. Die Beihilfeintensität darf 50 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. Sie kann jedoch wie folgt auf maximal 70 % der beihilfe­
fähigen Kosten erhöht werden: 

a) um 10 Prozentpunkte bei Ausbildungsmaßnahmen für Arbeitnehmer 
mit Behinderungen oder benachteiligte Arbeitnehmer; 

b) um 10 Prozentpunkte bei Beihilfen für mittlere Unternehmen und um 
20 Prozentpunkte bei Beihilfen für kleine Unternehmen. 

5. Für den Seeverkehr kann die Beihilfeintensität bis auf 100 % der 
beihilfefähigen Kosten erhöht werden, wenn folgende Voraussetzungen 
erfüllt sind: 

a) Die Auszubildenden sind keine aktiven, sondern zusätzliche Besat­
zungsmitglieder und 

b) die Ausbildung wird an Bord von im Unionsregister eingetragenen 
Schiffen durchgeführt. 

ABSCHNITT 6 

Beihilfen für benachteiligte Arbeitnehmer und Arbeitnehmer mit 
Behinderungen 

Artikel 32 

Beihilfen in Form von Lohnkostenzuschüssen für die Einstellung 
benachteiligter Arbeitnehmer 

1. Beihilferegelungen für die Einstellung benachteiligter Arbeitneh­
mer sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnen­
markt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV freigestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel I fest­
gelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Die beihilfefähigen Kosten sind die Lohnkosten über einen Zeit­
raum von höchstens 12 Monaten nach der Einstellung eines benachtei­
ligten Arbeitnehmers. Bei stark benachteiligten Arbeitnehmern sind die 
Lohnkosten über einen Zeitraum von bis zu 24 Monaten nach Einstel­
lung des betreffenden Arbeitnehmers beihilfefähig. 

▼B
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3. Wenn die Einstellung im Vergleich zum Durchschnitt der voran­
gegangenen 12 Monate keinen Nettoanstieg der Zahl der in dem betref­
fenden Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmer darstellt, muss die 
Stelle infolge des freiwilligen Ausscheidens, der Invalidisierung, des 
Eintritts in den Ruhestand aus Altersgründen, der freiwilligen Reduzie­
rung der Arbeitszeit oder der rechtmäßigen Entlassung eines Mitarbei­
ters wegen Fehlverhaltens und nicht infolge des Abbaus von Arbeits­
plätzen frei geworden sein. 

4. Außer bei rechtmäßiger Entlassung wegen Fehlverhaltens hat der 
benachteiligte Arbeitnehmer Anspruch auf eine kontinuierliche Beschäf­
tigung während des Mindestzeitraums, der in den betreffenden nationa­
len Rechtsvorschriften oder in für Beschäftigungsverträge maßgeblichen 
Tarifvereinbarungen niedergelegt ist. 

5. Ist der Beschäftigungszeitraum kürzer als 12 Monate beziehungs­
weise bei stark benachteiligten Arbeitnehmern kürzer als 24 Monate, 
wird die Beihilfe anteilig gekürzt. 

6. Die Beihilfeintensität darf 50 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

Artikel 33 

Beihilfen in Form von Lohnkostenzuschüssen für die Beschäftigung 
von Arbeitnehmern mit Behinderungen 

1. Beihilfen für die Beschäftigung von Arbeitnehmern mit Behin­
derungen sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 
Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel 
I festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Die beihilfefähigen Kosten sind die Lohnkosten, die während der 
Beschäftigung des Arbeitnehmers mit Behinderungen anfallen. 

3. Wenn die Einstellung im Vergleich zum Durchschnitt der voran­
gegangenen 12 Monate keinen Nettoanstieg der Zahl der in dem betref­
fenden Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmer darstellt, muss die 
Stelle infolge des freiwilligen Ausscheidens, der Invalidisierung, des 
Eintritts in den Ruhestand aus Altersgründen, der freiwilligen Reduzie­
rung der Arbeitszeit oder der rechtmäßigen Entlassung eines Mitarbei­
ters wegen Fehlverhaltens und nicht infolge des Abbaus von Arbeits­
plätzen frei geworden sein. 

4. Außer bei rechtmäßiger Entlassung wegen Fehlverhaltens haben 
die Arbeitnehmer mit Behinderungen Anspruch auf eine kontinuierliche 
Beschäftigung während des Mindestzeitraums, der in den betreffenden 
nationalen Rechtsvorschriften oder in für das Unternehmen rechtsver­
bindlichen Tarifvereinbarungen niedergelegt ist, die für Beschäftigungs­
verträge maßgeblich sind. 

5. Die Beihilfeintensität darf 75 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

Artikel 34 

Beihilfen zum Ausgleich der durch die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern mit Behinderungen verursachten Mehrkosten 

1. Beihilfen zum Ausgleich der durch die Beschäftigung von Arbeit­
nehmern mit Behinderungen verursachten Mehrkosten sind im Sinne des 
Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von 
der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern 
die in diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

▼B



 

02014R0651 — DE — 01.07.2023 — 006.001 — 102 

2. Beihilfefähige Kosten sind: 

a) Kosten für eine behindertengerechte Umgestaltung der Räumlichkei­
ten; 

b) Kosten für die Beschäftigung von Personal ausschließlich für die für 
die Unterstützung der Arbeitnehmer mit Behinderungen aufgewandte 
Zeit sowie Kosten für die Ausbildung dieses Personals zur Unterstüt­
zung von Arbeitnehmern mit Behinderungen; 

c) Kosten für die Anschaffung behindertengerechter Ausrüstung bezie­
hungsweise für die Umrüstung der Ausrüstung oder Kosten für die 
Anschaffung und Validierung von Software für die Nutzung durch 
Arbeitnehmer mit Behinderungen einschließlich adaptierter oder un­
terstützender Technologien; hierbei handelt es sich um Mehrkosten, 
die zu den Kosten hinzukommen, die dem Unternehmen bei Be­
schäftigung von Arbeitnehmern ohne Behinderungen entstehen wür­
den; 

d) Kosten, die direkt mit der Beförderung von Arbeitnehmern mit Be­
hinderungen zum Arbeitsplatz und für arbeitsbezogene Tätigkeiten 
verbunden sind; 

e) Lohnkosten für die Stunden, die ein Arbeitnehmer mit Behinderun­
gen für Rehabilitation verwendet; 

f) bei Beihilfeempfängern, die geschützte Beschäftigungsverhältnisse 
anbieten: die Kosten für den Bau, die Ausstattung oder die Moder­
nisierung der Produktionseinheiten des betreffenden Unternehmens 
sowie die Verwaltungs- und Beförderungskosten, wenn diese Kosten 
direkt aus der Beschäftigung von Arbeitnehmern mit Behinderungen 
erwachsen. 

3. Die Beihilfeintensität darf 100 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

Artikel 35 

Beihilfen zum Ausgleich der Kosten für die Unterstützung 
benachteiligter Arbeitnehmer 

1. Beihilfen zum Ausgleich der Kosten für die Unterstützung benach­
teiligter Arbeitnehmer sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV 
mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Ar­
tikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in diesem Artikel und 
in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Beihilfefähige Kosten sind die Kosten für: 

a) die Beschäftigung von Personal ausschließlich für die für die Unter­
stützung benachteiligter Arbeitnehmer aufgewandte Zeit; dies gilt für 
einen Zeitraum von bis zu 12 Monaten nach der Einstellung eines 
benachteiligten Arbeitnehmers beziehungsweise 24 Monaten nach 
der Einstellung eines stark benachteiligten Arbeitnehmers; 

b) die Ausbildung dieses Personals für die Unterstützung benachteiligter 
Arbeitnehmer. 

3. Die Unterstützung umfasst Maßnahmen zur Förderung der Auto­
nomie des benachteiligten Arbeitnehmers und zu dessen Anpassung an 
das Arbeitsumfeld, die Begleitung des Arbeitnehmers bei sozialen Maß­
nahmen und Verwaltungsverfahren, die Erleichterung der Kommunika­
tion mit dem Unternehmer und Konfliktmanagement. 

4. Die Beihilfeintensität darf 50 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

▼B
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ABSCHNITT 7 

Umweltschutzbeihilfen 

▼M6 
Artikel 36 

Investitionsbeihilfen für den Umweltschutz einschließlich 
Dekarbonisierung 

1. Investitionsbeihilfen für den Umweltschutz einschließlich Beihil­
fen zur Verringerung und zum Abbau von Treibhausgasemissionen sind 
im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt ver­
einbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
freigestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Artikels und 
des Kapitels I erfüllt sind. 

1a. Dieser Artikel gilt nicht für Maßnahmen, für die in den Arti­
keln 36a, 36b und 38 bis 48 spezifischere Vorschriften festgelegt sind. 
Ebenso wenig gilt dieser Artikel für Investitionen in Ausrüstungen, 
Maschinen und industrielle Produktionsanlagen, die fossile Brennstoffe 
einschließlich Erdgas nutzen. Dies gilt unbeschadet der Möglichkeit, 
Beihilfen für die Installation von Zusatzkomponenten zu gewähren, 
durch die bestehende Anlagen, Maschinen oder industrielle Produktions­
anlagen umweltverträglicher genutzt werden können; in diesem Fall darf 
die Investition weder zur Erhöhung der Produktionskapazität noch zu 
einem höheren Verbrauch fossiler Brennstoffe führen. 

1b. Dieser Artikel gilt auch für Investitionen in Ausrüstung und Ma­
schinen, die Wasserstoff nutzen, und für Investitionen in Infrastruktur 
für den Wasserstofftransport, soweit der genutzte bzw. transportierte 
Wasserstoff als erneuerbarer Wasserstoff einzustufen ist. Er gilt auch 
für Investitionen in Ausrüstung und Maschinen, die aus Wasserstoff 
gewonnene Brennstoffe nutzen, deren Energiegehalt aus erneuerbaren 
Energiequellen mit Ausnahme von Biomasse stammt und die nach 
den Methoden erzeugt wurden, die in der Richtlinie (EU) 2018/2001 
und ihren Durchführungsrechtsakten oder delegierten Rechtsakten für 
flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ur­
sprungs festgelegt sind. 

Dieser Artikel gilt auch für Beihilfen für Investitionen in Anlagen, 
Ausrüstung und Maschinen, die strombasierten Wasserstoff, der nicht 
als erneuerbarer Wasserstoff einzustufen ist, herstellen oder nutzen, und 
in gewidmete Infrastruktur nach Artikel 2 Nummer 130 letzter Satz zum 
Transport von strombasiertem Wasserstoff, der nicht als erneuerbarer 
Wasserstoff einzustufen ist, sofern nachgewiesen werden kann, dass 
der hergestellte, genutzte bzw. transportierte strombasierte Wasserstoff 
– ausgehend von einem Vergleichswert für fossile Brennstoffe von 94 g 
CO 2 -Äquivalent/MJ – über den gesamten Lebenszyklus zu Treibhaus­
gaseinsparungen von mindestens 70 % führt. Zur Bestimmung der 
Lebenszyklus-Treibhausgasemissionseinsparungen für die Zwecke die­
ses Unterabsatzes werden die Treibhausgasemissionen, die bei der Er­
zeugung des für die Wasserstoffherstellung genutzten Stroms anfallen, 
anhand des Grenzkraftwerks in der Gebotszone bestimmt, in dem sich 
der Elektrolyseur in den Bilanzkreisabrechnungszeitintervallen befindet, 
in denen der Elektrolyseur Strom aus dem Netz verbraucht. 

▼B
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In den in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten Fällen darf während der 
gesamten Lebensdauer der Investition nur Wasserstoff, der die in diesen 
Unterabsätzen genannten Voraussetzungen erfüllt, genutzt, befördert 
oder gegebenenfalls hergestellt werden. Der Mitgliedstaat muss eine 
entsprechende verbindliche Zusage erhalten. 

▼B 
2. Die Investition muss eine der beiden nachstehenden Voraussetzun­
gen erfüllen: 

▼M6 
a) Sie ermöglicht die Durchführung eines Vorhabens, das unabhängig 

von etwaigen verbindlichen nationalen Normen, die strenger als die 
Unionsnormen sind, dazu führt, dass im Rahmen der Tätigkeiten 
des Beihilfeempfängers der Umweltschutz über die geltenden Uni­
onsnormen hinaus verbessert wird; bei Vorhaben bezüglich oder im 
Zusammenhang mit gewidmeter Infrastruktur im Sinne des Arti­
kels 2 Nummer 130 letzter Satz für Wasserstoff im Sinne des Ab­
satzes 1b, für Abwärme oder für CO 2 oder bei Vorhaben, die eine 
Anbindung an Energieinfrastruktur für Wasserstoff im Sinne des 
Absatzes 1b, für Abwärme oder für CO 2 beinhalten, kann sich die 
Verbesserung des Umweltschutzes auch aus den Tätigkeiten einer 
anderen an der Infrastrukturkette beteiligten Einheit ergeben; oder 

b) sie ermöglicht die Durchführung eines Vorhabens, das dazu führt, 
dass im Rahmen der Tätigkeiten des Beihilfeempfängers der Um­
weltschutz verbessert wird, ohne dass hierzu eine Verpflichtung 
durch entsprechende Unionsnormen besteht; bei Vorhaben bezüg­
lich oder im Zusammenhang mit gewidmeter Infrastruktur im Sinne 
des Artikels 2 Nummer 130 letzter Satz für Wasserstoff im Sinne 
des Absatzes 1b, für Abwärme oder für CO 2 oder bei Vorhaben, die 
eine Anbindung an Energieinfrastruktur für Wasserstoff im Sinne 
des Absatzes 1b, für Abwärme oder für CO 2 beinhalten, kann sich 
die Verbesserung des Umweltschutzes auch aus den Tätigkeiten 
einer anderen an der Infrastrukturkette beteiligten Einheit ergeben; 
oder 

c) sie ermöglicht die Durchführung eines Vorhabens, das dazu führt, 
dass im Rahmen der Tätigkeiten des Beihilfeempfängers der Um­
weltschutz über angenommene, aber noch nicht in Kraft getretene 
Unionsnormen hinaus verbessert wird; bei Vorhaben bezüglich oder 
im Zusammenhang mit gewidmeter Infrastruktur im Sinne des Ar­
tikels 2 Nummer 130 letzter Satz für Wasserstoff im Sinne des 
Absatzes 1b, für Abwärme oder für CO 2 oder bei Vorhaben, die 
eine Anbindung an Energieinfrastruktur für Wasserstoff im Sinne 
des Absatzes 1b, für Abwärme oder für CO 2 beinhalten, kann sich 
die Verbesserung des Umweltschutzes auch aus den Tätigkeiten 
einer anderen an der Infrastrukturkette beteiligten Einheit ergeben. 

2a. Investitionen in die Abscheidung und den Transport von CO 2 
müssen alle folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

a) Abscheidung und/oder Transport von CO 2 , einschließlich einzelner 
Elemente der CCS- oder CCU-Kette, werden in eine vollständige 
CCS- und/oder CCU-Kette integriert. 

b) Der Kapitalwert (net present value – NPV) des Investitionsvorhabens 
ist während seiner Lebensdauer negativ. Bei der Berechnung des 
NPV des Vorhabens werden die vermiedenen Kosten der CO 2 -Emis­
sionen berücksichtigt. 

▼M6
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c) Beihilfefähig sind ausschließlich die Investitionsmehrkosten, die sich 
aus der Abscheidung von CO 2 aus einer CO 2 emittierenden Anlage 
(Industrieanlage oder Kraftwerk) oder direkt aus der Umgebungsluft 
sowie aus der Pufferspeicherung und dem Transport abgeschiedener 
CO 2 -Emissionen ergeben. 

2b. Wenn die Beihilfe auf die Verringerung oder Vermeidung direk­
ter Emissionen abzielt, darf sie nicht lediglich zur Verlagerung der 
jeweiligen Emissionen von einem Wirtschaftszweig auf einen anderen 
führen, sondern muss insgesamt eine Verringerung der betreffenden 
Emissionen bewirken; insbesondere wenn die Beihilfe auf die Verrin­
gerung der Treibhausgasemissionen abzielt, darf sie nicht lediglich zur 
Verlagerung dieser Emissionen von einem Wirtschaftszweig auf einen 
anderen führen, sondern muss insgesamt eine Verringerung dieser Emis­
sionen bewirken. 

3. Für Investitionen, die sicherstellen sollen, dass Unternehmen ledig­
lich die geltenden Unionsnormen erfüllen, dürfen keine Beihilfen ge­
währt werden. Beihilfen, die Unternehmen in die Lage versetzen, bereits 
angenommene, aber noch nicht in Kraft getretene Unionsnormen zu 
erfüllen, können nach diesem Artikel gewährt werden, sofern die Inves­
tition, für die die Beihilfe gewährt wird, spätestens 18 Monate vor 
Inkrafttreten der betreffenden Norm durchgeführt und abgeschlossen 
wird. 

4. Beihilfefähig sind die Investitionsmehrkosten, die anhand eines 
Vergleichs der Kosten der Investition mit denen des kontrafaktischen 
Szenarios, d. h. ohne die Beihilfe, wie folgt ermittelt werden: 

a) Besteht das kontrafaktische Szenario in der Durchführung einer we­
niger umweltfreundlichen Investition, die der üblichen Geschäftspra­
xis in dem betreffenden Wirtschaftszweig oder für die betreffende 
Tätigkeit entspricht, so ergeben sich die beihilfefähigen Kosten aus 
der Differenz zwischen den Kosten der durch die Beihilfe geförder­
ten Investition und den Kosten der weniger umweltfreundlichen In­
vestition. 

b) Besteht das kontrafaktische Szenario darin, dass dieselbe Investition 
zu einem späteren Zeitpunkt getätigt wird, so ergeben sich die bei­
hilfefähigen Kosten aus der Differenz zwischen den Kosten der 
durch die Beihilfe geförderten Investition und dem Kapitalwert der 
Kosten der späteren Investition, abgezinst auf den Zeitpunkt, zu dem 
die geförderte Investition getätigt würde. 

c) Besteht das kontrafaktische Szenario darin, dass bestehende Anlagen 
und Ausrüstung in Betrieb bleiben, so ergeben sich die beihilfefähi­
gen Kosten aus der Differenz zwischen den Kosten der durch die 
Beihilfe geförderten Investition und dem Kapitalwert der Investitio­
nen in die Wartung, Reparatur und Modernisierung der bestehenden 
Anlagen und Ausrüstung, abgezinst auf den Zeitpunkt, zu dem die 
geförderte Investition getätigt würde. 

d) Bei Ausrüstungen, die Leasingvereinbarungen unterliegen, ergeben 
sich die beihilfefähigen Kosten aus der Kapitalwert-Differenz zwi­
schen dem Leasing der durch die Beihilfe geförderten Ausrüstung 
und dem Leasing der weniger umweltfreundlichen Ausrüstung, die 
ohne Beihilfe geleast würde; die Leasingkosten umfassen keine Kos­
ten im Zusammenhang mit dem Betrieb der Ausrüstung oder der 
Anlage (Brennstoffkosten, Versicherung, Wartung, sonstige Ver­
brauchsgüter), unabhängig davon, ob sie Bestandteil des Leasingver­
trags sind. 

▼M6
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In allen in Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d aufgeführten Situationen 
besteht das kontrafaktische Szenario in einer Investition mit vergleich­
barer Produktionskapazität und Lebensdauer, die den bereits geltenden 
Unionsnormen entspricht. Das kontrafaktische Szenario muss im Hin­
blick auf die rechtlichen Anforderungen, die Marktbedingungen und die 
durch das EU-EHS-System geschaffenen Anreize glaubwürdig sein. 

Handelt es sich bei der durch die Beihilfe geförderten Investition um die 
Installation einer Zusatzkomponente für eine bereits bestehende Anlage 
und gibt es keine weniger umweltfreundliche kontrafaktische Investi­
tion, so sind die gesamten Investitionskosten beihilfefähig. 

Besteht die durch die Beihilfe geförderte Investition im Bau einer ge­
widmeten Infrastruktur im Sinne des Artikels 2 Nummer 130 letzter 
Satz für Wasserstoff im Sinne des Absatzes 1b, für Abwärme oder 
für CO 2 , die erforderlich ist, um den Umweltschutz gemäß den Absät­
zen 2 und 2a zu verbessern, so sind die gesamten Investitionskosten 
beihilfefähig. Kosten für den Bau oder die Modernisierung von Spei­
cheranlagen sind mit Ausnahme von Speicheranlagen für erneuerbaren 
Wasserstoff und unter Absatz 1b Unterabsatz 2 fallenden Wasserstoff 
nicht beihilfefähig. 

Nicht direkt mit der Verbesserung des Umweltschutzes in Zusammen­
hang stehende Kosten sind nicht beihilfefähig. 

5. Die Beihilfeintensität darf 40 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. Führt die Investition, mit Ausnahme von Investitionen, 
bei denen Biomasse genutzt wird, zu einer 100%igen Verringerung der 
direkten Treibhausgasemissionen, so darf die Beihilfeintensität bis zu 
50 % betragen. 

6. Bei Investitionen im Zusammenhang mit CCS und/oder CCU darf 
die Beihilfeintensität höchstens 30 % der beihilfefähigen Kosten 
betragen. 

▼B 
7. Bei Beihilfen für mittlere Unternehmen kann die Intensität um 10 
Prozentpunkte, bei Beihilfen für kleine Unternehmen um 20 Prozent­
punkte erhöht werden. 

8. Die Beihilfeintensität kann bei Investitionen in Fördergebieten 
nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV um 15 Prozentpunkte 
und bei Investitionen in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe c AEUV um 5 Prozentpunkte erhöht werden. 

▼M6 
9. Die Beihilfeintensität kann bis zu 100 % der Investitionskosten 
betragen, wenn die Beihilfe im Rahmen einer wettbewerblichen Aus­
schreibung gewährt wird, die über die Vorgaben des Artikels 2 Num­
mer 38 hinaus alle folgenden Voraussetzungen erfüllt: 

a) Die Gewährung der Beihilfe erfolgt auf der Grundlage objektiver, 
eindeutiger, transparenter und diskriminierungsfreier Beihilfefähig­
keits- und Auswahlkriterien, die vorab festgelegt und mindestens 
sechs Wochen vor Ablauf der Antragsfrist veröffentlicht werden, 
um einen wirksamen Wettbewerb zu ermöglichen. 
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b) Während der Durchführung einer Regelung wird im Falle einer Aus­
schreibung, bei der alle Bieter Beihilfen erhalten, die Ausgestaltung 
der Ausschreibung beispielsweise durch Verringerung von Mittelaus­
stattung oder Volumen korrigiert, um bei den nachfolgenden Aus­
schreibungen einen wirksamen Wettbewerb wiederherzustellen. 

c) Nachträgliche Anpassungen des Ausschreibungsergebnisses (z. B. 
anschließende Verhandlungen über die Ergebnisse des Bietverfah­
rens) sind ausgeschlossen. 

d) Mindestens 70 % der Auswahlkriterien, die insgesamt für die Er­
stellung der Rangfolge der Angebote und letztlich für die Zuweisung 
der Beihilfen im Rahmen der wettbewerblichen Ausschreibung he­
rangezogen werden, müssen anhand der Höhe der Beihilfe im Ver­
hältnis zum Beitrag des Vorhabens zu den Umweltzielen der Maß­
nahme festgelegt werden; dabei kann es sich z. B. um die pro zu 
erbringender Umweltschutzeinheit beantragte Beihilfe handeln. 

10. Alternativ zu den Absätzen 4 bis 9 darf der Beihilfebetrag nicht 
höher sein als die Differenz zwischen den Investitionskosten, die in 
direktem Zusammenhang mit der Verbesserung des Umweltschutzes 
stehen, und dem Betriebsgewinn der Investition. Der Betriebsgewinn 
wird im Voraus auf der Grundlage realistischer Projektionen von den 
beihilfefähigen Kosten abgezogen und im Nachhinein über einen Rück­
forderungsmechanismus überprüft. 

11. Abweichend von Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d und 
Absätzen 9 und 10 können die beihilfefähigen Kosten ohne Ermittlung 
eines kontrafaktischen Szenarios und ohne wettbewerbliche Ausschrei­
bung festgelegt werden. In diesem Fall sind die beihilfefähigen Kosten 
die Investitionskosten, die in direktem Zusammenhang mit einer Ver­
besserung des Umweltschutzes stehen, und die in den Absätzen 5 bis 8 
aufgeführten geltenden Beihilfeintensitäten und Aufschläge werden um 
50 % verringert. 

Artikel 36a 

Investitionsbeihilfen für Lade- oder Tankinfrastruktur 

1. Investitionsbeihilfen für Lade- oder Tankinfrastruktur sind im 
Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar 
und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV frei­
gestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Artikels und des 
Kapitels I erfüllt sind. 

2. Dieser Artikel gilt nur für Beihilfen für Lade- oder Tankinfrastruk­
turen, die Fahrzeuge, mobile Terminalgeräte oder mobile Bodenabfer­
tigungsgeräte mit Strom oder Wasserstoff versorgen. Bei geförderter 
Wasserstoff-Tankinfrastruktur muss der Mitgliedstaat vom Beihilfeemp­
fänger die Zusage erhalten, dass die Tankinfrastruktur spätestens bis 
zum 31. Dezember 2035 ausschließlich erneuerbaren Wasserstoff bereit­
stellen wird. Dieser Artikel gilt nicht für Beihilfen für Investitionen in 
Bezug auf Lade- und Tankinfrastruktur in Häfen. 
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3. Beihilfefähig sind die Kosten für den Bau, die Installation, die 
Modernisierung oder die Erweiterung von Lade- oder Tankinfrastruktur. 
Dazu können die Kosten für die Lade- oder Tankinfrastruktur selbst und 
dazugehörige technische Ausrüstung, die Kosten für die Installation oder 
Modernisierung elektrischer oder anderer Komponenten einschließlich 
Stromkabeln und Transformatoren, die erforderlich sind, um die Lade- 
oder Tankinfrastruktur ans Netz oder an eine lokale Anlage zur Erzeu­
gung oder Speicherung von Strom oder Wasserstoff anzuschließen, so­
wie die Kosten für Baumaßnahmen, Anpassungen von Grundflächen 
oder Straßen sowie die einschlägigen Installationskosten und die Kosten 
für die Einholung einschlägiger Genehmigungen gehören. 

Die beihilfefähigen Kosten können auch die Investitionskosten für die 
am Standort der Infrastruktur erfolgende Erzeugung von erneuerbarem 
Strom oder erneuerbarem Wasserstoff sowie die Investitionskosten für 
Einheiten zur Speicherung von erneuerbarem Strom oder Wasserstoff 
abdecken. Die nominale Produktionskapazität der am Standort der In­
frastruktur befindlichen Anlage zur Erzeugung von erneuerbarem Strom 
bzw. erneuerbarem Wasserstoff darf die maximale Nennleistung oder 
die maximale Lade- bzw. Betankungskapazität der Lade- bzw. Tankin­
frastruktur nicht übersteigen, an die sie angeschlossen ist. 

4. Beihilfen nach diesem Artikel müssen im Rahmen einer wett­
bewerblichen Ausschreibung gewährt werden, die über die Vorgaben 
des Artikels 2 Nummer 38 hinaus alle folgenden Voraussetzungen er­
füllt: 

a) Die Gewährung der Beihilfe erfolgt auf der Grundlage objektiver, 
eindeutiger, transparenter und diskriminierungsfreier Beihilfefähig­
keits- und Auswahlkriterien, die vorab festgelegt und mindestens 
sechs Wochen vor Ablauf der Antragsfrist veröffentlicht werden, 
um einen wirksamen Wettbewerb zu ermöglichen. 

b) Während der Durchführung einer Regelung wird im Falle einer Aus­
schreibung, bei der alle Bieter Beihilfen erhalten, die Ausgestaltung 
der Ausschreibung beispielsweise durch Verringerung von Mittelaus­
stattung oder Volumen korrigiert, um bei den nachfolgenden Aus­
schreibungen einen wirksamen Wettbewerb wiederherzustellen. 

c) Nachträgliche Anpassungen des Ausschreibungsergebnisses (z. B. 
anschließende Verhandlungen über die Ergebnisse des Bietverfah­
rens) sind ausgeschlossen. 

d) Mindestens 70 % der Auswahlkriterien, die insgesamt für die Er­
stellung der Rangfolge der Angebote und letztlich für die Zuweisung 
der Beihilfen im Rahmen der wettbewerblichen Ausschreibung he­
rangezogen werden, müssen anhand der Höhe der Beihilfe im Ver­
hältnis zum Beitrag des Vorhabens zu den Umweltzielen der Maß­
nahme festgelegt werden; dabei kann es sich z. B. um die pro Lade­
punkt oder Zapfstelle beantragte Beihilfe handeln. 

5. Wird die Beihilfe im Rahmen einer wettbewerblichen Ausschrei­
bung gewährt, die die Voraussetzungen des Absatzes 4 erfüllt, so kann 
die Beihilfeintensität bis zu 100 % der beihilfefähigen Kosten betragen. 
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6. Abweichend von Absatz 4 können Beihilfen auch ohne wett­
bewerbliche Ausschreibung gewährt werden, wenn die Beihilfe auf 
der Grundlage einer Beihilferegelung gewährt wird. In diesem Fall 
darf die Beihilfeintensität 20 % der beihilfefähigen Kosten nicht über­
schreiten. Bei mittleren Unternehmen kann die Beihilfeintensität um 
20 Prozentpunkte, bei kleinen Unternehmen um 30 Prozentpunkte er­
höht werden. Bei Investitionen in Fördergebieten, die zum Zeitpunkt der 
Gewährung der Beihilfe in Anwendung des Artikels 107 Absatz 3 
Buchstabe a AEUV in einer geltenden genehmigten Fördergebietskarte 
ausgewiesen sind, kann die Beihilfeintensität um 15 Prozentpunkte er­
höht werden; bei Investitionen in Fördergebieten, die zum Zeitpunkt der 
Gewährung der Beihilfe in Anwendung des Artikels 107 Absatz 3 
Buchstabe c AEUV in einer in Kraft getretenen genehmigten Förder­
gebietskarte ausgewiesen sind, kann sie um 5 Prozentpunkte erhöht 
werden. 

7. Beihilfen für ein und dasselbe Unternehmen dürfen höchstens 
40 % der Gesamtmittelausstattung der betreffenden Beihilferegelung 
ausmachen. 

8. Steht die Lade- oder Tankinfrastruktur anderen Nutzern als den 
Beihilfeempfängern offen, so dürfen Beihilfen nur für den Bau, die 
Installation, die Modernisierung oder die Erweiterung einer öffentlich 
zugänglichen Lade- oder Tankinfrastruktur gewährt werden, die den 
Nutzern einen diskriminierungsfreien Zugang ermöglicht, auch in Bezug 
auf Tarife, Authentifizierungs- und Zahlungsmethoden und sonstige 
Nutzungsbedingungen. Die Gebühren, die anderen Nutzern als den Bei­
hilfeempfängern für die Nutzung der Lade- oder Tankinfrastruktur in 
Rechnung gestellt werden, müssen den Marktpreisen entsprechen. 

9. Betreiber von Lade- oder Tankinfrastruktur, die in Bezug auf ihre 
Infrastruktur vertragsbasierte Zahlungen anbieten oder zulassen, dürfen 
Anbieter von Mobilitätsdienstleistungen nicht bevorzugen bzw. benach­
teiligen, beispielsweise durch ungerechtfertigte Gewährung von Vor­
zugsbedingungen für den Zugang oder durch ungerechtfertigte Preisdif­
ferenzierung. 

10. Die Erforderlichkeit von Beihilfen für Investitionen in Lade- oder 
Tankinfrastruktur der Art, wie sie mit der staatlichen Beihilfe gefördert 
werden soll (bei Ladeinfrastruktur beispielsweise Normal- oder Schnell­
ladeinfrastruktur) wird anhand einer vorab durchgeführten öffentlichen 
Konsultation oder einer unabhängigen Marktstudie geprüft, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Beihilfemaßnahme nicht älter als ein 
Jahr sein darf. Insbesondere muss festgestellt werden, dass innerhalb 
von drei Jahren nach Inkrafttreten der Beihilfemaßnahme voraussichtlich 
keine solchen Investitionen zu Marktbedingungen vorgenommen wür­
den. 

Die in Unterabsatz 1 dargelegte Verpflichtung zur Durchführung einer 
vorherigen öffentlichen Konsultation oder einer unabhängigen Markt­
studie gilt nicht für Beihilfen für den Bau, die Installation, die Moder­
nisierung oder die Erweiterung von nicht öffentlich zugänglicher Lade- 
oder Tankinfrastruktur. 

11. Abweichend von Absatz 10 ist von der Erforderlichkeit von Bei­
hilfen für Lade- bzw. Tankinfrastruktur für Straßenfahrzeuge auszuge­
hen, wenn ausschließlich mit Strom betriebene Fahrzeuge (für Ladein­
frastruktur) bzw. zumindest teilweise mit Wasserstoff betriebene Fahr­
zeuge (für Tankinfrastruktur) weniger als 3 % der in den betreffenden 
Mitgliedstaaten insgesamt zugelassenen Fahrzeuge der jeweiligen Fahr­
zeugklasse ausmachen. Für die Zwecke dieses Absatzes gehören Pkw 
und leichte Nutzfahrzeuge derselben Fahrzeugklasse an. 
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12. Werden Dritte mittels Konzession oder Betrauung mit dem Be­
trieb der geförderten Lade- oder Tankinfrastruktur beauftragt, so erfolgt 
dies auf der Grundlage eines offenen, transparenten und diskriminie­
rungsfreien Verfahrens unter Einhaltung der geltenden Vergabevor­
schriften. 

13. Wird eine Beihilfe für den Aufbau einer neuen Ladeinfrastruktur 
gewährt, die die Übertragung von Strom mit einer Leistung von höchs­
tens 22 kW ermöglicht, so muss die Infrastruktur in der Lage sein, 
intelligente Ladefunktionen zu unterstützen. 

Artikel 36b 

Investitionsbeihilfen für den Erwerb sauberer oder emissionsfreier 
Fahrzeuge und die Nachrüstung von Fahrzeugen 

1. Investitionsbeihilfen für den Erwerb sauberer oder emissionsfreier 
Fahrzeuge für den Straßen-, Schienen-, Binnenschiffs- und Seeverkehr 
sowie für die Nachrüstung von Fahrzeugen (mit Ausnahme von Luft­
fahrzeugen), damit diese als saubere oder als emissionsfreie Fahrzeuge 
eingestuft werden können, sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzun­
gen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Beihilfen werden gewährt für den Erwerb oder das für einen Zeit­
raum von mindestens 12 Monaten erfolgende Leasing von sauberen 
Fahrzeugen, die zumindest teilweise mit Strom oder Wasserstoff betrie­
ben werden, oder von emissionsfreien Fahrzeugen sowie für die Nach­
rüstung von Fahrzeugen, damit diese als saubere oder als emissionsfreie 
Fahrzeuge eingestuft werden können. 

3. Beihilfefähig sind die folgenden Kosten: 

a) bei Investitionen, die im Erwerb sauberer oder emissionsfreier Fahr­
zeuge bestehen, die Mehrkosten für den Erwerb des sauberen oder 
emissionsfreien Fahrzeugs. Diese Mehrkosten entsprechen der Diffe­
renz zwischen den Investitionskosten für den Erwerb des sauberen 
oder emissionsfreien Fahrzeugs und den Investitionskosten für den 
Erwerb eines den bereits geltenden einschlägigen Unionsnormen ent­
sprechenden Fahrzeugs derselben Klasse, das ohne die Beihilfe er­
worben worden wäre; 

b) bei Investitionen, die im Leasing sauberer oder emissionsfreier Fahr­
zeuge bestehen, die Mehrkosten für das Leasing des sauberen oder 
emissionsfreien Fahrzeugs. Diese Mehrkosten entsprechen der Diffe­
renz zwischen dem Kapitalwert des Leasings des sauberen oder 
emissionsfreien Fahrzeugs und dem Kapitalwert des Leasings eines 
den bereits geltenden einschlägigen Unionsnormen entsprechenden 
Fahrzeugs derselben Klasse, das ohne die Beihilfe geleast worden 
wäre. Bei der Bestimmung der beihilfefähigen Kosten werden die 
mit dem Betrieb des Fahrzeugs verbundenen Betriebskosten, u. a. 
Energiekosten, Versicherungskosten und Wartungskosten, nicht be­
rücksichtigt, unabhängig davon, ob sie im Leasingvertrag enthalten 
sind; 

c) bei Investitionen, die darin bestehen, dass Fahrzeuge nachgerüstet 
werden, damit diese als saubere oder als emissionsfreie Fahrzeuge 
eingestuft werden können, die Investitionskosten in die Nachrüstung. 
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4. Beihilfen nach diesem Artikel müssen im Rahmen einer wett­
bewerblichen Ausschreibung gewährt werden, die über die Vorgaben 
des Artikels 2 Nummer 38 hinaus alle folgenden Voraussetzungen er­
füllt: 

a) Die Gewährung der Beihilfe erfolgt auf der Grundlage objektiver, 
eindeutiger, transparenter und diskriminierungsfreier Beihilfefähig­
keits- und Auswahlkriterien, die vorab festgelegt und mindestens 
sechs Wochen vor Ablauf der Antragsfrist veröffentlicht werden, 
um einen wirksamen Wettbewerb zu ermöglichen. 

b) Während der Durchführung einer Regelung wird im Falle einer Aus­
schreibung, bei der alle Bieter Beihilfen erhalten, die Ausgestaltung 
der Ausschreibung beispielsweise durch Verringerung von Mittelaus­
stattung oder Volumen korrigiert, um bei den nachfolgenden Aus­
schreibungen einen wirksamen Wettbewerb wiederherzustellen. 

c) Nachträgliche Anpassungen des Ausschreibungsergebnisses (z. B. 
anschließende Verhandlungen über die Ergebnisse des Bietverfah­
rens) sind ausgeschlossen. 

d) Mindestens 70 % der Auswahlkriterien, die insgesamt für die Er­
stellung der Rangfolge der Angebote und letztlich für die Zuweisung 
der Beihilfen im Rahmen der wettbewerblichen Ausschreibung he­
rangezogen werden, müssen anhand der Höhe der Beihilfe im Ver­
hältnis zum Beitrag des Vorhabens zu den Umweltzielen der Maß­
nahme festgelegt werden; dabei kann es sich z. B. um die pro 
sauberem oder emissionsfreiem Fahrzeug beantragte Beihilfe 
handeln. 

5. Wird die Beihilfe im Rahmen einer wettbewerblichen Ausschrei­
bung gewährt, die die Voraussetzungen des Absatzes 4 erfüllt, so darf 
die Beihilfeintensität folgende Sätze nicht übersteigen: 

a) 100 % der beihilfefähigen Kosten für den Erwerb oder das Leasing 
emissionsfreier Fahrzeuge oder die Nachrüstung von Fahrzeugen, 
damit diese als emissionsfreie Fahrzeuge eingestuft werden können. 

b) 80 % der beihilfefähigen Kosten für den Erwerb oder das Leasing 
sauberer Fahrzeuge oder die Nachrüstung von Fahrzeugen, damit sie 
als saubere Fahrzeuge eingestuft werden können. 

6. Abweichend von Absatz 4 können Beihilfen auch ohne wett­
bewerbliche Ausschreibung gewährt werden, wenn die Beihilfe auf 
der Grundlage einer Beihilferegelung gewährt wird. 

In solchen Fällen darf die Beihilfeintensität 20 % der beihilfefähigen 
Kosten nicht überschreiten. Bei emissionsfreien Fahrzeugen kann die 
Beihilfeintensität um 10 Prozentpunkte erhöht werden; bei mittleren 
Unternehmen ist eine Erhöhung um 20 Prozentpunkte und bei kleinen 
Unternehmen um 30 Prozentpunkte möglich. 

7. Abweichend von Absatz 4 können Beihilfen auch ohne wett­
bewerbliche Ausschreibung gewährt werden, wenn sie Unternehmen 
gewährt werden, die im Anschluss an eine offene, transparente und 
diskriminierungsfreie öffentliche Ausschreibung einen öffentlichen 
Dienstleistungsauftrag für die Erbringung öffentlicher Personenverkehrs­
dienste auf dem Land-, Schienen- oder Wasserweg erhalten haben, und 
sich ausschließlich auf den Erwerb sauberer oder emissionsfreier Fahr­
zeuge beziehen, die für die Erbringung der öffentlichen Personenver­
kehrsdienste im Rahmen des öffentlichen Dienstleistungsauftrags einge­
setzt werden. 
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In diesem Fall darf die Beihilfeintensität 40 % der beihilfefähigen Kos­
ten nicht überschreiten. Bei emissionsfreien Fahrzeugen kann die Bei­
hilfeintensität um 10 Prozentpunkte erhöht werden. 

__________ 

Artikel 38 

Investitionsbeihilfen für nicht gebäudebezogene Energieeffizienz­
maßnahmen 

1. Investitionsbeihilfen, durch die Unternehmen in die Lage versetzt 
werden, die Energieeffizienz durch nicht gebäudebezogene Maßnahmen 
zu verbessern, sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 
Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegen­
den Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Für Investitionen, die sicherstellen sollen, dass angenommene und 
in Kraft getretene Unionsnormen eingehalten werden, werden keine 
Beihilfen nach diesem Artikel gewährt. Beihilfen nach diesem Artikel 
können für Investitionen gewährt werden, die auf die Einhaltung von 
angenommenen, aber noch nicht in Kraft getretenen Unionsnormen ab­
zielen, sofern die Investition spätestens 18 Monate vor Inkrafttreten der 
Norm durchgeführt und abgeschlossen wird. 

2a. Dieser Artikel gilt weder für Beihilfen für Kraft-Wärme-Kopp­
lung noch für Beihilfen für Fernwärme und/oder Fernkälte. 

2b. Beihilfen für die Installation von mit fossilen Brennstoffen ein­
schließlich Erdgas betriebenen Energieanlagen sind nicht nach diesem 
Artikel von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
freigestellt. 

3. Beihilfefähig sind die Investitionsmehrkosten, die für die Verbes­
serung der Energieeffizienz erforderlich sind. Sie werden anhand eines 
Vergleichs der Kosten der Investition mit denen des kontrafaktischen 
Szenarios, d. h. ohne die Beihilfe, wie folgt ermittelt: 

a) Besteht das kontrafaktische Szenario in der Durchführung einer we­
niger energieeffizienten Investition, die der üblichen Geschäftspraxis 
in dem betreffenden Wirtschaftszweig oder für die betreffende Tätig­
keit entspricht, so ergeben sich die beihilfefähigen Kosten aus der 
Differenz zwischen den Kosten der durch die Beihilfe geförderten 
Investition und den Kosten der weniger energieeffizienten Investi­
tion. 

b) Besteht das kontrafaktische Szenario darin, dass dieselbe Investition 
zu einem späteren Zeitpunkt getätigt wird, so ergeben sich die bei­
hilfefähigen Kosten aus der Differenz zwischen den Kosten der 
durch die Beihilfe geförderten Investition und dem Kapitalwert der 
Kosten der späteren Investition, abgezinst auf den Zeitpunkt, zu dem 
die geförderte Investition getätigt würde. 
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c) Besteht das kontrafaktische Szenario darin, dass bestehende Anlagen 
und Ausrüstung in Betrieb bleiben, so ergeben sich die beihilfefähi­
gen Kosten aus der Differenz zwischen den Kosten der durch die 
Beihilfe geförderten Investition und dem Kapitalwert der Investition 
in die Wartung, Reparatur und Modernisierung der bestehenden An­
lagen und Ausrüstung, abgezinst auf den Zeitpunkt, zu dem die 
geförderte Investition getätigt würde. 

d) Bei Ausrüstungen, die Leasingvereinbarungen unterliegen, ergeben 
sich die beihilfefähigen Kosten aus der Kapitalwert-Differenz zwi­
schen dem Leasing der durch die Beihilfe geförderten Ausrüstung 
und dem Leasing der weniger energieeffizienten Ausrüstung, die 
ohne Beihilfe geleast würde; die Leasingkosten umfassen keine Kos­
ten im Zusammenhang mit dem Betrieb der Ausrüstung oder der 
Anlage (Brennstoffkosten, Versicherung, Wartung, sonstige Ver­
brauchsgüter), unabhängig davon, ob sie Bestandteil des Leasingver­
trags sind. 

In allen in Unterabsatz 1 aufgeführten Situationen besteht das kontra­
faktische Szenario in einer Investition mit vergleichbarer Produktions­
kapazität und Lebensdauer, die den bereits geltenden Unionsnormen 
entspricht. Das kontrafaktische Szenario muss im Hinblick auf die recht­
lichen Anforderungen, die Marktbedingungen und die durch das 
EU-EHS-System geschaffenen Anreize glaubwürdig sein. 

Handelt es sich bei der Investition um eine eindeutig bestimmbare In­
vestition, die ausschließlich auf die Verbesserung der Energieeffizienz 
abzielt und zu der es keine weniger energieeffiziente kontrafaktische 
Investition gibt, so sind die gesamten Investitionskosten beihilfefähig. 

Nicht direkt mit der Verbesserung der Energieeffizienz in Zusammen­
hang stehende Kosten sind nicht beihilfefähig. 

__________ 

▼B 
4. Die Beihilfeintensität darf 30 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

5. Bei Beihilfen für kleine Unternehmen kann die Intensität um 20 
Prozentpunkte, bei Beihilfen für mittlere Unternehmen um 10 Prozent­
punkte erhöht werden. 

6. Die Beihilfeintensität kann bei Investitionen in Fördergebieten 
nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV um 15 Prozentpunkte 
und bei Investitionen in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe c AEUV um 5 Prozentpunkte erhöht werden. 

▼M6 
7. Die Beihilfeintensität kann bis zu 100 % der gesamten Investiti­
onskosten betragen, wenn die Beihilfe im Rahmen einer wettbewerb­
lichen Ausschreibung gewährt wird, die über die Vorgaben des Arti­
kels 2 Nummer 38 hinaus alle folgenden Voraussetzungen erfüllt: 

a) Die Gewährung der Beihilfe erfolgt auf der Grundlage objektiver, 
eindeutiger, transparenter und diskriminierungsfreier Beihilfefähig­
keits- und Auswahlkriterien, die vorab festgelegt und mindestens 
sechs Wochen vor Ablauf der Antragsfrist veröffentlicht werden, 
um einen wirksamen Wettbewerb zu ermöglichen. 
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b) Während der Durchführung einer Regelung wird im Falle einer Aus­
schreibung, bei der alle Bieter Beihilfen erhalten, die Ausgestaltung 
der Ausschreibung beispielsweise durch Verringerung von Mittelaus­
stattung oder Volumen korrigiert, um bei den nachfolgenden Aus­
schreibungen einen wirksamen Wettbewerb wiederherzustellen. 

c) Nachträgliche Anpassungen des Ausschreibungsergebnisses (z. B. 
anschließende Verhandlungen über die Ergebnisse des Bietverfah­
rens) sind ausgeschlossen. 

d) Mindestens 70 % der Auswahlkriterien, die insgesamt für die Er­
stellung der Rangfolge der Angebote und letztlich für die Zuweisung 
der Beihilfen im Rahmen der wettbewerblichen Ausschreibung he­
rangezogen werden, müssen anhand der Höhe der Beihilfe im Ver­
hältnis zum Beitrag des Vorhabens zu den Umweltzielen der Maß­
nahme festgelegt werden; dabei kann es sich z. B. um die pro einge­
sparter Energieeinheit oder pro Einheit des Energieeffizienzgewinns 
beantragte Beihilfe handeln. Diese Kriterien machen mindestens 
70 % der Gewichtung aller Auswahlkriterien aus. 

8. Abweichend von Absatz 3 Buchstaben a bis d und Absatz 7 kön­
nen die beihilfefähigen Kosten festgelegt werden, ohne dass ein kontra­
faktisches Szenario erstellt wird und ohne dass eine wettbewerbliche 
Ausschreibung durchgeführt wird. In diesem Fall sind die beihilfefähi­
gen Kosten die gesamten Investitionskosten, die in direktem Zusammen­
hang mit einer Verbesserung der Energieeffizienz stehen, und die in den 
Absätzen 4, 5 und 6 aufgeführten geltenden Beihilfeintensitäten und 
Aufschläge werden um 50 % verringert. 

Artikel 38a 

Investitionsbeihilfen für gebäudebezogene Energieeffizienzmaßnahmen 

1. Investitionsbeihilfen, durch die Unternehmen in die Lage versetzt 
werden, die Energieeffizienz anhand gebäudebezogener Maßnahmen zu 
verbessern, sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 
Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegen­
den Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Für Investitionen, die sicherstellen sollen, dass angenommene und 
in Kraft getretene Unionsnormen eingehalten werden, werden keine 
Beihilfen nach diesem Artikel gewährt. 

3. Für Investitionen, die sicherstellen sollen, dass angenommene, 
aber noch nicht in Kraft getretene Unionsnormen eingehalten werden, 
können Beihilfen nach diesem Artikel gewährt werden. Handelt es sich 
bei den einschlägigen Unionsnormen um Mindestnormen für die Ge­
samtenergieeffizienz, so muss die Beihilfe gewährt werden, bevor die 
betreffenden Normen für das betreffende Unternehmen verbindlich wer­
den. In diesem Fall muss der Mitgliedstaat sicherstellen, dass die Bei­
hilfeempfänger einen detaillierten Renovierungs- und Zeitplan vorlegen, 
aus denen hervorgeht, dass die geförderte Renovierung mindestens die 
Einhaltung der Mindestnormen für die Gesamtenergieeffizienz gewähr­
leistet. Handelt es sich bei den einschlägigen Unionsnormen nicht um 
Mindestnormen für die Gesamtenergieeffizienz, so muss die Investition 
spätestens 18 Monate vor Inkrafttreten der Unionsnorm durchgeführt 
und abgeschlossen werden. 

4. Dieser Artikel gilt weder für Beihilfen für Kraft-Wärme-Kopplung 
noch für Beihilfen für Fernwärme und/oder Fernkälte. 
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5. Die gesamten Investitionskosten sind beihilfefähig. Nicht direkt 
mit der Verbesserung der Energieeffizienz des Gebäudes in Zusammen­
hang stehende Kosten sind nicht beihilfefähig. 

6. Die Beihilfe muss – gemessen am Primärenergiebedarf – zu der 
folgenden Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz des Gebäudes füh­
ren: i) im Falle der Renovierung bestehender Gebäude zu einer Ver­
besserung um mindestens 20 % gegenüber dem Stand vor der Investi­
tion oder ii) im Falle von Renovierungsmaßnahmen, die die Installation 
oder den Austausch nur einer Art von Gebäudekomponente im Sinne 
des Artikels 2 Nummer 9 der Richtlinie 2010/31/EU betreffen, zu einer 
Verbesserung um mindestens 10 % gegenüber dem Stand vor der In­
vestition, wobei diese gezielten Renovierungsmaßnahmen nicht mehr als 
30 % der im Rahmen der betreffenden Regelung für Energieeffizienz­
maßnahmen vorgesehenen Mittel ausmachen dürfen oder iii) im Falle 
neuer Gebäude zu einer Verbesserung um mindestens 10 % gegenüber 
dem Schwellenwert für die in nationalen Maßnahmen zur Umsetzung 
der Richtlinie 2010/31/EU festgelegten Anforderungen an Niedrigstener­
giegebäude. Der anfängliche Primärenergiebedarf und die geschätzte 
Verbesserung werden unter Bezug auf einen Ausweis über die Gesamt­
energieeffizienz nach Artikel 2 Nummer 12 der Richtlinie 2010/31/EU 
ermittelt. 

7. Für die Verbesserung der Energieeffizienz eines Gebäudes ge­
währte Beihilfen können mit Beihilfen für eine oder mehrere der fol­
genden Maßnahmen kombiniert werden: 

a) Installation von am Standort des Gebäudes befindlichen integrierten 
Anlagen zur Erzeugung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuer­
baren Energiequellen wie Photovoltaikmodulen oder Wärmepumpen; 

b) Installation von Ausrüstung zur Speicherung der Energie, die von 
den am Standort des Gebäudes befindlichen Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie erzeugt wird. Die Speicherausrüstung muss 
mindestens 75 % ihrer jährlichen Energie aus einer direkt an­
geschlossenen Anlage zur Erzeugung erneuerbarer Energie beziehen; 

c) Anbindung an ein energieeffizientes Fernwärme- und/oder Fernkälte­
system und dazugehörige Ausrüstung; 

d) Bau und Installation von Ladeinfrastruktur für die Gebäudenutzer 
und von damit zusammenhängender Infrastruktur wie Rohrleitungen, 
wenn sich die Parkplätze im oder am Gebäude befinden; 

e) Installation von Ausrüstung für die Digitalisierung des Gebäudes, 
insbesondere zur Steigerung seiner Intelligenzfähigkeit, einschließ­
lich passiver gebäudeinterner Verkabelung oder strukturierter Ver­
kabelung für Datennetze und des zugehörigen Teils der Breitbandin­
frastruktur auf der Liegenschaft, zu der das Gebäude gehört, jedoch 
mit Ausnahme der für Datennetze bestimmten Verkabelung außer­
halb der Liegenschaft; 

f) Investitionen in Gründächer und Ausrüstung für die Sammlung und 
Nutzung von Regenwasser. 

Bei solchen kombinierten Arbeiten im Sinne der Buchstaben a bis f sind 
die gesamten Investitionskosten für die verschiedenen Anlagen und 
Ausrüstungen beihilfefähig. Nicht direkt mit der Verbesserung der Ge­
samtenergieeffizienz oder der Umweltbilanz in Zusammenhang stehende 
Kosten sind nicht beihilfefähig. 

8. Abhängig davon, wer die Energieeffizienzmaßnahme in Auftrag 
gibt, können die Beihilfen entweder Gebäudeeigentümern oder Mietern 
gewährt werden. 
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9. Beihilfen können auch für die Verbesserung der Energieeffizienz 
der Heiz- oder Kühlanlagen im Gebäude gewährt werden. 

10. Beihilfen für die Installation von mit fossilen Brennstoffen ein­
schließlich Erdgas betriebenen Energieanlagen sind nicht nach diesem 
Artikel von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
freigestellt. 

11. Die Beihilfeintensität darf 30 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

12. Abweichend von Absatz 11 darf die Beihilfeintensität in Fällen, 
in denen die Investition die Installation oder den Austausch nur einer 
Art von Gebäudekomponente im Sinne des Artikels 2 Nummer 9 der 
Richtlinie 2010/31/EU betrifft, höchstens 25 % betragen. 

13. Abweichend von den Absätzen 11 und 12 darf die Beihilfein­
tensität in Fällen, in denen Beihilfen für in Gebäude getätigte Investi­
tionen, die der Erfüllung von als Unionsnormen geltenden Mindest­
anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz dienen, weniger als 18 
Monate vor Inkrafttreten der Unionsnormen gewährt werden, höchstens 
15 % der beihilfefähigen Kosten betragen, wenn die Investition die 
Installation oder den Austausch nur einer Art von Gebäudekomponente 
im Sinne des Artikels 2 Nummer 9 der Richtlinie 2010/31/EU betrifft, 
und in allen anderen Fällen höchstens 20 % der beihilfefähigen Kosten. 

14. Bei kleinen Unternehmen kann die Beihilfeintensität um 20 Pro­
zentpunkte, bei mittleren Unternehmen um 10 Prozentpunkte erhöht 
werden. 

15. Bei Investitionen in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe a AEUV kann die Beihilfeintensität um 15 Prozentpunkte, 
bei Investitionen in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 Buch­
stabe c AEUV um 5 Prozentpunkte erhöht werden. 

16. Bei Beihilfen zur Verbesserung der Energieeffizienz bestehender 
Gebäude kann die Beihilfeintensität um 15 Prozentpunkte erhöht wer­
den, wenn die Beihilfe – gemessen am Primärenergiebedarf – zu einer 
Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz des Gebäudes um mindestens 
40 % gegenüber dem Stand vor der Investition führt. Diese Erhöhung 
der Beihilfeintensität ist nicht zulässig, wenn die Investition die Gesamt­
energieeffizienz des Gebäudes nicht über das Niveau hinaus verbessert, 
das durch als Unionsnormen geltende Mindestanforderungen an die Ge­
samtenergieeffizienz vorgeschrieben wird und diese Normen weniger als 
18 Monate nach Durchführung und Abschluss der Investition in Kraft 
treten werden. 

Artikel 38b 

Beihilfen zur Begünstigung von Energieleistungsverträgen 

1. Beihilfen zur Begünstigung von Energieleistungsverträgen sind im 
Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar 
und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV frei­
gestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten Vo­
raussetzungen erfüllt sind. 
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2. Beihilfen nach diesem Artikel können zur Begünstigung von Ener­
gieleistungsverträgen im Sinne des Artikels 2 Nummer 27 der Richt­
linie 2012/27/EU gewährt werden. 

3. Nach diesem Artikel sind KMU und kleine Midcap-Unternehmen 
beihilfefähig, die Maßnahmen zur Verbesserung der Gesamtenergieeffi­
zienz anbieten und die Endempfänger der Beihilfe sind. 

4. Die Beihilfen werden in Form eines vorrangigen Kredits oder 
einer Garantie für den Anbieter der Maßnahmen zur Verbesserung der 
Energieeffizienz im Rahmen eines Energieleistungsvertrags oder in 
Form eines Finanzprodukts zur Bereitstellung von Finanzmitteln für 
den Anbieter (z. B. Factoring oder Forfaitierung) gewährt. 

5. Die Laufzeit des Kredits bzw. der Garantie für den Anbieter der 
Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz beträgt höchstens 
zehn Jahre. 

6. Wird die Beihilfe in Form eines vorrangigen Kredits gewährt, so 
beträgt die Koinvestition gewerblicher Anbieter von Fremdfinanzierun­
gen mindestens 30 % des Werts des zugrunde liegenden Portfolios der 
Energieleistungsverträge und entspricht die Rückzahlung durch den An­
bieter der Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz mindes­
tens dem Nominalbetrag des Kredits. 

7. Wird die Beihilfe in Form einer Garantie gewährt, so deckt die 
Garantie höchstens 80 % des Betrags des zugrunde liegenden Kredits, 
und Verluste werden vom Kreditinstitut und vom Staat anteilig und zu 
gleichen Bedingungen getragen. Der von der Garantie abgedeckte Be­
trag sinkt anteilig, sodass die Garantie zu keinem Zeitpunkt mehr als 
80 % des ausstehenden Kredits deckt. 

8. Der Nominalbetrag der gesamten ausstehenden Finanzmittel, die 
pro Empfänger gewährt werden, beträgt höchstens 30 Mio. EUR. 

▼M4 
Artikel 39 

Investitionsbeihilfen für gebäudebezogene Energieeffizienzprojekte 
in Form von Finanzinstrumenten 

▼B 
1. Investitionsbeihilfen für gebäudebezogene Energieeffizienzprojekte 
sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt 
vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV freigestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel I fest­
gelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

▼M6 
2. Nach diesem Artikel sind Investitionen zur Verbesserung der Ener­
gieeffizienz von Gebäuden beihilfefähig. 

2a. Für die Verbesserung der Energieeffizienz eines Gebäudes ge­
währte Beihilfen können mit Beihilfen für eine oder mehrere der fol­
genden Maßnahmen kombiniert werden: 

a) Installation von am Standort des Gebäudes befindlichen integrierten 
Anlagen zur Erzeugung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuer­
baren Energiequellen wie Photovoltaikmodulen oder Wärmepumpen; 

b) Installation von Ausrüstung zur Speicherung der Energie, die von 
den am Standort des Gebäudes befindlichen Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie erzeugt wird. Die Speicherausrüstung muss 
mindestens 75 % ihrer jährlichen Energie aus einer direkt an­
geschlossenen Anlage zur Erzeugung erneuerbarer Energie beziehen; 
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c) Investitionen in die Anbindung an ein energieeffizientes Fernwärme- 
und/oder Fernkältenetz und dazugehörige Ausrüstung; 

d) Bau und Installation von Ladeinfrastruktur für die Gebäudenutzer 
und von damit zusammenhängender Infrastruktur wie Rohrleitungen, 
wenn sich die Parkplätze im oder am Gebäude befinden; 

e) Installation von Ausrüstung für die Digitalisierung des Gebäudes, 
insbesondere zur Steigerung seiner Intelligenzfähigkeit. Beihilfefähig 
können auch Investitionen sein, die sich auf die passive gebäudein­
terne Verkabelung oder strukturierte Verkabelung für Datennetze und 
den zugehörigen Teil der Breitbandinfrastruktur auf der Liegenschaft 
beschränken, zu der das Gebäude gehört, jedoch mit Ausnahme der 
für Datennetze bestimmten Verkabelung außerhalb der Liegenschaft; 

f) Investitionen in Gründächer und Ausrüstung für die Sammlung und 
Nutzung von Regenwasser. 

3. Beihilfefähig sind die Gesamtkosten des Energieeffizienzprojekts; 
abweichend hiervon umfassen die beihilfefähigen Kosten bei den in 
Absatz 2a genannten Gebäuden die Gesamtkosten des Energieeffizienz­
projekts und die Investitionskosten für die verschiedenen in Absatz 2a 
aufgeführten Ausrüstungsteile. 

▼M4 
4. Die Beihilfe wird in Form einer Dotation, Beteiligung, Garantie 
oder eines Kredits für einen Energieeffizienzfonds oder einen anderen 
Finanzintermediär gewährt, der sie in Form umfangreicherer Finanzie­
rungen, geringerer Besicherungsanforderungen, niedrigerer Garantieent­
gelte oder niedrigerer Zinssätze so weit wie möglich an die Endemp­
fänger, d. h. die Gebäudeeigentümer oder Mieter, weitergibt. 

5. ►M6 Der Energieeffizienzfonds bzw. ein anderer Finanzinterme­
diär gewährt für die beihilfefähigen Energieeffizienzprojekte Kredite 
oder Garantien. Der Nennwert des Kredits bzw. der Garantiesumme 
darf höchstens 25 Mio. EUR pro Endempfänger und Projekt betragen; 
abweichend hiervon gilt bei der Kombination von in Absatz 2a genann­
ten Investitionen ein Höchstwert von 30 Mio. EUR. ◄ Die Garantie 
darf nicht über 80 % des zugrunde liegenden Kredits hinausgehen. 

▼B 
6. Die von den Gebäudeeigentümern an den Energieeffizienzfonds 
beziehungsweise einen anderen Finanzintermediär geleisteten Rückzah­
lungen dürfen nicht unter dem Nennwert des Kredits liegen. 

▼M6 
7. Die Energieeffizienzbeihilfe muss zusätzliche Investitionen un­
abhängiger privater Investoren im Sinne des Artikels 2 Nummer 72 
mobilisieren, die sich auf mindestens 30 % der Gesamtfinanzierung 
eines Energieeffizienzprojekts belaufen. Wird die Beihilfe von einem 
Energieeffizienzfonds gewährt, so kann die Mobilisierung solcher pri­
vaten Investitionen auf Ebene des Energieeffizienzfonds und/oder auf 
Ebene der Energieeffizienzprojekte erfolgen, wobei ein Gesamtbetrag 
von mindestens 30 % der Gesamtfinanzierung eines Energieeffizienz­
projekts erreicht werden muss. 

▼M6
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8. Für die Gewährung von Energieeffizienzbeihilfen können die Mit­
gliedstaaten Energieeffizienzfonds einrichten und/oder sich auf Finan­
zintermediäre stützen. Dabei müssen die folgenden Voraussetzungen 
erfüllt sein: 

a) Die Manager von Finanzintermediären und von Energieeffizienz­
fonds werden im Rahmen eines offenen, transparenten und diskrimi­
nierungsfreien Verfahrens im Einklang mit dem anzuwendenden 
Unionsrecht und nationalen Recht ausgewählt. Dabei darf es keine 
unterschiedliche Behandlung auf der Grundlage ihres Sitzes oder 
ihrer Eintragung im Handelsregister eines Mitgliedstaats geben. Die 
Finanzintermediäre und Manager der Energieeffizienzfonds müssen 
gegebenenfalls durch die Art der jeweiligen Investitionen objektiv 
gerechtfertigte, vorab festgelegte Kriterien erfüllen. 

b) Die unabhängigen privaten Investoren werden im Rahmen eines of­
fenen, transparenten und diskriminierungsfreien Verfahrens aus­
gewählt, das mit dem geltenden Unionsrecht und nationalen Recht 
in Einklang steht und mit Blick auf den Abschluss geeigneter Ver­
einbarungen über die Risiko-Nutzen-Teilung durchgeführt wird; da­
bei wird bei Investitionen, die keine Garantien sind, einer asym­
metrischen Gewinnverteilung der Vorzug vor einer Absicherung 
nach unten gegeben. Wenn die privaten Investoren nicht im Rahmen 
eines solchen Verfahrens ausgewählt werden, wird die angemessene 
Rendite der privaten Investoren durch einen unabhängigen Sachver­
ständigen bestimmt, der im Zuge eines offenen, transparenten und 
diskriminierungsfreien Verfahrens ausgewählt wird. 

c) Bei einer asymmetrischen Verlustteilung zwischen öffentlichen und 
privaten Investoren ist der Erstverlust, den der öffentliche Investor 
übernimmt, auf 25 % der Gesamtinvestition zu begrenzen. 

d) Bei Garantien wird der Garantiesatz auf 80 % und der vom Mitglied­
staat übernommene Gesamtverlust auf 25 % des zugrunde liegenden 
garantierten Portfolios begrenzt. Nur Garantien zur Deckung der 
erwarteten Verluste des zugrunde liegenden garantierten Portfolios 
können unentgeltlich gestellt werden. Wenn eine Garantie auch un­
erwartete Verluste deckt, zahlt der Finanzintermediär für den Teil der 
Garantie, der die unerwarteten Verluste deckt, ein marktübliches 
Garantieentgelt. 

e) Die Investoren dürfen in den Leitungsgremien des Energieeffizienz­
fonds oder Finanzintermediärs (z. B. Aufsichtsrat oder Beirat) ver­
treten sein. 

▼M6 
f) Der Energieeffizienzfonds bzw. der Finanzintermediär wird gemäß 

den anwendbaren Rechtsvorschriften gegründet, und der Mitglied­
staat trägt für ein Due-Diligence-Verfahren Sorge, um sicherzustel­
len, dass für die Durchführung der Energieeffizienzbeihilfe eine so­
lide Anlagestrategie angewendet wird. 

▼B 
9. Finanzintermediäre einschließlich Energieeffizienzfonds werden 
nach wirtschaftlichen Grundsätzen verwaltet und gewährleisten gewinn­
orientierte Finanzierungsentscheidungen. Diese Voraussetzung gilt als 
erfüllt, wenn der Finanzintermediär und gegebenenfalls die Manager 
des Energieeffizienzfonds die folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

▼B
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a) Sie sind gesetzlich oder vertraglich verpflichtet, mit der Sorgfalt 
eines professionellen Managers in gutem Glauben zu handeln und 
dabei Interessenkonflikte zu vermeiden. Sie haben bewährte Verfah­
ren anzuwenden und unterliegen der Aufsicht der Regulierungs­
behörden. 

b) Sie erhalten eine marktübliche Vergütung. Diese Voraussetzung gilt 
als erfüllt, wenn der Manager im Rahmen eines offenen, transparen­
ten und diskriminierungsfreien Verfahrens anhand objektiver Krite­
rien in Bezug auf Erfahrung, Fachwissen sowie operative und finan­
zielle Leistungsfähigkeit ausgewählt wird. 

c) Sie erhalten eine leistungsbezogene Vergütung oder tragen einen Teil 
des Investitionsrisikos, indem sie sich mit eigenen Mittel an der 
Investition beteiligen, so dass sichergestellt ist, dass ihre Interessen 
stets mit den Interessen der öffentlichen Investoren im Einklang 
stehen. 

d) Sie legen eine Investmentstrategie sowie Kriterien und einen Zeitplan 
für die Investitionen in Energieeffizienzprojekte fest und ermitteln 
vorab die finanzielle Tragfähigkeit und die voraussichtlichen Aus­
wirkungen der Investitionen auf die Energieeffizienz. 

e) Für die in den Energieeffizienzfonds investierten oder dem Finanzin­
termediär gewährten öffentlichen Mittel gibt es eine klare und rea­
listische Ausstiegsstrategie, so dass Energieeffizienzprojekte über 
den Markt finanziert werden können, wenn der Markt dazu in der 
Lage ist. 

▼M6 
10. Für Investitionen, die die Einhaltung angenommener und in Kraft 
getretener Unionsnormen sicherstellen sollen, werden keine Beihilfen 
nach diesem Artikel gewährt. 

11. Für Investitionen, die sicherstellen sollen, dass angenommene, 
aber noch nicht in Kraft getretene Unionsnormen eingehalten werden, 
können Beihilfen nach diesem Artikel gewährt werden. Handelt es sich 
bei den einschlägigen Unionsnormen um Mindestnormen für die Ge­
samtenergieeffizienz, so muss die Beihilfe gewährt werden, bevor die 
betreffenden Normen für das betreffende Unternehmen verbindlich wer­
den. In diesem Fall muss der Mitgliedstaat sicherstellen, dass die Bei­
hilfeempfänger einen detaillierten Renovierungs- und Zeitplan vorlegen, 
aus denen hervorgeht, dass die geförderte Renovierung mindestens die 
Einhaltung der Mindestnormen für die Gesamtenergieeffizienz gewähr­
leistet. Handelt es sich bei den einschlägigen Unionsnormen nicht um 
Mindestnormen für die Gesamtenergieeffizienz, so muss die Investition 
spätestens 18 Monate vor Inkrafttreten der Norm durchgeführt und ab­
geschlossen werden. 

12. Beihilfen können auch für die Verbesserung der Energieeffizienz 
der Heiz- oder Kühlanlagen im Gebäude gewährt werden. 

13. Beihilfen für die Installation von mit fossilen Brennstoffen ein­
schließlich Erdgas betriebenen Energieanlagen sind nicht nach diesem 
Artikel von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
freigestellt. 

14. Der Mitgliedstaat kann die Durchführung der Beihilfemaßnahme 
einer betrauten Einrichtung übertragen. 

__________ 

▼B
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Artikel 41 

Investitionsbeihilfen zur Förderung von erneuerbaren Energien, 
von erneuerbarem Wasserstoff und von hocheffizienter 

Kraft-Wärme-Kopplung 

1. Investitionsbeihilfen zur Förderung von erneuerbaren Energien, 
von erneuerbarem Wasserstoff und von hocheffizienter Kraft-Wärme- 
Kopplung, mit Ausnahme von Strom aus erneuerbarem Wasserstoff, 
sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt 
vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Arti­
kels und des Kapitels I erfüllt sind. 

1a. Investitionsbeihilfen für Stromspeichervorhaben nach diesem Ar­
tikel sind von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV nur 
insoweit freigestellt, als sie für kombinierte Vorhaben für erneuerbare 
Energien und Speicherung (nach dem Zähler) gewährt werden, bei de­
nen beide Elemente Teile ein und derselben Investition sind oder bei 
denen der Speicher an eine bestehende Anlage zur Erzeugung erneuer­
barer Energie angeschlossen wird. Der Speicher muss mindestens 75 % 
seiner jährlichen Energie aus der direkt angeschlossenen Anlage zur 
Erzeugung erneuerbarer Energie beziehen. Im Hinblick auf die Prüfung 
der Einhaltung der in Artikel 4 festgelegten Schwellenwerte gelten alle 
Bestandteile einer Investition (Erzeugung und Speicherung) als Teile ein 
und desselben Vorhabens. Diese Regeln gelten entsprechend auch für 
Wärmespeicher, die direkt an eine Anlage zur Erzeugung erneuerbarer 
Energie angeschlossen sind. 

2. Investitionsbeihilfen für die Herstellung und Speicherung von Bio­
kraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen, Biogas (einschließlich Bio­
methan) und Biomasse-Brennstoffen sind nur dann von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, wenn die geför­
derten Kraftstoffe die Nachhaltigkeitskriterien und die Kriterien für 
Treibhausgaseinsparungen der Richtlinie (EU) 2018/2001 und der da­
zugehörigen Durchführungsrechtsakte oder delegierten Rechtsakte erfül­
len und aus den in Anhang IX der Richtlinie aufgeführten Rohstoffen 
hergestellt werden. Der Speicher muss mindestens 75 % seiner jähr­
lichen Brennstoffe aus direkt angeschlossenen Anlagen zur Erzeugung 
von Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen, Biogas (einschließlich 
Biomethan) und Biomasse-Brennstoffen beziehen. Im Hinblick auf die 
Prüfung der Einhaltung der in Artikel 4 dieser Verordnung festgelegten 
Schwellenwerte gelten alle Bestandteile einer Investition (Herstellung 
und Speicherung) als Teile ein und desselben Vorhabens. 

3. Investitionsbeihilfen für die Erzeugung von Wasserstoff sind nur 
dann von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV frei­
gestellt, wenn sie für Anlagen gewährt werden, die ausschließlich er­
neuerbaren Wasserstoff erzeugen. Bei Vorhaben im Bereich des erneu­
erbaren Wasserstoffs, die einen Elektrolyseur und eine oder mehrere 
Einheiten zur Erzeugung erneuerbarer Energien nach einem einzigen 
Netzanschlusspunkt beinhalten, darf die Kapazität des Elektrolyseurs 
die Gesamtkapazität der Einheiten zur Erzeugung erneuerbarer Energien 
nicht überschreiten. Die Investitionsbeihilfe kann sich auf gewidmete 
Infrastruktur für die Übertragung oder Verteilung von erneuerbarem 
Wasserstoff sowie auf Speicheranlagen für erneuerbaren Wasserstoff 
erstrecken. 

▼M6
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4. Investitionsbeihilfen für hocheffiziente KWK-Blöcke sind von der 
Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV nur insoweit frei­
gestellt, als sie im Sinne der Richtlinie 2012/27/EU oder späteren 
Rechtsvorschriften, die diesen Rechtsakt ganz oder teilweise ersetzen, 
im Vergleich zur getrennten Erzeugung von Wärme und Strom ins­
gesamt Primärenergieeinsparungen bewirken. Investitionsbeihilfen für 
Vorhaben zur Strom- oder Wärmespeicherung, die direkt mit hocheffi­
zienter Kraft-Wärme-Kopplung auf der Grundlage erneuerbarer Ener­
gien verbunden sind, sind unter den Voraussetzungen des Absatzes 1a 
dieses Artikels von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV freigestellt. 

4a. Investitionsbeihilfen für hocheffiziente Kraft-Wärme-Kopplung 
sind nur dann von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV freigestellt, wenn sie nicht für mit fossilen Brennstoffen betrie­
bene KWK-Anlagen bestimmt sind; dies gilt jedoch nicht für mit Erdgas 
betriebene KWK-Anlagen, die gemäß Abschnitt 4.30 des Anhangs 1 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2021/2139 der Kommission ( 1 ) einen Bei­
trag zu den Klimazielen für 2030 und 2050 leisten. 

5. Investitionsbeihilfen werden für neu installierte oder modernisierte 
Kapazitäten gewährt. Der Beihilfebetrag ist unabhängig von der Pro­
duktionsleistung. 

6. Die gesamten Investitionskosten sind beihilfefähig. 

7. Die Beihilfeintensität beträgt höchstens 

a) 45 % der beihilfefähigen Kosten für Investitionen in die Erzeugung 
erneuerbarer Energien, einschließlich Investitionen in Wärmepum­
pen, die die Anforderungen des Anhangs VII der Richt­
linie 2018/2001 erfüllen, in erneuerbaren Wasserstoff und hocheffi­
ziente Kraft-Wärme-Kopplung auf der Grundlage erneuerbarer Ener­
gien; 

b) 30 % der beihilfefähigen Kosten bei allen anderen unter diesen 
Artikel fallenden Investitionen. 

▼B 
8. Bei Beihilfen für kleine Unternehmen kann die Intensität um 20 
Prozentpunkte, bei Beihilfen für mittlere Unternehmen um 10 Prozent­
punkte erhöht werden. 

▼M6 __________ 

10. Die Beihilfeintensität kann bis zu 100 % der beihilfefähigen 
Kosten betragen, wenn die Beihilfe im Rahmen einer wettbewerblichen 
Ausschreibung gewährt wird, die über die Vorgaben des Artikels 2 
Nummer 38 hinaus alle folgenden Voraussetzungen erfüllt: 

▼M6 

( 1 ) Delegierte Verordnung (EU) 2021/2139 der Kommission vom 4. Juni 2021 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments 
und des Rates durch Festlegung der technischen Bewertungskriterien, anhand 
deren bestimmt wird, unter welchen Bedingungen davon auszugehen ist, dass 
eine Wirtschaftstätigkeit einen wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz oder 
zur Anpassung an den Klimawandel leistet, und anhand deren bestimmt wird, 
ob diese Wirtschaftstätigkeit erhebliche Beeinträchtigungen eines der übrigen 
Umweltziele vermeidet (ABl. L 442 vom 9.12.2021, S. 1).
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a) Die Gewährung der Beihilfe erfolgt auf der Grundlage objektiver, 
eindeutiger, transparenter und diskriminierungsfreier Beihilfefähig­
keits- und Auswahlkriterien, die vorab festgelegt und mindestens 
sechs Wochen vor Ablauf der Antragsfrist veröffentlicht werden, 
um einen wirksamen Wettbewerb zu ermöglichen. 

b) Während der Durchführung einer Regelung wird im Falle einer Aus­
schreibung, bei der alle Bieter Beihilfen erhalten, die Ausgestaltung 
der Ausschreibung beispielsweise durch Verringerung von Mittelaus­
stattung oder Volumen korrigiert, um bei den nachfolgenden Aus­
schreibungen einen wirksamen Wettbewerb wiederherzustellen. 

c) Nachträgliche Anpassungen des Ausschreibungsergebnisses (z. B. 
anschließende Verhandlungen über die Ergebnisse des Bietverfahrens 
oder die Zuteilung) sind ausgeschlossen. 

d) Mindestens 70 % der Auswahlkriterien, die insgesamt für die Er­
stellung der Rangfolge der Angebote und letztlich für die Zuweisung 
der Beihilfen im Rahmen der wettbewerblichen Ausschreibung he­
rangezogen werden, müssen anhand der Höhe der Beihilfe pro Ein­
heit der Kapazität für die Erzeugung von erneuerbarer Energie oder 
für die Erzeugung von Energie durch hocheffiziente Kraft-Wärme- 
Kopplung definiert werden. 

▼B 

Artikel 42 

Betriebsbeihilfen zur Förderung von Strom aus erneuerbaren 
Energien 

▼M6 
1. Betriebsbeihilfen zur Förderung von Strom aus erneuerbaren Ener­
gien, mit Ausnahme von Strom aus erneuerbarem Wasserstoff, sind im 
Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar 
und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV frei­
gestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Artikels und des 
Kapitels I erfüllt sind. 

2. Die Beihilfen müssen im Rahmen einer wettbewerblichen Aus­
schreibung gewährt werden, die über die Vorgaben des Artikels 2 Num­
mer 38 hinaus alle folgenden Voraussetzungen erfüllt: 

a) Die Gewährung der Beihilfe erfolgt auf der Grundlage objektiver, 
eindeutiger, transparenter und diskriminierungsfreier Beihilfefähig­
keits- und Auswahlkriterien, die vorab festgelegt und mindestens 
sechs Wochen vor Ablauf der Antragsfrist veröffentlicht werden, 
um einen wirksamen Wettbewerb zu ermöglichen. 

b) Während der Durchführung einer Regelung wird im Falle einer Aus­
schreibung, bei der alle Bieter Beihilfen erhalten, die Ausgestaltung 
der Ausschreibung beispielsweise durch Verringerung von Mittelaus­
stattung oder Volumen korrigiert, um bei den nachfolgenden Aus­
schreibungen einen wirksamen Wettbewerb wiederherzustellen. 

c) Nachträgliche Anpassungen des Ausschreibungsergebnisses (z. B. 
anschließende Verhandlungen über die Ergebnisse des Bietverfahrens 
oder die Zuteilung) sind ausgeschlossen. 

▼M6
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d) Mindestens 70 % der Auswahlkriterien, die insgesamt für die Er­
stellung der Rangfolge der Angebote und letztlich für die Zuweisung 
der Beihilfen im Rahmen der wettbewerblichen Ausschreibung zu­
grunde gelegt werden, müssen anhand der Höhe der Beihilfe pro 
Einheit der Erzeugung oder der Kapazität für die Erzeugung von 
erneuerbarem Strom definiert werden. 

Die Ausschreibung steht allen Erzeugern von Strom aus erneuerbaren 
Energien zu diskriminierungsfreien Bedingungen offen. 

3. Die Ausschreibung kann auf bestimmte Technologien beschränkt 
werden, wenn 

a) eine Maßnahme speziell auf die Förderung von Demonstrationsvor­
haben abzielt; 

b) eine Maßnahme nicht nur auf die Dekarbonisierung, sondern auch 
auf die Luftqualität oder andere Arten der Umweltverschmutzung 
ausgerichtet ist; 

c) ein Mitgliedstaat Gründe für seine Annahme darlegt, dass beihilfe­
fähige Wirtschaftszweige oder innovative Technologien das Poten­
zial haben, längerfristig einen wichtigen und kosteneffizienten Bei­
trag zum Umweltschutz und zu einer umfassenden Dekarbonisierung 
zu leisten; 

d) eine Maßnahme notwendig ist, um die Diversifizierung zu erreichen, 
die erforderlich ist, um eine Verschärfung von Problemen im Zu­
sammenhang mit der Netzstabilität zu vermeiden; 

e) davon ausgegangen werden kann, dass ein selektiverer Ansatz zu 
niedrigeren Umweltschutzkosten führt (zum Beispiel durch verrin­
gerte Systemintegrationskosten infolge einer Diversifizierung, auch 
zwischen erneuerbaren Energien, was auch Laststeuerung und/oder 
Speicherung beinhalten könnte) und/oder den Wettbewerb nicht so 
stark verzerrt. 

Die Mitgliedstaaten prüfen eingehend, ob solche Umstände vorliegen, 
und teilen der Kommission in der in Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a 
beschriebenen Form ihre Erkenntnisse mit. 

4. Ist die Ausschreibung auf eine oder mehrere innovative Technolo­
gien beschränkt, so darf die für diese Technologien gewährte Beihilfe 
insgesamt 5 % der geplanten neuen Kapazitäten für die Erzeugung 
erneuerbaren Stroms pro Jahr nicht übersteigen. 

5. Die Beihilfe wird als zusätzlich zum Marktpreis gezahlte Prämie 
oder in Form eines Differenzkontrakts, auf dessen Grundlage die Strom­
erzeuger ihren Strom direkt auf dem Markt verkaufen, gewährt. 

6. Die Beihilfeempfänger verkaufen ihren Strom direkt auf dem 
Markt und unterliegen einer Standardbilanzkreisverantwortung. Die 
Empfänger können die Bilanzkreisverantwortung von anderen Unterneh­
men, z. B. Aggregatoren, in ihrem Namen wahrnehmen lassen. Für 
Zeiträume, in denen die Preise negativ sind, werden keine Beihilfen 
gewährt. Der Klarheit halber sei darauf hingewiesen, dass dies ab 
dem Zeitpunkt gilt, zu dem die Preise negativ werden. 

▼M6
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7. Für kleine Anlagen zur Erzeugung erneuerbaren Stroms können 
gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 Beihilfen in 
Form einer direkten Preisstützung gewährt werden, die die vollen Be­
triebskosten decken, und sie können von der Verpflichtung, den Strom 
auf dem Markt zu verkaufen, ausgenommen werden. Anlagen gelten für 
die Zwecke dieses Absatzes als kleine Anlagen, wenn ihre Kapazität 
unter der in Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b bzw. Artikel 5 Absatz 4 der 
Verordnung (EU) 2019/943 festgelegten Obergrenze liegt. 

__________ 

11. Die Beihilfe wird nur während der Lebensdauer des Projekts 
gewährt. 

Artikel 43 

Betriebsbeihilfen zur Förderung von erneuerbaren Energien und 
von erneuerbarem Wasserstoff im Rahmen von kleinen Vorhaben 

und von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften 

1. Betriebsbeihilfen zur Förderung von erneuerbaren Energien und 
von erneuerbarem Wasserstoff im Rahmen von kleinen Vorhaben und 
von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften, mit Ausnahme von Strom aus 
erneuerbarem Wasserstoff, sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzun­
gen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Für die Zwecke dieses Artikels sind kleine Vorhaben wie folgt 
definiert: 

i) im Bereich der Stromerzeugung oder -speicherung: Vorhaben mit 
einer installierten Kapazität von bis zu 1 MW; 

ii) im Bereich Stromverbrauch: Vorhaben mit einer Höchstabnahme 
von bis zu 1 MW; 

iii) im Bereich der Wärme- und Gaserzeugungstechnologien: Vorhaben 
mit einer installierten Kapazität von bis zu 1 MW oder einer gleich­
wertigen Kapazität; 

iv) im Bereich der Erzeugung von erneuerbarem Wasserstoff: Vor­
haben mit einer installierten Kapazität von bis zu 3 MW oder einer 
gleichwertigen Kapazität; 

v) im Bereich der Herstellung von Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen, 
Biogas (einschließlich Biomethan) und Biomasse-Brennstoffen: Vorhaben 
mit einer installierten Kapazität von bis zu 50 000 Tonnen/Jahr; 

vi) bei Vorhaben, die zu 100 % KMU zuzurechnen sind, und Demons­
trationsvorhaben: Vorhaben mit einer installierten Kapazität oder 
einer Höchstabnahme von bis zu 6 MW; 

vii) bei Vorhaben, die zu 100 % Klein- oder Kleinstunternehmen zu­
zurechnen sind und ausschließlich der Windenergieerzeugung die­
nen: Vorhaben mit einer installierten Kapazität von bis zu 18 MW. 

▼M6
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2a. Beihilfen für Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften sind nur im 
Falle von Vorhaben mit einer installierten Kapazität oder einer Höchst­
abnahme von bis zu 6 MW aus erneuerbaren Quellen von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, ausgenommen 
Vorhaben, die ausschließlich der Windenergieerzeugung dienen, für 
die Beihilfen für Anlagen mit einer installierten Kapazität von bis zu 
18 MW gewährt werden. 

2b. Betriebsbeihilfen für die Erzeugung von Wasserstoff sind nur 
dann von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV frei­
gestellt, wenn sie für Anlagen gewährt werden, die ausschließlich er­
neuerbaren Wasserstoff erzeugen. 

3. Betriebsbeihilfen für die Herstellung von Biokraftstoffen, flüssigen 
Biobrennstoffen, Biogas (einschließlich Biomethan) und 
Biomasse-Brennstoffen sind nur dann von der Anmeldepflicht nach 
Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, wenn die geförderten Kraft­
stoffe die Nachhaltigkeitskriterien und die Kriterien für Treibhausgas­
einsparungen der Richtlinie (EU) 2018/2001 und der dazugehörigen 
Durchführungsrechtsakte oder delegierten Rechtsakte erfüllen und aus 
den in Anhang IX der Richtlinie aufgeführten Rohstoffen hergestellt 
werden. 

__________ 

5. Die Beihilfe ist auf das für die Durchführung des geförderten 
Vorhabens bzw. der geförderten Tätigkeit erforderliche Minimum be­
schränkt. Diese Voraussetzung ist erfüllt, wenn die Beihilfe den Netto­
mehrkosten („Finanzierungslücke“) entspricht, die im Vergleich zu dem 
kontrafaktischen Szenario ohne Beihilfe erforderlich sind, um das Ziel 
der Beihilfemaßnahme zu erreichen. Eine detaillierte Prüfung dieser 
Nettomehrkosten ist nicht erforderlich, wenn die Beihilfebeträge durch 
eine wettbewerbliche Ausschreibung bestimmt werden, weil diese zu­
verlässig darüber Aufschluss gibt, wie hoch die Beihilfe für die poten­
ziellen Empfänger mindestens sein muss. 

6. Die Beihilfe wird nur während der Lebensdauer des Projekts ge­
währt. 

7. Die Beihilfe wird als zusätzlich zum Marktpreis gezahlte Prämie 
oder in Form eines Differenzkontrakts, auf dessen Grundlage die Strom­
erzeuger ihren Strom direkt auf dem Markt verkaufen, gewährt. 

8. Die Beihilfeempfänger unterliegen einer Standardbilanzkreisver­
antwortung. Die Empfänger können die Bilanzkreisverantwortung von 
anderen Unternehmen, z. B. Aggregatoren, in ihrem Namen wahrneh­
men lassen. Für Zeiträume, in denen die Preise negativ sind, werden 
keine Beihilfen gewährt. Der Klarheit halber sei darauf hingewiesen, 
dass dies ab dem Zeitpunkt gilt, zu dem die Preise negativ werden. 

9. Für kleine Anlagen zur Erzeugung erneuerbaren Stroms und für 
Demonstrationsvorhaben können gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Richt­
linie (EU) 2018/2001 Beihilfen in Form einer direkten Preisstützung 
gewährt werden, die die vollen Betriebskosten decken, und sie können 
von der Verpflichtung, den Strom auf dem Markt zu verkaufen, aus­
genommen werden. Anlagen gelten für die Zwecke dieses Absatzes als 
kleine Anlagen, wenn ihre Kapazität unter der in Artikel 5 Absatz 2 
Buchstabe b bzw. Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2019/943 
festgelegten Obergrenze liegt. 

▼M6
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Artikel 44 

Beihilfen in Form von Steuerermäßigungen nach der 
Richtlinie 2003/96/EG 

1. Beihilferegelungen in Form von Steuerermäßigungen nach Maß­
gabe der Richtlinie 2003/96/EG sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzun­
gen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Die Begünstigten der Steuerermäßigung werden auf der Grundlage 
transparenter und objektiver Kriterien ausgewählt. 

3. Die Begünstigten der Steuerermäßigung zahlen mindestens den in 
Anhang I der Richtlinie 2003/96/EG festgelegten Mindeststeuerbetrag; 
dies gilt mit Ausnahme von Ermäßigungen, 

a) die auf der Grundlage des Artikels 15 Absatz 1 Buchstabe a der 
Richtlinie 2003/96/EG für steuerbare Erzeugnisse gewährt werden, 
die bei Pilotprojekten zur technologischen Entwicklung umweltver­
träglicherer Produkte oder in Bezug auf Kraftstoffe aus erneuerbaren 
Rohstoffen unter Steueraufsicht verwendet werden; 

b) die auf der Grundlage des Artikels 15 Absatz 1 Buchstabe b erster, 
zweiter, vierter oder fünfter Gedankenstrich der Richt­
linie 2003/96/EG für elektrischen Strom gewährt werden, i) der 
auf der Nutzung der Sonnenenergie, Windkraft, Wellen- oder Ge­
zeitenenergie oder Erdwärme beruht, ii) der in Wasserkraftwerken 
gewonnen wird, iii) der aus den Methanemissionen aufgegebener 
Kohlengruben erzeugt wird oder iv) der aus Brennstoffzellen erzeugt 
wird; 

c) die auf der Grundlage des Artikels 15 Absatz 1 Buchstabe b dritter 
Gedankenstrich der Richtlinie 2003/96/EG für Strom gewährt wer­
den, der aus Biomasse oder aus Biomasse hergestellten Erzeugnissen 
gewonnen wird, soweit die jeweilige Biomasse die Nachhaltigkeits­
kriterien und die Kriterien für Treibhausgaseinsparungen der Richt­
linie (EU) 2018/2001 und der dazugehörigen Durchführungsrechts­
akte oder delegierten Rechtsakte erfüllt; 

d) die auf der Grundlage des Artikels 15 Absatz 1 Buchstabe d der 
Richtlinie 2003/96/EG für elektrischen Strom, der bei der 
Kraft-Wärme-Kopplung erzeugt wird, gewährt werden, sofern es 
sich bei der Kraft-Wärme-Kopplung um hocheffiziente 
Kraft-Wärme-Kopplung im Sinne des Artikels 2 Nummer 34 der 
Richtlinie 2012/27/EU handelt; 

e) die auf der Grundlage des Artikels 15 Absatz 1 Buchstabe l der 
Richtlinie 2003/96/EG für Erzeugnisse des KN-Codes 2705, die zu 
Heizzwecken verwendet werden, gewährt werden; 

f) die auf der Grundlage des Artikels 16 Absatz 1 der Richt­
linie 2003/96/EG gewährt werden. 

4. Beihilferegelungen in Form von Steuerermäßigungen können auf 
einer Ermäßigung des anwendbaren Steuersatzes oder der Zahlung eines 
festen Ausgleichsbetrags oder einer Kombination aus beidem basieren. 

5. Steuerermäßigungen, die auf der Grundlage des Artikels 16 Ab­
satz 1 der Richtlinie 2003/96/EG gewährt werden, sind nur von der 
Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, soweit 
die geförderten Kraftstoffe die Nachhaltigkeitskriterien und die Kriterien 
für Treibhausgaseinsparungen der Richtlinie (EU) 2018/2001 und der 
dazugehörigen Durchführungsrechtsakte oder delegierten Rechtsakte er­
füllen und aus den in Anhang IX der Richtlinie aufgeführten Rohstoffen 
hergestellt werden. 

▼M6
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Artikel 44a 

Beihilfen in Form von Ermäßigungen von Umweltsteuern oder 
-abgaben 

1. Beihilferegelungen in Form von Ermäßigungen von Umweltsteu­
ern oder -abgaben sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit 
dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Arti­
kel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen des 
vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. Dieser Artikel gilt 
nicht für Ermäßigungen von Steuern oder Abgaben auf Energieerzeug­
nisse und Strom gemäß der Definition in Artikel 2 der Richt­
linie 2003/96/EG. 

2. Beihilfen in Form von Ermäßigungen von Umweltsteuern oder 
-abgaben sind nur dann mit dem Binnenmarkt vereinbar, wenn die 
Ermäßigung eine Verbesserung des Umweltschutzes ermöglicht, indem 
Unternehmen, die ihre wirtschaftliche Tätigkeit ohne die Ermäßigung 
nicht fortführen könnten, in den Anwendungsbereich der Umweltsteuer 
oder -abgabe aufgenommen werden. 

3. Beihilfefähig sind nur Unternehmen, die ihre wirtschaftliche Tätig­
keit ohne die Ermäßigung nicht fortführen könnten. Für die Zwecke 
dieses Artikels wird dies bei Unternehmen angenommen, deren Produk­
tionskosten ohne die Ermäßigung aufgrund der Umweltsteuer oder -ab­
gabe erheblich steigen würden und die diesen Anstieg nicht an Kunden 
weitergeben könnten. Der Anstieg der Produktionskosten wird in Pro­
zent der Bruttowertschöpfung in jedem betroffenen Wirtschaftszweig 
bzw. in jeder betroffenen Kategorie von Begünstigten berechnet. 

4. Die Begünstigten werden auf der Grundlage transparenter, diskri­
minierungsfreier und objektiver Kriterien ausgewählt. Die Beihilfe wird 
allen beihilfefähigen Unternehmen, die in demselben Wirtschaftszweig 
tätig sind und sich hinsichtlich der Ziele der Beihilfemaßnahme in der­
selben oder einer ähnlichen Lage befinden, in gleicher Weise gewährt. 

5. Das Bruttosubventionsäquivalent der Beihilfe darf 80 % des no­
minalen Satzes der Steuer oder Abgabe nicht überschreiten. 

6. Beihilferegelungen in Form von Ermäßigungen von Umweltsteu­
ern oder -abgaben können auf einer Ermäßigung des anwendbaren Steu­
ersatzes oder auf der Zahlung eines festen Ausgleichsbetrags oder einer 
Kombination von beidem basieren. 

Artikel 45 

Investitionsbeihilfen für die Sanierung von Umweltschäden, die 
Rehabilitierung natürlicher Lebensräume und Ökosysteme, den 
Schutz bzw. die Wiederherstellung der Biodiversität oder die 
Umsetzung naturbasierter Lösungen für die Anpassung an den 

Klimawandel und für den Klimaschutz 

1. Investitionsbeihilfen für die Sanierung von Umweltschäden, die 
Rehabilitierung natürlicher Lebensräume und Ökosysteme, den Schutz 
bzw. die Wiederherstellung der Biodiversität oder die Umsetzung natur­
basierter Lösungen für die Anpassung an den Klimawandel und für den 
Klimaschutz sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 
Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegen­
den Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

▼M6
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2. Nach diesem Artikel können Beihilfen für die folgenden Tätig­
keiten gewährt werden: 

a) Sanierung von Umweltschäden, einschließlich der Beeinträchtigung 
der Qualität des Bodens, des Oberflächen- oder des Grundwassers 
oder der Meeresumwelt; 

b) Rehabilitierung von geschädigten natürlichen Lebensräumen und 
Ökosystemen; 

c) Schutz bzw. Wiederherstellung von Biodiversität oder Ökosystemen, 
um dazu beitragen, Ökosysteme in einen guten Zustand zu versetzen 
oder Ökosysteme, die bereits in gutem Zustand sind, zu schützen; 

d) Umsetzung naturbasierter Lösungen für die Anpassung an den Kli­
mawandel und für den Klimaschutz. 

3. Dieser Artikel gilt nicht für Beihilfen zur Bewältigung der Folgen 
von Naturkatastrophen wie Erdbeben, Lawinen, Erdrutschen, Über­
schwemmungen, Wirbelstürmen, Orkanen, Vulkanausbrüchen und Flä­
chenbränden natürlichen Ursprungs. 

4. Dieser Artikel gilt ebenfalls nicht für Beihilfen für die Sanierung 
oder Rehabilitierung nach der Stilllegung von Kraftwerken und der 
Einstellung von Bergbau- oder Fördertätigkeiten. 

5. Ist die Einheit oder das Unternehmen, das nach dem in dem je­
weiligen Mitgliedstaat geltenden Recht für den Umweltschaden haftet, 
bekannt, so muss die Einheit bzw. das Unternehmen unbeschadet der 
Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
und anderer Unionsvorschriften über die Haftung für Umweltschäden, 
nach dem Verursacherprinzip die Arbeiten finanzieren, die erforderlich 
sind, um die Schädigung und Kontaminierung der Umwelt zu verhin­
dern bzw. rückgängig zu machen; für Arbeiten, zu deren Durchführung 
das Unternehmen rechtlich verpflichtet wäre, dürfen keine Beihilfen 
gewährt werden. Der Mitgliedstaat muss alle erforderlichen Maßnah­
men, einschließlich rechtlicher Schritte, ergreifen, um die haftbare Ein­
heit bzw. das haftbare Unternehmen, die bzw. das den Umweltschaden 
verursacht hat, zu ermitteln und diese Einheit bzw. dieses Unternehmen 
zur Deckung der entsprechenden Kosten heranzuziehen. Lässt sich die 
nach geltendem Recht haftende Einheit bzw. das nach geltendem Recht 
haftende Unternehmen nicht ermitteln oder kann sie bzw. es nicht zur 
Übernahme der Kosten des von ihr bzw. ihm verursachten Umwelt­
schadens herangezogen werden, insbesondere, weil das haftende Unter­
nehmen rechtlich nicht mehr besteht und kein anderes Unternehmen als 
sein Rechtsnachfolger oder wirtschaftlicher Nachfolger angesehen wer­
den kann, oder weil keine ausreichende finanzielle Absicherung vor­
handen ist, um die Sanierungskosten zu tragen, so kann eine Beihilfe 
zur Unterstützung der Sanierungs- oder Rehabilitierungsarbeiten ge­
währt werden. Für die Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen nach 
Artikel 6 Absatz 4 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates ( 2 ) werden 
keine Beihilfen gewährt. Beihilfen nach diesem Artikel können zur 
Deckung der Mehrkosten gewährt werden, die erforderlich sind, um 
den Umfang oder die Zielsetzungen dieser Maßnahmen über die recht­
lichen Verpflichtungen nach Artikel 6 Absatz 4 der Richt­
linie 92/43/EWG hinaus auszuweiten. 

▼M6 

( 1 ) Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
21. April 2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von 
Umweltschäden (ABl. L 143 vom 30.4.2004, S. 56). 

( 2 ) Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natür­
lichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 
vom 22.7.1992, S. 7).
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6. Bei Investitionen in die Sanierung von Umweltschäden oder in die 
Rehabilitierung von natürlichen Lebensräumen und Ökosystemen sind 
die für die Sanierungs- oder Rehabilitierungsarbeiten anfallenden Kosten 
abzüglich der Wertsteigerung des Grundstücks oder der Liegenschaft 
beihilfefähig. 

7. Gutachten zur Wertsteigerung eines Grundstücks oder einer Lie­
genschaft infolge der Sanierung von Umweltschäden oder der Rehabi­
litierung von natürlichen Lebensräumen und Ökosystemen sind von 
einem qualifizierten Sachverständigen zu erstellen. 

8. Bei Investitionen in den Schutz bzw. die Wiederherstellung der 
Biodiversität und in die Umsetzung naturbasierter Lösungen für die 
Anpassung an den Klimawandel und für den Klimaschutz sind die 
Gesamtkosten der Arbeiten, die zum Schutz bzw. zur Wiederherstellung 
der Biodiversität oder zur Umsetzung naturbasierter Lösungen für die 
Anpassung an den Klimawandel und für den Klimaschutz beitragen, 
beihilfefähig. 

9. Die Beihilfeintensität beträgt höchstens 

a) 100 % der beihilfefähigen Kosten für Investitionen in die Sanierung 
von Umweltschäden oder die Rehabilitierung von natürlichen Le­
bensräumen und Ökosystemen; 

b) 70 % der beihilfefähigen Kosten für Investitionen in den Schutz 
bzw. die Wiederherstellung der Biodiversität und in naturbasierte 
Lösungen für die Anpassung an den Klimawandel und für den 
Klimaschutz. 

10. Die Beihilfeintensität für Investitionen in den Schutz bzw. die 
Wiederherstellung der Biodiversität und in die Umsetzung naturbasierter 
Lösungen für die Anpassung an den Klimawandel und für den Klima­
schutz kann bei Beihilfen für kleine Unternehmen um 20 Prozentpunkte 
und bei Beihilfen für mittlere Unternehmen um 10 Prozentpunkte erhöht 
werden. 

Artikel 46 

Investitionsbeihilfen für energieeffiziente Fernwärme und/oder 
Fernkälte 

1. Investitionsbeihilfen für den Bau, die Erweiterung oder die Mo­
dernisierung energieeffizienter Fernwärme- und/oder Fernkältesysteme 
(dazu zählen auch der Bau, die Erweiterung oder die Modernisierung 
von Wärme- oder Kälteerzeugungsanlagen und/oder von Wärmespei­
cherlösungen und/oder des Verteilnetzes) sind im Sinne des Artikels 107 
Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraus­
setzungen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Beihilfen werden nur für den Bau, die Erweiterung oder die Mo­
dernisierung von Fernwärme- und/oder Fernkältesystemen gewährt, die 
im Sinne des Artikels 2 Nummer 41 der Richtlinie 2012/27/EU ener­
gieeffizient sind oder werden sollen. Wird das System durch die geför­
derten Arbeiten am Verteilnetz noch nicht vollständig energieeffizient, 
so müssen die zusätzlichen Modernisierungen, die im Hinblick auf die 
Erfüllung der Definition des Begriffs „energieeffiziente Fernwärme und/ 
oder Fernkälte“ erforderlich sind, bei den geförderten Wärme- und/oder 
Kälteerzeugungsanlagen innerhalb von drei Jahren nach Beginn der ge­
förderten Arbeiten am Verteilnetz beginnen. 

▼M6
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3. Für die Energieerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen (ein­
schließlich Wärmepumpen gemäß Anhang VII der Richt­
linie (EU) 2018/2001), Abwärme oder hocheffizienter Kraft-Wärme- 
Kopplung und Wärmespeicherung können Beihilfen gewährt werden. 
Für die Energieerzeugung aus Abfall können Beihilfen gewährt werden, 
wenn der Abfall unter die Definition des Begriffs „erneuerbare Ener­
giequellen“ fällt oder für den Betrieb von Anlagen verwendet wird, die 
der Definition des Begriffs „hocheffiziente Kraft-Wärme-Kopplung“ 
entsprechen. Abfälle, die als Energiequelle genutzt werden, dürfen den 
in Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2008/98/EG festgelegten Grundsatz 
der Abfallhierarchie nicht umgehen. 

4. Für den Bau oder die Modernisierung von Erzeugungsanlagen, die 
mit fossilen Brennstoffen mit Ausnahme von Erdgas betrieben werden, 
dürfen keine Beihilfen gewährt werden. Beihilfen für den Bau oder die 
Modernisierung von Erzeugungsanlagen, die mit Erdgas betrieben wer­
den, dürfen nur gewährt werden, wenn die Einhaltung der Klimaziele 
für 2030 und 2050 gemäß Anhang I Abschnitt 4.30 der Delegierten 
Verordnung (EU) 2021/2139 gewährleistet ist. 

5. Beihilfen für die Modernisierung von Speicher- und Verteilnetzen 
zur Übertragung von auf Basis fossiler Brennstoffe erzeugter Wärme 
und Kälte dürfen nur gewährt werden, wenn alle folgenden Vorausset­
zungen erfüllt sind: 

a) Das Verteilnetz ist für die Übertragung von Wärme oder Kälte aus 
erneuerbaren Energiequellen und/oder Abwärme geeignet oder wird 
dafür geeignet sein. 

b) Die Modernisierung führt nicht zu einer verstärkten Energieerzeu­
gung aus fossilen Brennstoffen, mit Ausnahme von Erdgas. Im Falle 
einer Modernisierung des Speichers oder des Netzes zur Verteilung 
von mit Erdgas erzeugter Wärme oder Kälte müssen diese Erzeu­
gungsanlagen mit den Klimazielen für 2030 und 2050 gemäß An­
hang I Abschnitt 4.31 der Delegierten Verordnung (EU) 2021/2139 
vereinbar sein, sofern die Modernisierung zu einer verstärkten Ener­
gieerzeugung aus Erdgas führt. 

6. Beihilfefähig sind die Investitionskosten für den Bau oder die 
Modernisierung eines energieeffizienten Fernwärme- und/oder Fernkäl­
tesystems. 

7. Die Beihilfeintensität darf 30 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. Bei kleinen Unternehmen kann die Beihilfeintensität um 
20 Prozentpunkte, bei mittleren Unternehmen um 10 Prozentpunkte er­
höht werden. 

8. Die Beihilfeintensität kann bei Investitionen, bei denen ausschließ­
lich erneuerbare Energiequellen, Abwärme oder eine Kombination aus 
beiden, einschließlich der Kraft-Wärme-Kopplung aus erneuerbaren 
Quellen, zum Einsatz kommen, um 15 Prozentpunkte erhöht werden. 

9. Alternativ zu Absatz 7 kann die Beihilfeintensität bis zu 100 % 
der Finanzierungslücke betragen. Die Beihilfe muss auf das für die 
Durchführung des geförderten Vorhabens bzw. der geförderten Tätigkeit 
erforderliche Minimum beschränkt sein. Diese Voraussetzung ist erfüllt, 
wenn die Beihilfe der Finanzierungslücke im Sinne des Artikels 2 Num­
mer 118 entspricht. Eine detaillierte Prüfung dieser Nettomehrkosten ist 
nicht erforderlich, wenn die Beihilfebeträge durch eine wettbewerbliche 
Ausschreibung bestimmt werden, weil eine Ausschreibung zuverlässig 
darüber Aufschluss gibt, wie hoch die Beihilfe für die potenziellen 
Empfänger mindestens sein muss. 

▼M6
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Artikel 47 

Investitionsbeihilfen für Ressourceneffizienz und zur Unterstützung 
des Übergangs zu einer Kreislaufwirtschaft 

1. Investitionsbeihilfen zur Förderung der Ressourceneffizienz und 
des Ressourcenkreislaufs sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzun­
gen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Beihilfen werden für die folgenden Arten von Investitionen ge­
währt: 

a) Investitionen zur Verbesserung der Ressourceneffizienz durch min­
destens eine der folgenden Möglichkeiten: 

i) eine Nettoverringerung des Ressourcenverbrauchs bei der Erzeu­
gung einer bestimmten Produktionsmenge im Vergleich zu einem 
vom Empfänger angewandten bereits bestehenden Produktions­
verfahren oder im Vergleich zu in Absatz 7 aufgeführten anderen 
möglichen Vorhaben oder Tätigkeiten. Der Ressourcenverbrauch 
beinhaltet alle verbrauchten materiellen Ressourcen mit Aus­
nahme von Energie. Seine Verringerung wird durch Messung 
oder Schätzung des Verbrauchs vor und nach der Durchführung 
der Beihilfemaßnahme bestimmt, wobei etwaige Anpassungen 
aufgrund externer Bedingungen, die sich auf den Ressourcenver­
brauch auswirken können, zu berücksichtigen sind; 

ii) die Ersetzung primärer Roh- oder Ausgangsstoffe durch sekun­
däre (wiederverwendete oder verwertete, einschließlich recycelter) 
Roh- oder Ausgangsstoffe; 

b) Investitionen in die Vermeidung und Verringerung des Abfallauf­
kommens, die Vorbereitung zur Wiederverwendung, die Dekontami­
nation und das Recycling des vom Empfänger erzeugten Abfalls 
oder Investitionen in die Vorbereitung zur Wiederverwendung, die 
Dekontamination und das Recycling des von Dritten erzeugten Ab­
falls, der andernfalls nicht verwendet, beseitigt, einer niedrigeren 
Stufe der in Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2008/98/EG genannten 
Abfallhierarchie entsprechend oder weniger ressourceneffizient be­
handelt würde oder zu einer geringeren Qualität des 
Recycling-Outputs führen würde; 

c) Investitionen in die Sammlung, Sortierung, Dekontamination, Vor­
behandlung und Behandlung anderer Produkte, Materialien oder 
Stoffe, die vom Empfänger oder von Dritten erzeugt werden und 
andernfalls nicht verwendet oder weniger ressourceneffizient verwer­
tet würden; 

d) Investitionen in die getrennte Sammlung und Sortierung von Abfall 
mit Blick auf dessen Vorbereitung zur Wiederverwendung oder das 
Recycling. 

3. Beihilfen für auf Energieerzeugung ausgerichtete 
Abfallbeseitigungs- und Abfallverwertungsverfahren sind nicht nach 
diesem Artikel von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV freigestellt. 

▼M6
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4. Die Beihilfe befreit Unternehmen, die Abfall erzeugen, weder von 
Kosten oder Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Abfallbehand­
lung, die sie nach Unionsrecht oder nationalem Recht einschließlich 
Regelungen der erweiterten Herstellerverantwortung tragen bzw. erfül­
len müssen, noch von Kosten, die als normale Kosten eines Unterneh­
mens anzusehen sind. 

5. Die Beihilfe darf keinen Anreiz für die Erzeugung von Abfall oder 
einen höheren Ressourcenverbrauch bieten. 

6. Investitionen in Technologien, die unionsweit Gegenstand bereits 
rentabler etablierter Geschäftspraktiken sind, sind nicht nach diesem 
Artikel von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
freigestellt. 

7. Beihilfefähig sind die Investitionsmehrkosten, die sich aus einem 
Vergleich der Gesamtinvestitionskosten des Vorhabens mit denen eines 
Vorhabens oder einer Tätigkeit ergeben, die weniger umweltfreundlich 
sind, d. h. aus einem Vergleich mit einer der folgenden Situationen: 

a) einem kontrafaktischen Szenario einer vergleichbaren und ohne Bei­
hilfe realistischen Investition in ein neues oder bereits bestehendes 
Produktionsverfahren, mit der nicht dasselbe Maß an Ressourcen­
effizienz erreicht wird; 

b) einem kontrafaktischen Szenario, bei dem die Abfallbehandlung ent­
sprechend einer niedrigeren Stufe der in Artikel 4 Absatz 1 der 
Richtlinie 2008/98/EG genannten Abfallhierarchie oder eine weniger 
ressourceneffiziente Behandlung des Abfalls, anderer Produkte, Ma­
terialien oder Stoffe stattfindet; 

c) einem kontrafaktischen Szenario einer vergleichbaren Investition in 
einen herkömmlichen Produktionsprozess, bei dem primäre Roh- 
oder Ausgangsstoffe eingesetzt werden, wobei das hergestellte (wie­
derverwendete oder recycelte) Sekundärprodukt und das Primärpro­
dukt technisch und wirtschaftlich gegeneinander substituierbar sind. 

In allen in Unterabsatz 1 aufgeführten Situationen besteht das kontra­
faktische Szenario in einer Investition mit vergleichbarer Produktions­
kapazität und Lebensdauer, die den bereits geltenden Unionsnormen 
entspricht. Das kontrafaktische Szenario muss im Hinblick auf die recht­
lichen Anforderungen, die Marktbedingungen und die Anreize glaub­
würdig sein. 

Handelt es sich bei der Investition um die Installation einer zusätzlichen 
Komponente für eine bereits bestehende Anlage und gibt es kein weni­
ger umweltfreundliches Äquivalent zu dieser Investition oder kann der 
Antragsteller nachweisen, dass ohne die Beihilfe keine Investition ge­
tätigt werden würde, so sind die gesamten Investitionskosten beihilfe­
fähig. 

8. Die Beihilfeintensität darf 40 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. Bei kleinen Unternehmen kann die Beihilfeintensität um 
20 Prozentpunkte, bei mittleren Unternehmen um 10 Prozentpunkte er­
höht werden. 

▼B 
9. Die Beihilfeintensität kann bei Investitionen in Fördergebieten 
nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV um 15 Prozentpunkte 
und bei Investitionen in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe c AEUV um 5 Prozentpunkte erhöht werden. 

▼M6
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10. Für Investitionen, die sicherstellen sollen, dass angenommene 
und in Kraft getretene Unionsnormen erfüllt werden, werden keine Bei­
hilfen nach diesem Artikel gewährt. Beihilfen nach diesem Artikel kön­
nen für Investitionen gewährt werden, die auf die Erfüllung von an­
genommenen, aber noch nicht in Kraft getretenen Unionsnormen abzie­
len, sofern die Investition spätestens 18 Monate vor Inkrafttreten der 
Norm durchgeführt und abgeschlossen wird. 

Artikel 48 

Investitionsbeihilfen für Energieinfrastrukturen 

1. Investitionsbeihilfen für den Bau oder die Modernisierung von 
Energieinfrastrukturen sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzun­
gen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Beihilfen für Energieinfrastrukturen, die nach den Rechtsvorschrif­
ten über den Energiebinnenmarkt vollständig oder teilweise von der 
Regulierung des Zugangs Dritter oder der Entgelte ausgenommen sind, 
sind nicht nach diesem Artikel von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 
Absatz 3 AEUV freigestellt. 

3. Beihilfen für Investitionen in Vorhaben zur Strom- oder Gasspei­
cherung sind nicht nach diesem Artikel von der Anmeldepflicht 
freigestellt. 

4. Beihilfen für Gasinfrastrukturen sind nur dann von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, wenn die betref­
fende Infrastruktur für die Nutzung von Wasserstoff und/oder erneuer­
bare Gase bestimmt ist oder zu über 50 % für den Transport von 
Wasserstoff und erneuerbaren Gasen genutzt wird. 

5. Die gesamten Investitionskosten sind beihilfefähig. 

6. Die Beihilfeintensität kann bis zu 100 % der Finanzierungslücke 
betragen. Die Beihilfe muss auf das für die Durchführung des geför­
derten Vorhabens bzw. der geförderten Tätigkeit erforderliche Minimum 
beschränkt sein. Diese Voraussetzung ist erfüllt, wenn die Beihilfe der 
Finanzierungslücke im Sinne des Artikels 2 Nummer 118 entspricht. 
Eine detaillierte Prüfung dieser Nettomehrkosten ist nicht erforderlich, 
wenn die Beihilfebeträge durch eine wettbewerbliche Ausschreibung 
bestimmt werden, weil diese zuverlässig darüber Aufschluss gibt, wie 
hoch die Beihilfe für die potenziellen Empfänger mindestens sein muss. 

Artikel 49 

Beihilfen für Studien und Beratungsleistungen in den Bereichen 
Umweltschutz und Energie 

1. Beihilfen für Studien oder Beratungsleistungen, einschließlich 
Energieaudits, die sich unmittelbar auf nach diesem Abschnitt beihilfe­
fähige Investitionen beziehen, sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzun­
gen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

▼M6
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2. Betrifft die gesamte Studie oder Beratungsleistung Investitionen, 
die nach diesem Abschnitt beihilfefähig sind, so sind die Kosten für die 
Studie oder die Beratungsleistung beihilfefähig. Betrifft nur ein Teil der 
Studie oder Beratungsleistung Investitionen, die nach diesem Abschnitt 
beihilfefähig sind, so sind die Kosten für den Teil der Studie oder der 
Beratungsleistung, der sich auf diese Investitionen bezieht, beihilfefähig. 

2a. Die Beihilfe wird unabhängig davon gewährt, ob auf die Ergeb­
nisse der Studie oder der Beratungsleistung eine Investition folgt, die 
nach diesem Abschnitt beihilfefähig ist. 

3. Die Beihilfeintensität darf 60 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 

4. Bei Studien oder Beratungsleistungen im Auftrag kleiner Unter­
nehmen kann die Beihilfeintensität um 20 Prozentpunkte, bei Studien 
oder Beratungsleistungen im Auftrag mittlerer Unternehmen um 10 Pro­
zentpunkte erhöht werden. 

5. Keine Beihilfen werden für Energieaudits gewährt, die durch­
geführt werden, um der Richtlinie 2012/27/EU nachzukommen, es sei 
denn, das Energieaudit wird zusätzlich zu dem mit der Richtlinie ver­
bindlich vorgeschriebenen Energieaudit durchgeführt. 

▼B 

ABSCHNITT 8 

Beihilfen zur Bewältigung der Folgen bestimmter Naturkatastrophen 

Artikel 50 

Beihilferegelungen zur Bewältigung der Folgen bestimmter 
Naturkatastrophen 

1. Beihilferegelungen zur Bewältigung der Folgen von Erdbeben, 
Lawinen, Erdrutschen, Überschwemmungen, Wirbelstürmen, Orkanen, 
Vulkanausbrüchen und Flächenbränden natürlichen Ursprungs sind im 
Sinne des Artikels 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV mit dem Binnen­
markt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV freigestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel I fest­
gelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Beihilfen werden unter folgenden Voraussetzungen gewährt: 

a) die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats haben das Ereignis 
förmlich als Naturkatastrophe anerkannt, und 

b) es besteht ein direkter ursächlicher Zusammenhang zwischen der 
Naturkatastrophe und den Schäden, die dem betroffenen Unterneh­
men entstanden sind. 

3. Beihilferegelungen, die sich auf eine bestimmte Naturkatastrophe 
beziehen, müssen innerhalb von drei Jahren nach dem Ereignis einge­
führt werden. Beihilfen auf der Grundlage dieser Beihilferegelungen 
müssen innerhalb von vier Jahren nach dem Ereignis gewährt werden. 

4. Die beihilfefähigen Kosten sind die Kosten, die durch die als direkte 
Folge der Naturkatastrophe entstandenen Schäden verursacht und von 
einem von der zuständigen nationalen Behörde anerkannten unabhängigen 
Sachverständigen oder von einem Versicherungsunternehmen geschätzt 
wurden. Diese Schäden können Sachschäden an Vermögenswerten wie 
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Gebäuden, Ausrüstungen, Maschinen oder Lagerbeständen sowie Ein­
kommenseinbußen aufgrund einer vollständigen oder teilweisen Unterbre­
chung der Geschäftstätigkeit während eines Zeitraums von höchstens 
sechs Monaten nach der Naturkatastrophe umfassen. Der Sachschaden 
wird auf der Grundlage der Reparaturkosten oder des wirtschaftlichen 
Wertes des betroffenen Vermögenswerts vor der Naturkatastrophe berech­
net. Er darf nicht höher sein als die Reparaturkosten oder die durch die 
Katastrophe verursachte Minderung des Marktwerts, d. h. die Differenz 
zwischen dem Wert des Vermögenswerts unmittelbar vor der Naturkata­
strophe und seinem Wert unmittelbar danach. Die Einkommenseinbuße 
wird auf der Grundlage der Finanzdaten des betroffenen Unternehmens 
(Gewinn vor Zinsen und Steuern (EBIT), Abschreibungs- und Arbeits­
kosten ausschließlich in Bezug auf die von der Naturkatastrophe betrof­
fene Betriebsstätte) berechnet, indem die Finanzdaten für die sechs Mo­
nate unmittelbar nach der Naturkatastrophe mit dem Durchschnitt von 
drei Jahren verglichen werden, die unter den fünf Jahren vor der Natur­
katastrophe (unter Ausschluss des Jahres mit dem besten und des Jahres 
mit dem schlechtesten Finanzergebnis) ausgewählt werden; die Einkom­
menseinbuße wird für denselben Sechsmonatszeitraum des Jahres berech­
net. Die Schäden werden auf der Ebene des einzelnen Beihilfeempfängers 
berechnet. 

5. Die Beihilfe und sonstige Ausgleichszahlungen für die Schäden, 
einschließlich Versicherungsleistungen, dürfen zusammen 100 % der 
beihilfefähigen Kosten nicht überschreiten. 

ABSCHNITT 9 

Sozialbeihilfen für die Beförderung von Einwohnern entlegener 
Gebiete 

Artikel 51 

Sozialbeihilfen für die Beförderung von Einwohnern entlegener 
Gebiete 

1. Beihilfen für die Personenbeförderung per Flugzeug und Schiff 
sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 2 Buchstabe a AEUV mit 
dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Arti­
kel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in diesem Artikel und 
in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Die gesamte Beihilfe muss Endverbrauchern zugutekommen, die 
ihren gewöhnlichen Wohnsitz in entlegenen Gebieten haben. 

3. Die Beihilfe muss für den Personenverkehr auf einer Strecke ge­
währt werden, die einen Hafen oder Flughafen in einem entlegenen 
Gebiet mit einem anderen Hafen oder Flughafen im Europäischen Wirt­
schaftsraum verbindet. 

4. Die Beihilfe muss unabhängig von der Identität des Verkehrsunter­
nehmens und der Art der Leistung und ohne Einschränkungen im Hin­
blick auf die genaue Reiseroute von dem beziehungsweise in das ent­
legene Gebiet gewährt werden. 

5. Die beihilfefähigen Kosten sind der dem Verbraucher von dem 
Verkehrsunternehmen in Rechnung gestellte Preis für die Hin- und 
Rückreise aus dem beziehungsweise in das entlegene Gebiet einschließ­
lich aller Steuern und Gebühren. 

6. Die Beihilfeintensität darf 100 % der beihilfefähigen Kosten nicht 
überschreiten. 
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ABSCHNITT 10 

Beihilfen für Breitbandinfrastrukturen 

▼M6 

Artikel 52 

Beihilfen für feste Breitbandnetze 

1. Beihilfen für den Ausbau fester Breitbandnetze sind im Sinne des 
Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von 
der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern 
die Voraussetzungen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt 
sind. 

2. Beihilfefähig sind alle Kosten für Bau, Verwaltung und Betrieb 
eines festen Breitbandnetzes. Der Beihilfehöchstbetrag für ein Vorhaben 
wird nach Absatz 6 Buchstabe a auf der Grundlage eines wettbewerb­
lichen Auswahlverfahrens bestimmt. Erfolgt eine Investition nach Ab­
satz 6 Buchstabe b ohne wettbewerbliches Auswahlverfahren, so darf 
der Beihilfebetrag nicht höher sein als die Differenz zwischen den bei­
hilfefähigen Kosten und dem üblichen Betriebsgewinn aus der Investi­
tion. Der Betriebsgewinn wird im Voraus auf der Grundlage realisti­
scher Projektionen von den beihilfefähigen Kosten abgezogen und im 
Nachhinein über einen Rückforderungsmechanismus überprüft. Bei den 
für die Maßnahme angestellten realistischen Projektionen müssen alle 
Kosten und Einnahmen berücksichtigt werden, die im Laufe der wirt­
schaftlichen Lebensdauer der Investition voraussichtlich anfallen 
werden. 

3. Beihilfefähig sind folgende alternative Arten von Investitionen: 

a) Ausbau eines festen Breitbandnetzes, um Haushalte und sozioöko­
nomische Schwerpunkte in Gebieten anzuschließen, in denen kein 
Netz unter Spitzenlastbedingungen eine Download-Geschwindigkeit 
von mindestens 100 Mbit/s (Schwellengeschwindigkeit) bietet und in 
denen auch nicht glaubhaft geplant ist, ein solches Netz innerhalb 
des relevanten Zeithorizonts auszubauen. Dies wird durch Kartierung 
und öffentliche Konsultation nach Absatz 4 überprüft. 

b) Ausbau eines festen Breitbandnetzes, um sozioökonomische Schwer­
punkte in Gebieten anzuschließen, in denen nur ein Netz unter Spit­
zenlastbedingungen eine Download-Geschwindigkeit von mindestens 
100 Mbit/s, aber weniger als 300 Mbit/s (Schwellengeschwindigkei­
ten) bietet und in denen auch nicht glaubhaft geplant ist, ein solches 
Netz innerhalb des relevanten Zeithorizonts auszubauen. Dies wird 
durch Kartierung und öffentliche Konsultation nach Absatz 5 über­
prüft. 

4. Gebiete mit mindestens einem Netz, das auf eine 
Download-Geschwindigkeit von mindestens 1 Gbit/s unter Spitzenlast­
bedingungen aufgerüstet werden kann, kommen nicht für Maßnahmen 
nach Absatz 3 Buchstaben a und b in Betracht. Ein Netz gilt als auf 
eine Download-Geschwindigkeit von mindestens 1 Gbit/s unter Spitzen­
lastbedingungen aufrüstbar, wenn diese Geschwindigkeit durch gering­
fügige Investitionen (z. B. durch Aufrüstung der aktiven Komponenten, 
ohne erhebliche Investitionen in die Breitbandinfrastruktur) erreicht wer­
den kann. 

5. Die Kartierung und die öffentliche Konsultation für die Zwecke 
des Absatzes 3 müssen alle folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

a) Die Kartierung gibt Aufschluss über die Zielgebiete, die durch die 
staatliche Maßnahme abgedeckt werden sollen, und über alle vor­
handenen festen Breitbandnetze. Die Kartierung erfolgt 
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i) bei drahtgebundenen Festnetzen auf Adressenebene auf der 
Grundlage der erschlossenen Räumlichkeiten, 

ii) bei FWA-Netzen auf Adressenebene auf der Grundlage der er­
schlossenen Räumlichkeiten oder auf der Grundlage eines Rasters 
von maximal 100 x 100 m. 

Beinhaltet der Ausbau eines Netzes gleichzeitig den Ausbau eines 
Zugangsnetzes und den begrenzten Ausbau des für sein Funktionie­
ren erforderlichen dazugehörigen Backhaul-Netzes, so braucht das 
Backhaul-Netz nicht kartiert zu werden. 

Alle Elemente des Verfahrens und die technischen Kriterien für die 
Kartierung der Zielgebiete müssen öffentlich zugänglich gemacht 
werden. Die Karte wird stets im Rahmen einer öffentlichen Konsul­
tation überprüft. 

b) Die öffentliche Konsultation wird von der zuständigen Behörde 
durch Veröffentlichung der Hauptmerkmale der geplanten staatlichen 
Maßnahme und eines Verzeichnisses der durch die Kartierung nach 
Buchstabe a ermittelten Zielgebiete durchgeführt. Diese Informatio­
nen müssen auf einer öffentlich zugänglichen Website auf regionaler 
und nationaler Ebene zur Verfügung gestellt werden. Im Rahmen der 
öffentlichen Konsultation werden die Interessenträger aufgefordert, 
zu der geplanten staatlichen Maßnahme Stellung zu nehmen und 
gemäß Buchstabe a fundierte Informationen zu ihren Netzen vor­
zulegen, die die in Absatz 3 genannten Schwellengeschwindigkeiten 
bieten und die bereits im Zielgebiet vorhanden sind oder deren Aus­
bau dort innerhalb des relevanten Zeithorizonts glaubhaft geplant ist. 
Die öffentliche Konsultation muss mindestens 30 Tage dauern. 

6. Die Maßnahme führt zu einer wesentlichen Verbesserung gegen­
über den Netzen, die – wie durch eine gemäß Absatz 5 durchgeführte 
Kartierung und öffentliche Konsultation festgestellt wurde – bereits vor­
handen sind oder deren Ausbau innerhalb des relevanten Zeithorizonts 
glaubhaft geplant ist. Glaubhaft geplante Netze werden bei der Bewer­
tung der wesentlichen Verbesserung nur berücksichtigt, wenn sie für 
sich genommen innerhalb des relevanten Zeithorizonts in den Zielgebie­
ten eine ähnliche Leistungsfähigkeit bieten würden wie das geplante 
staatlich geförderte Netz. Eine wesentliche Verbesserung ist gegeben, 
wenn die geförderte Maßnahme bewirkt, dass eine erhebliche neue In­
vestition in das Breitbandnetz erfolgt und das geförderte Netz gegenüber 
dem vorhandenen bzw. glaubhaft geplanten Netz innerhalb des relevan­
ten Zeithorizonts zu erheblichen Verbesserungen in Bezug auf Verfüg­
barkeit, Kapazitäten, Geschwindigkeiten und Wettbewerb im Bereich 
der Breitbanddienste führt. Im Rahmen der Maßnahme müssen mehr 
als 70 % der Investitionen in Breitbandinfrastruktur fließen. In jedem 
Fall sind Maßnahmen nach Absatz 3 nur dann beihilfefähig, wenn sie 
mindestens zu folgenden Verbesserungen führen: 

a) Bei Maßnahmen nach Absatz 3 Buchstabe a muss das staatlich ge­
förderte Netz die Download-Geschwindigkeit im Vergleich zu den 
vorhandenen Netzen mindestens verdreifachen (Zielgeschwindigkeit). 

b) Bei Maßnahmen nach Absatz 3 Buchstabe b muss das staatlich 
geförderte Netz die Download-Geschwindigkeit im Vergleich zu 
den vorhandenen Netzen mindestens verdreifachen und unter Spit­
zenlastbedingungen eine Download-Geschwindigkeit von mindestens 
1 Gbit/s bieten (Zielgeschwindigkeit). 
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7. Die Beihilfe wird wie folgt gewährt: 

a) Die Beihilfe wird auf der Grundlage eines offenen, transparenten und 
diskriminierungsfreien wettbewerblichen Auswahlverfahrens unter 
Wahrung der Grundsätze der Vergabevorschriften und des Grund­
satzes der Technologieneutralität gewährt, wobei das wirtschaftlich 
günstigste Angebot den Zuschlag erhält. 

b) Wird die Beihilfe ohne wettbewerbliches Auswahlverfahren einer 
Behörde gewährt, damit diese direkt oder über eine interne Stelle 
ein festes Breitbandnetz ausbaut und verwaltet, so erbringt die Be­
hörde bzw. die interne Stelle ausschließlich Vorleistungsdienste über 
das geförderte Netz. Die Erteilung von Konzessionen oder anderen 
Aufträgen für Bau oder Betrieb des Netzes an Dritte erfolgt über ein 
offenes, transparentes und diskriminierungsfreies wettbewerbliches 
Auswahlverfahren im Einklang mit den Grundsätzen der Vergabe­
vorschriften und mit dem Grundsatz der Technologieneutralität, wo­
bei das wirtschaftlich günstigste Angebot den Zuschlag erhält. 

8. Das geförderte Netz gewährleistet zu fairen und diskriminierungs­
freien Bedingungen Zugang auf Vorleistungsebene im Sinne des Arti­
kels 2 Nummer 139. in Ausnahmefällen können nach Absatz 3 Buch­
stabe a beihilfefähige Maßnahmen anstelle einer physischen Entbünde­
lung eine virtuelle Entbündelung vorsehen, wenn das virtuell entbün­
delte Zugangsprodukt zuvor von der nationalen Regulierungsbehörde 
oder einer anderen zuständigen Behörde genehmigt wurde. Aktiver Zu­
gang auf Vorleistungsebene wird für mindestens zehn Jahre ab In­
betriebnahme des Netzes gewährt; der Zugang auf Vorleistungsebene 
zur Breitbandinfrastruktur wird für die Lebensdauer der betreffenden 
Elemente gewährt. Ein auf virtueller Entbündelung basierender Zugang 
muss für einen Zeitraum gewährt werden, der der Lebensdauer der 
Infrastruktur entspricht, für die der virtuell entbündelte Zugang als Er­
satz dient. Für das gesamte Netz gelten dieselben Zugangsbedingungen, 
auch für die Teile des Netzes, in denen bestehende Infrastruktur genutzt 
wurde. Die Verpflichtungen zur Zugangsgewährung werden unabhängig 
von Veränderungen bei den Eigentumsverhältnissen, der Verwaltung 
oder dem Betrieb des Netzes durchgesetzt. Das Netz muss mindestens 
drei Zugangsinteressenten Zugang gewähren und mindestens 50 % der 
Kapazität Zugangsinteressenten zur Verfügung stellen. Damit der Vor­
leistungszugang wirksam genutzt werden kann und es den Zugangsinte­
ressenten ermöglicht wird, ihre Dienste zu erbringen, muss der Vorleis­
tungszugang auch zu den Komponenten des Netzes gewährt werden, die 
nicht staatlich gefördert wurden und die unter Umständen nicht vom 
Beihilfeempfänger eingerichtet wurden (z. B. muss auch Zugang zu 
aktiven Komponenten gewährt werden, wenn nur Breitbandinfrastruktur 
gefördert wird). 

9. Der Preis für den Zugang auf Vorleistungsebene muss auf einer 
der folgenden Benchmarks bzw. einem der folgenden Preisgestaltungs­
grundsätze beruhen: 

a) auf den durchschnittlichen veröffentlichten Vorleistungspreisen, die 
in anderen vergleichbaren und wettbewerbsintensiveren Gebieten des 
Mitgliedstaats gelten, 

b) auf den regulierten Preisen, die von der nationalen Regulierungs­
behörde für die betreffenden Märkte und Dienste bereits festgesetzt 
oder genehmigt wurden, oder 

c) auf Kostenorientierung oder einem gemäß dem sektoralen Rechts­
rahmen vorgeschriebenen Verfahren. 

Unbeschadet der im Rechtsrahmen festgelegten Zuständigkeiten der na­
tionalen Regulierungsbehörde wird die nationale Regulierungsbehörde 
zu den Produkten für den Vorleistungszugang, zu den Zugangsbedin­
gungen einschließlich der Preise und zu Streitigkeiten im Zusammen­
hang mit der Anwendung dieses Artikels konsultiert. 
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10. Wenn der für ein Vorhaben gewährte Beihilfebetrag 10 Mio. EUR 
übersteigt, richten die Mitgliedstaaten einen Monitoring- und Rückfor­
derungsmechanismus ein. 

11. Um zu gewährleisten, dass die Beihilfe verhältnismäßig bleibt 
und nicht zu einer Überkompensation oder einer Quersubventionierung 
nicht geförderter Tätigkeiten führt, stellt der Beihilfeempfänger eine 
getrennte Buchführung zwischen den für den Ausbau und den Betrieb 
des staatlich geförderten Netzes verwendeten Mitteln und anderen ihm 
zur Verfügung stehenden Mitteln sicher. 

Artikel 52a 

Beihilfen für 4G- und 5G-Mobilfunknetze 

1. Beihilfen für den Ausbau von 4G- und 5G-Mobilfunknetzen sind 
im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt ver­
einbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
freigestellt, sofern die Voraussetzungen des vorliegenden Artikels und 
des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Beihilfefähig sind alle Kosten für Bau, Verwaltung und Betrieb 
der passiven und aktiven Komponenten eines Mobilfunknetzes. Der 
Beihilfehöchstbetrag für ein Vorhaben wird auf der Grundlage eines 
wettbewerblichen Auswahlverfahrens nach Absatz 7 Buchstabe a fest­
gesetzt. Erfolgt eine Investition nach Absatz 7 Buchstabe b ohne wett­
bewerbliches Auswahlverfahren, so darf der Beihilfebetrag nicht höher 
sein als die Differenz zwischen den beihilfefähigen Kosten und dem 
üblichen Betriebsgewinn aus der Investition. Der Betriebsgewinn wird 
im Voraus auf der Grundlage realistischer Projektionen von den bei­
hilfefähigen Kosten abgezogen und im Nachhinein über einen Rück­
forderungsmechanismus überprüft. Bei den für die Maßnahme angestell­
ten realistischen Projektionen müssen alle Kosten und Einnahmen be­
rücksichtigt werden, die im Laufe der wirtschaftlichen Lebensdauer der 
Investition voraussichtlich anfallen werden. 

3. Der Ausbau von 5G-Mobilfunknetzen muss in Gebieten stattfin­
den, in denen weder ein 4G- noch ein 5G-Mobilfunknetz vorhanden ist 
und in denen auch nicht glaubhaft geplant ist, ein solches Netz inner­
halb des relevanten Zeithorizonts auszubauen. Der Ausbau von 4G-Mo­
bilfunknetzen muss in Gebieten stattfinden, in denen weder ein 3G- 
noch ein 4G- oder 5G-Mobilfunknetz vorhanden ist und in denen 
auch nicht glaubhaft geplant ist, ein solches Netz innerhalb des relevan­
ten Zeithorizonts auszubauen. Diese Anforderungen werden durch Kar­
tierung und öffentliche Konsultation nach Absatz 4 überprüft. 

4. Die Kartierung und die öffentliche Konsultation für die Zwecke 
des Absatzes 3 müssen alle folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

a) Die Kartierung gibt eindeutig Aufschluss über die Zielgebiete, die 
durch die staatliche Maßnahme abgedeckt werden sollen, und über 
alle vorhandenen Mobilfunknetze. Die Kartierung erfolgt auf der 
Grundlage eines Rasters von maximal 100 x100 m. Alle Elemente 
des Verfahrens und die technischen Kriterien für die Kartierung der 
Zielgebiete müssen öffentlich zugänglich gemacht werden. Die Karte 
wird stets im Rahmen einer öffentlichen Konsultation überprüft. 

Beinhaltet der Ausbau eines Netzes gleichzeitig den Ausbau eines 
Zugangsnetzes und den begrenzten Ausbau des für sein Funktionie­
ren erforderlichen dazugehörigen Backhaul-Netzes, so braucht das 
Backhaul-Netz nicht gesondert kartiert zu werden. 
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b) Die öffentliche Konsultation wird von der zuständigen Behörde 
durch Veröffentlichung der Hauptmerkmale der geplanten staatlichen 
Maßnahme und eines Verzeichnisses der durch die Kartierung nach 
Buchstabe a ermittelten Zielgebiete durchgeführt. Diese Informatio­
nen müssen auf einer öffentlich zugänglichen Website auf regionaler 
und nationaler Ebene zur Verfügung gestellt werden. Im Rahmen der 
öffentlichen Konsultation werden die Interessenträger aufgefordert, 
zu der geplanten staatlichen Maßnahme Stellung zu nehmen und 
gemäß Buchstabe a fundierte Informationen zu ihren Mobilfunknet­
zen vorzulegen, die die in Absatz 3 genannten Merkmale aufweisen 
und die bereits im Zielgebiet vorhanden sind oder deren Ausbau dort 
innerhalb des relevanten Zeithorizonts glaubhaft geplant ist. Die öf­
fentliche Konsultation muss mindestens 30 Tage dauern. 

5. Die geförderte Infrastruktur wird nicht zum Nachweis der Erfül­
lung von Versorgungsauflagen berücksichtigt, die sich für die Mobil­
funknetzbetreiber aus den an die Zuweisung von 4G- und 5G-Frequenz­
nutzungsrechten geknüpften Bedingungen ergeben. 

6. Die Maßnahme führt zu einer wesentlichen Verbesserung gegen­
über den Mobilfunknetzen, die – wie durch eine gemäß Absatz 4 durch­
geführte Kartierung und öffentliche Konsultation festgestellt wurde – 
bereits vorhanden sind oder deren Ausbau innerhalb des relevanten 
Zeithorizonts glaubhaft geplant ist. Glaubhaft geplante Netze werden 
bei der Bewertung der wesentlichen Verbesserung nur berücksichtigt, 
wenn sie für sich genommen innerhalb des relevanten Zeithorizonts in 
den Zielgebieten eine ähnliche Leistungsfähigkeit bieten würden wie das 
geplante staatlich geförderte Netz. Eine wesentliche Verbesserung ist 
gegeben, wenn die geförderte Maßnahme bewirkt, dass eine erhebliche 
neue Investition in das Mobilfunknetz erfolgt und das geförderte Netz 
gegenüber dem vorhandenen bzw. glaubhaft geplanten Netz innerhalb 
des relevanten Zeithorizonts zu erheblichen Verbesserungen in Bezug 
auf Verfügbarkeit, Kapazitäten, Geschwindigkeiten und Wettbewerb im 
Bereich der Mobilfunkdienste führt. Im Rahmen der Maßnahme müssen 
mehr als 50 % der Investition in Breitbandinfrastruktur fließen. 

7. Die Beihilfe wird wie folgt gewährt: 

a) Die Beihilfe wird auf der Grundlage eines offenen, transparenten und 
diskriminierungsfreien wettbewerblichen Auswahlverfahrens unter 
Wahrung der Grundsätze der Vergabevorschriften und des Grund­
satzes der Technologieneutralität gewährt, wobei das wirtschaftlich 
günstigste Angebot den Zuschlag erhält. 

b) Wird die Beihilfe ohne wettbewerbliches Auswahlverfahren einer 
Behörde gewährt, damit diese direkt oder über eine interne Stelle 
ein Mobilfunknetz ausbaut und verwaltet, so erbringt die Behörde 
bzw. die interne Stelle ausschließlich Vorleistungsdienste über das 
geförderte Netz. Die Erteilung von Konzessionen oder anderen Auf­
trägen für Bau oder Betrieb des Netzes an Dritte erfolgt über ein 
offenes, transparentes und diskriminierungsfreies wettbewerbliches 
Auswahlverfahren im Einklang mit den Grundsätzen der Vergabe­
vorschriften und mit dem Grundsatz der Technologieneutralität, wo­
bei das wirtschaftlich günstigste Angebot den Zuschlag erhält. 

8. Der Betrieb des geförderten Netzes gewährleistet zu fairen und 
diskriminierungsfreien Bedingungen Zugang auf Vorleistungsebene im 
Sinne des Artikels 2 Nummer 139. Aktiver Zugang auf Vorleistungs­
ebene wird für mindestens zehn Jahre ab Inbetriebnahme des Netzes 
gewährt; der Zugang auf Vorleistungsebene zur Breitbandinfrastruktur 
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wird für die Lebensdauer der betreffenden Elemente gewährt. Für das 
gesamte Netz gelten dieselben Zugangsbedingungen, auch für die Teile 
des Netzes, in denen bestehende Infrastruktur genutzt wurde. Die Ver­
pflichtungen zur Zugangsgewährung werden unabhängig von Verände­
rungen bei den Eigentumsverhältnissen, der Verwaltung oder dem Be­
trieb des Netzes durchgesetzt. Damit der Vorleistungszugang wirksam 
genutzt werden kann und es den Zugangsinteressenten ermöglicht wird, 
ihre Dienste zu erbringen, muss der Vorleistungszugang auch zu den 
Komponenten des Netzes gewährt werden, die nicht staatlich gefördert 
wurden und die unter Umständen nicht vom Beihilfeempfänger einge­
richtet wurden (z. B. muss auch Zugang zu aktiven Komponenten ge­
währt werden, wenn nur Breitbandinfrastruktur gefördert wird). 

9. Der Preis für den Zugang auf Vorleistungsebene muss auf einer 
der folgenden Benchmarks bzw. einem der folgenden Preisgestaltungs­
grundsätze beruhen: 

a) auf den durchschnittlichen veröffentlichten Vorleistungspreisen, die 
in anderen vergleichbaren und wettbewerbsintensiveren Gebieten des 
Mitgliedstaats gelten, 

b) auf den regulierten Preisen, die von der nationalen Regulierungs­
behörde für die betreffenden Märkte und Dienste bereits festgesetzt 
oder genehmigt wurden, 

c) auf Kostenorientierung oder einem gemäß dem sektoralen Rechts­
rahmen vorgeschriebenen Verfahren. 

Unbeschadet der im Rechtsrahmen festgelegten Zuständigkeiten der na­
tionalen Regulierungsbehörde wird die nationale Regulierungsbehörde 
zu den Produkten für den Vorleistungszugang, zu den Zugangsbedin­
gungen einschließlich der Preise und zu Streitigkeiten im Zusammen­
hang mit der Anwendung dieses Artikels konsultiert. 

10. Wenn der für ein Vorhaben gewährte Beihilfebetrag 10 Mio. EUR 
übersteigt, richten die Mitgliedstaaten einen Monitoring- und Rückfor­
derungsmechanismus ein. 

11. Die Nutzung des staatlich finanzierten 4G- oder 5G-Netzes zur Er­
bringung von FWA-Diensten ist nur in Gebieten zulässig, in denen kein 
Netz unter Spitzenlastbedingungen eine Download-Geschwindigkeit von 
mindestens 100 Mbit/s bietet und in denen der Ausbau eines solchen Netzes 
innerhalb des relevanten Zeithorizonts auch nicht glaubhaft geplant ist, 
sofern alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Bei der Kartierung und öffentlichen Konsultation werden die nach 
Artikel 52 Absatz 5 ermittelten vorhandenen oder glaubhaft geplan­
ten festen Breitbandnetze berücksichtigt. 

b) Das geförderte drahtlose 4G- oder 5G-FWA-Netz muss die 
Download-Geschwindigkeit im Vergleich zu den vorhandenen oder 
glaubhaft geplanten Netzen gemäß Artikel 52 Absatz 5 mindestens 
verdreifachen (Zielgeschwindigkeit). 

12. Um zu gewährleisten, dass die Beihilfe verhältnismäßig bleibt 
und nicht zu einer Überkompensation oder einer Quersubventionierung 
nicht geförderter Tätigkeiten führt, stellt der Beihilfeempfänger eine 
getrennte Buchführung zwischen den für den Ausbau und den Betrieb 
des staatlich geförderten Netzes verwendeten Mitteln und anderen ihm 
zur Verfügung stehenden Mitteln sicher. 
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Artikel 52b 

Beihilfen für Vorhaben von gemeinsamem Interesse im Bereich 
transeuropäischer digitaler Vernetzungsinfrastruktur 

1. Beihilfen für Vorhaben von gemeinsamem Interesse im Bereich 
digitaler Vernetzungsinfrastruktur, die nach der Verordnung (EU) 
2021/1153 finanziert werden oder mit einem Exzellenzsiegel nach der 
genannten Verordnung ausgezeichnet wurden, sind im Sinne des Arti­
kels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der 
Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die 
Voraussetzungen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt 
sind. 

2. Die Vorhaben müssen die in Absatz 3 festgelegten kumulativen 
Voraussetzungen für die Vereinbarkeit erfüllen. Darüber hinaus müssen 
sie zu einer der in Absatz 4 festgelegten Gruppen von beihilfefähigen 
Vorhaben gehören und alle besonderen Vereinbarkeitsvoraussetzungen 
für die jeweilige Gruppe nach Absatz 4 erfüllen. Unter die Freistellung 
nach Absatz 1 fallen nur Vorhaben, die sich ausschließlich auf die 
Elemente und Einrichtungen beziehen, welche unter den jeweiligen Ka­
tegorien in Absatz 4 aufgeführt sind. 

3. Die allgemeinen kumulativen Vereinbarkeitsvoraussetzungen sind 
wie folgt: 

a) Der Empfänger muss aus eigenen oder aus Fremdmitteln einen Ei­
genbeitrag von mindestens 25 % der beihilfefähigen Kosten leisten, 
der keinerlei öffentliche Förderung enthält. Wird der Eigenbeitrag 
des Empfängers in Höhe von 25 % aus Fremdmitteln über eine 
Investitionsplattform gewährt, die verschiedene Finanzierungsquellen 
kombiniert, wird die im vorausgegangenen Satz festgelegte Voraus­
setzung, dass Fremdmittel keinerlei öffentliche Förderung umfassen 
dürfen, dadurch ersetzt, dass bei einer solchen Plattform mindestens 
30 % private Investitionen gegeben sein müssen. 

b) Beihilfefähig sind ausschließlich nach der Verordnung (EU) 
2021/1153 beihilfefähige Investitionskosten für den Ausbau der In­
frastruktur. 

c) Das Vorhaben muss im Einklang mit der Verordnung (EU) 
2021/1153 ausgewählt werden von 

i) einem unabhängigen Finanzintermediär, der von der Kommis­
sion auf der Grundlage gemeinsam vereinbarter Investitionsleit­
linien bestellt wurde, 

ii) der Kommission im Rahmen einer Ausschreibung, die auf ein­
deutigen, transparenten und diskriminierungsfreien Kriterien be­
ruht, oder 

iii) unabhängigen Sachverständigen, die von der Kommission be­
stellt wurden. 

d) Das Vorhaben muss Vernetzungsmöglichkeiten eröffnen, die über 
die Anforderungen im Rahmen bestehender rechtlicher Verpflichtun­
gen, beispielsweise solche, die an ein Frequenznutzungsrecht ge­
knüpft sind, hinausgehen. 

e) Das Vorhaben muss gemäß Artikel 52 Absätze 7 und 8 bzw. Ar­
tikel 52a Absätze 8 und 9 zu fairen, angemessenen und diskriminie­
rungsfreien Bedingungen einen offenen Zugang auf Vorleistungs­
ebene für Dritte einschließlich Entbündelung bieten. 
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4. Die Kategorien beihilfefähiger Vorhaben und die für sie geltenden 
besonderen kumulativen Vereinbarkeitsvoraussetzungen sind wie folgt. 

a) Investitionen in den Ausbau eines grenzüberschreitenden Abschnitts 
eines 5G-Korridors entlang eines in den Leitlinien für den Ausbau 
eines transeuropäischen Verkehrsnetzes im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 aufgeführten Verkehrskorridors 
(TEN-V-Korridore), die die folgenden besonderen kumulativen Vo­
raussetzungen erfüllen: 

i) Das Vorhaben betrifft einen grenzüberschreitenden Abschnitt ei­
nes 5G-Korridors, der die Grenze zwischen zwei oder mehr Mit­
gliedstaaten überschreitet oder der die Grenze zwischen mindes­
tens einem Mitgliedstaat und mindestens einem Land des Euro­
päischen Wirtschaftsraums überschreitet, 

ii) die sich in einem Mitgliedstaat befindlichen grenzüberschreiten­
den Abschnitte von 5G-Korridoren machen zusammen nicht 
mehr als 15 % der Gesamtlänge der 5G-Korridore entlang des 
transeuropäischen Kernverkehrsnetzes in dem jeweiligen Mit­
gliedstaat aus, für die keine bestehenden rechtlichen Verpflich­
tungen, beispielsweise solche, die an ein Frequenznutzungsrecht 
geknüpft sind, gelten. In Ausnahmefällen, wenn ein Mitgliedstaat 
den Ausbau von grenzüberschreitenden 5G-Korridoren entlang 
seines transeuropäischen Gesamtverkehrsnetzes fördert, dürfen 
die sich in dem jeweiligen Mitgliedstaat befindlichen grenzüber­
schreitenden Abschnitte von 5G-Korridoren zusammen nicht 
mehr als 15 % der Gesamtlänge der 5G-Korridore entlang des 
transeuropäischen Gesamtverkehrsnetzes in dem jeweiligen Mit­
gliedstaat ausmachen, für die keine bestehenden rechtlichen Ver­
pflichtungen, beispielsweise solche, die an ein Frequenznut­
zungsrecht geknüpft sind, gelten, 

iii) das Vorhaben gewährleistet eine erhebliche neue Investition in 
das für vernetzte und automatisierte Mobilitätsdienste geeignete 
5G-Mobilfunknetz, die über marginale Investitionen hinausgeht, 
welche lediglich der Modernisierung der aktiven Netzelemente 
dienen, 

iv) das Vorhaben fördert den Ausbau neuer passiver Infrastruktur 
nur dann, wenn bestehende passive Infrastruktur nicht wieder­
verwendet werden kann. 

b) Investitionen in den Ausbau eines grenzüberschreitenden Abschnitts 
eines europaweiten Terabit-Haupttrassen-Netzes, das die Ziele des 
Gemeinsamen Unternehmens für europäisches Hochleistungsrechnen 
durch Zusammenschaltung bestimmter Rechenanlagen, Hochleis­
tungsrechenanlagen und Dateninfrastrukturen unterstützt, die die fol­
genden besonderen kumulativen Voraussetzungen erfüllen: 

i) Im Rahmen des Vorhabens werden vernetzungsspezifische Ver­
mögenswerte (einschließlich unentziehbarer Nutzungsrechte, unbe­
schalteter Glasfaserleitungen und Ausrüstung) für den Bau eines 
grenzüberschreitenden Abschnitts eines gesamteuropäischen 
Haupttrassen-Netzes ausgebaut oder erworben, der die Zusammen­
schaltung — mit freier durchgehender Vernetzung von mindestens 1 
Tbit/s — von mindestens zwei Rechenanlagen, Hochleistungs­
rechenanlagen oder Dateninfrastrukturen fördert, 1) bei denen es 
sich um Aufnahmeeinrichtungen des gemäß der Verordnung (EU) 
2018/1488 des Rates ( 1 ) gegründeten Gemeinsamen Unternehmens 

▼M4 
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für europäisches Hochleistungsrechnen oder um Forschungsinfra­
strukturen und andere Rechen- und Dateninfrastrukturen zur Unter­
stützung von Forschungsleitprogrammen und Aufträgen im Sinne 
der Verordnung (EU) 2021/695 des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 1 ) und der Verordnung (EG) Nr. 723/2009 des Rates 
handelt, die zu den Zielen des Gemeinsamen Unternehmens für 
europäisches Hochleistungsrechnen beitragen, und die sich 2) in 
mindestens zwei EU-Mitgliedstaaten oder mindestens einem 
EU-Mitgliedstaat und mindestens einem Mitglied des Europäischen 
Forschungsraums befinden, 

ii) das Vorhaben gewährleistet eine erhebliche neue Investition in 
das Haupttrassen-Netz, die über eine marginale Investition, wie 
eine Investition für reine Software-Aktualisierungen oder -lizen­
zen, hinausgeht, 

iii) der Erwerb von vernetzungsspezifischen Vermögenswerten er­
folgt durch Vergabe öffentlicher Aufträge, 

iv) das Vorhaben fördert den Ausbau neuer passiver Infrastruktur 
nur dann, wenn bestehende passive Infrastruktur nicht wieder­
verwendet werden kann. 

c) Investitionen in den Ausbau eines grenzüberschreitenden Abschnitts eines 
die Zusammenschaltung von Cloud-Infrastrukturen bestimmter sozioöko­
nomischer Schwerpunkte gewährleistenden Haupttrassen-Netzes, die die 
folgenden besonderen kumulativen Voraussetzungen erfüllen: 

i) Das Vorhaben bindet Cloud-Infrastrukturen von sozioökonomi­
schen Schwerpunkten an, bei denen es sich um öffentliche Ver­
waltungen oder um öffentliche oder private Einrichtungen han­
delt, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemei­
nem Interesse oder von Dienstleistungen von allgemeinem wirt­
schaftlichem Interesse im Sinne des Artikels 106 Absatz 2 
AEUV betraut sind, 

ii) das Vorhaben betrifft einen grenzüberschreitenden Abschnitt des 
Ausbaus neuer oder eine erhebliche Modernisierung bestehender 
grenzüberschreitender Haupttrassen-Netze, der 1) die Grenze 
zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten überschreitet, oder 2) 
die Grenze zwischen mindestens einem Mitgliedstaat und min­
destens einem Land des Europäischen Wirtschaftsraums über­
schreitet, 

iii) das Vorhaben betrifft mindestens zwei beihilfefähige sozioöko­
nomische Schwerpunkte nach Ziffer i, die jeweils in verschiede­
nen Mitgliedstaaten oder in einem Mitgliedstaat und einem Land 
des Europäischen Wirtschaftsraums tätig sind, 

iv) das Vorhaben gewährleistet eine erhebliche neue Investition in 
ein Haupttrassen-Netz, die über eine marginale Investition, wie 
eine Investition für reine Software-Aktualisierungen oder -lizen­
zen, hinausgeht. Das Vorhaben kann zuverlässig symmetrische 
Download- und Upload-Geschwindigkeiten von mindestens Viel­
fachen von 10 Gbit/s bieten, 

v) das Vorhaben fördert den Ausbau neuer passiver Infrastruktur 
nur dann, wenn bestehende passive Infrastruktur nicht wieder­
verwendet werden kann. 

▼M4 

( 1 ) Verordnung (EU) 2021/695 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
28. April 2021 zur Einrichtung von „Horizont Europa“, dem Rahmenpro­
gramm für Forschung und Innovation, sowie über dessen Regeln für die 
Beteiligung und die Verbreitung der Ergebnisse und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EU) Nr. 1290/2013 und (EU) Nr. 1291/2013 (ABl. L 170 
vom 12.5.2021, S. 1).
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d) Investitionen in den Ausbau eines Tiefseekabelnetzes, die die folgen­
den besonderen kumulativen Voraussetzungen erfüllen: 

i) Das Vorhaben betrifft einen grenzüberschreitenden Abschnitt ei­
nes Tiefseekabelnetzes, der 1) die Grenze zwischen zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten überschreitet oder 2) die Grenze zwischen 
mindestens einem Mitgliedstaat und mindestens einem Land des 
Europäischen Wirtschaftsraums überschreitet. Alternativ gewähr­
leistet die Einheit, die eine Beihilfe erhält, ausschließlich die 
Bereitstellung von Vorleistungsdiensten, und die geförderte In­
frastruktur verbessert die Vernetzung von europäischen Gebieten 
in äußerster Randlage, überseeischen Gebieten oder Inselregio­
nen, auch wenn sich das Netz nur auf einen Mitgliedstaat 
erstreckt, 

ii) das Vorhaben darf keine Strecken betreffen, die bereits von 
mindestens zwei bestehenden oder glaubhaft geplanten 
Haupttrassen-Infrastrukturen bedient werden, 

iii) das Vorhaben gewährleistet eine erhebliche neue Investition in 
das Tiefseekabelnetz, die in der Verlegung eines neuen Tiefsee­
kabels oder in der Anbindung an ein bestehendes Tiefseekabel 
besteht, wobei die Redundanzproblematik berücksichtigt wird 
und die Investition über eine marginale Investition hinausgeht. 
Das Vorhaben kann zuverlässig symmetrische Download- und 
Upload-Geschwindigkeiten von mindestens 1 Gbit/s bieten, 

iv) das Vorhaben fördert den Ausbau neuer passiver Infrastruktur 
nur dann, wenn bestehende passive Infrastruktur nicht wieder­
verwendet werden kann. 

▼M6 

Artikel 52c 

Konnektivitätsgutscheine 

1. Beihilfen in Form einer Konnektivitätsgutschein-Regelung für 
Verbraucher zur Erleichterung von Telearbeit, allgemeinen und beruf­
lichen Bildungsleistungen bzw. für KMU sind im Sinne des Artikels 107 
Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraus­
setzungen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt sind. 

2. Die Laufzeit einer Gutscheinregelung beträgt höchstens drei Jahre. 
Die Gutscheine für Endnutzer dürfen höchstens zwei Jahre lang gültig 
sein. 

3. Folgende Kategorien von Gutscheinen sind beihilfefähig: 

a) Gutscheine für Verbraucher bzw. KMU, mit denen diese einen neuen 
Breitbanddienst abonnieren oder ihr bestehendes Abonnement auf 
einen Dienst mit einer Download-Geschwindigkeit von mindestens 
30 Mbit/s unter Spitzenlastbedingungen aufstocken können, sofern 
alle Anbieter elektronischer Kommunikationsdienste, die eine 
Download-Geschwindigkeit von mindestens 30 Mbit/s unter Spitzen­
lastbedingungen bieten, im Rahmen der Regelung beihilfefähig sind. 
Für einen Wechsel zu Anbietern, die dieselbe Geschwindigkeit bie­
ten, wie sie bereits im Rahmen des bestehenden Abonnements er­
reicht wird, oder für ein Upgrade eines bestehenden Abonnements 
mit einer Download-Geschwindigkeit von mindestens 30 Mbit/s un­
ter Spitzenlastbedingungen dürfen keine Gutscheine gewährt werden. 

b) Gutscheine für KMU, mit denen diese einen neuen Breitbanddienst 
abonnieren oder ihr bestehendes Abonnement auf einen Dienst mit 
einer Download-Geschwindigkeit von mindestens 100 Mbit/s unter 
Spitzenlastbedingungen aufstocken können, sofern alle Anbieter 
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elektronischer Kommunikationsdienste, die eine Download- 
Geschwindigkeit von mindestens 100 Mbit/s unter Spitzenlastbedin­
gungen bieten, im Rahmen der Regelung beihilfefähig sind. Für 
einen Wechsel zu Anbietern, die dieselbe Geschwindigkeit bieten, 
wie sie bereits im Rahmen des bestehenden Abonnements erreicht 
wird, oder für ein Upgrade eines bestehenden Abonnements mit 
einer Download-Geschwindigkeit von mindestens 100 Mbit/s unter 
Spitzenlastbedingungen dürfen keine Gutscheine gewährt werden. 

4. Die Gutscheine dürfen höchstens 50 % der beihilfefähigen Kosten 
abdecken. Die beihilfefähigen Kosten sind die monatliche Gebühr, die 
Standard-Einrichtungskosten und die Kosten des Erwerbs der erforder­
lichen Endgeräte für den Zugang des Endnutzers zu den Breitbanddiens­
ten mit den in Absatz 3 festgelegten Geschwindigkeiten. Die Kosten für 
die gebäudeinterne Verkabelung und einen begrenzten Ausbau auf dem 
Privatgrundstück der Endnutzer oder auf öffentlichem Grund in unmit­
telbarer Nähe dieser Privatgrundstücke sind ebenfalls beihilfefähig, so­
weit sie für die Erbringung des Dienstes erforderlich sind bzw. dazuge­
hören. Der Gutscheinbetrag wird von den Behörden direkt an die End­
nutzer oder direkt an den von den Endnutzern gewählten Diensteanbie­
ter ausgezahlt. 

5. Für Gebiete, in denen kein Netz zur Erbringung der in Absatz 3 
genannten beihilfefähigen Dienste vorhanden ist, können keine Gut­
scheine gewährt werden. Die Mitgliedstaaten müssen die Hauptmerk­
male der Regelung und das Verzeichnis der Zielgebiete durch Ver­
öffentlichung auf einer öffentlich zugänglichen Website auf regionaler 
und nationaler Ebene einer öffentlichen Konsultation unterziehen. Im 
Rahmen der öffentlichen Konsultation werden Interessenträger aufgefor­
dert, zu dem Maßnahmenentwurf Stellung zu nehmen und fundierte 
Informationen über ihre bestehenden Netze zu übermitteln, die die in 
Absatz 3 genannte Geschwindigkeit zuverlässig bieten können. Die öf­
fentliche Konsultation muss mindestens 30 Tage dauern. 

6. Gutscheine müssen technologieneutral sein. Die Regelungen müs­
sen die Gleichbehandlung aller potenziellen Diensteanbieter gewährleis­
ten und den Endnutzern unabhängig von den verwendeten Technologien 
eine möglichst breite Auswahl an Anbietern bereitstellen. Zu diesem 
Zweck richtet der Mitgliedstaat ein Onlineregister aller infrage kommen­
den Diensteanbieter ein oder gewährleistet die Offenheit, die Trans­
parenz und den diskriminierungsfreien Charakter der staatlichen Maß­
nahme anhand eines gleichwertigen alternativen Verfahrens. Die End­
nutzer haben die Möglichkeit, solche Informationen über alle Unterneh­
men abzurufen, die in der Lage sind, die beihilfefähigen Dienste zu 
erbringen. Alle Unternehmen, die in der Lage sind, die beihilfefähigen 
Dienste zu erbringen, haben das Recht, auf Antrag in das 
Online-Register aufgenommen bzw. in einem vom Mitgliedstaat ge­
wählten alternativen Verzeichnis berücksichtigt zu werden. 

7. Um Marktverzerrungen so gering wie möglich zu halten, müssen 
die Mitgliedstaaten eine Marktanalyse durchführen, um die in dem Ge­
biet tätigen infrage kommenden Anbieter zu ermitteln und Informatio­
nen zur Berechnung ihres Marktanteils sowie über die Nutzung der 
beihilfefähigen Dienste und ihre Preise einzuholen. Beihilfen werden 
nur gewährt, wenn die Marktanalyse ergibt, dass die Regelung breit 
genug aufgelegt ist, um einen ungerechtfertigten Vorteil für eine be­
grenzte Anzahl von Anbietern zu verhindern, und nicht zu einer Stär­
kung der (lokalen) Marktmacht bestimmter Anbieter führt. 

8. Vertikal integrierte Anbieter von Breitbanddiensten, die einen 
Endkundenmarktanteil von mehr als 25 % innehaben, kommen nur 
dann für eine Förderung infrage, wenn sie auf dem entsprechenden 
Vorleistungszugangsmarkt Vorleistungszugangsprodukte anbieten, auf 
deren Grundlage jeder Zugangsinteressent die beihilfefähigen Dienste 
mit der in Absatz 3 genannten Geschwindigkeit zu offenen, transparen­
ten und diskriminierungsfreien Bedingungen bereitstellen kann. 
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Der Preis für den Zugang auf Vorleistungsebene beruht auf einer der 
folgenden Benchmarks bzw. einem der folgenden Preisgestaltungs­
grundsätze: 

a) auf den durchschnittlichen veröffentlichten Vorleistungspreisen, die 
in anderen vergleichbaren und wettbewerbsintensiveren Gebieten des 
Mitgliedstaats gelten, 

b) auf den regulierten Preisen, die von der nationalen Regulierungs­
behörde für die betreffenden Märkte und Dienste bereits festgesetzt 
oder genehmigt wurden, 

c) auf Kostenorientierung oder einem nach dem sektoralen Rechtsrah­
men vorgeschriebenen Verfahren. 

Unbeschadet der im Rechtsrahmen festgelegten Zuständigkeiten der na­
tionalen Regulierungsbehörde wird die nationale Regulierungsbehörde 
zu den Produkten für den Vorleistungszugang, zu den Zugangsbedin­
gungen einschließlich der Preise und zu Streitigkeiten im Zusammen­
hang mit der Anwendung dieses Artikels konsultiert. 

Artikel 52d 

Beihilfen für Backhaul-Netze 

1. Beihilfen für den Ausbau von Backhaul-Netzen sind im Sinne des 
Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von 
der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern 
die Voraussetzungen des vorliegenden Artikels und des Kapitels I erfüllt 
sind. 

2. Beihilfefähig sind alle Kosten für Bau, Verwaltung und Betrieb 
eines Backhaul-Netzes. Der Beihilfehöchstbetrag für ein Vorhaben wird 
nach Absatz 6 Buchstabe a auf der Grundlage eines wettbewerblichen 
Auswahlverfahrens bestimmt. Erfolgt eine Investition nach Absatz 6 
Buchstabe b ohne wettbewerbliches Auswahlverfahren, so darf der Bei­
hilfebetrag nicht höher sein als die Differenz zwischen den beihilfefähi­
gen Kosten und dem üblichen Betriebsgewinn aus der Investition. Der 
Betriebsgewinn wird im Voraus auf der Grundlage realistischer Projek­
tionen von den beihilfefähigen Kosten abgezogen und im Nachhinein 
über einen Rückforderungsmechanismus überprüft. Bei den für die 
Maßnahme angestellten realistischen Projektionen müssen alle Kosten 
und Einnahmen berücksichtigt werden, die im Laufe der wirtschaftli­
chen Lebensdauer der Investition voraussichtlich anfallen werden. 

3. Der Ausbau von Backhaul-Netzen darf nur in Gebieten stattfinden, 
in denen kein Backhaul-Netz auf der Grundlage von Glasfasertechnolo­
gie oder anderen ebenso leistungsfähigen und zuverlässigen Technolo­
gien vorhanden oder innerhalb des relevanten Zeithorizonts glaubhaft 
geplant ist. Dies wird durch Kartierung und öffentliche Konsultation 
nach Absatz 4 überprüft. 

4. Die Kartierung und die öffentliche Konsultation für die Zwecke 
des Absatzes 3 müssen alle folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

a) Die Kartierung gibt Aufschluss über die Zielgebiete, die durch die 
staatliche Backhaul-Maßnahme abgedeckt werden sollen, und über 
alle vorhandenen Backhaul-Netze. Alle Elemente des Verfahrens und 
die technischen Kriterien für die Kartierung der Zielgebiete müssen 
öffentlich zugänglich gemacht werden. Die Karte wird stets im Rah­
men einer öffentlichen Konsultation überprüft. 
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b) Die öffentliche Konsultation wird von der zuständigen Behörde 
durch Veröffentlichung der Hauptmerkmale der geplanten staatlichen 
Maßnahme und eines Verzeichnisses der durch die Kartierung nach 
Buchstabe a ermittelten Gebiete durchgeführt. Diese Informationen 
müssen auf einer öffentlich zugänglichen Website auf regionaler und 
nationaler Ebene zur Verfügung gestellt werden. Im Rahmen der 
öffentlichen Konsultation werden die Interessenträger aufgefordert, 
zu der geplanten staatlichen Maßnahme Stellung zu nehmen und 
gemäß Buchstabe a fundierte Informationen zu den 
Backhaul-Netzen vorzulegen, die bereits vorhanden sind oder deren 
Ausbau innerhalb des relevanten Zeithorizonts glaubhaft geplant ist. 
Die öffentliche Konsultation muss mindestens 30 Tage dauern. 

5. Die Maßnahme führt zu einer wesentlichen Verbesserung gegen­
über den Backhaul-Netzen, die – wie durch eine gemäß Absatz 4 durch­
geführte Kartierung und öffentliche Konsultation festgestellt wurde – 
bereits vorhanden sind oder deren Ausbau innerhalb des relevanten 
Zeithorizonts glaubhaft geplant ist. Glaubhaft geplante Netze werden 
bei der Bewertung der wesentlichen Verbesserung nur berücksichtigt, 
wenn sie für sich genommen innerhalb des relevanten Zeithorizonts in 
den Zielgebieten eine ähnliche Leistungsfähigkeit bieten würden wie das 
geplante staatlich geförderte Netz. Eine wesentliche Verbesserung ist 
gegeben, wenn die geförderte Maßnahme bewirkt, dass eine erhebliche 
neue Investition in das Backhaul-Netz erfolgt und das geförderte 
Backhaul-Netz auf Glasfasertechnologie oder andere Technologien ge­
stützt ist, die im Gegensatz zu den vorhandenen oder den innerhalb des 
relevanten Zeithorizonts glaubhaft geplanten Netzen ebenso leistungs­
fähig sind wie Glasfasertechnologie. Im Rahmen der Maßnahme müssen 
mehr als 70 % der Investition in Breitbandinfrastruktur fließen. 

6. Die Beihilfe wird wie folgt gewährt: 

a) Die Beihilfe wird auf der Grundlage eines offenen, transparenten und 
diskriminierungsfreien wettbewerblichen Auswahlverfahrens unter 
Wahrung der Grundsätze der Vergabevorschriften und des Grund­
satzes der Technologieneutralität gewährt, wobei das wirtschaftlich 
günstigste Angebot den Zuschlag erhält. 

b) Wird die Beihilfe ohne wettbewerbliches Auswahlverfahren einer 
Behörde gewährt, damit diese direkt oder über eine interne Stelle 
ein Backhaul-Netz ausbaut und verwaltet, so erbringt die Behörde 
bzw. die interne Stelle ausschließlich Vorleistungsdienste über das 
geförderte Netz. Die Erteilung von Konzessionen oder anderen Auf­
trägen für Bau oder Betrieb des Netzes an Dritte erfolgt über ein 
offenes, transparentes und diskriminierungsfreies wettbewerbliches 
Auswahlverfahren im Einklang mit den Grundsätzen der Vergabe­
vorschriften und mit dem Grundsatz der Technologieneutralität, wo­
bei das wirtschaftlich günstigste Angebot den Zuschlag erhält. 

7. Der Betrieb des geförderten Netzes gewährleistet zu fairen und dis­
kriminierungsfreien Bedingungen Zugang auf Vorleistungsebene im Sinne 
des Artikels 2 Nummer 139 sowohl zu Festnetzen als auch zu Mobil­
funknetzen. Aktiver Zugang auf Vorleistungsebene wird für mindestens 
zehn Jahre ab Inbetriebnahme des Netzes gewährt; der Zugang auf Vor­
leistungsebene zur Breitbandinfrastruktur wird für die Lebensdauer der 
betreffenden Elemente gewährt. Für das gesamte Netz gelten dieselben 
Zugangsbedingungen, auch für die Teile des Netzes, in denen bestehende 
Infrastruktur genutzt wurde. Die Verpflichtungen zur Zugangsgewährung 
werden unabhängig von Veränderungen bei den Eigentumsverhältnissen, 
der Verwaltung oder dem Betrieb des Netzes durchgesetzt. Das staatlich 
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geförderte Netz muss für alle Fest- und Mobilfunknetze in den Zielgebie­
ten der Backhaul-Maßnahme ausgelegt sein und mindestens 50 % der 
Kapazität Zugangsinteressenten zur Verfügung stellen. Damit der Vorleis­
tungszugang wirksam genutzt werden kann und es den Zugangsinteres­
senten ermöglicht wird, ihre Dienste zu erbringen, muss der Vorleistungs­
zugang auch zu den Komponenten des Netzes gewährt werden, die nicht 
staatlich gefördert wurden und die unter Umständen nicht vom Beihilfe­
empfänger eingerichtet wurden (z. B. muss auch Zugang zu aktiven 
Komponenten gewährt werden, wenn nur Breitbandinfrastruktur gefördert 
wird). 

8. Der Preis für den Zugang auf Vorleistungsebene muss auf einer 
der folgenden Benchmarks bzw. einem der folgenden Preisgestaltungs­
grundsätze beruhen: 

a) auf den durchschnittlichen veröffentlichten Vorleistungspreisen, die 
in anderen vergleichbaren, wettbewerbsintensiveren Gebieten des 
Mitgliedstaats gelten, 

b) auf den regulierten Preisen, die von der nationalen Regulierungs­
behörde für die betreffenden Märkte und Dienste bereits festgesetzt 
oder genehmigt wurden, oder 

c) auf Kostenorientierung oder einem gemäß dem sektoralen Rechts­
rahmen vorgeschriebenen Verfahren. 

Unbeschadet der im Rechtsrahmen festgelegten Zuständigkeiten der na­
tionalen Regulierungsbehörde wird die nationale Regulierungsbehörde 
zu den Produkten für den Vorleistungszugang, zu den Zugangsbedin­
gungen einschließlich der Preise und zu Streitigkeiten im Zusammen­
hang mit der Anwendung dieses Artikels konsultiert. 

9. Wenn der für ein Vorhaben gewährte Beihilfebetrag 10 Mio. EUR 
übersteigt, richten die Mitgliedstaaten einen Monitoring- und Rückfor­
derungsmechanismus ein. 

10. Um zu gewährleisten, dass die Beihilfe verhältnismäßig bleibt 
und nicht zu einer Überkompensation oder einer Quersubventionierung 
nicht geförderter Tätigkeiten führt, stellt der Beihilfeempfänger eine 
getrennte Buchführung zwischen den für den Ausbau und den Betrieb 
des staatlich geförderten Netzes verwendeten Mitteln und anderen ihm 
zur Verfügung stehenden Mitteln sicher. 

▼B 

ABSCHNITT 11 

Beihilfen für Kultur und die Erhaltung des kulturellen Erbes 

Artikel 53 

Beihilfen für Kultur und die Erhaltung des kulturellen Erbes 

1. Beihilfen für Kultur und die Erhaltung des kulturellen Erbes sind 
im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt ver­
einbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
freigestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel I festgelegten 
Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Beihilfen können für die folgenden kulturellen Zwecke und Ak­
tivitäten gewährt werden: 

▼M1 
a) Museen, Archive, Bibliotheken, Kunst- und Kulturzentren oder -stät­

ten, Theater, Kinos, Opernhäuser, Konzerthäuser, sonstige Einrich­
tungen für Live-Aufführungen, Einrichtungen zur Erhaltung und zum 
Schutz des Filmerbes und ähnliche Infrastrukturen, Organisationen 
und Einrichtungen im Bereich Kunst und Kultur; 
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b) materielles Kulturerbe einschließlich aller Formen beweglichen oder 
unbeweglichen kulturellen Erbes und archäologischer Stätten, Denk­
mäler, historische Stätten und Gebäude; Naturerbe, das mit Kultur­
erbe zusammenhängt oder von der zuständigen Behörde eines Mit­
gliedstaats förmlich als Kultur- oder Naturerbe anerkannt ist; 

c) immaterielles Kulturerbe in jeder Form einschließlich Brauchtum 
und Handwerk; 

d) Veranstaltungen und Aufführungen im Bereich Kunst und Kultur, 
Festivals, Ausstellungen und ähnliche kulturelle Aktivitäten; 

e) Tätigkeiten im Bereich der kulturellen und künstlerischen Bildung 
sowie Förderung des Verständnisses für die Bedeutung des Schutzes 
und der Förderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen durch 
Bildungsprogramme und Programme zur Sensibilisierung der Öffent­
lichkeit, unter anderem unter Einsatz neuer Technologien; 

f) Verfassung, Bearbeitung, Produktion, Vertrieb, Digitalisierung und 
Veröffentlichung von Musik- oder Literaturwerken einschließlich 
Übersetzungen. 

3. Die Beihilfen können in folgender Form gewährt werden: 

a) Investitionsbeihilfen einschließlich Beihilfen für den Bau oder die 
Modernisierung von Kulturinfrastruktur; 

b) Betriebsbeihilfen. 

4. Bei Investitionsbeihilfen sind die Kosten von Investitionen in ma­
terielle und immaterielle Vermögenswerte beihilfefähig, und zwar unter 
anderem 

a) die Kosten für den Bau, die Modernisierung, den Erwerb, die Erhal­
tung oder die Verbesserung von Infrastruktur, wenn jährlich mindes­
tens 80 % der verfügbaren Nutzungszeiten oder Räumlichkeiten für 
kulturelle Zwecke genutzt werden; 

b) die Kosten für den Erwerb, einschließlich Leasing, Besitzübertragung 
und Verlegung von kulturellem Erbe; 

c) die Kosten für den Schutz, die Bewahrung, die Restaurierung oder 
die Sanierung von materiellem und immateriellem Kulturerbe, ein­
schließlich zusätzlicher Kosten für die Lagerung unter geeigneten 
Bedingungen, Spezialwerkzeuge und Materialien sowie der Kosten 
für Dokumentation, Forschung, Digitalisierung und Veröffent­
lichung; 

d) die Kosten für die Verbesserung des Zugangs der Öffentlichkeit zum 
Kulturerbe, einschließlich der für die Digitalisierung und andere neue 
Technologien anfallenden Kosten und der Kosten für die Verbes­
serung des Zugangs von Personen mit besonderen Bedürfnissen (ins­
besondere Rampen und Aufzüge für Menschen mit Behinderungen, 
Hinweise in Brailleschrift und Hands-on-Exponate in Museen) und 
für die Förderung der kulturellen Vielfalt in Bezug auf Präsentatio­
nen, Programme und Besucher; 

e) die Kosten für Kulturprojekte und kulturelle Aktivitäten, 
Kooperations- und Austauschprogramme sowie Stipendien ein­
schließlich der Kosten für das Auswahlverfahren und für Werbemaß­
nahmen sowie der unmittelbar durch das Projekt entstehenden Kos­
ten. 
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5. Bei Betriebsbeihilfen sind folgende Kosten beihilfefähig: 

a) die Kosten der kulturellen Einrichtungen oder Kulturerbestätten für 
fortlaufende oder regelmäßige Aktivitäten wie Ausstellungen, Auf­
führungen, Veranstaltungen oder vergleichbare kulturelle Aktivitäten 
im normalen Betrieb; 

b) die Kosten für Tätigkeiten im Bereich der kulturellen und künstleri­
schen Bildung sowie für die Förderung des Verständnisses für die 
Bedeutung des Schutzes und der Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen durch Bildungsprogramme und Programme zur 
Sensibilisierung der Öffentlichkeit, unter anderem unter Einsatz 
neuer Technologien; 

c) die Kosten für die Verbesserung des Zugangs der Öffentlichkeit zu 
kulturellen Einrichtungen oder Kulturerbestätten, einschließlich der 
Kosten für die Digitalisierung und den Einsatz neuer Technologien 
sowie der Kosten für die Verbesserung des Zugangs von Personen 
mit Behinderungen; 

d) die Betriebskosten, die unmittelbar mit dem Kulturprojekt bezie­
hungsweise der kulturellen Aktivität zusammenhängen, wie unmittel­
bar mit dem Kulturprojekt beziehungsweise der kulturellen Aktivität 
verbundene Miet- oder Leasingkosten für Immobilien und Kultur­
stätten, Reisekosten oder Kosten für Materialien und Ausstattung, 
Gerüste für Ausstellungen und Bühnenbilder, Leihe, Leasing und 
Wertverlust von Werkzeugen, Software und Ausrüstung, Kosten 
für den Zugang zu urheberrechtlich und durch andere Immaterialgü­
terrechte geschützten Inhalten, Werbekosten und sonstige Kosten, die 
unmittelbar durch das Projekt beziehungsweise die Aktivität entste­
hen; die Abschreibungs- und Finanzierungskosten sind nur dann bei­
hilfefähig, wenn sie nicht Gegenstand einer Investitionsbeihilfe sind; 

e) die Kosten für Personal, das für die kulturelle Einrichtung, die Kul­
turerbestätte oder ein Kulturprojekt arbeitet; 

f) Kosten für Beratungs- und Unterstützungsdienstleistungen externer 
Beratungs- und Dienstleistungsunternehmen, die unmittelbar mit 
dem Projekt in Verbindung stehen. 

6. Bei Investitionsbeihilfen darf der Beihilfebetrag nicht höher sein 
als die Differenz zwischen den beihilfefähigen Kosten und dem Be­
triebsgewinn der Investition. Der Betriebsgewinn wird vorab, auf der 
Grundlage realistischer Projektionen, oder über einen Rückforderungs­
mechanismus von den beihilfefähigen Kosten abgezogen. Der Betreiber 
der Infrastruktur darf einen angemessenen Gewinn für den betreffenden 
Zeitraum einbehalten. 

7. Bei Betriebsbeihilfen darf der Beihilfebetrag nicht höher sein als 
der Betrag, der erforderlich ist, um Betriebsverluste und einen angemes­
senen Gewinn für den betreffenden Zeitraum zu decken. Dies ist vorab, 
auf der Grundlage realistischer Projektionen, oder über einen Rückfor­
derungsmechanismus zu gewährleisten. 

▼M6 
8. Bei Beihilfen von nicht mehr als 2,2 Mio. EUR kann der Beihilfe­
höchstbetrag alternativ zur Anwendung der in den Absätzen 6 und 7 ge­
nannten Methode auf 80 % der beihilfefähigen Kosten festgesetzt 
werden. 

▼B
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9. ►M1 Bei den in Absatz 2 Buchstabe f festgelegten Tätigkeiten 
darf der Beihilfehöchstbetrag nicht höher sein als entweder die Differenz 
zwischen den beihilfefähigen Kosten und den abgezinsten Einnahmen 
des Projekts oder 70 % der beihilfefähigen Kosten. ◄ Die Einnahmen 
werden vorab oder über einen Rückforderungsmechanismus von den 
beihilfefähigen Kosten abgezogen. Die beihilfefähigen Kosten sind die 
Kosten für die Veröffentlichung der Musik- oder Literaturwerke, ein­
schließlich Urheberrechtsgebühren, Übersetzervergütungen, Redaktions­
gebühren, sonstigen Redaktionskosten (zum Beispiel für Korrekturlesen, 
Berichtigung und Überprüfung), Layout- und Druckvorstufenkosten so­
wie Kosten für Druck oder elektronische Veröffentlichung. 

10. Beihilfen für Zeitungen und Zeitschriften kommen unabhängig 
davon, ob diese in gedruckter oder elektronischer Form erscheinen, 
nicht für eine Freistellung nach diesem Artikel in Frage. 

Artikel 54 

Beihilferegelungen für audiovisuelle Werke 

1. Beihilferegelungen zur Förderung der Drehbucherstellung sowie 
der Entwicklung, Produktion, des Vertriebs und der Promotion audiovi­
sueller Werke sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 
Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel 
I festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Mit der Beihilfe muss ein kulturelles Projekt gefördert werden. Zur 
Vermeidung offensichtlicher Fehler bei der Einstufung eines Produkts 
als kulturell legt jeder Mitgliedstaat wirksame Verfahren fest, etwa die 
Auswahl der Vorschläge durch eine oder mehrere Personen, die mit der 
Auswahl oder der Überprüfung anhand einer vorab festgelegten Liste 
kultureller Kriterien betraut sind. 

3. Die Beihilfen können in folgender Form gewährt werden: 

a) Beihilfen für die Produktion audiovisueller Werke, 

b) Beihilfen für die Vorbereitung der Produktion und 

c) Vertriebsbeihilfen. 

4. Wenn der Mitgliedstaat die Beihilfe mit Verpflichtungen zur Ter­
ritorialisierung der Ausgaben verknüpft, kann die Beihilferegelung zur 
Förderung der Produktion audiovisueller Werke vorsehen, 

a) dass bis zu 160 % der für die Produktion des betreffenden audiovi­
suellen Werks gewährten Beihilfe im Gebiet des die Beihilfe gewäh­
renden Mitgliedstaats ausgegeben werden müssen oder 

b) dass die Höhe der für die Produktion des betreffenden audiovisuellen 
Werks gewährten Beihilfe als prozentualer Anteil an den Produkti­
onsausgaben in dem die Beihilfe gewährenden Mitgliedstaat berech­
net wird; dies ist in der Regel bei Beihilferegelungen in Form von 
Steueranreizen der Fall. 

▼M1 
In beiden Fällen dürfen die Ausgaben, die der Verpflichtung zur Terri­
torialisierung der Ausgaben unterliegen, in keinem Fall über 80 % des 
gesamten Produktionsbudgets liegen. 
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Ein Mitgliedstaat kann die Beihilfefähigkeit von Projekten auch davon 
abhängig machen, dass ein Mindestprozentsatz der Produktionstätigkei­
ten in dem betreffenden Gebiet erfolgt, doch darf dieser Prozentsatz 
nicht über 50 % des gesamten Produktionsbudgets liegen. 

▼B 
5. Die beihilfefähigen Kosten sind 

a) bei Produktionsbeihilfen: die Gesamtkosten der Produktion audiovi­
sueller Werke einschließlich der Kosten für die Verbesserung des 
Zugangs von Personen mit Behinderungen; 

b) bei Beihilfen für die Vorbereitung der Produktion: die Kosten der 
Drehbucherstellung und der Entwicklung audiovisueller Werke; 

c) bei Vertriebsbeihilfen: die Kosten des Vertriebs und der Promotion 
audiovisueller Werke. 

6. Die Beihilfeintensität von Beihilfen für die Produktion audiovisu­
eller Werke darf 50 % der beihilfefähigen Kosten nicht überschreiten. 

7. Die Beihilfeintensität kann wie folgt erhöht werden: 

a) auf 60 % der beihilfefähigen Kosten in Fällen grenzübergreifender 
Produktionen, die von mehr als einem Mitgliedstaat finanziert wer­
den und an denen Produzenten aus mehr als einem Mitgliedstaat 
beteiligt sind; 

b) auf 100 % der beihilfefähigen Kosten in Fällen schwieriger audiovi­
sueller Werke und Koproduktionen, an denen Länder der Liste des 
Ausschusses für Entwicklungshilfe (DAC) der OECD beteiligt sind. 

8. Die Beihilfeintensität von Beihilfen für die Vorbereitung der Pro­
duktion darf 100 % der beihilfefähigen Kosten nicht überschreiten. Wird 
das Drehbuch oder Vorhaben verfilmt beziehungsweise realisiert, so 
werden die Kosten für die Vorbereitung der Produktion in das Gesamt­
budget aufgenommen und bei der Berechnung der Beihilfeintensität für 
das betreffende audiovisuelle Werk berücksichtigt. Die Beihilfeintensität 
von Vertriebsbeihilfen entspricht der Beihilfeintensität von Produktions­
beihilfen. 

9. Beihilfen dürfen nicht für bestimmte Produktionstätigkeiten oder 
einzelne Teile der Wertschöpfungskette der Produktion ausgewiesen 
werden. Beihilfen für Filmstudioinfrastrukturen kommen nicht für eine 
Freistellung nach diesem Artikel in Frage. 

10. Beihilfen dürfen nicht ausschließlich Inländern gewährt werden, 
und es darf nicht verlangt werden, dass der Beihilfeempfänger ein nach 
nationalem Handelsrecht im Inland niedergelassenes Unternehmen ist. 

ABSCHNITT 12 

Beihilfen für Sportinfrastrukturen und multifunktionale 
Freizeitinfrastrukturen 

Artikel 55 

Beihilfen für Sportinfrastrukturen und multifunktionale 
Freizeitinfrastrukturen 

1. Beihilfen für Sportinfrastrukturen und multifunktionale Freizeitin­
frastrukturen sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 
Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in diesem Artikel und in Kapitel 
I festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 
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2. Die Sportinfrastruktur darf nicht ausschließlich von einem einzigen 
Profisportnutzer genutzt werden. Auf die Nutzung der Sportinfrastruktur 
durch andere Profi- oder Amateursportnutzer müssen jährlich mindes­
tens 20 % der verfügbaren Nutzungszeiten entfallen. Wird die Infra­
struktur von mehreren Nutzern gleichzeitig genutzt, so sind die entspre­
chenden Anteile an den verfügbaren Nutzungszeiten zu berechnen. 

3. Multifunktionale Freizeitinfrastrukturen umfassen Freizeiteinrich­
tungen mit multifunktionalem Charakter, die insbesondere Kultur- und 
Freizeitdienstleistungen anbieten; ausgenommen sind Freizeitparks und 
Hotels. 

4. Die Sportinfrastruktur beziehungsweise multifunktionale Freizei­
tinfrastruktur muss mehreren Nutzern zu transparenten und diskriminie­
rungsfreien Bedingungen offenstehen. Unternehmen, die mindestens 
30 % der Investitionskosten der Infrastruktur finanziert haben, können 
einen bevorzugten Zugang zu günstigeren Bedingungen erhalten, sofern 
diese Bedingungen öffentlich bekanntgemacht worden sind. 

5. Wenn eine Sportinfrastruktur von Profisportvereinen genutzt wird, 
stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Nutzungspreise und -bedin­
gungen öffentlich bekanntgemacht werden. 

6. Die Erteilung von Konzessionen oder Aufträgen für den Bau, die 
Modernisierung und/oder den Betrieb einer Sportinfrastruktur oder einer 
multifunktionalen Freizeitinfrastruktur durch Dritte muss zu offenen, 
transparenten und diskriminierungsfreien Bedingungen und unter Ein­
haltung der geltenden Vergabevorschriften erfolgen. 

7. Die Beihilfen können in folgender Form gewährt werden: 

a) Investitionsbeihilfen einschließlich Beihilfen für den Bau oder die 
Modernisierung von Sportinfrastrukturen und multifunktionalen Frei­
zeitinfrastrukturen; 

b) Betriebsbeihilfen für Sportinfrastrukturen. 

8. Bei Investitionsbeihilfen für Sportinfrastrukturen und multifunktio­
nale Freizeitinfrastrukturen sind die Kosten der Investitionen in mate­
rielle und immaterielle Vermögenswerte beihilfefähig. 

9. Bei Betriebsbeihilfen für Sportinfrastrukturen sind die Betriebskos­
ten für die Erbringung der Dienstleistungen durch die Infrastruktur bei­
hilfefähig. Zu diesen Betriebskosten zählen Kosten wie Personal-, 
Material-, Fremdleistungs-, Kommunikations-, Energie-, Wartungs-, 
Miet- und Verwaltungskosten, nicht aber die Abschreibungs- und Fi­
nanzierungskosten, wenn sie Gegenstand einer Investitionsbeihilfe 
waren. 

10. Bei Investitionsbeihilfen für Sportinfrastrukturen und multifunk­
tionale Freizeitinfrastrukturen darf der Beihilfebetrag nicht höher sein 
als die Differenz zwischen den beihilfefähigen Kosten und dem Be­
triebsgewinn der Investition. Der Betriebsgewinn wird vorab, auf der 
Grundlage realistischer Projektionen, oder über einen Rückforderungs­
mechanismus von den beihilfefähigen Kosten abgezogen. 

11. Bei Betriebsbeihilfen für Sportinfrastrukturen darf der Beihilfe­
betrag nicht höher sein als die Betriebsverluste in dem betreffenden 
Zeitraum. Dies ist vorab, auf der Grundlage realistischer Projektionen, 
oder über einen Rückforderungsmechanismus zu gewährleisten. 

▼M6 
12. Bei Beihilfen von nicht mehr als 2,2 Mio. EUR kann der Bei­
hilfehöchstbetrag alternativ zur Anwendung der in den Absätzen 10 
und 11 genannten Methode auf 80 % der beihilfefähigen Kosten fest­
gesetzt werden. 

▼B
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ABSCHNITT 13 

Beihilfen für lokale Infrastrukturen 

Artikel 56 

Investitionsbeihilfen für lokale Infrastrukturen 

1. Für den Bau oder die Modernisierung lokaler Infrastrukturen be­
stimmte Finanzierungen für Infrastrukturen, die auf lokaler Ebene einen 
Beitrag zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Unternehmen 
und Verbraucher und zur Modernisierung und Weiterentwicklung der 
industriellen Basis leisten, sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in diesem 
Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Dieser Artikel gilt nicht für Beihilfen für Infrastrukturen, die unter 
andere Abschnitte des Kapitels III (ausgenommen Abschnitt 1 — Re­
gionalbeihilfen) fallen. Dieser Artikel gilt zudem weder für Flughafen- 
noch für Hafeninfrastrukturen. 

3. Die Infrastruktur muss interessierten Nutzern zu offenen, trans­
parenten und diskriminierungsfreien Bedingungen zur Verfügung ge­
stellt werden. Der für die Nutzung oder den Verkauf der Infrastruktur 
in Rechnung gestellte Preis muss dem Marktpreis entsprechen. 

4. Die Erteilung von Konzessionen oder Aufträgen für den Betrieb 
der Infrastruktur durch Dritte muss zu offenen, transparenten und dis­
kriminierungsfreien Bedingungen und unter Einhaltung der geltenden 
Vergabevorschriften erfolgen. 

5. Die beihilfefähigen Kosten sind die Kosten der Investitionen in 
materielle und immaterielle Vermögenswerte. 

6. Der Beihilfebetrag darf nicht höher sein als die Differenz zwischen 
den beihilfefähigen Kosten und dem Betriebsgewinn der Investition. Der 
Betriebsgewinn wird vorab, auf der Grundlage realistischer Projektio­
nen, oder über einen Rückforderungsmechanismus von den beihilfefähi­
gen Kosten abgezogen. 

7. Gewidmete Infrastruktur ist nicht nach diesem Artikel von der 
Anmeldepflicht freigestellt. 

▼M1 

ABSCHNITT 14 

Beihilfen für Regionalflughäfen 

Artikel 56a 

Beihilfen für Regionalflughäfen 

1. Investitionsbeihilfen für Flughäfen sind im Sinne des Artikels 107 
Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in den 
Absätzen 3 bis 14 dieses Artikels und die in Kapitel I festgelegten 
Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. Betriebsbeihilfen für Flughäfen sind im Sinne des Artikels 107 
Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in den 
Absätzen 3, 4, 10 und 15 bis 18 dieses Artikels und die in Kapitel I 
festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

▼B
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3. Der Flughafen muss allen potenziellen Nutzern offenstehen. Im 
Falle materieller Kapazitätsgrenzen erfolgt die Zuteilung nach geeig­
neten, objektiven, transparenten und diskriminierungsfreien Kriterien. 

4. Die Beihilfen werden nicht für die Verlegung bestehender Flug­
häfen oder die Einrichtung neuer Passagierflughäfen (einschließlich der 
Umwandlung bestehender Flugplätze in Passagierflughäfen) gewährt. 

5. Die betreffende Investition darf nicht über das für die Aufnahme 
des erwarteten mittelfristigen Verkehrsaufkommens erforderliche Maß 
hinausgehen, das auf der Grundlage realistischer Prognosen ermittelt 
wurde. 

6. Die Investitionsbeihilfen dürfen nicht für Flughäfen gewährt wer­
den, die sich im Umkreis von 100 Kilometern oder 60 Minuten Fahrzeit 
mit dem Pkw, Bus, Zug oder Hochgeschwindigkeitszug um einen be­
stehenden Flughafen befinden, vom dem aus ein Linienflugverkehr im 
Sinne des Artikels 2 Absatz 16 der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 
betrieben wird. 

7. Die Absätze 5 und 6 sind nicht auf Flughäfen anwendbar, deren 
durchschnittliches jährliches Passagieraufkommen in den beiden Ge­
schäftsjahren vor der tatsächlichen Beihilfegewährung bis zu 200 000 
Passagiere betrug, sofern die Investitionsbeihilfe voraussichtlich nicht 
dazu führen wird, dass sich das durchschnittliche jährliche Passagier­
aufkommen des Flughafens in den beiden Geschäftsjahren nach der 
Beihilfegewährung auf mehr als 200 000 Passagiere erhöht. Die derar­
tigen Flughäfen gewährten Investitionsbeihilfen müssen entweder mit 
Absatz 11 oder mit den Absätzen 13 und 14 im Einklang stehen. 

8. Absatz 6 ist nicht auf Fälle anwendbar, in denen die Investitions­
beihilfe für einen Flughafen gewährt wird, der sich im Umkreis von 100 
Kilometern um bestehende Flughäfen befindet, von denen aus ein Li­
nienflugverkehr im Sinne des Artikels 2 Absatz 16 der Verordnung (EG) 
Nr. 1008/2008 betrieben wird, sofern die Strecke zwischen jedem dieser 
anderen bestehenden Flughäfen und dem Flughafen, der die Beihilfe 
erhält, zwangsläufig per Seeverkehr in einer Gesamtreisezeit von min­
destens 90 Minuten oder per Luftverkehr zurückzulegen ist. 

9. Die Investitionsbeihilfen dürfen nicht für Flughäfen gewährt wer­
den, deren durchschnittliches jährliches Passagieraufkommen in den 
beiden Geschäftsjahren vor der tatsächlichen Beihilfegewährung mehr 
als drei Millionen Passagiere betrug. Sie dürfen nicht voraussichtlich 
dazu führen, dass sich das durchschnittliche jährliche Passagieraufkom­
men in den beiden Geschäftsjahren nach der Beihilfegewährung auf 
mehr als drei Millionen Passagiere erhöht. 

10. Die Beihilfen dürfen nicht für Flughäfen gewährt werden, deren 
durchschnittliches jährliches Frachtaufkommen in den beiden Geschäfts­
jahren vor der tatsächlichen Beihilfegewährung mehr als 200 000 Ton­
nen betrug. Die Beihilfen dürfen nicht voraussichtlich dazu führen, dass 
sich das durchschnittliche jährliche Frachtaufkommen in den beiden 
Geschäftsjahren nach der Beihilfegewährung auf mehr als 200 000 Ton­
nen erhöht. 

11. Der Betrag einer Investitionsbeihilfe darf die Differenz zwischen 
den beihilfefähigen Kosten und dem mit der Investition erzielten Be­
triebsgewinn nicht übersteigen. Der Betriebsgewinn wird vorab, auf der 
Grundlage realistischer Projektionen, oder über einen Rückforderungs­
mechanismus von den beihilfefähigen Kosten abgezogen. 

12. Beihilfefähige Kosten sind die Kosten (einschließlich Planungs­
kosten) für Investitionen in Flughafeninfrastruktur. 

▼M1
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13. Der Betrag einer Investitionsbeihilfe darf nicht höher sein als 

a) 50 % der beihilfefähigen Kosten bei Flughäfen, deren durchschnitt­
liches jährliches Passagieraufkommen in den beiden Geschäftsjahren 
vor der tatsächlichen Beihilfegewährung eine Million bis drei Mil­
lionen Passagiere betrug; 

b) 75 % der beihilfefähigen Kosten bei Flughäfen, deren durchschnitt­
liches jährliches Passagieraufkommen in den beiden Geschäftsjahren 
vor der tatsächlichen Beihilfegewährung bis zu eine Million Passa­
giere betrug. 

14. Die in Absatz 13 genannten Beihilfehöchstintensitäten dürfen bei 
Flughäfen in abgelegenen Gebieten um bis zu 20 Prozentpunkte erhöht 
werden. 

15. Betriebsbeihilfen dürfen nicht für Flughäfen gewährt werden, 
deren durchschnittliches jährliches Passagieraufkommen in den beiden 
Geschäftsjahren vor der tatsächlichen Beihilfegewährung mehr als 
200 000 Passagiere betrug. 

16. Der Betrag einer Betriebsbeihilfe darf nicht höher sein als der 
Betrag, der erforderlich ist, um die Betriebsverluste und einen angemes­
senen Gewinn für den betreffenden Zeitraum zu decken. Die Beihilfe­
gewährung erfolgt entweder in Form von vorab festgesetzten regelmäßi­
gen Tranchen, die während des Gewährungszeitraums nicht erhöht wer­
den, oder in Form von Beträgen, die auf der Grundlage der ermittelten 
Betriebsverluste nachträglich festgesetzt werden. 

17. Betriebsbeihilfen dürfen nicht für Kalenderjahre ausgezahlt wer­
den, in denen das jährliche Passagieraufkommen des Flughafens mehr 
als 200 000 Passagiere beträgt. 

18. Die Gewährung einer Betriebsbeihilfe darf nicht an die Voraus­
setzung gebunden sein, dass mit bestimmten Luftverkehrsgesellschaften 
Vereinbarungen über Flughafenentgelte, Marketingzahlungen oder an­
dere finanzielle Aspekte der Tätigkeiten der Luftverkehrsgesellschaften 
an dem jeweiligen Flughafen geschlossen werden. 

ABSCHNITT 15 

Beihilfen für Häfen 

Artikel 56b 

Beihilfen für Seehäfen 

1. Beihilfen für Seehäfen sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in diesem 
Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

▼M6 
1a. Beihilfen nach diesem Artikel werden nicht für den Bau, die 
Installation oder die Modernisierung von Tankinfrastruktur gewährt, 
die Schiffe mit fossilen Brennstoffen wie Diesel, gasförmigem Erdgas 
(komprimiertem Erdgas (CNG)) oder flüssigem Erdgas 
(Flüssigerdgas (LNG)) bzw. Flüssiggas (LPG) versorgt. 

▼M1 
2. Beihilfefähige Kosten sind die Kosten (einschließlich Planungs­
kosten) für 

a) Investitionen in Bau, Ersatz oder Modernisierung von Hafeninfra­
strukturen; 

▼M1
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b) Investitionen in Bau, Ersatz oder Modernisierung von Zugangsinfra­
struktur; 

c) Ausbaggerung. 

▼M6 
2a. Bei Beihilfen für Lade- und Tankinfrastruktur, die Strom, Was­
serstoff, Ammoniak bzw. Methanol bereitstellt, sind die Kosten für den 
Bau, die Installation, die Modernisierung oder die Erweiterung der 
Lade- oder Tankinfrastruktur beihilfefähig. Dazu können folgende Kos­
ten gehören: die Kosten für die Lade- oder Tankinfrastruktur selbst und 
dazugehörige technische Ausrüstung einschließlich fester, mobiler oder 
schwimmender Einrichtungen, die Kosten für die Installation oder Mo­
dernisierung elektrischer oder anderer Komponenten wie Stromkabel 
und Transformatoren, die erforderlich sind, um die Lade- oder Tankin­
frastruktur ans Netz oder an eine lokale Anlage zur Erzeugung oder 
Speicherung von Strom oder Wasserstoff anzuschließen, die Kosten 
für Baumaßnahmen, Anpassungen von Grundflächen oder Straßen so­
wie die einschlägigen Installationskosten und die Kosten für die Ein­
holung einschlägiger Genehmigungen. 

Die beihilfefähigen Kosten können auch die Investitionskosten für die 
am Standort der Infrastruktur erfolgende Erzeugung von erneuerbarem 
Strom oder erneuerbarem Wasserstoff sowie die Investitionskosten für 
Einheiten zur Speicherung von erneuerbarem Strom oder Wasserstoff 
abdecken. Die nominale Produktionskapazität der am Standort der In­
frastruktur befindlichen Anlage zur Erzeugung von erneuerbarem Strom 
bzw. erneuerbarem Wasserstoff darf die maximale Nennleistung oder 
die maximale Lade- bzw. Betankungskapazität der Lade- bzw. Tankin­
frastruktur, an die sie angeschlossen ist, nicht übersteigen. 

▼M1 
3. Kosten für nicht die Beförderung betreffende Tätigkeiten (zum 
Beispiel für in einem Hafen befindliche industrielle Produktionsanlagen, 
Büros oder Geschäfte) sowie für Hafensuprastrukturen sind nicht bei­
hilfefähig. 

4. Der Beihilfebetrag darf die Differenz zwischen den beihilfefähigen 
Kosten und dem mit der Investition oder der Ausbaggerung erzielten 
Betriebsgewinn nicht übersteigen. Der Betriebsgewinn wird vorab, auf 
der Grundlage realistischer Projektionen, oder über einen Rückforde­
rungsmechanismus von den beihilfefähigen Kosten abgezogen. 

▼M6 
5. Die Beihilfeintensität darf bei jeder der in Absatz 2 Buchstabe a 
genannten Investitionen nicht höher sein als 

a) 100 % der beihilfefähigen Kosten, wenn die gesamten beihilfefähi­
gen Kosten des Vorhabens bis zu 22 Mio. EUR betragen; 

b) 80 % der beihilfefähigen Kosten, wenn die gesamten beihilfefähigen 
Kosten des Vorhabens über 22 Mio. EUR und bis zu 55 Mio. EUR 
betragen; 

c) 60 % der beihilfefähigen Kosten, wenn die gesamten beihilfefähigen 
Kosten des Vorhabens über 55 Mio. EUR und bis zu dem in Ar­
tikel 4 Absatz 1 Buchstabe ee festgesetzten Betrag betragen. 

Die Beihilfeintensität darf nicht höher sein als 100 % der in Absatz 2 
Buchstaben b und c genannten beihilfefähigen Kosten und den in Ar­
tikel 4 Absatz 1 Buchstabe ee festgesetzten Betrag nicht übersteigen. 

▼M1
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6. Die in Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstaben b und c festgesetzten 
Beihilfeintensitäten können bei Investitionen in Fördergebieten nach 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV um 10 Prozentpunkte und 
bei Investitionen in Fördergebieten nach Artikel 107 Absatz 3 Buch­
stabe c AEUV um 5 Prozentpunkte erhöht werden. 

7. Die Erteilung von Konzessionen oder Aufträgen für den Bau, die 
Modernisierung, den Betrieb oder die Anmietung einer durch eine Bei­
hilfe geförderten Hafeninfrastruktur durch Dritte erfolgt zu wettbewerb­
lichen, transparenten, diskriminierungsfreien und auflagenfreien Bedin­
gungen. 

8. Die durch eine Beihilfe geförderte Hafeninfrastruktur muss interes­
sierten Nutzern gleichberechtigt und diskriminierungsfrei zu Markt­
bedingungen zur Verfügung gestellt werden. 

▼M6 
8a. Wird eine Beihilfe für den Bau, die Installation oder die Moder­
nisierung einer Wasserstoff-Tankinfrastruktur gewährt, gibt der Beihilfe­
empfänger die Zusage, dass die geförderte Tankinfrastruktur spätestens 
bis zum 31. Dezember 2035 ausschließlich erneuerbaren Wasserstoff be­
reitstellen wird. Wird eine Beihilfe für den Bau, die Installation oder die 
Modernisierung einer Ammoniak- oder Methanol-Tankinfrastruktur ge­
währt, gibt der Beihilfeempfänger die Zusage, dass die geförderte Tankin­
frastruktur spätestens bis zum 31. Dezember 2035 ausschließlich Ammo­
niak bzw. Methanol bereitstellen wird, dessen Energieinhalt aus erneuer­
baren Energiequellen mit Ausnahme von Biomasse stammt und das im 
Einklang mit den Methoden hergestellt wurde, die in der Richt­
linie (EU) 2018/2001 und den zugehörigen Durchführungsrechtsakten 
bzw. delegierten Rechtsakten für flüssige oder gasförmige erneuerbare 
Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs festgelegt sind. 

9. Bei Beihilfen von nicht mehr als 5,5 Mio. EUR kann der Beihilfe­
höchstbetrag alternativ zur Anwendung der in den Absätzen 4, 5 und 6 
genannten Methode auf 80 % der beihilfefähigen Kosten festgesetzt 
werden. 

▼M1 

Artikel 56c 

Beihilfen für Binnenhäfen 

1. Beihilfen für Binnenhäfen sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 
AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die in diesem 
Artikel und in Kapitel I festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

▼M6 
1a. Beihilfen nach diesem Artikel werden nicht für den Bau, die In­
stallation oder die Modernisierung von Tankinfrastruktur gewährt, die 
Schiffe mit fossilen Brennstoffen wie Diesel, gasförmigem Erdgas (kom­
primiertem Erdgas (CNG)) oder flüssigem Erdgas (Flüssigerdgas (LNG)) 
bzw. Flüssiggas (LPG) versorgt. 

▼M1 
2. Beihilfefähige Kosten sind die Kosten (einschließlich Planungs­
kosten) für 

a) Investitionen in Bau, Ersatz oder Modernisierung von Hafeninfra­
strukturen; 

b) Investitionen in Bau, Ersatz oder Modernisierung von Zugangsinfra­
struktur; 

c) Ausbaggerung. 

▼M1
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2a. Bei Beihilfen für Lade- und Tankinfrastruktur, die Strom, Was­
serstoff, Ammoniak bzw. Methanol bereitstellt, sind die Kosten für den 
Bau, die Installation, die Modernisierung oder die Erweiterung der 
Lade- oder Tankinfrastruktur beihilfefähig. Dazu können folgende Kos­
ten gehören: die Kosten für die Lade- oder Tankinfrastruktur selbst und 
dazugehörige technische Ausrüstung einschließlich fester, mobiler oder 
schwimmender Einrichtungen, die Kosten für die Installation oder Mo­
dernisierung elektrischer oder anderer Komponenten wie Stromkabel 
und Transformatoren, die erforderlich sind, um die Lade- oder Tankin­
frastruktur ans Netz oder an eine lokale Anlage zur Erzeugung oder 
Speicherung von Strom oder Wasserstoff anzuschließen, die Kosten 
für Baumaßnahmen, Anpassungen von Grundflächen oder Straßen so­
wie die einschlägigen Installationskosten und die Kosten für die Ein­
holung einschlägiger Genehmigungen. 

Die beihilfefähigen Kosten können auch die Investitionskosten für die 
am Standort der Infrastruktur erfolgende Erzeugung von erneuerbarem 
Strom oder erneuerbarem Wasserstoff sowie die Investitionskosten für 
Einheiten zur Speicherung von erneuerbarem Strom oder Wasserstoff 
abdecken. Die nominale Produktionskapazität der am Standort der In­
frastruktur befindlichen Anlage zur Erzeugung von erneuerbarem Strom 
bzw. erneuerbarem Wasserstoff darf die maximale Nennleistung oder 
die maximale Lade- bzw. Betankungskapazität der Lade- bzw. Tankin­
frastruktur, an die sie angeschlossen ist, nicht übersteigen. 

▼M1 
3. Kosten für nicht die Beförderung betreffende Tätigkeiten (zum 
Beispiel für in einem Hafen befindliche industrielle Produktionsanlagen, 
Büros oder Geschäfte) sowie für Hafensuprastrukturen sind nicht bei­
hilfefähig. 

4. Der Beihilfebetrag darf die Differenz zwischen den beihilfefähigen 
Kosten und dem mit der Investition oder der Ausbaggerung erzielten 
Betriebsgewinn nicht übersteigen. Der Betriebsgewinn wird vorab, auf 
der Grundlage realistischer Projektionen, oder über einen Rückforde­
rungsmechanismus von den beihilfefähigen Kosten abgezogen. 

5. Die Beihilfeintensität darf nicht höher sein als 100 % der beihilfe­
fähigen Kosten und den in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe ff. festgesetz­
ten Betrag nicht übersteigen. 

6. Die Erteilung von Konzessionen oder Aufträgen für den Bau, die 
Modernisierung, den Betrieb oder die Anmietung einer durch eine Bei­
hilfe geförderten Hafeninfrastruktur durch Dritte erfolgt zu wettbewerb­
lichen, transparenten, diskriminierungsfreien und auflagenfreien Bedin­
gungen. 

7. Die durch eine Beihilfe geförderte Hafeninfrastruktur muss interes­
sierten Nutzern gleichberechtigt und diskriminierungsfrei zu Markt­
bedingungen zur Verfügung gestellt werden. 

▼M6 
7a. Wird eine Beihilfe für den Bau, die Installation oder die Moder­
nisierung einer Wasserstoff-Tankinfrastruktur gewährt, gibt der Beihilfe­
empfänger die Zusage, dass die geförderte Tankinfrastruktur spätestens 
bis zum 31. Dezember 2035 ausschließlich erneuerbaren Wasserstoff be­
reitstellen wird. Wird eine Beihilfe für den Bau, die Installation oder die 
Modernisierung einer Ammoniak- oder Methanol-Tankinfrastruktur ge­
währt, gibt der Beihilfeempfänger die Zusage, dass die geförderte Tankin­
frastruktur spätestens bis zum 31. Dezember 2035 ausschließlich Ammo­
niak bzw. Methanol bereitstellen wird, dessen Energieinhalt aus erneuer­
baren Energiequellen mit Ausnahme von Biomasse stammt und das im 
Einklang mit den Methoden hergestellt wurde, die in der Richt­
linie (EU) 2018/2001 und den zugehörigen Durchführungsrechtsakten 
bzw. delegierten Rechtsakten für flüssige oder gasförmige erneuerbare 
Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs festgelegt sind. 

▼M6
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8. Bei Beihilfen von nicht mehr als 2,2 Mio. EUR kann der Beihilfe­
höchstbetrag alternativ zur Anwendung der in den Absätzen 4 und 5 ge­
nannten Methode auf 80 % der beihilfefähigen Kosten festgesetzt 
werden. 

▼M4 

ABSCHNITT 16 

Beihilfen im Rahmen von aus dem Fonds „InvestEU“ unterstützten 
Finanzprodukten 

Artikel 56d 

Gegenstand und allgemeine Voraussetzungen 

1. Dieser Abschnitt findet Anwendung auf Beihilfen im Rahmen von 
aus dem Fonds „InvestEU“ unterstützten Finanzprodukten, mit denen 
Durchführungspartnern, Finanzintermediären oder Endempfängern Bei­
hilfen gewährt werden. 

2. Die Beihilfen sind im Sinne des Artikels 107 Absatz 3 AEUV mit 
dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Arti­
kel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt, sofern die Voraussetzungen des 
Kapitels I, des vorliegenden Artikels und entweder des Artikels 56e 
oder des Artikels 56f erfüllt sind. 

3. Die Beihilfe muss alle anwendbaren Voraussetzungen der 
Verordnung (EU) 2021/523 und der InvestEU-Investitionsleitlinien im 
Anhang der Delegierten Verordnung (EU) 2021/1078 der Kommis­
sion ( 1 ) erfüllen. 

▼M6 
4. Die in den Artikeln 56e und 56f festgelegten Höchstbeträge gelten 
für die gesamten ausstehenden Finanzmittel – soweit sie Beihilfen ent­
halten –, die im Rahmen von aus dem Fonds „InvestEU“ unterstützten 
Finanzprodukten bereitgestellt werden. Die Höchstbeträge gelten 

a) pro Vorhaben bei unter Artikel 56e Absätze 2, 3 und 4, Artikel 56e 
Absatz 5 Buchstabe a Ziffer i sowie Artikel 56e Absätze 6, 7, 8 
und 9 fallenden Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten 
bestimmen lassen; 

b) pro Endempfänger bei unter Artikel 56e Absatz 5 Buchstabe a Zif­
fern ii, iii und iv, Artikel 56e Absatz 10 sowie Artikel 56f fallenden 
Beihilfen, bei denen sich die beihilfefähigen Kosten nicht bestimmen 
lassen. 

▼M4 
5. Die Beihilfen werden nicht in Form von Refinanzierungen oder 
Garantien für bestehende Portfolios von Finanzintermediären gewährt. 

▼M6 

( 1 ) Delegierte Verordnung (EU) 2021/1078 der Kommission vom 14. April 2021 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2021/523 des Europäischen Parlaments 
und des Rates und zur Festlegung der Investitionsleitlinien für den 
InvestEU-Fonds (ABl. L 234 vom 2.7.2021, S. 18).
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Artikel 56e 

Voraussetzungen für Beihilfen im Rahmen von aus dem Fonds 
„InvestEU“ unterstützten Finanzprodukten 

1. Beihilfen, die dem Endempfänger im Rahmen eines aus dem 
Fonds „InvestEU“ unterstützten Finanzprodukts gewährt werden, müs­
sen 

a) die in einem der Absätze 2 bis 9 genannten Voraussetzungen erfül­
len und 

b) bei Gewährung der Finanzmittel in Form von Darlehen an den End­
empfänger einen Zinssatz aufweisen, der mindestens dem Basissatz 
des zum Zeitpunkt der Darlehensgewährung geltenden Referenzzins­
satzes entspricht. 

2. Beihilfen für Vorhaben von gemeinsamem Interesse im Bereich 
transeuropäischer digitaler Vernetzungsinfrastruktur, die nach der 
Verordnung (EU) 2021/1153 finanziert werden oder mit einem Exzel­
lenzsiegel nach der genannten Verordnung ausgezeichnet wurden, wer­
den ausschließlich für Vorhaben gewährt, die alle allgemeinen und be­
sonderen Vereinbarkeitsvoraussetzungen nach Artikel 52b erfüllen. Der 
Nominalbetrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger pro Vor­
haben im Rahmen der Unterstützung aus dem Fonds „InvestEU“ ge­
währt werden, darf 150 Mio. EUR nicht überschreiten. 

▼M6 
3. Beihilfen für den Ausbau fester Breitbandnetze und Beihilfen für 
den Ausbau von 4G- und 5G-Mobilfunknetzen zur Anbindung bestimm­
ter beihilfefähiger sozioökonomischer Schwerpunkte müssen die folgen­
den Voraussetzungen erfüllen: 

a) Beihilfen werden ausschließlich für Vorhaben gewährt, die alle Ver­
einbarkeitsvoraussetzungen nach den Artikeln 52 und 52a erfüllen, 
soweit in den Buchstaben c und d dieses Absatzes nicht etwas an­
deres festgelegt ist. 

b) Der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger pro 
Vorhaben im Rahmen der Unterstützung aus dem Fonds „InvestEU“ 
gewährt werden, darf 150 Mio. EUR nicht überschreiten. 

c) Das Vorhaben bindet sozioökonomische Schwerpunkte an, bei denen 
es sich um öffentliche Verwaltungen oder um öffentliche oder pri­
vate Einrichtungen handelt, die mit der Erbringung von Dienstleis­
tungen von allgemeinem Interesse oder von Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne des Artikels 106 
Absatz 2 AEUV betraut sind. Vorhaben, die andere Elemente oder 
Einrichtungen als die in diesem Buchstaben aufgeführten umfassen, 
sind nicht beihilfefähig. 

d) Abweichend von Artikel 52 Absatz 4 muss das festgestellte Markt­
versagen entweder anhand einer verfügbaren geeigneten Breitband­
karte oder, mangels einer solchen Karte, anhand einer öffentlichen 
Konsultation überprüft werden, wobei folgende Vorgaben gelten: 

i) Eine Breitbandkarte kann als geeignet betrachtet werden, wenn 
sie nicht älter ist als 18 Monate. Die Karte gibt eindeutig Auf­
schluss über die sozioökonomischen Schwerpunkte, die durch die 
öffentliche Maßnahme abgedeckt werden sollen, sowie über alle 
bereits vorhandenen oder innerhalb des relevanten Zeithorizonts 
glaubhaft geplanten Netze, die unter Spitzenlastbedingungen eine 
Download-Geschwindigkeit von mindestens 100 Mbit/s, aber un­
ter 300 Mbit/s (Schwellengeschwindigkeiten) bieten können und 

▼M4
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die die Räumlichkeiten des unter Buchstabe c genannten beihilfe­
fähigen sozioökonomischen Schwerpunkts erschließen. Die Kar­
tierung erfolgt durch die zuständige Behörde. Die Kartierung 
erfolgt 1) bei reinen Festnetzen auf Adressenebene auf der 
Grundlage der erschlossenen Räumlichkeiten, 2) bei 
FWA-Netzen auf Adressenebene auf der Grundlage der erschlos­
senen Räumlichkeiten oder auf der Grundlage eines Rasters von 
maximal 100 x 100 m, 3) bei Mobilfunknetzen auf der Grundlage 
eines Rasters von maximal 100 x100 m. Alle Elemente des Ver­
fahrens und die technischen Kriterien für die Kartierung der Ziel­
gebiete müssen öffentlich zugänglich gemacht werden. Um Sy­
nergien zu fördern und der öffentlichen Verwaltung die Arbeit zu 
erleichtern, kann eine geografische Erhebung nach Artikel 22 der 
Richtlinie (EU) 2018/1972 als geeignete Kartierung im Sinne 
dieser Ziffer betrachtet werden, sofern die unter dieser Ziffer 
festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind. 

ii) Die öffentliche Konsultation wird von der zuständigen Behörde 
durch Veröffentlichung der Hauptmerkmale der geplanten staatli­
chen Maßnahme auf einer öffentlich zugänglichen Website auf re­
gionaler und nationaler Ebene durchgeführt. Im Rahmen der öffent­
lichen Konsultation werden die Interessenträger aufgefordert, zu der 
geplanten staatlichen Maßnahme Stellung zu nehmen und fundierte 
Informationen zu bereits vorhandenen oder innerhalb des relevanten 
Zeithorizonts glaubhaft geplanten Netzen zu übermitteln, die unter 
Spitzenlastbedingungen eine Download-Geschwindigkeit von min­
destens 100 Mbit/s, aber unter 300 Mbit/s (Schwellengeschwindig­
keiten) bieten können und die die Räumlichkeiten eines unter Buch­
stabe c genannten und nach Ziffer i ermittelten beihilfefähigen sozio­
ökonomischen Schwerpunkts erschließen; dabei sollten sie sich auf 
Folgendes stützen: 1) bei reinen Festnetzen auf die erschlossenen 
Räumlichkeiten auf Adressenebene, 2) bei FWA-Netzen auf die er­
schlossenen Räumlichkeiten oder auf ein Raster von maximal 
100 x 100 m auf Adressenebene, 3) bei Mobilfunknetzen auf ein 
Raster von maximal 100 x100 m. Die öffentliche Konsultation muss 
mindestens 30 Tage dauern. 

▼M4 
4. Beihilfen für Energieerzeugung und Energieinfrastruktur müssen 
die folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

▼M6 
a) Die Beihilfen werden ausschließlich für Investitionen in Energie­

infrastruktur, die nach den Rechtsvorschriften über den Energiebin­
nenmarkt nicht von den Vorschriften für den Netzzugang Dritter, 
die Entgeltregulierung und die Entbündelung ausgenommen sind, 
für die folgenden Kategorien von Vorhaben gewährt: 

i) Vorhaben im Bereich der Gasinfrastruktur, die in der jeweils 
geltenden Unionsliste der Vorhaben von gemeinsamem Interesse 
in Anhang VII der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 aufgeführt 
sind, und 

ii) alle Vorhaben in den Bereichen Strom-, Wasserstoff- und CO 2 - 
Infrastruktur. 

b) Investitionsbeihilfen für die Erzeugung von Energie aus erneuer­
baren Energieträgern müssen die folgenden Voraussetzungen erfül­
len: 

i) Die Beihilfen werden ausschließlich für neue Anlagen gewährt, 
die anhand wettbewerblicher, transparenter, objektiver und dis­
kriminierungsfreier Kriterien im Einklang mit Artikel 41 Ab­
satz 10 ausgewählt werden. 

▼M6
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ii) Beihilfen für kombinierte Vorhaben für erneuerbare Energien 
und Strom- oder Wärmespeicherung können gewährt werden, 
sofern die Voraussetzungen des Artikels 41 Absatz 1a erfüllt 
sind. 

iii) Beihilfen für kombinierte Vorhaben für die Speicherung von 
Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen, Biogas (einschließ­
lich Biomethan) und Biomasse-Brennstoffen können gewährt 
werden, sofern die Voraussetzungen des Artikels 41 Absatz 2 
erfüllt sind. 

iv) Im Falle von Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarem Wasser­
stoff werden Beihilfen nur für solche Anlagen gewährt, die die 
Voraussetzungen des Artikels 41 Absatz 3 erfüllen. 

v) Was Anlagen, in denen§ Biokraftstoffe hergestellt werden, be­
trifft, werden Beihilfen nur für Anlagen gewährt, in denen Bio­
kraftstoffe hergestellt werden, die die Nachhaltigkeitskriterien 
und die Kriterien für Treibhausgaseinsparungen in Artikel 29 
der Richtlinie (EU) 2018/2001 und den dazugehörigen Durch­
führungs- oder delegierten Rechtsakten erfüllen, und aus den in 
Anhang IX der Richtlinie aufgeführten Rohstoffen hergestellt 
werden. 

▼M4 
c) Der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger pro 

Vorhaben, das unter Buchstabe a fällt, im Rahmen der Unterstüt­
zung aus dem Fonds „InvestEU“ gewährt werden, darf 150 Mio. 
EUR nicht überschreiten. Der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die 
einem Endempfänger pro Vorhaben, das unter Buchstabe b fällt, im 
Rahmen der Unterstützung aus dem Fonds „InvestEU“ gewährt 
werden, darf 75 Mio. EUR nicht überschreiten. 

5. Beihilfen für soziale, bildungsbezogene, kulturelle und naturerbe­
bezogene Infrastrukturen und Aktivitäten müssen die folgenden Voraus­
setzungen erfüllen: 

▼M6 
a) Der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger im 

Rahmen der Unterstützung aus dem Fonds „InvestEU“ gewährt 
werden, darf folgende Beträge nicht überschreiten: 

i) 110 Mio. EUR pro Vorhaben für Investitionen in Infrastruktur, 
die für die Erbringung sozialer Dienstleistungen und für Bildung 
genutzt wird; 165 Mio. EUR pro Vorhaben für die in Artikel 53 
Absatz 2 genannten Zwecke und Tätigkeiten in den Bereichen 
Kultur und Erhaltung des kulturellen Erbes, einschließlich Na­
turerbe, 

ii) 33 Mio. EUR für Tätigkeiten im Zusammenhang mit sozialen 
Dienstleistungen, 

iii) 82,5 Mio. EUR für Tätigkeiten im Zusammenhang mit Kultur 
und Erhaltung des kulturellen Erbes und 

iv) 5,5 Mio. EUR für allgemeine und berufliche Bildung. 

▼M4 
b) Für Ausbildungsmaßnahmen zur Einhaltung verbindlicher nationaler 

Ausbildungsnormen werden keine Beihilfen gewährt. 

▼M6
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6. Beihilfen für Verkehr und Verkehrsinfrastruktur müssen die fol­
genden Voraussetzungen erfüllen: 

a) Beihilfen für Infrastruktur, ausgenommen Häfen, werden nur für 
folgende Vorhaben gewährt: 

i) Vorhaben von gemeinsamem Interesse im Sinne des Artikels 3 
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1315/2013, mit Ausnahme 
von Vorhaben, die Hafen- oder Flughafeninfrastruktur betreffen; 

ii) Anbindungen an städtische Knoten des transeuropäischen Ver­
kehrsnetzes; 

iii) Rollmaterial, das ausschließlich für die Erbringung von Schie­
nenverkehrsdiensten bestimmt ist, welche nicht unter einen öf­
fentlichen Dienstleistungsauftrag im Sinne der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
fallen, sofern es sich bei dem Empfänger um einen neuen Markt­
teilnehmer handelt; 

iv) Stadtverkehr; 

▼M6 
v) Lade- oder Tankinfrastruktur zur Versorgung von Fahrzeugen 

mit Strom oder Wasserstoff. Bei geförderter Wasserstoff- 
Tankinfrastruktur gibt der Beihilfeempfänger die Zusage, dass 
die Tankinfrastruktur spätestens bis zum 31. Dezember 2035 
ausschließlich erneuerbaren Wasserstoff bereitstellen wird. Die­
ser Absatz gilt nicht für Beihilfen für Investitionen in Lade- und 
Tankinfrastruktur in Häfen. 

▼M4 
b) Beihilfen für Hafeninfrastrukturvorhaben müssen die folgenden Vo­

raussetzungen erfüllen: 

i) Die Beihilfen dürfen nur für Investitionen in Zugangs- und Ha­
feninfrastruktur gewährt werden, die interessierten Nutzern zu 
gleichen und diskriminierungsfreien Marktbedingungen zur Ver­
fügung gestellt wird. 

ii) Die Erteilung von Konzessionen oder anderen Aufträgen für den 
Bau, die Modernisierung, den Betrieb oder die Anmietung einer 
durch eine Beihilfe geförderten Hafeninfrastruktur durch Dritte 
erfolgt in einem wettbewerblichen, transparenten sowie 
diskriminierungs- und auflagenfreien Verfahren. 

iii) Für Investitionen in Hafen-Suprastruktur werden keine Beihilfen 
gewährt. 

▼M6 
iv) Wird eine Beihilfe für Wasserstoff-Tankinfrastruktur gewährt, 

gibt der Beihilfeempfänger die Zusage, dass die Tankinfrastruk­
tur spätestens bis zum 31. Dezember 2035 ausschließlich erneu­
erbaren Wasserstoff bereitstellen wird. Wird eine Beihilfe für den 
Bau, die Installation oder die Modernisierung einer Ammoniak- 
oder Methanol-Tankinfrastruktur gewährt, gibt der Beihilfeemp­
fänger die Zusage, dass die geförderte Tankinfrastruktur spätes­
tens bis zum 31. Dezember 2035 ausschließlich Ammoniak bzw. 
Methanol bereitstellen wird, dessen Energieinhalt aus erneuer­
baren Energiequellen mit Ausnahme von Biomasse stammt und 
das im Einklang mit den Methoden hergestellt wurde, die in der 
Richtlinie (EU) 2018/2001 und den zugehörigen Durchführungs­
rechtsakten bzw. delegierten Rechtsakten für flüssige oder gas­
förmige erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs fest­
gelegt sind. 

▼M4 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene 
und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 
und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 1).
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c) Der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger nach 
dem Buchstaben a oder b pro Vorhaben im Rahmen der Unterstüt­
zung aus dem Fonds „InvestEU“ gewährt werden, darf 165 Mio. EUR 
nicht überschreiten. 

▼M4 
7. Beihilfen für andere Infrastrukturen müssen die folgenden Voraus­
setzungen erfüllen: 

a) Nur für folgende Vorhaben werden Beihilfen gewährt: 

i) Investitionen in Wasser- und Abwasserinfrastruktur für die Öf­
fentlichkeit; 

▼M6 
ii) Investitionen zur Förderung der Ressourceneffizienz und des 

Ressourcenkreislaufs im Einklang mit Artikel 47 Absätze 1 bis 
6 und 10; 

▼M4 
iii) Investitionen in Forschungsinfrastruktur; 

iv) Investitionen in den Auf- oder Ausbau von Innovationscluster 
-Einrichtungen; 

▼M6 
v) Investitionen in Erprobungs- und Versuchsinfrastrukturen. 

b) Der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger pro 
Vorhaben im Rahmen der Unterstützung aus dem Fonds „InvestEU“ 
gewährt werden, darf 110 Mio. EUR nicht überschreiten. 

▼M4 
8. Beihilfen für den Umweltschutz, einschließlich Klimaschutz, müs­
sen die folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

a) Nur für folgende Vorhaben werden Beihilfen gewährt: 

▼M6 
i) Investitionen, die Unternehmen in die Lage versetzen, einer 

durch Tätigkeiten eines Beihilfeempfängers selbst oder durch 
Tätigkeiten einer anderen an demselben Projekt beteiligten Ein­
heit verursachten Beeinträchtigung der natürlichen Umwelt (ein­
schließlich Klimawandel) oder der natürlichen Ressourcen ab­
zuhelfen oder vorzubeugen, sofern i) die Investitionen nicht 
Ausrüstung, Maschinen oder industrielle Produktionsanlagen, 
die fossile Brennstoffe einschließlich Erdgas nutzen, betreffen 
– unbeschadet der Möglichkeit, Beihilfen für die Installation 
von Zusatzkomponenten zu gewähren, die den Umweltschutz 
bestehender Ausrüstung, Maschinen oder industrieller Produkti­
onsanlagen verbessern, wobei sich die Investitionskosten in die­
sem Fall nicht auf CO 2 emittierende Anlagen beziehen dürfen – 
und ii) sich der Beihilfeempfänger im Falle von Investitionen in 
Ausrüstung, Maschinen und industrielle Produktionsanlagen, die 
Wasserstoff nutzen, verpflichtet, während der gesamten Lebens­
dauer der Investition ausschließlich erneuerbaren Wasserstoff zu 
verwenden. Beihilfen nach dieser Ziffer dürfen nicht für Inves­
titionen gewährt werden, die auf die Erfüllung angenommener 
Unionsnormen abzielen, es sei denn, die Investition wird spä­
testens 18 Monate vor Inkrafttreten der Norm durchgeführt und 
abgeschlossen; 

▼M6
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ii) Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz eines Ge­
bäudes oder eines Unternehmens, sofern die Investitionen nicht 
Ausrüstung, Maschinen oder industrielle Produktionsanlagen 
betreffen, die fossile Brennstoffe einschließlich Erdgas nutzen. 
Beihilfen nach dieser Ziffer dürfen nicht für Investitionen ge­
währt werden, die auf die Erfüllung angenommener Unionsnor­
men abzielen, es sei denn, die Investition wird spätestens 
18 Monate vor Inkrafttreten der Norm durchgeführt und abge­
schlossen. Abweichend davon können Beihilfen nach dieser 
Ziffer für in Gebäude getätigte Investitionen gewährt werden, 
die der Erfüllung von als Unionsnormen geltenden Mindest­
anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz dienen, sofern 
die Beihilfe gewährt wird, bevor die betreffenden Normen für 
das betreffende Unternehmen verbindlich werden; 

▼M4 
iii) Sanierung schadstoffbelasteter Standorte, soweit nach dem in 

Artikel 45 Absatz 3 genannten „Verursacherprinzip“ keine ju­
ristische oder natürliche Person bekannt ist, die nach dem an­
wendbaren Recht für den Umweltschaden haftet; 

iv) Umweltstudien; 

v) Verbesserung und Wiederherstellung von Biodiversität und 
Ökosystemen, wenn dies dazu beiträgt, die Biodiversität zu 
schützen, zu erhalten oder wiederherzustellen und Ökosysteme 
in einen guten Zustand zu versetzen oder Ökosysteme, die be­
reits in gutem Zustand sind, zu schützen. 

▼M6 
vi) Investitionsbeihilfen für den Erwerb sauberer Fahrzeuge, die 

zumindest teilweise mit Strom oder Wasserstoff betrieben wer­
den, oder für den Erwerb emissionsfreier Fahrzeuge für den 
Straßen-, Schienen-, Binnenschiffs- und Seeverkehr sowie In­
vestitionsbeihilfen für die Nachrüstung von Fahrzeugen, damit 
sie als saubere oder emissionsfreie Fahrzeuge eingestuft werden 
können. 

b) Unbeschadet des Buchstaben a können für die Verbesserung der 
Energieeffizienz eines Gebäudes gewährte Beihilfen mit Beihilfen 
für eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen kombiniert werden: 

i) Installation von am Standort des Gebäudes befindlichen inte­
grierten Anlagen zur Erzeugung von Strom, Wärme oder Kälte 
aus erneuerbaren Energiequellen wie Photovoltaikmodulen oder 
Wärmepumpen; 

ii) Installation von Ausrüstung zur Speicherung der Energie, die 
von den am Standort des Gebäudes befindlichen Anlagen zur 
Erzeugung erneuerbarer Energie erzeugt wird; 

iii) Anbindung an ein energieeffizientes Fernwärme- und/oder Fern­
kältesystem und dazugehörige Ausrüstung; 

iv) Bau und Installation von Ladeinfrastruktur für die Gebäudenutzer 
und von damit zusammenhängender Infrastruktur wie Rohrleitun­
gen, wenn die Parkplätze im oder am Gebäude befinden; 

v) Installation von Ausrüstung für die Digitalisierung des Gebäudes, 
insbesondere zur Steigerung seiner Intelligenzfähigkeit, ein­
schließlich passiver gebäudeinterner Verkabelung oder struktu­
rierter Verkabelung für Datennetze und des zugehörigen Teils 
der Breitbandinfrastruktur auf der Liegenschaft, zu der das Ge­
bäude gehört, jedoch mit Ausnahme der für Datennetze bestimm­
ten Verkabelung außerhalb der Liegenschaft; 

▼M6
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vi) Investitionen in Gründächer und Ausrüstung für die Sammlung 
und Nutzung von Regenwasser. 

Mit der Beihilfemaßnahme wird nicht die Installation von Energie­
anlagen unterstützt, die fossile Brennstoffe einschließlich Erdgas 
nutzen. 

Abhängig davon, wer die Finanzmittel für das Vorhaben erhält, 
können die Beihilfen entweder Gebäudeeigentümern oder Mietern 
gewährt werden. 

▼M4 
c) Der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger pro 

Vorhaben, das unter Buchstabe a dieses Absatzes fällt, im Rahmen 
der Unterstützung aus dem Fonds „InvestEU“ gewährt werden, darf 
50 Mio. EUR nicht überschreiten. 

d) Der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die pro Vorhaben, das unter 
Buchstabe b fällt, im Rahmen der Unterstützung aus dem Fonds 
„InvestEU“ gewährt werden, darf 50 Mio. EUR pro Endempfänger 
und Gebäude nicht überschreiten. 

▼M6 
e) Beihilfen für Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz 

können unter den folgenden kumulativen Voraussetzungen auch 
die Begünstigung von Energieleistungsverträgen zum Gegenstand 
haben: 

i) Die Förderung wird KMU oder kleinen Midcap-Unternehmen 
gewährt, die Maßnahmen zur Verbesserung der Energieleistung 
anbieten und die Endempfänger der Beihilfe sind. 

ii) Die Beihilfe wird für die Begünstigung von Energieleistungsver­
trägen im Sinne des Artikels 2 Nummer 27 der Richt­
linie 2012/27/EU gewährt. 

iii) Die Beihilfe erfolgt in Form eines vorrangigen Kredits oder einer 
Garantie für den Anbieter der Maßnahmen zur Verbesserung der 
Energieeffizienz im Rahmen eines Energieleistungsvertrags oder 
in Form eines Finanzprodukts zur Bereitstellung von Finanzmit­
teln für den Anbieter (z. B. Factoring oder Forfaitierung). 

iv) Der Nominalbetrag der gesamten ausstehenden Finanzmittel, die 
nach diesem Buchstaben pro Empfänger gewährt werden, beträgt 
höchstens 30 Mio. EUR. 

▼M4 
9. Beihilfen für Forschung, Entwicklung, Innovation und Digitalisie­
rung müssen die folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

a) Die Beihilfen können gewährt werden für: 

i) Grundlagenforschung, 

ii) industrielle Forschung, 

iii) experimentelle Entwicklung, 

iv) Prozessinnovation oder Betriebsinnovationen für KMU, 

v) Innovationsberatungsdienste und innovationsunterstützende 
Dienste für KMU, 

vi) Digitalisierung für KMU. 

▼M6
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b) Bei Vorhaben, die unter Buchstabe a Ziffern i, ii und iii fallen, darf 
der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger pro 
Vorhaben im Rahmen der Unterstützung aus dem Fonds „InvestEU“ 
gewährt werden, 75 Mio. EUR nicht überschreiten. Bei Vorhaben, 
die unter Buchstabe a Ziffern iv, v und vi fallen, darf der Nominal­
betrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger pro Vorhaben im 
Rahmen der Unterstützung aus dem Fonds „InvestEU“ gewährt wer­
den, 30 Mio. EUR nicht überschreiten. 

▼M6 
10. KMU oder gegebenenfalls kleine Midcap-Unternehmen können 
neben den in den Absätzen 2 bis 9 genannten Gruppen von Beihilfen 
auch Beihilfen in Form einer durch den Fonds „InvestEU“ geförderten 
Finanzierung erhalten, sofern die jeweiligen Voraussetzungen erfüllt 
sind: 

a) Der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger im 
Rahmen der Unterstützung durch den Fonds „InvestEU“ gewährt 
werden, überschreitet nicht 16,5 Mio. EUR und wird einem Unter­
nehmen aus einer der folgenden Unternehmenskategorien gewährt: 

i) Nicht börsennotierte KMU, die noch auf keinem Markt tätig 
gewesen sind oder die seit ihrer Eintragung ins Handelsregister 
noch nicht zehn Jahre bzw. seit ihrem ersten kommerziellen 
Verkauf noch nicht sieben Jahre gewerblich tätig gewesen sind; 
wenn entweder der Zeitraum von weniger als zehn Jahren seit 
der Eintragung ins Handelsregister oder der Zeitraum von weni­
ger als sieben Jahren seit dem ersten kommerziellen Verkauf auf 
ein bestimmtes Unternehmen angewandt wird, muss bei der Ge­
währung etwaiger späterer Beihilfen nach diesem Artikel für 
dasselbe Unternehmen derselbe Zeitraum zugrunde gelegt wer­
den. Bei Unternehmen, die ein anderes Unternehmen übernom­
men haben oder aus einem Zusammenschluss hervorgegangen 
sind, umfasst der für die Beihilfefähigkeit maßgebliche Zeitraum 
auch die Tätigkeiten des übernommenen Unternehmens bzw. der 
am Zusammenschluss beteiligten Unternehmen, es sei denn, der 
Umsatz des übernommenen Unternehmens bzw. der am Zusam­
menschluss beteiligten Unternehmen macht weniger als 10 % 
des Umsatzes des übernehmenden Unternehmens im Geschäfts­
jahr vor der Übernahme bzw. bei aus einem Zusammenschluss 
hervorgegangenen Unternehmen weniger als 10 % des Gesamt­
umsatzes aus, den die am Zusammenschluss beteiligten Unter­
nehmen im Geschäftsjahr vor dem Zusammenschluss erzielt ha­
ben. Wird der auf der Eintragung ins Handelsregister basierende 
für die Beihilfefähigkeit maßgebliche Zeitraum angewendet, so 
wird bei beihilfefähigen Unternehmen, die nicht zur Eintragung 
ins Handelsregister verpflichtet sind, der frühere der beiden fol­
genden Zeitpunkte als Beginn des für die Beihilfefähigkeit maß­
geblichen Zehnjahreszeitraums betrachtet: entweder der Zeit­
punkt, zu dem das Unternehmen seine Geschäftstätigkeit auf­
nimmt, oder der Zeitpunkt, zu dem es im Hinblick auf seine 
Geschäftstätigkeit steuerpflichtig wird. Durch den Fonds „Inves­
tEU“ geförderten Finanzierungen können auch Anschlussinvesti­
tionen in nicht börsennotierte KMU nach dem unter dieser Ziffer 
genannten, für die Beihilfefähigkeit maßgeblichen Zeitraum ab­
decken, sofern alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 
1) Der Nominalbetrag der Gesamtmittel gemäß Buchstabe a 
wird nicht überschritten, 2) die Möglichkeit von Anschlussinves­
titionen war im ursprünglichen Geschäftsplan vorgesehen 
und 3) das Endempfänger-Unternehmen, in das die Anschluss­
investition getätigt wird, ist kein „verbundenes Unternehmen“ im 
Sinne des Anhangs I Artikel 3 Absatz 3 eines anderen Unter­
nehmens geworden, bei dem es sich nicht um den Finanzinter­
mediär oder den unabhängigen privaten Investor handelt, der im 
Rahmen der Unterstützung aus dem Fonds „InvestEU“ Finanz­
mittel bereitstellt, es sei denn, die neue Einheit ist ein KMU. 

▼M4
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ii) Nicht börsennotierte KMU, die eine neue Geschäftstätigkeit auf­
nehmen, wenn die Erstinvestition mehr als 50 % des durch­
schnittlichen Jahresumsatzes in den vorangegangenen fünf Jah­
ren beträgt. Abweichend von Satz 1 gelten folgende Investitio­
nen als Investitionen in neue wirtschaftliche Tätigkeiten, wenn 
die entsprechende Erstinvestition ausgehend von einem Ge­
schäftsplan 30 % des durchschnittlichen Jahresumsatzes in den 
vorangegangenen fünf Jahren übersteigt: 1) Investitionen, die 
darauf abzielen, die Umweltleistung der Tätigkeit gemäß Arti­
kel 36 Absatz 2 dieser Verordnung über die verbindlichen Uni­
onsnormen hinaus erheblich zu verbessern, 2) andere ökologisch 
nachhaltige Investitionen im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 2020/852 und 3) Investitionen, die auf eine 
Steigerung der Kapazitäten für Gewinnung, Trennung, Raffina­
tion, Verarbeitung oder Recycling eines in Anhang IV aufgeführ­
ten kritischen Rohstoffs abzielen. Die ökologische Nachhaltigkeit 
der Investition wird im Einklang mit Artikel 3 der Verord­
nung (EU) 2020/852, einschließlich des Grundsatzes der Ver­
meidung erheblicher Beeinträchtigungen, oder durch andere ver­
gleichbare Methoden, darunter die Nachhaltigkeitsprüfung im 
Rahmen des Fonds „InvestEU“, nachgewiesen. Bei Maßnahmen, 
die mit Maßnahmen im Rahmen der vom Rat genehmigten 
Aufbau- und Resilienzpläne identisch sind, gilt die Einhaltung 
des Grundsatzes der Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen 
als erfüllt, da dies bereits geprüft wurde. 

iii) KMU und kleine Unternehmen mittlerer Kapitalisierung, bei de­
nen es sich um innovative Unternehmen im Sinne des Artikels 2 
Nummer 80 handelt. 

b) Der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger im 
Rahmen der Unterstützung aus dem Fonds „InvestEU“ gewährt wer­
den, überschreitet nicht 16,5 Mio. EUR, und es handelt sich bei dem 
Endempfänger um ein KMU oder ein kleines Unternehmen mittlerer 
Kapitalisierung, dessen Haupttätigkeit in Fördergebieten liegt, sofern 
die Finanzierung nicht für die Verlagerung von Tätigkeiten im Sinne 
des Artikels 2 Nummer 61a verwendet wird. 

c) Der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die einem Endempfänger im 
Rahmen der Unterstützung aus dem Fonds „InvestEU“ gewährt wer­
den, überschreitet nicht 2,2 Mio. EUR, und es handelt sich bei dem 
Endempfänger um ein KMU oder ein kleines Unternehmen mittlerer 
Kapitalisierung. 

▼M4 

Artikel 56f 

Voraussetzungen für Beihilfen im Rahmen von aus dem Fonds 
„InvestEU“ unterstützten kommerziellen Finanzprodukten mit 

zwischengeschalteten Finanzintermediären 

1. Die Finanzierungen für die Endempfänger werden durch gewerb­
liche Finanzintermediäre bereitgestellt, die anhand objektiver Kriterien 
in einem offenen, transparenten und diskriminierungsfreien Verfahren 
ausgewählt werden. 

2. Der gewerbliche Finanzintermediär, der die Finanzierung für den 
Endempfänger bereitstellt, trägt bei jeder finanziellen Transaktion ein 
Mindestrisiko von 20 %. 

▼M6
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3. Der Nominalbetrag der Gesamtmittel, die für jeden Endempfänger 
über alle gewerblichen Finanzintermediäre bereitgestellt werden, darf 
8,25 Mio. EUR nicht überschreiten. 

▼B 

KAPITEL IV 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 57 

Aufhebung 

Die Verordnung (EG) Nr. 800/2008 wird aufgehoben. 

Artikel 58 

Übergangsbestimmungen 

▼M1 
1. Diese Verordnung gilt für Einzelbeihilfen, die vor Inkrafttreten der 
einschlägigen Bestimmungen dieser Verordnung gewährt wurden, sofern 
die Beihilfe alle Voraussetzungen dieser Verordnung, ausgenommen 
Artikel 9, erfüllt. 

▼B 
2. Beihilfen, die nicht nach dieser Verordnung oder früher geltenden, 
nach Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 994/98 erlassenen Verordnun­
gen von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV frei­
gestellt sind, werden von der Kommission anhand der einschlägigen 
Rahmen, Leitlinien, Mitteilungen und Bekanntmachungen geprüft. 

3. Einzelbeihilfen, die vor dem 1. Januar 2015 im Einklang mit den 
zum Zeitpunkt ihrer Gewährung geltenden, nach Artikel 1 der Verord­
nung (EG) Nr. 994/98 erlassenen Verordnungen gewährt wurden, sind 
mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Ar­
tikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt; dies gilt nicht für Regionalbei­
hilfen. Risikokapitalbeihilferegelungen zugunsten von KMU, die vor 
dem 1. Juli 2014 eingeführt wurden und nach der Verordnung (EG) 
Nr. 800/2008 von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
freigestellt sind, bleiben bis zum Außerkrafttreten der Finanzierungsver­
einbarung freigestellt und mit dem Binnenmarkt vereinbar, sofern die 
Bindung der öffentlichen Mittel für den geförderten Private-Equity- 
Fonds vor dem 1. Januar 2015 auf der Grundlage einer solchen Ver­
einbarung erfolgte und die anderen Freistellungsvoraussetzungen wei­
terhin erfüllt sind. 

▼M6 
3a. Einzelbeihilfen, die zwischen dem 1. Juli 2014 und dem [Datum 
des Inkrafttretens dieser Änderung] im Einklang mit den zum Zeitpunkt 
ihrer Gewährung geltenden Bestimmungen dieser Verordnung gewährt 
wurden, sind mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmelde­
pflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt. Einzelbeihilfen, 
die vor dem 1. Juli 2014 entweder im Einklang mit den vor oder nach 
dem 10. Juli 2017 oder im Einklang mit den vor oder nach dem 3. Au­
gust 2021 oder im Einklang mit den vor oder nach dem [Datum des 
Inkrafttretens dieser Änderung] geltenden Bestimmungen dieser Verord­
nung, ausgenommen Artikel 9, gewährt wurden, sind mit dem Binnen­
markt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 
AEUV freigestellt. 

▼M6



 

02014R0651 — DE — 01.07.2023 — 006.001 — 173 

4. Nach Ablauf der Geltungsdauer dieser Verordnung bleiben nach 
dieser Verordnung freigestellte Beihilferegelungen noch während einer 
Anpassungsfrist von sechs Monaten freigestellt. Die Freistellung von 
Risikofinanzierungsbeihilfen nach Artikel 21 Absatz 9 Buchstabe a en­
det mit Ablauf der in der Finanzierungsvereinbarung festgelegten Frist, 
sofern die Bindung der öffentlichen Mittel für den geförderten 
Private-Equity-Fonds innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der 
Geltungsdauer dieser Verordnung auf der Grundlage einer solchen Ver­
einbarung erfolgte und alle anderen Freistellungsvoraussetzungen wei­
terhin erfüllt sind. 

▼M1 
5. Nach der Änderung dieser Verordnung bleiben Beihilferegelungen, 
die nach den zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Regelung geltenden 
Bestimmungen dieser Verordnung freigestellt sind, noch während einer 
Anpassungsfrist von sechs Monaten freigestellt. 

▼B 

Artikel 59 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2014 in Kraft. 

▼M6 
Sie gilt bis zum 31. Dezember 2026. 

▼B 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼M6
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ANHANG I 

KMU-DEFINITION 

Artikel 1 

Unternehmen 

Als Unternehmen gilt jede Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform, die eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausübt. Dazu gehören insbesondere auch jene Einheiten, 
die eine handwerkliche Tätigkeit oder andere Tätigkeiten als Einpersonen- oder 
Familienbetriebe ausüben, sowie Personengesellschaften oder Vereinigungen, die 
regelmäßig einer wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen. 

Artikel 2 

Mitarbeiterzahlen und finanzielle Schwellenwerte zur Definition der 
Unternehmenskategorien 

1. Die Kategorie der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) setzt sich aus Unternehmen zusammen, die weniger als 
250 Personen beschäftigen und die entweder einen Jahresumsatz von höchstens 
50 Mio. EUR erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 43 Mio. 
EUR beläuft. 

2. Innerhalb der Kategorie der KMU wird ein kleines Unternehmen als ein 
Unternehmen definiert, das weniger als 50 Personen beschäftigt und dessen 
Jahresumsatz beziehungsweise Jahresbilanz 10 Mio. EUR nicht übersteigt. 

3. Innerhalb der Kategorie der KMU wird ein Kleinstunternehmen als ein 
Unternehmen definiert, das weniger als 10 Personen beschäftigt und dessen 
Jahresumsatz beziehungsweise Jahresbilanz 2 Mio. EUR nicht überschreitet. 

Artikel 3 

Bei der Berechnung der Mitarbeiterzahlen und der finanziellen 
Schwellenwerte berücksichtigte Unternehmenstypen 

1. Ein „eigenständiges Unternehmen“ ist jedes Unternehmen, das nicht als 
Partnerunternehmen im Sinne des Absatzes 2 oder als verbundenes Unternehmen 
im Sinne des Absatzes 3 gilt. 

2. „Partnerunternehmen“ sind alle Unternehmen, die nicht als verbundene 
Unternehmen im Sinne des Absatzes 3 gelten und zwischen denen folgende 
Beziehung besteht: Ein Unternehmen (das vorgeschaltete Unternehmen) hält — 
allein oder gemeinsam mit einem oder mehreren verbundenen Unternehmen im 
Sinne des Absatzes 3-25 % oder mehr des Kapitals oder der Stimmrechte eines 
anderen Unternehmens (des nachgeschalteten Unternehmens). 

Ein Unternehmen gilt jedoch weiterhin als eigenständig, also als Unternehmen 
ohne Partnerunternehmen, auch wenn der Schwellenwert von 25 % erreicht oder 
überschritten wird, sofern es sich um folgende Kategorien von Investoren handelt 
und unter der Bedingung, dass diese Investoren nicht im Sinne des Absatzes 3 
einzeln oder gemeinsam mit dem betroffenen Unternehmen verbunden sind: 

a) staatliche Beteiligungsgesellschaften, Risikokapitalgesellschaften, natürliche 
Personen beziehungsweise Gruppen natürlicher Personen, die regelmäßig im 
Bereich der Risikokapitalinvestition tätig sind („Business Angels“) und die 
Eigenkapital in nicht börsennotierte Unternehmen investieren, sofern der Ge­
samtbetrag der Investition der genannten „Business Angels“ in ein und das­
selbe Unternehmen 1 250 000 EUR nicht überschreitet; 

b) Universitäten oder Forschungszentren ohne Gewinnzweck; 

c) institutionelle Investoren einschließlich regionaler Entwicklungsfonds; 

▼B
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d) autonome Gebietskörperschaften mit einem Jahreshaushalt von weniger als 
10 Mio. EUR und weniger als 5 000 Einwohnern. 

3. „Verbundene Unternehmen“ sind Unternehmen, die zueinander in einer der 
folgenden Beziehungen stehen: 

a) ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder 
Gesellschafter eines anderen Unternehmens; 

b) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen 
oder abzuberufen; 

c) ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlos­
senen Vertrag oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen 
beherrschenden Einfluss auf dieses Unternehmen auszuüben; 

d) ein Unternehmen, das Aktionär oder Gesellschafter eines anderen Unterneh­
mens ist, übt gemäß einer mit anderen Aktionären oder Gesellschaftern dieses 
anderen Unternehmens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über 
die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Aktionären oder Gesellschaftern 
aus. 

Es besteht die Vermutung, dass kein beherrschender Einfluss ausgeübt wird, 
sofern sich die in Absatz 2 Unterabsatz 2 genannten Investoren nicht direkt 
oder indirekt in die Verwaltung des betroffenen Unternehmens einmischen — 
unbeschadet der Rechte, die sie in ihrer Eigenschaft als Aktionäre oder Gesell­
schafter besitzen. 

Unternehmen, die durch ein oder mehrere andere Unternehmen oder einen der in 
Absatz 2 genannten Investoren untereinander in einer der in Unterabsatz 1 ge­
nannten Beziehungen stehen, gelten ebenfalls als verbunden. 

Unternehmen, die durch eine natürliche Person oder eine gemeinsam handelnde 
Gruppe natürlicher Personen miteinander in einer dieser Beziehungen stehen, 
gelten gleichermaßen als verbundene Unternehmen, sofern diese Unternehmen 
ganz oder teilweise auf demselben Markt oder auf benachbarten Märkten tätig 
sind. 

Als „benachbarter Markt“ gilt der Markt für eine Ware oder eine Dienstleistung, 
der dem betreffenden Markt unmittelbar vor- oder nachgeschaltet ist. 

4. Außer in den in Absatz 2 Unterabsatz 2 angeführten Fällen kann ein Un­
ternehmen nicht als KMU angesehen werden, wenn 25 % oder mehr seines 
Kapitals oder seiner Stimmrechte direkt oder indirekt von einer oder mehreren 
öffentlichen Stellen einzeln oder gemeinsam kontrolliert werden. 

5. Die Unternehmen können eine Erklärung zu ihrer Qualität als eigenständi­
ges Unternehmen, Partnerunternehmen oder verbundenes Unternehmen sowie zu 
den Daten über die in Artikel 2 angeführten Schwellenwerte abgeben. Diese 
Erklärung kann selbst dann vorgelegt werden, wenn sich die Anteilseigner auf­
grund der Kapitalstreuung nicht genau feststellen lassen, wobei das Unternehmen 
nach Treu und Glauben erklärt, es könne mit Recht davon ausgehen, dass es sich 
nicht zu 25 % oder mehr im Besitz eines Unternehmens oder im gemeinsamen 
Besitz von miteinander verbundenen Unternehmen befindet. Solche Erklärungen 
werden unbeschadet der aufgrund einzelstaatlicher Regelungen oder Regelungen 
der Union vorgesehenen Kontrollen oder Überprüfungen abgegeben. 

Artikel 4 

Für die Mitarbeiterzahl und die finanziellen Schwellenwerte sowie für den 
Berichtszeitraum zugrunde zu legende Daten 

1. Die Angaben, die für die Berechnung der Mitarbeiterzahl und der finan­
ziellen Schwellenwerte herangezogen werden, beziehen sich auf den letzten 
Rechnungsabschluss und werden auf Jahresbasis berechnet. Sie werden vom 
Stichtag des Rechnungsabschlusses an berücksichtigt. Die Höhe des herangezo­
genen Umsatzes wird abzüglich der Mehrwertsteuer (MwSt.) und sonstiger indi­
rekter Steuern oder Abgaben berechnet. 

▼B
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2. Stellt ein Unternehmen am Stichtag des Rechnungsabschlusses fest, dass es 
auf Jahresbasis die in Artikel 2 genannten Schwellenwerte für die Mitarbeiterzahl 
oder die Bilanzsumme über- oder unterschreitet, so verliert beziehungsweise 
erwirbt es dadurch den Status eines mittleren Unternehmens, eines kleinen Unter­
nehmens beziehungsweise eines Kleinstunternehmens erst dann, wenn es in zwei 
aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren zu einer Über- oder Unterschreitung 
kommt. 

3. Bei einem neu gegründeten Unternehmen, das noch keinen Jahresabschluss 
vorlegen kann, werden die entsprechenden Daten im Laufe des Geschäftsjahres 
nach Treu und Glauben geschätzt. 

Artikel 5 

Mitarbeiterzahl 

Die Mitarbeiterzahl entspricht der Zahl der Jahresarbeitseinheiten (JAE), d. h. der 
Zahl der Personen, die in dem betroffenen Unternehmen oder auf Rechnung 
dieses Unternehmens während des gesamten Berichtsjahres einer Vollzeitbeschäf­
tigung nachgegangen sind. Für die Arbeit von Personen, die nicht das ganze Jahr 
gearbeitet haben oder die im Rahmen einer Teilzeitregelung tätig waren, und für 
Saisonarbeit wird der jeweilige Bruchteil an JAE gezählt. In die Mitarbeiterzahl 
gehen ein: 

a) Lohn- und Gehaltsempfänger, 

b) für das Unternehmen tätige Personen, die in einem Unterordnungsverhältnis 
zu diesem stehen und nach nationalem Recht Arbeitnehmern gleichgestellt 
sind, 

c) mitarbeitende Eigentümer, 

d) Teilhaber, die eine regelmäßige Tätigkeit in dem Unternehmen ausüben und 
finanzielle Vorteile aus dem Unternehmen ziehen. 

Auszubildende oder in der beruflichen Ausbildung stehende Personen, die einen 
Lehr- beziehungsweise Berufsausbildungsvertrag haben, sind in der Mitarbeiter­
zahl nicht berücksichtigt. Die Dauer des Mutterschafts- beziehungsweise Eltern­
urlaubs wird nicht mitgerechnet. 

Artikel 6 

Erstellung der Daten des Unternehmens 

1. Im Falle eines eigenständigen Unternehmens werden die Daten einschließ­
lich der Mitarbeiterzahl ausschließlich auf der Grundlage der Jahresabschlüsse 
dieses Unternehmens erstellt. 

2. Die Daten — einschließlich der Mitarbeiterzahl — eines Unternehmens, das 
Partnerunternehmen oder verbundene Unternehmen hat, werden auf der Grund­
lage der Jahresabschlüsse und sonstiger Daten des Unternehmens erstellt oder — 
sofern vorhanden — anhand der konsolidierten Jahresabschlüsse des Unterneh­
mens beziehungsweise der konsolidierten Jahresabschlüsse, in die das Unterneh­
men durch Konsolidierung eingeht. 

Zu den in Absatz 1 genannten Daten werden die Daten der eventuell vorhande­
nen Partnerunternehmen des betroffenen Unternehmens, die diesem unmittelbar 
vor- oder nachgeschaltet sind, hinzugerechnet. Die Anrechnung erfolgt propor­
tional zu dem Anteil der Beteiligung am Kapital oder an den Stimmrechten 
(wobei der höhere dieser beiden Anteile zugrunde gelegt wird). Bei wechselsei­
tiger Kapitalbeteiligung wird der höhere dieser Anteile herangezogen. 

Zu den in den Absätzen 1 und 2 genannten Daten werden gegebenenfalls 100 % 
der Daten derjenigen direkt oder indirekt mit dem betroffenen Unternehmen 
verbundenen Unternehmen addiert, die in den konsolidierten Jahresabschlüssen 
noch nicht berücksichtigt wurden. 

▼B



 

02014R0651 — DE — 01.07.2023 — 006.001 — 177 

3. Bei der Anwendung von Absatz 2 sind die Daten der Partnerunternehmen 
des betreffenden Unternehmens aus ihren Jahresabschlüssen und sonstigen An­
gaben, sofern vorhanden in konsolidierter Form, zu entnehmen. Zu diesen Daten 
werden gegebenenfalls die Daten der mit diesen Partnerunternehmen verbunde­
nen Unternehmen zu 100 % hinzugerechnet, sofern die Daten in den konsoli­
dierten Jahresabschlüssen noch nicht berücksichtigt wurden. 

Bei der Anwendung von Absatz 2 sind die Daten der mit den betroffenen 
Unternehmen verbundenen Unternehmen aus ihren Jahresabschlüssen und sons­
tigen Angaben, sofern vorhanden in konsolidierter Form, zu entnehmen. Zu 
diesen Daten werden gegebenenfalls die Daten der Partnerunternehmen dieser 
verbundenen Unternehmen, die diesen unmittelbar vor- oder nachgeschaltet sind, 
anteilsmäßig hinzugerechnet, sofern sie in den konsolidierten Jahresabschlüssen 
nicht bereits anteilsmäßig so erfasst wurden, dass der entsprechende Wert min­
destens dem in Absatz 2 Unterabsatz 2 genannten Anteil entspricht. 

4. In den Fällen, in denen die Mitarbeiterzahl eines bestimmten Unternehmens 
in den konsolidierten Jahresabschlüssen nicht ausgewiesen ist, wird die Mitarbei­
terzahl berechnet, indem die Daten der Unternehmen, die Partnerunternehmen 
dieses Unternehmens sind, anteilsmäßig hinzugerechnet und die Daten der Un­
ternehmen, mit denen dieses Unternehmen verbunden ist, addiert werden. 

▼B
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ANHANG II 

INFORMATIONEN ÜBER NACH DIESER VERORDNUNG FREIGESTELLTE STAATLICHE BEIHILFEN 

TEIL I 

Übermittlung über die IT-Anwendung der Kommission nach Artikel 11 

▼B
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TEIL II 

Übermittlung über das elektronische Anmeldesystem der Kommission nach Artikel 11 

Geben Sie bitte an, nach welcher Bestimmung der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung die Beihilfemaßnahme 
durchgeführt wird. 

Hauptziel – Allgemeine Ziele 
(Liste) 

Ziele 
(Liste) 

Beihilfe-höchst-in­
tensität 
in % 

oder jährlicher 
Beihilfe-höchst-be­

trag in 
Landes-währung 
(in voller Höhe) 

KMU-Auf-schläge 
(falls zu-treffend) 

in % 

Regionalbeihilfen – Inves­
titionsbeihilfen ( 1 ) (Art. 14) 

□ Regelung % % 

□ Ad hoc-Beihilfe % % 

Regionalbeihilfen – Be­
triebsbeihilfen (Art. 15) 

□ In Gebieten mit geringer Bevölkerungsdichte 
(Art. 15 Abs. 2) 

% % 

□ In Gebieten mit sehr geringer Bevölkerungs­
dichte (Art. 15 Abs. 3) 

% % 

□ In Gebieten in äußerster Randlage (Art. 15 
Abs. 4) 

% % 

□ Regionale Stadtentwicklungsbeihilfen (Art. 16) ............... Lan­
des-währung 

% 

Beihilfen für KMU 
(Art. 17-19d) 

□ Investitionsbeihilfen für KMU (Art. 17) % % 

□ KMU-Beihilfen für die Inanspruchnahme von 
Beratungsdiensten (Art. 18) 

% % 

□ KMU-Beihilfen für die Teilnahme an Messen 
(Art. 19) 

% % 

□ Beihilfen für die Kosten von KMU, die an 
Projekten der von der örtlichen Bevölkerung 
betriebenen lokalen Entwicklung („CLLD“) 
teilnehmen (Art. 19a) 

% % 

□ Begrenzte Beihilfebeträge für KMU, die von 
Projekten der von der örtlichen Bevölkerung 
betriebenen lokalen Entwicklung („CLLD“) 
profitieren (Art. 19b) ( 2 ) 

............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen für Kleinstunternehmen in Form öf­
fentlicher Eingriffe bezüglich der Strom-, 
Erdgas- oder Wärmeversorgung (Art. 19c) 

% % 

□ KMU-Beihilfen in Form befristeter öffentlicher 
Eingriffe bezüglich der Versorgung mit Strom, 
Gas oder aus Erdgas oder Strom erzeugter 
Wärme zur Abfederung der Auswirkungen der 
durch den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine bedingten Preiserhöhungen (Arti­
kel 19d) 

% % 

▼M6 

( 1 ) Bei Ad-hoc-Regionalbeihilfen, mit denen auf der Grundlage von Beihilferegelungen gewährte Beihilfen ergänzt werden, bitte sowohl 
die Beihilfeintensität für die nach der Regelung gewährten Beihilfen als auch die Beihilfeintensität für die Ad-hoc-Beihilfe angeben. 

( 2 ) Nach Artikel 11 Absatz 1 gelten die Berichtspflichten nicht für nach Artikel 19b gewährte Beihilfen. Die Berichterstattung über 
solche Beihilfen ist folglich freiwillig.
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Hauptziel – Allgemeine Ziele 
(Liste) 

Ziele 
(Liste) 

Beihilfe-höchst-in­
tensität 
in % 

oder jährlicher 
Beihilfe-höchst-be­

trag in 
Landes-währung 
(in voller Höhe) 

KMU-Auf-schläge 
(falls zu-treffend) 

in % 

Beihilfen für die europäi­
sche territoriale Zusam­
menarbeit (Art. 20-20a) 

□ Beihilfen für Kosten von Unternehmen, die an 
Projekten der europäischen territorialen Zu­
sammenarbeit teilnehmen (Art. 20) 

% % 

□ Geringe Beihilfen für Unternehmen zur Teil­
nahme an Projekten der europäischen territo­
rialen Zusammenarbeit (Art. 20a) ( 2 ) 

............... Lan­
des-währung 

% 

Beihilfen zur Erschließung 
von KMU-Finanzierungen 
(Art. 21-22) 

□ Risikofinanzierungsbeihilfen (Art. 21) ............... Lan­
des-währung 

n. z. 

□ Risikofinanzierungsbeihilfen für KMU in Form 
von Steueranreizen für private Investoren, die 
natürliche Personen sind (Art. 21a) 

............... Lan­
des-währung 

n. z. 

□ Beihilfen für Unternehmensneugründungen 
(Art. 22) 

............... Lan­
des-währung 

n. z. 

□ KMU-Beihilfen – Beihilfen für auf KMU spezialisierte alternative Handels­
plattformen (Art. 23) 

............... Lan­
des-währung 

n. z. 

□ KMU-Beihilfen — Beihilfen für Scouting-Kosten (Art. 24) % n. z. 

Beihilfen für Forschung 
und Entwicklung und In­
novation (Art. 25-30) 

Beihilfen für 
For-schungs- und 
Ent-wick-lungs- 
vorhaben (Art. 25) 

□ Grundlagenforschung 
(Art. 25 Abs. 2 
Buchst. a) 

% % 

□ Industrielle Forschung 
(Art. 25 Abs. 2 
Buchst. b) 

% % 

□ Experimentelle Entwick­
lung (Art. 25 Abs. 2 
Buchst. c) 

% % 

□ Durchführbarkeitsstudien 
(Art. 25 Abs. 2 
Buchst. d) 

% % 

□ Beihilfen für mit einem Exzellenzsiegel aus­
gezeichnete Vorhaben (Art. 25a) 

............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen für Marie-Skłodowska-Curie-Maß­
nahmen und vom Europäischen 
Forschungsrat (ERC) geförderte Maßnahmen 
für den Konzeptnachweis (Art. 25b) 

............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen im Rahmen von kofinanzierten 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
(Art. 25c) 

% % 

□ Beihilfen für Teaming-Maßnahmen (Art. 25d) % % 

▼M6 

( 2 ) Nach Artikel 11 Absatz 1 gelten die Berichtspflichten nicht für nach Artikel 20a gewährte Beihilfen. Die Berichterstattung über 
solche Beihilfen ist folglich freiwillig.
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Hauptziel – Allgemeine Ziele 
(Liste) 

Ziele 
(Liste) 

Beihilfe-höchst-in­
tensität 
in % 

oder jährlicher 
Beihilfe-höchst-be­

trag in 
Landes-währung 
(in voller Höhe) 

KMU-Auf-schläge 
(falls zu-treffend) 

in % 

□ Beihilfen im Rahmen der Kofinanzierung von 
Vorhaben, die aus dem Europäischen Vertei­
digungsfonds oder dem Europäischen Pro­
gramm zur industriellen Entwicklung im Ver­
teidigungsbereich unterstützt werden (Art. 25e) 

% % 

□ Investitionsbeihilfen für Forschungsinfrastruk­
turen (Art. 26) 

% % 

□ Investitionsbeihilfen für Erprobungs- und Ver­
suchsinfrastrukturen (Art. 26a) 

% % 

□ Beihilfen für Innovationscluster (Art. 27) % % 

□ Innovationsbeihilfen für KMU (Art. 28) % % 

□ Beihilfen für Prozess- und Organisationsinno­
vationen (Art. 29) 

% % 

□ Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen für Fi­
scherei und Aquakultur (Art. 30) 

% % 

□ Ausbildungsbeihilfen (Art. 31) % % 

Beihilfen für benachteiligte 
Arbeitnehmer und Arbeit­
nehmer mit Behinderungen 
(Art. 32-35) 

□ Beihilfen in Form von Lohnkostenzuschüssen 
für die Einstellung benachteiligter Arbeitneh­
mer (Art. 32) 

% % 

□ Beihilfen in Form von Lohnkostenzuschüssen 
für die Beschäftigung von Arbeitnehmern mit 
Behinderungen (Art. 33) 

% % 

□ Beihilfen zum Ausgleich der durch die Be­
schäftigung von Arbeitnehmern mit Behin­
derungen verursachten Mehrkosten (Art. 34) 

% % 

□ Beihilfen zum Ausgleich der Kosten für die 
Unterstützung benachteiligter Arbeitnehmer 
(Art. 35) 

% % 

Umweltschutz-beihilfen 
(Art. 36-49) 

□ Investitionsbeihilfen für den Umweltschutz ein­
schließlich Dekarbonisierung (Art. 36) 

% % 

□ Investitionsbeihilfen für Lade- oder Tankinfra­
struktur (Art. 36a) 

% % 

□ Investitionsbeihilfen für den Erwerb sauberer 
oder emissionsfreier Fahrzeuge und die Nach­
rüstung von Fahrzeugen (Art. 36b) 

% % 

□ Investitionsbeihilfen für nicht gebäudebezo­
gene Energieeffizienzmaßnahmen (Art. 38) 

% % 

□ Investitionsbeihilfen für gebäudebezogene 
Energieeffizienzmaßnahmen (Art. 38a) 

% % 

▼M6
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Hauptziel – Allgemeine Ziele 
(Liste) 

Ziele 
(Liste) 

Beihilfe-höchst-in­
tensität 
in % 

oder jährlicher 
Beihilfe-höchst-be­

trag in 
Landes-währung 
(in voller Höhe) 

KMU-Auf-schläge 
(falls zu-treffend) 

in % 

□ Beihilfen zur Begünstigung von Energieleis­
tungsverträgen (Art. 38b) 

............... Lan­
des-währung 

n. z. 

□ Investitionsbeihilfen für gebäudebezogene 
Energieeffizienzprojekte in Form von Finanz­
instrumenten (Art. 39) 

............... Lan­
des-währung 

n. z. 

□ Investitionsbeihilfen zur Förderung von erneu­
erbaren Energien, von erneuerbarem Wasser­
stoff und von hocheffizienter Kraft-Wärme- 
Kopplung (Art. 41) 

% % 

□ Betriebsbeihilfen zur Förderung von Strom aus 
erneuerbaren Energien (Art. 42) 

% % 

□ Betriebsbeihilfen zur Förderung von erneuer­
baren Energien und von erneuerbarem Was­
serstoff im Rahmen von kleinen Vorhaben und 
von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften 
(Art. 43) 

% % 

□ Beihilfen in Form von Steuerermäßigungen 
nach der Richtlinie 2003/96/EG (Art. 44) 

% n. z. 

□ Beihilfen in Form von Ermäßigungen von Um­
weltsteuern oder -abgaben (Art. 44a) 

% n. z. 

□ Investitionsbeihilfen für die Sanierung von 
Umweltschäden, die Rehabilitierung natürli­
cher Lebensräume und Ökosysteme, den 
Schutz bzw. die Wiederherstellung der Biodi­
versität oder die Umsetzung naturbasierter Lö­
sungen für die Anpassung an den Klimawandel 
und für den Klimaschutz (Art. 45) 

% % 

□ Investitionsbeihilfen für energieeffiziente Fern­
wärme und/oder Fernkälte (Art. 46) 

% % 

□ Investitionsbeihilfen für Ressourceneffizienz 
und zur Unterstützung des Übergangs zu ei­
ner Kreislaufwirtschaft (Art. 47) 

% % 

□ Investitionsbeihilfen für Energieinfrastrukturen 
(Art. 48) 

% % 

□ Beihilfen für Studien und Beratungsleistungen 
in den Bereichen Umweltschutz und Energie 
(Art. 49) 

% % 

▼M6
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Hauptziel – Allgemeine Ziele 
(Liste) 

Ziele 
(Liste) 

Beihilfe-höchst-in­
tensität 
in % 

oder jährlicher 
Beihilfe-höchst-be­

trag in 
Landes-währung 
(in voller Höhe) 

KMU-Auf-schläge 
(falls zu-treffend) 

in % 

□ Beihilferegelungen zur 
Bewältigung der Fol­
gen bestimmter Natur­
katastrophen (Art. 50) 

Beihilfehöchstintensität % % 

Art der Naturkatastrophe □ Erdbeben 
□ Lawine 
□ Erdrutsch 
□ Überschwemmung 
□ Orkan 
□ Wirbelsturm 
□ Vulkanausbruch 
□ Flächenbrand 

Zeitraum der Naturkatastrophe: TT/MM/JJJJ bis TT/MM/JJJJ 

□ Sozialbeihilfen für die Beförderung von Einwohnern entlegener Gebiete 
(Art. 51) 

............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen für feste Breitbandnetze (Art. 52) ............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen für 4G- und 5G-Mobilfunknetze (Art. 52a) ............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen für Vorhaben von gemeinsamem Interesse im Bereich transeuropäi­
scher digitaler Vernetzungsinfrastruktur (Art. 52b) 

% % 

□ Konnektivitätsgutscheine (Art. 52c) ............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen für Backhaul-Netze (Art. 52d) % % 

□ Beihilfen für Kultur und die Erhaltung des kulturellen Erbes (Art. 53) % % 

□ Beihilferegelungen für audiovisuelle Werke (Art. 54) % % 

□ Beihilfen für Sportinfrastrukturen und multifunktionale Freizeitinfrastrukturen 
(Art. 55) 

% % 

□ Investitionsbeihilfen für lokale Infrastrukturen (Art. 56) % % 

□ Beihilfen für Regionalflughäfen (Art. 56a) % % 

□ Beihilfen für Seehäfen (Art. 56b) % % 

□ Beihilfen für Binnenhäfen (Art. 56c) % % 

Beihilfen im Rahmen von 
aus dem Fonds „InvestEU“ 
unterstützten Finanzpro­
dukten (Art. 56d-56f) 

Art. 56e □ Beihilfen für Vorhaben 
von gemeinsamem Inte­
resse im Bereich trans­
europäischer digitaler 
Vernetzungsinfrastruktur, 
die nach der Verord­
nung (EU) 2021/1153 fi­
nanziert werden oder mit 
einem Exzellenzsiegel 
nach der genannten Ver­
ordnung ausgezeichnet 
wurden (Art. 56e Abs. 2) 

............... Lan­
des-währung 

% 

▼M6
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Hauptziel – Allgemeine Ziele 
(Liste) 

Ziele 
(Liste) 

Beihilfe-höchst-in­
tensität 
in % 

oder jährlicher 
Beihilfe-höchst-be­

trag in 
Landes-währung 
(in voller Höhe) 

KMU-Auf-schläge 
(falls zu-treffend) 

in % 

□ Beihilfen für den Ausbau 
fester Breitbandnetze und 
Beihilfen für den Ausbau 
von 4G- und 5G-Mobil­
funknetzen zur Anbin­
dung bestimmter beihilfe­
fähiger sozioökonomi­
scher Schwerpunkte 
(Art. 56e Abs. 3) 

............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen für Energie­
erzeugung und Energie­
infrastruktur (Art. 56e 
Abs. 4) 

............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen für soziale, bil­
dungsbezogene, kulturelle 
und naturbezogene Infra­
strukturen und Aktivitäten 
(Art. 56e Abs. 5) 

............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen für Verkehr und 
Verkehrsinfrastruktur 
(Art. 56e Abs. 6) 

............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen für andere In­
frastrukturen (Art. 56e 
Abs. 7) 

............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen für den Um­
weltschutz, einschließlich 
Klimaschutz (Art. 56e 
Abs. 8) 

............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen für Forschung, 
Entwicklung, Innovation 
und Digitalisierung 
(Art. 56e Abs. 9) 

............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen in Form einer 
Förderung aus Mitteln 
des Fonds „InvestEU“ für 
KMU oder kleine 
Midcap-Unternehmen 
(Art. 56e Abs. 10) 

............... Lan­
des-währung 

% 

□ Beihilfen im Rahmen von aus dem Fonds „In­
vestEU“ unterstützten kommerziellen Finanz­
produkten mit zwischengeschalteten Finanzin­
termediären (Art. 56f) 

............... Lan­
des-währung 

% 

▼M6
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ANHANG III 

Bestimmungen für die Veröffentlichung der Informationen nach Artikel 9 
Absatz 1 

Die Mitgliedstaaten bauen ihre ausführlichen Beihilfewebsites, auf denen die in 
Artikel 9 Absatz 1 festgelegten Informationen veröffentlicht werden, so auf, dass 
die Informationen leicht zugänglich sind. Die Informationen werden in einem 
Tabellenkalkulationsformat (z. B. CSV oder XML) veröffentlicht, das es ermög­
licht, Daten zu suchen, zu extrahieren und problemlos im Internet zu veröffent­
lichen. Der Zugang zur Website wird jedem Interessierten ohne Einschränkungen 
gewährt. Eine vorherige Anmeldung als Nutzer ist für den Zugang zur Website 
nicht erforderlich. 

Nach Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe c sind folgende Informationen über Einzel­
beihilfen zu veröffentlichen: 

— Name des Empfängers 

— Identifikator des Empfängers 

— Art des Unternehmens (KMU/großes Unternehmen) zum Zeitpunkt der Ge­
währung 

— Region, in der der Beihilfeempfänger seinen Standort hat, auf NUTS-II- 
Ebene ( 1 ) 

— Wirtschaftszweig auf Ebene der NACE-Gruppe ( 2 ) 

— Beihilfeelement, in voller Höhe, in Landeswährung ( 3 ) 

— Beihilfeinstrument ( 4 ) (Zuschuss/Zinszuschuss, Kredit/rückzahlbare Vor­
schüsse/rückzahlbarer Zuschuss, Garantie, Steuerermäßigung oder Steuerbe­
freiung, Risikofinanzierung, Sonstiges (bitte nähere Angaben) 

— Tag der Gewährung 

— Ziel der Beihilfe 

— Bewilligungsbehörde 

— bei Regelungen, die unter Artikel 16 oder Artikel 21 fallen, der Name der 
betrauten Einrichtung und die Namen der ausgewählten Finanzintermediäre 

— Nummer der Beihilfemaßnahme ( 5 ) 

▼B 

( 1 ) NUTS — Klassifikation der Gebietseinheiten für die Statistik. Die Region ist in der 
Regel auf Ebene 2 anzugeben. 

( 2 ) ►M1 Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Dezember 2006 zur Aufstellung der statistischen Systematik der Wirtschaftszweige 
NACE Revision 2 und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates 
sowie einiger Verordnungen der EG über bestimmte Bereiche der Statistik (ABl. L 393 
vom 30.12.2006, S. 1). ◄ 

( 3 ) ►M1 Bruttosubventionsäquivalent bzw. bei Maßnahmen nach den Artikeln 16, 21, 22 
oder 39 dieser Verordnung der Investitionsbetrag. ◄ Bei Betriebsbeihilfen kann der 
jährliche Beihilfebetrag pro Empfänger angegeben werden. Bei steuerlichen Regelungen 
und Regelungen, die unter Artikel 16 (regionale Stadtentwicklungsbeihilfen) oder Arti­
kel 21 (Risikofinanzierungsbeihilfen) fallen, kann dieser Betrag in den in Artikel 9 
Absatz 2 dieser Verordnung angegebenen Spannen angegeben werden. 

( 4 ) Falls die Beihilfe mithilfe mehrerer Beihilfeinstrumente gewährt wird, bitte den Beihilfe­
betrag für jedes Instrument angeben. 

( 5 ) Diese wird von der Kommission im Rahmen des in Artikel 11 genannten elektronischen 
Verfahrens vergeben.
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ANHANG IV 

Kritische Rohstoffe im Sinne des Artikels 21 Absatz 3 Buchstabe c und des 
Artikels 56e Absatz 10 Buchstabe a Ziffer ii 

Die folgenden Rohstoffe sind als kritische Rohstoffe im Sinne des Artikels 21 
Absatz 3 Buchstabe c und des Artikels 56e Absatz 10 Buchstabe a Ziffer ii zu 
betrachten: 

a) Antimon 

b) Arsen 

c) Bauxit 

d) Baryt 

e) Beryllium 

f) Bismut 

g) Bor 

h) Kobalt 

i) Kokskohle 

j) Kupfer 

k) Feldspat 

l) Flussspat 

m) Gallium 

n) Germanium 

o) Hafnium 

p) Helium 

q) Schwere seltene Erden 

r) Leichte seltene Erden 

s) Lithium 

t) Magnesium 

u) Mangan 

v) Natürlicher Grafit 

w) Nickel – Batteriequalität 

x) Niob 

y) Phosphorit 

z) Phosphor 

aa) Metalle der Platingruppe 

bb) Scandium 

cc) Siliciummetall 

dd) Strontium 

ee) Tantal 

ff) Titanmetall 

gg) Wolfram 

hh) Vanadium 

▼M6
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